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Vorwort, 


Im  Vordergrund  der  Debatten  unserer  Zeit  stehen  mehr 
denn  je  wirtschaftspolitische  Fragen.  Einen  besonders  breiten 
Raum  beanspruchen  dabei  die  Erörterungen  über  den  für  unser 
Land  so  überaus  wichtigen  Außenhandel.  Ich  fand  deshalb, 
eine  Abhandlung  über  Vorläufer  dieses  maßgebenden  Faktors 
der  schweizerischen  Volkswirtschaft  dürfte  etwelchem  Inter- 
essen begegnen.  Wohl  liegen  die  geschilderten  Begebnisse 
Jahrhunderte  hinter  uns,  allein  beim  Studium  derselben  stößt 
man  doch  Schritt  und  Tritt  auf  Situationen,  die  mit  den  Er- 
eignissen der  letzten  Jahre  merkwürdige  Ähnlichkeit  aufwei- 
sen.  Es  ist  dies  eine  Bestätigung  dessen,  daß  sich  die  mer- 
kantilistischen  Grundsätze  und  der  Protektionismus  in  gewis- 
sem Grade  eben  bis  auf  unsere  Tage  zu  erhalten  vermochten. 
Wenn  aber  gegenwärtig  sich  wiederum  Strömungen  Geltung 
verschaffen  wollen,  wie  wir  sie  bei  der  Betrachtung  der  Pri- 
vilegienkämpfe der  eidg.  Kaufleute  in  Frankreich  im  16.  bis 
18.  Jahrhundert  beobachten  können,  so  darf  solchen  Tenden- 
zen gegenüber  wohl  eine  ablehnende  Haltung  eingenommen 
werden  eben  im  Hinblick  auf  die  damaligen  Erfahrungen, 
sowie  gestützt  auf  die  seit  Ende  des  19.  Jahrhunderts  ein- 
getretene immer  stärkere  weltwirtschaftliche  Verflechtung 
der  verschiedenen  Länder  und  Erdteile. 

Ausgangspunkt  für  die  vorliegende  Arbeit  war  die  Ge- 
schichte der  Privilegien  schweizerischer  Kaufleute  in  Frank- 
reich, speziell  in  Lyon,  die  sich  über  den  Zeitraum  von  1444 
bis  1790  erstreckt.  Hievon  hatte  1907  Frl.  Dr.  phil.  E.  Wild, 
an  Hand  des  Aktenmaterials  der  Kaufmännischen  Direktorien 
in  St.  Gallen  und  Zürich,  den  Abschnitt  von  1444  bis  1639  in 
grundlegender  Weise  zur  Darstellung  gebracht,  wobei  ins- 
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besondere  die  maßgebenden  Dokumente  aus  der  „Ordinari- 
Truckhe“  der  Nation  Suisse  in  Lyon,  die  Mappen  D 149 — 158 
des  Zürcher  Staatsarchivs,  bearbeitet  wurden. 

1917  gelangte  alsdann  ein  weiterer  Teil  dieser  Privilegien- 
geschichte zur  Veröffentlichung.  In  einer  Studie  über  die 
letzte  Allianz  der  alten  Eidgenossenschaft  mit  Frankreich  von 
1777  hat  Frl.  Dr.  phil.  H.  Wild  auch  der  bei  jenem  Anlaß  zur 
Diskussion  gelangten  Regelung  der  schweizerischen  Privi- 
legien gedacht.  Es  wurden  hiezu  wiederum  die  Akten  der 
Kaufmännischen  Direktorien  in  St.  Gallen  und  Zürich  benutzt 
und  namentlich  die  Lyoner  Urkunden  der  Mappen  D 170 — 176 
für  die  Zeit  von  1759  bis  1793  verarbeitet.  Die  noch  nicht 
eingehender  zur  Darstellung  gelangte  Epoche  1639  bis  1750 
konnte  dabei  nur  in  summarischem  Verfahren  berücksichtigt 
werden. 

Ich  stellte  mir  nun  die  Aufgabe,  diese  Lücke  auszufüllen, 
vornehmlich  durch  Bearbeitung  der  restlichen  Lyoner  Doku- 
mente aus  den  Mappen  D 159 — 170  und  auf  Grund  weiteren 
Aktenmaterials  aus  dem  Staatsarchiv  Zürich.  Auf  der  erst- 
erwähnten Arbeit  aufbauend,  boten  mir  für  diese  weitere  Dar- 
legung, neben  den  Quellen,  die  Studien  von  Prof.  Dr.  P.  Schwei- 
zer von  1880/81  über  Ludwig  XIV.  und  die  schweizerischen 
Kaufleute,  sowie  über  die  Correspondenz  des  Residenten 
Mouslier,  wertvolle  Unterstützung.  Für  die  Vorgänge  um 
1663/4,  über  welche  die  Aken  der  „Ordinär i-Truckheu  fast 
nichts  enthalten,  konnte  die  1906  erschienene  aufschlußreiche 
Arbeit  von  Dr.  H.  Wartmann  über  Jakob  Hochreutiners  Ge- 
sandtschaftsbericht benutzt  werden.  Endlich  bildete  die  1914 
veröffentlichte  Abhandlung  von  Prof.  Dr.  H.  Sieveking  über 
die  Verflechtung  der  Schweiz  in  die  Law’sche  Krise  für  meine 
bezüglichen  Betrachtungen  eine  große  Beihilfe. 

Im  Hinblick  auf  das  reiche  Aktenmaterial  des  Kaufmän- 
nischen Direktoriums  Zürich,  welches  mir  auf  dem  zürche- 
rischen Staatsarchiv  zur  Verfügung  stand,  glaubte  ich  von 
einer  Consultierung  der  Dokumente  des  st.  gallischen  Direk- 
toriums absehen  zu  dürfen.  Positiveres  hätte  wohl  durch  eine 
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Benutzung  von  französischen  Akten  in  Lyon  oder  Paris  noch 
beigeschafft  werden  können,  indessen  mußte  hierauf  aus  man- 
nigfachen Gründen  leider  verzichtet  werden.  Sodann  sind  es 
ebenfalls  die  Zeitverhältnisse,  die  mich  zwangen,  eine  um- 
fangreichere Schilderung  des  Privilegienkampfes  der  Schwei- 
zer Kaufleute  während  der  fraglichen  Epoche,  auf  vorliegende 
knappe  Abhandlung  zu  kürzen.  Tragen  deshalb  meine  Aus- 
führungen einen  eher  fragmentarischen  Charakter,  so  hoffe 
ich  doch,  daß  sie  trotzdem  als  ein  Beitrag  zur  Wirtschafts- 
geschichte meiner  Heimat  aufgenommen  werden. 

Die  nachstehende  Arbeit  ist  auf  Anregung  meines  verehr- 
ten Lehrers,  Herrn  Prof.  Dr.  H.  Sieveking,  entstanden,  dem 
ich  für  die  im  Verlauf  derselben  empfangenen  freundlichen 
Ratschläge  hierdurch  meinen  besten  Dank  ausspreche.  Des- 
gleichen bin  ich  Herrn  Staatsarchivar  Dr.  H.  Nabholz,  sowie 
den  übrigen  Beamten  des  Archivs  für  das  freundliche  Ent- 
gegenkommen und  die  Unterstützung  bei  der  Forschung  zu 
besonderem  Dank  verpflichtet. 

Kilchberg  bei  Zürich,  im  Oktober  1919. 


Walter  Schindler. 


Lebenslauf. 


Ich  wurde  am  23.  Febr.  1885  in  Winterthur  geboren,  durchlief  die 
dortigen  Schulen  bis  und  mit  der  4.  Kl.  des  Gymnasiums  (merkantile 
Abtlg.)  und  verbrachte  anschließend  1K  Jahre  in  der  franz.  Schweiz, 
zwei  Semester  davon  an  der  Handelsschule  in  Neuchätel.  Nachher  stand 
ich  in  der  kaufmännischen  Praxis,  wobei  mir  Aufenthalte  in  Florenz 
und  Liverpool  zur  sprachlichen  Ausbildung  dienten. 

Im  Sommer  1914  habe  ich  mich  dem  volkswirtschaftlichen  Studium 
an  der  Universität  Zürich  zugewandt.  Neben  den  einschlägigen  wirt- 
schaftlichen und  juristischen  Kollegien,  besuchte  ich  noch  eine  ganze 
Anzahl  Ergänzungsvorlesungen  und  nahm  an  zahlreichen  Seminarien 
teil.  Im  Wintersemester  1919/20  konnte  ich  meine  akademischen  Studien 
erfolgreich  abschließen. 
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Quellen. 

Für  die  vorliegende  Darstellung,  namentlich  den  Zeitabschnitt  von 
1638  bis  1750,  wurden  die  im  Zürcher  Staats-Archiv  liegenden  Archiv- 
Bestände  des  Kaufmännischen  Direktoriums  in  Zürich  verwendet.  Es 
fielen  da  vor  allem  in  Betracht: 

D 159 — 170  Aktenmappen  der  Schweizer  Nation  in  Lyon,  enthaltend 
Urkunden,  Korrespondenzen  etc.  aus  der  sogen.  „Ordinari- 
Truckhe“  der  Lyoner  Kaufleute  für  die  Zeit  von  1639  bis 
1753. 

In  Ergänzung  hiezu  kamen: 

D 1 — 10  Protokolle  des  Kaufmännischen  Direktoriums  Zürich  von 

1662—1759, 

D 26—  35  Missiven  - Protokolle  des  Kaufmännischen  Direktoriums 
Zürich,  von  1681 — 1759, 

D 70 — 71  Französische  Zoll-  und  Privilegiensachen,  1516 — 1796, 

D 103  Neuere  Akten  des  Direktoriums,  1701 — 1804, 

D 127 — 130  Französische  Zollfreiheiten,  Akten  und  Patente;  Copial- 
bände,  ‘welche  teilweise  den  Inhalt  der  Urkunden  von 
D 159/70  wiedergeben, 

D 143  Vollständiges  Memorial  über  das  Billette-Geschäft  von 
1716—1730, 

D 145 — 146  Namen  der  im  Zoll  zu  Lyon  eingetragenen  Schweizer 
Kaufleute,  1654—1788. 
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D 181a 

D 182 
D 183 

D 183  a 

D 187 


Einnahmen  und  Ausgaben  gemeiner  eidgen.  Kaufleute  zur 
Unterhaltung  der  Privilegien,  1630 — 1642, 

Einnahmen  der  Subvention  von  1667 — 1720, 
Conto-Corrent-Buch  vom  Verwalter  der  Subvention,  von 
1667—1720, 

Extra-Kontributions-Buch  gemeiner  nach  Lyon  handelnden 
eidg.  und  deutschen  Kaufleute  und  Mit-Consorten,  1655 — 1663, 
Ordinari-Buch  St.  Galler  Kaufleute  allein  betreffend, 
1632—1645. 


Zitiert:  Z.  D.  159  etc. 

D 134 — 138  Annales  de  la  Nation  Suisse,  5 große  Folianten,  enthaltend 
eine  Copie  der  wichtigsten  Akten  von  D 159 — 70. 

Zitiert:  A.  T.  II  etc. 


Weitere  Ergänzungen  boten  Akten-Bestände  aus  dem 
Staats-Archiv,  Zürich,  unter 
A 225,8 — 27  Beziehungen  zu  Frankreich,  1626 — 1760. 

Zitiert:  A.  225,8  etc. 


Als  gedruckte  Quellen  wurde  endlich  noch  benützt  die 
Amtliche  Sammlung  der  eidgen.  Abschiede  von  1635 — 1750, 
Bd.  VI— VIII. 

Zitiert:  Absch.  VI  etc. 
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— XV  — 

Seite 

Zerwürfnisse  in  der  Eidgenossenschaft  und  Sonderallianz 
der  kathol.  Orte  mit  der  französischen  Krone.  Anteil  der 
Schweizer  am  wirtschaftl.  Leben  in  Frankreich.  Niederlassung 
von  handeltreibenden  Landsleuten  in  der  Provinz.  Einfluß 
der  Streitigkeiten  in  der  Heimat  auf  die  Lyoner  Kolonie. 
Etablierung  von  Schweizer  Handwerkern  in  Lyon  in  An- 
lehnung an  die  dortige  Nation  Suisse.  Der  Umfang  des 
Schweizer  Handels.  Ausdehnung  der  Gewerbe  in  der  Heimat. 

Bedeutung  der  eidg.  Kommerzien  für  die  französischen 
Manufakturen  und  Finanzen. 

6.  Weitere  Entwicklung  während  der  Regentschaft  und 

unter  Ludwig  XV.,  1715/1750  91-143 

Der  mißliche  Nachlaß  Ludwig  XV.  Law’s  berüchtigte  Finanz- 
experimente und  deren  traurige  Folgen  für  die  Schweizer 
Kaufleute.  Erneute  Conflikte  unserer  Landsleute  mit  den 
Zoll-  und  Steuerbehörden,  sowie  Streitigkeiten  von  Schweizer 
Handwerkern  mit  den  französischen  Innungen.  Die  Geburt 
eines  Dauphin  1729  gibt  Hoffnung  auf  eine  Allianzerneuerung 
unter  Beseitigung  des  schädlichen  Sonderbündnisses  von 
1715.  Bezügl.  Vorbereitungen  der  eidg  Kaufleute.  Ver- 
schleppung der  Angelegenheit  und  neue  zahlreiche  Be- 
lästigungen des  Schweizer  Handels.  Delegation  des  Syndikus 
Councler  aus  Lyon  an  die  Vorberatungen  der  evangelischen 
Stände  für  eine  Allianz  1739.  Die  Postulate  der  Kaufleute, 

Projekt  einer  Ordnung  der  Verhältnisse  mittelst  Aufrichtung 
einesTarifs.  Vertagung  der  Bundeserneuerung  1740.  Schwierig- 
keiten der  „Lyoner“  wegen  persönlichen  Abgaben  und  Be- 
hinderung des  Schweizer  Handels  mit  der  Franche  Comte. 

Heftige  Angriffe  der  Zollpächter  auf  die  Tucheinfuhr  aus 
der  Eidgenossenschaft.  Organisation  und  Zusammensetzung 
der  Schweizer  Kolonie  in  Lyon.  Stärkere  Emanzipation  der 
„Nation“  von  der  Heimat.  Die  Entwicklung  von  Schweizer 
Handel  und  Gewerbe  seit  1715  und  Anteil  der  franz. /Schweiz. 
Handelsbeziehungen  hieran.  Art  und  Umfang  des  schweize- 
rischen Imports  nach  Frankreich.  Zunehmende  Bedeutung 
der  Eidgenossenschaft  als  Konsument  für  Handel  und  Industrie 
der  Franzosen. 

III.  Schluß. 

7.  Zerfall  der  eidg.  Handelsprivilegien  in  Frankr.  1751/90  144—151 

Trotz  liberalerer  Wirtschaftspolitik,  weiterer  Abbröckelungs- 
prozeß der  Privilegien.  Verschärfung  der  Lage  unserer  Kauf- 
leute, infolge  erneuter  Kriege  und  damit  verbundener  Steuer- 
lasten. Vergebliche  Anstrengungen  der  „Lyoner“  eine  Besse- 


XVI 


Seite 


rung  zu  erlangen,  anläßlich  der  1770  akut  werdenden 
Allianzverhandlungen.  Gleichgültigkeit  und  Uneinigkeit 
der  Stände  verhindern  erfolgreiche  Geltendmachung  der 
Kaufleute  Forderungen.  Gegen  die  alten  Privilegien  wirken 
besonders  noch  die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen  Ver- 
änderungen in  den  Handelsbeziehungen  zwischen  den  beiden 
Ländern.  Resultatlose  Debatten  provozieren  1781  eine  ein- 
seitige Regelung  der  Dinge  durch  Ludwig  XVI.,  die  den 
Schweizer  Kaufleuten  nur  kümmerliche  Bruchstücke  ihrer 
einstigen  Vorrechte  beläßt.  Mit  den  Umwälzungen  um  1790 
wird  die  »Nation  Suisse“  in  Lyon  aufgelöst. 

8.  Allgemeine  Betrachtungen 151  — 166 

Motive,  die  eine  erfolgreichere  Verteidigung  der  Privilegien, 
namentlich  durch  eine  handelsvertragliche  Regelung,  hinder- 
ten. Umfang  und  wirtschaftliche  Bedeutung  der  französisch- 
schweizerischen Handelsbeziehungen  besonders  von  1667 
bis  1720. 

9.  Beilagen 


167—175 


I.  Einleitung. 

1«  Ursprung  der  Privilegien  und  Entwicklung  bis  1638* 

Um  die  Wende  des  15.  Jahrhunderts  hatten  die  Eidge- 
nossen den  Höhepunkt  an  politischem  Einfluß  und  Macht  er- 
reicht. Sie  galten  als  das  erste  Kriegsvolk.  Alle  Regierungen 
ließen  es  sich  angelegen  sein,  schweizerische  Söldner  in  ihren 
Heeren  zu  besitzen  und  suchten  sie  sowie  deren  Obrigkeiten 
durch  Jahrgelder,  Soldversprechen  und  Privilegien  an  sich  zu 
fesseln.  Diese  Militärkapitulationen  waren  meist  von  poli- 
tischen Bundesverträgen  begleitet,  in  denen  auch  Zugeständ- 
nisse hinsichtlich  des  gegenseitigen  Handels  und  Verkehrs 
gemacht  wurden.  Allein  die  vorwiegend  schädlichen  Einflüsse 
dieses  Handels  mit  dem  eigenen  Blute  ließen  nicht  lange  auf 
sich  warten.  Gar  bald  zeigte  es  sich,  daß  die  Eidgenossen 
durch  ihren  Waffenruhm  wohl  die  staatliche  Selbständigkeit 
errungen  hatten,  dafür  aber  umso  stärker  von  der  Leiden- 
schaft für  fremdes  Gold  abhängig  geworden  waren. 

Da  brachte  die  schwere  Niederlage  von  Marignano  et- 
welche Wendung  der  Dinge.  Man  begann  sich  wieder  auf  sich 
selbst  zu  besinnen  und  mehr  den  eigenen  Interessen  gerecht 
zu  werden,  als  sich  fortwährend  in  fremde  Händel  einzu- 
mischen. Man  erkannte,  wie  die  Kriegszüge  des  16.  Jahr- 
hunderts die  Grundlagen  des  wirtschaftlichen  Gedeihens 
stark  gefährdet  hatten,  indem  der  heimatlichen  Scholle  durch 
die  Lockungen  von  fremdem  Sold,  reicher  Beute  und  fröh- 
lichem Kriegerleben  ihre  besten  Arbeitskräfte  entzogen  wur- 
den. Insbesondere  der  Zürcher  Reformator  Zwingli  trat  gegen 
das  gewerbsmäßige  Söldnertum  auf.  Er  machte  auf  die  Be- 
deutung der  produktiven  Arbeit  aufmerksam,  deren  hoher 
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Wert  für  Volkswohl  und  wirtschaftlichen  Fortschritt  ihm 
wohl  bewußt  war.  Die  Reformation  wandte  sich  denn  auch 
in  schroffer  Opposition  gegen  die  jeder  gewerblichen  und 
kommerziellen  Tätigkeit  abholden  Sitten  der  Reisläuferei,  der 
Kapitulationen  und  des  Pensionswesens.  Erfolg  hatte  sie  aller- 
dings nur  in  Zürich,  wo  der  französisch-schweizerische  Bun- 
des- und  Soldvertrag  von  1521  zurückgewiesen  wurde,  trotz- 
dem die  übrigen  12  Orte  und  Zugewandte  solchen  ange- 
nommen hatten. 

Vermochten  so  die  kulturellen  und  politischen  Ereignisse 
im  16.  Jahrhundert  das  große  Übel  des  Pensions-  und  Söld- 
nerwesens nicht  auszurotten,  so  lenkten  sie  doch  die  Tätigkeit 
der  Schweizer,  insbesondere  der  Zürcher,  auf  friedlichere 
Bahnen.  Handel  und  Gewerbe  erwachten  aus  langem  Schlum- 
mer, als  Auftakt  eines  mächtigen  wirtschaftlichen  Auf- 
schwungs. 

Die  Binnenlage  unseres  Landes  und  seine  Armut  an  Roh- 
stoffen war  allerdings  der  Entwicklung  eines  ausgedehnten 
Handelsverkehrs  nicht  sonderlich  günstig.  Dafür  kam  der 
Schweiz  aber  zustatten,  daß  schon  der  mittelalterliche  Han- 
delsverkehr Europas  sich  in  großem  Maße  über  ihre  Alpen- 
pässe vollzog,  wobei  er  in  seinen  nördlichen  Ausmündungen 
durch  schweizerische  und  oberdeutsche  Städte  aufgenommen 
wurde.  Deren  Kaufleute  leiteten  alsdann  die  Güter  nach  dem 
nördlichen  Deutschland  und  nach  den  Niederlanden  weiter, 
wobei  sie  gleichzeitig  für  eigene  Erzeugnisse  aufnahmefähige 
Absatzgebiete  eröffneten.  Wesentlich  dank  dieser  glücklichen 
Lage  am  Hauptverkehrsweg  zwischen  Italien  und  dem  Norden 
sehen  wir  deshalb  bereits  im  13.  Jahrhundert  Handel  und  Ge- 
werbe in  Zürich  emporblühen  und  desgleichen  auch  in  Basel, 
das  als  Knotenpunkt  der  Rheintalstraße  und  des  uralten  Han- 
delswegs von  Marseille  über  Avignon,  Lyon,  Besangon  und 
Burgunderpforte  mit  Abzweigung  über  Dijon  ins  Seinebecken 
noch  günstiger  gestellt  war.  Ebenso  ist  das  Aufblühen  Genfs 
im  13.  Jahrhundert,  namentlich  seiner  Messen,  auf  den  gün- 
stigen Standort  am  Schnittpunkt  wichtiger  Handelsstraßen 
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zurückzuführen.  Bei  der  Lust  zu  den  Waffen  wurde  jedoch 
Handel  und  Gewerbe  von  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  an 
neuerdings  vernachlässigt,  um  erst  nach  der  Reformation 
wieder  Beachtung  zu  erlangen. 

Die  erfolgte  Aufschließung  einer  neuen  Welt  am  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  veranlaßte  zwar  eine  Verschiebung  der 
kontinentalen  Handelszentren  und  Verkehrswege,  indem  die 
bisherige  Vorrangstellung  der  italienischen  Handelsrepubliken 
an  Spanien  und  Holland  überging.  Diese  neue  Konstellation 
brachte  indessen  der  Schweiz  nur  den  Vorteil,  daß  ihre  Han- 
delsplätze neben  dem  stets  rege  bleibenden  Verkehr  von  und 
nach  Italien  auch  noch  von  den  Warenzügen  der  ober- 
deutschen Kaufleute  nach  Frankreich,  besonders  Lyon,  be- 
rührt wurden. 

Es  ist  daher  nicht  verwunderlich,  daß  man  nach  der  Er- 
nüchterung anfangs  des  16.  Jahrhunderts  diese  natürlichen 
Vorzüge  wieder  besser  zu  würdigen  begann  und  die  Periode 
der  Stagnation  im  kommerziellen  und  industriellen  Leben 
einem  Zeitraum  des  Aufkommens  eines  umfangreicheren  wirt- 
schaftlichen Verkehrs  Platz  machen  mußte.  Im  Verlaufe  des 
Jahrhunderts  sehen  wir  denn  in  Winterthur  als  wichtigste  und 
älteste  Industrie  das  Zwilchengewerbe  aufblühen.  In  Zürich 
wurde  sonderlich  der  Leinen-,  Barchent-  und  Zwilchenhandel 
nach  Italien  betrieben.  Die  alte  Leinwandindustrie  im  nord- 
ost-schweizerischen Gebiet  um  St.  Gallen  herum  erreichte  die 
höchste  Blüte.  Die  Zurzacher  Messen  entwickelten  sich  zu 
einem  wichtigen  Platz  für  die  Vermittlung  des  Handelsver- 
kehrs zwischen  Deutschland,  Frankreich,  Italien  und  der 
Schweiz,  wobei  aber  auch  Waren  aus  England  und  Holland, 
sowie  außereuropäische  Produkte  auf  den  Markt  kamen.  Be- 
sonderen Impuls  für  das  gewerbliche  Leben  brachten  dann 
die  1555,  hauptsächlich  in  Zürich  einwandernden  Locarner, 
unter  denen  sich  geschickte  Handwerker  und  Manufakturisten 
befanden,  welche  namentlich  die  Seidengewerbe  wieder  ein- 
führten. 

Mit  diesem  wirtschaftlichen  Aufschwung  zeigte  es  sich 
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nun,  daß  die  fremden  Kriegsdienste  trotz  den  sonst  bekannten 
Schattenseiten  doch  zur  Entfaltung  von  Handel  und  Industrie 
unseres  Landes  erheblich  beigetragen  hatten.  Die  seit  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  fortschreitende  Bildung  nationaler 
Großstaaten  mit  zentralisierter  Regierungsgewalt  hatte  näm- 
lich fast  überall  das  Aufkommen  des  Mercantilsystems  zur 
Folge.  Da  erhielten  nun  die  den  Eidgenossen  im  Zusammen- 
hang mit  den  Kapitulationen  gemachten  Zugeständnisse  be- 
treffs gegenseitigem  Handel  und  Verkehr  erhöhte  Bedeutung 
und  ermöglichten  eine  teilweise  Durchbrechung  des  genann- 
ten Systems.  Eine  mehr  indirekte  Begünstigung  der  Ent- 
wicklung des  schweizerischen  Handels  durch  die  fremden 
Dienste  lag  darin,  daß  die  Söldner  fremde  Länder,  deren  Pro- 
dukte, die  Bedürfnisse  und  gewerblichen  Erzeugnisse  ihrer 
Bewohner,  kennen  lernten.  Sie  hatten  ferner  Gelegenheit, 
sich  mit  fremden  Sprachen  vertraut  zu  machen  und  persön- 
liche Beziehungen  anzuknüpfen,  auch  konnten  sie  sich  die 
Kenntnisse  der  Verkehrswege  und  Handelsplätze  durch 
eigene  Anschauung  erwerben. 

Ein  besonders  lebhafter  Verkehr  entwickelte  sich  mit 
Frankreich,  das  bald  zu  einem  Hauptabsatzgebiet  für  schwei- 
zer Handel  und  Gewerbe  wurde.*)  Unter  den  Potentaten, 
welche  sich  im  15.  Jahrhundert  und  später  am  eifrigsten  um 
die  schweizer  Söldner  bewarben,  standen  die  Herrscher  von 
Frankreich  stets  an  erster  Stelle,  denn  ihr  von  Karl  VII.  neu- 
begründetes Königtum  stützte  sich  zur  Hauptsache  auf  ein 
ständiges  Söldnerheer.  Zu  St.  Jakob  1444  hatten  sie  die 
Schweizerwaffen  schätzen  gelernt  und  legten  deshalb  Wert 
darauf,  sich  die  Solddienste  der  Eidgenossen  zu  sichern.  Mit- 
telst Gold  und  anderen  Versprechungen  wußte  man  dies  wohl 
zu  erreichen.  Aus  den  immer  enger  werdenden  Beziehungen 
zwischen  der  Eidgenossenschaft  und  Frankreich  resultierten 
zahlreiche  Verträge  und  Bündnisse,  in  denen  auch  Stipu- 


*)  vgl.  Wild  E.,  1.  c.  Für  die  nachstehenden  Ausführungen  dieses 
Kapitels  wurde  in  der  Hauptsache  die  zitierte  Arbeit  benutzt. 
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lationen  betreffend  Handel  und  Wandel  enthalten  waren. 
Diese  Interessenverknüpfung  der  beiden  Staaten  wurde  in  der 
Folge  von  größtem  Einfluß  auf  die  politische  und  wirtschaft- 
liche Entwicklung  unseres  Landes. 

Grundlage  der  Beziehungen  zwischen  der  Krone  Frank- 
reichs und  der  Eidgenossenschaft  bildete  bis  zur  Revolution 
die  „Ewige  Richtung“,  ein  Friedens-  und  Freundschaftsver- 
trag, der  am  29.  November  1516  zu  Freiburg  mit  Franz  I.  ab- 
geschlossen worden  war.  Ist  dieser  Vertrag  wohl  als  Basis 
der  sich  entwickelnden  regen  Handelsbeziehungen  anzusehen, 
und  wurden  die  Privilegien  der  Kaufleute  stets  auf  ihm  be- 
gründet, so  haben  wir  den  eigentlichen  Ursprung  dieser  kom- 
merziellen Vorrechte  doch  in  einer  früheren  Epoche  zu  suchen. 

Diese  Begünstigungen  entsprangen  vielmehr  der  Handels- 
politik der  französischen  Könige  im  15.  Jahrhundert.  Der 
Wettkampf  zwischen  den  alten  Genfer  Messen  und  denjenigen 
Lyons  seit  1420  wußten  Karl  VII.  und  Ludwig  XI.  durch 
Kre'frung  weitgehender  Meßprivilegien  zu  Gunsten  der  letzt- 
genannten Stadt  zu  entscheiden.  Ab  1464  mußten  daher  die 
schweizer  und  deutschen  Kaufleute  die  Lyoner  Messen  auf- 
suchen, sofern  sie  am  französischen  Markt  noch  teilhaben 
wollten. 

Für  die  Handelsbeziehungen  zwischen  den  beiden  Staaten 
war  der  Vertrag  von  1516  insofern  wichtig,  als  die  Artikel  5 
und  9 speziell  der  Kaufleute  gedachten.  Zwar  enthielten  schon 
frühere  Bündnisse  gewisse  allgemeine  Bestimmungen  in  die- 
ser Richtung,  indessen  kam  denselben  noch  geringere  Bedeu- 
tung zu,  mangels  eines  größeren  direkten  Handelsverkehrs 
zwischen  den  beiden  Ländern.  Die  Verschiebung  der  Messen 
von  Genf  nach  Lyon  hatte  die  Situation  geändert. 

Durch  die  neue  Vereinbarung  wurden  den  Schweizern 
alle  bisanhin  verliehenen  Privilegien  und  besonderen  Frei- 
heiten in  der  Stadt  Lyon  bestätigt,  sowie  freier  Handel  und 
Wandel  und  freie  Ausübung  ihrer  Gewerbe  in  allen  Ländern 
und  Gerieten  der  Krone,  ohne  Neuerung  der  Zölle  und  anderer 
Auflagen  zugesichert.  Für  allfällige  Streitigkeiten  zwischen 
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der  Krone  und  der  Eidgenossenschaft  wurde  eine  schieds- 
gerichtliche Regelung  vorgesehen  durch  das  sog.  Marchrecht 
von  Peterlingen.  Die  erworbenen  Privilegien  schienen  damit 
durch  Staatsvertrag  garantiert  zu  sein,  allein  die  generelle 
Fassung  der  Bestimmungen  bot  den  mit  der  Zeit  in  Frank- 
reich aufkommenden  Tendenzen  in  wirtschaftspolitischer  und 
fiskalischer  Hinsicht  nur  zu  leicht  Angriffspunkte. 

Die  Stellung  der  Schweizer  in  Frankreich,  besonders  in 
Lyon,  war  eine  recht  günstige  in  der  ersten  Hälfte  des  16. 
Jahrhunderts.  Ihre  Handelsprivilegien  erfreuten  sich  allge- 
meiner Anerkennung.  Schweizerischerseits  war  man  den 
militärischen  Interessen  der  Krone  entgegengekommen  und 
dann  hatte  das  aufblühende  Lyon  für  die  Finanzbedürfnisse 
der  kriegerischen  Könige  erhöhte  Bedeutung  gewonnen.  1553 
waren  die  Eidgenossen  bereits  mit  ca.  6 Millionen  Franken  an 
diesen  Geldgeschäften  des  Hofes  interessiert.  Trotzdem  ver- 
mochte diese  doppelte  Verflechtung  der  beiden  Länder  in  mili- 
tärischer und  ökonomischer  Hinsicht  nicht  zu  verhindern,  daß 
schon  in  dieser  Epoche  die  ersten  Anzeichen  von  kommerziel- 
len und  fiskalischen  Gegensätzen  auftauchten. 

Es  sind  namentlich  neugeschaffene  Ein-  und  Ausfuhr- 
zölle, welche  zu  Klagen  Anlaß  gaben.  Nur  durch  Unter- 
stützung seitens  der  Tagsatzung,  sowie  mittelst  Sonderge- 
sandtschaften  an  den  Hof,  vermochten  sich  die  schweizer 
Kaufleute  von  den  Neuerungen  zu  befreien.  Besonders  glück- 
lich verlief  dabei  die  Gesandtschaft  des  St.  Gallers  Jakob 
Rainsperg,  dem  es  gelang,  im  März  1553  vom  Seneschall  in 
Lyon  eine  urkundliche  Feststellung  der  1516  von  den  Schwei- 
zer entrichteten  Zölle  zu  erwirken,  eine  höchst  wichtige  Er- 
gänzung zu  Art.  5 und  9 des  „Ewigen  Friedens“. 

Die  Freude  der  eidg.  Kaufleute  an  dem  schönen  Erfolge 
ihres  Delegierten  blieb  nicht  lange  ungetrübt.  Die  bisherigen 
Ereignisse  stellen  vielmehr  nur  ein  Geplänkel  dar  zu  einem 
bis  zur  Revolution  nie  ruhenden  Kampfe  um  die  Handelsprivi- 
legien, welche  der  Krone  und  ihren  Zollpächtern  mit  der  zu- 
nehmenden Entwicklung  von  Handel  und  Gewerbe  im  eigenen 
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Lande  immer  unbequemer  wurden.  So  versuchte  man  Ende 
der  1550er  Jahre  den  Schweizern  in  Lyon  das  Privileg  der 
freien  Ausfuhr  von  Gold  und  Silber  zu  unterbinden  und  erst 
die  Drohung  der  Tagsatzung  mit  dem  Rechtstag  von  Peter- 
lingen  brachte  Abhilfe.  Der  relativ  ruhige  Gang  der  Handels- 
beziehungen zwischen  den  beiden  Ländern  wurde  aber  beson- 
ders in  den  60er  Jahren  schwer  gestört,  infolge  der  Religions- 
wirren, in  welche  auch  Lyon  verwickelt  war.  Kaum  war  diese 
Krise  überstanden,  so  erwuchsen  unseren  Kaufleuten  neue 
Schwierigkeiten.  Die  Willkür  der  Zollpächter  und  die  Fi- 
nanzklemme der  Krone  ließen  ihnen  keine  Ruhe.  Bald  war  es 
ein  Einfuhrzoll,  bald  eine  neue  Abgabe  auf  dem  Export  oder 
gar  eine  allgemeine  Erhöhung  der  Zölle,  über  welche  auf  den 
Tagsatzungen  geklagt  wurden.  Einsprache  der  Stände  beim 
französischen  Hof  blieb  wirkungslos.  Die  schweren  Bürger- 
kriege gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  gestalteten  die  Si- 
tuation der  schweizer  Kaufleute  in  Lyon  äußerst  prekär.  Da 
brachte  die  Wende  des  Jahrhunderts  Heinrich  IV.  auf  den 
französischen  Thron,  allein  die  damit  verbundene  Hoffnung 
der  Schweizer  auf  Besserung  ihrer  Lage  erwies  sich  als  trü- 
gerisch. Bereits  1595  mußten  sie  wegen  einem  neuen  Durch- 
gangszoll in  Montluel  reklamieren  und  weitere  Anstände 
ließen  nicht  auf  sich  warten.  Ein  Versuch  der  Kaufleute  1602, 
anläßlich  des  Abschlusses  eines  Bündnisses  zwischen  der  Eid- 
genossenschaft und  Frankreich,  sich  ihre  Privilegien  neuer- 
dings und  in  detaillierter  Form  bestätigen  zu  lassen,  schei- 
terte an  dem  kläglichen  Verhalten  der  eidg.  Gesandten  in 
Paris. 

Trotz  den  erfahrenen  Enttäuschungen  ließen  sich  die 
Kaufleute  nicht  abschrecken,  weitere  Versuche  zu  unterneh- 
men, um  doch  noch  das  ersehnte  spezifizierte  Patent  zu  er- 
langen. Statt  dessen  sahen  sie  sich  aber  gar  bald  wieder  in 
Zollkonflikte  verwickelt  und  genötigt,  Barth.  Zollikofer  von 
St.  Gallen  zur  Verteidigung  der  Kaufleute  Angelegenheit  an 
den  Hof  abzuordnen.*)  Es  galt  namentlich  die  neue  Argu- 


) vgl.  W a r t m a n n III,  I.  c. 
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mentation  der  Zollpächter,  wonach  die  zollfreie  Einfuhr  nur 
speziell  in  der  Schweiz  produzierte  Waren  betreffen  könne, 
zu  bekämpfen.  Das  Resultat  von  Zollikofers  Bemühungen 
war  indessen  nicht  befriedigend.  Nach  dem  Ratsentscheid 
sollten  zwar  alle  schweizer  Natur-  und  Gewerbeprodukte, 
inclusive  Burats  und  Seidenstoffe,  die  Privilegien  genießen, 
die  ausländischen  Waren  jedoch,  mit  denen  die  Schweizer 
Handel  trieben,  davon  auszuschließen  sein.  Letzterer  Punkt 
traf  namentlich  den  Handel  Basels  und  Schaffhausens  em- 
pfindlich. Versuche  der  Kaufmannschaft  in  der  Schweiz  bei 
der  Tagsatzung  Hilfe  zu  erlangen,  blieben  leider  erfolglos. 
Die  Beschwerden  der  Kaufleute  dauerten  denn  auch  unver- 
mindert weiter.  Um  eine  Verschlimmerung  ihrer  Lage  zu 
verhindern,  fanden  sich  unsere  Landsleute  mit  den  Zollpäch- 
tern durch  Kompromisse  ab  oder  unterwarfen  sich  den 
Neuerungen. 

Seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  hatten  die 
schweizer  Kaufleute  nie  mehr  unbestrittenen  Genuß  ihrer 
Privilegien  und  besonders  unter  Heinrich  IV.  war  ihre  Stel- 
lung sehr  angefochten.  Die  innerpolitischen  Wirren  um  1615 
brachten  etwelche  Besserung  insofern  als  die  Herren  Fer- 
miers  Zollanstände  gerne  mittelst  „klingender“  Argumen- 
tation beheben  ließen.  Der  seit  Anfang  des  17.  Jahrhunderts 
immer  drückender  regierende  Fiskalismus  führte  aber  in  den 
1630er  Jahren  doch  wieder  zu  größeren  Streitigkeiten.  Wohl 
erlangten  die  Kaufleute  günstige  Entscheide,  diese  wurden 
indessen  von  den  Fermiers  einfach  ignoriert.  Neue  Lasten 
erstanden  den  Schweizern  besonders  auch  aus  der  Reappre- 
ciation  von  1632.  Die  Notlage  der  eidg.  Kaufleute  in  Lyon 
gab  schließlich  1634  doch  Veranlassung  zu  einer  offiziellen 
Gesandtschaft  der  evangelischen  Stände  an  den  Hof,  zu  der 
von  der  Schweizer  Kaufmannschaft  als  besondere  Vertreter 
Junker  Daniel  Studer  von  St.  Gallen  und  der  Basler  Benedikt 
Socin  beigeordnet  wurden.  Während  fast  sechs  Monaten  wur- 
den von  diesen  Gesandten  mühsame  Verhandlungen  in  Paris 
gepflogen,  aber  trotz  allen  Anstrengungen  fiel  die  Mission 
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doch  nicht  zufriedenstellend  aus.*)  Statt  dem  erstrebten  Pa- 
tent hatte  man  lediglich  schöne  Versprechungen,  ohne  jeg- 
liche Garantie,  erhalten.  Schon  während  der  Gesandtschaft 
waren  die  eidg.  Kaufleute  in  Lyon  neuerdings  vom  Zollpäch- 
ter de  Pars  belästigt  worden. 

Der  von  der  Delegation  beim  Conseil  in  Paris  anhängig 
gemachte  Prozeß  kam  endlich  Ende  Oktober  1636  zum  Ent- 
scheid. Das  Resultat  entsprach  ungefähr  dem  1608  erzielten. 
Man  hatte  Gewährleistung  der  Privilegien  für  schweizerische 
Waren,  auch  für  solche,  deren  Rohstoff  nicht  schweizerischen 
Ursprungs  war.  Sodann  kamen  die  Zölle  für  Burate,  Fleurets 
und  Voiles  de  cotton  nunmehr  in  Wegfall.  Andernseits  blieben 
aber  nichtschweizerische  Manufakturwaren  von  den  Privile- 
gien ausgeschlossen,  auch  fehlte  eine  Restitution  der  wider- 
rechtlich erhobenen  Zölle.  Mit  Rücksicht  auf  die  Finanznöte 
Frankreichs  und  der  daraus  resultierenden  großen  Wider- 
stände gegen  die  Forderungen  der  Schweizer,  mußte  man 
sich  mit  dem  Erreichten  begnügen.  Dem  Zollpächter  de  Pars 
gelang  es  dann  1638  die  Zollfreiheit  hinsichtlich  Reapprecia- 
tion  und  droit  d’acquit  für  den  Import  auf  die  marchandises 
du  creu  et  manufactures  de  suisses,  für  den  Export  auf  die 
aus  Frankreich  direkt  nach  der  Schweiz  und  dort  zum  Ver- 
kauf kommenden  Waren  zu  beschränken,  zum  Schaden  des 
schweizerischen  Zwischenhandels  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich,  sowie  der  schweizer  Manufakturen,  welche  sich 
fremder  Rohstoffe  bedienten.**) 

Mit  der  Verschiebung  des  Handelszentrums  von  Genf 
nach  Lyon  im  15.  Jahrhundert  hatten  sich  auch  fremde  Kauf- 
leute an  dem  neuen  Platze  niederzulassen  begonnen.  Sie 
waren  in  freien  Korporationen  sog.  nations  vereinigt.  Die 
Schweizer  scheinen  dabei  anfänglich  mit  den  Angehörigen 
der  Reichsstädte  zusammen  gegangen  zu  sein,  erst  anfangs 
17.  Jahrhunderts  kann  man  von  einer  eigentlichen  Nation 
Suisse  reden. 

*)  vgl.  Wartmann  III,  1. c. 

**)  vgl.  A 225,  58,  1636/38. 
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Es  waren  überwiegend  St.  Galler  Kaufleute,  denen  sich 
in  der  Folge  mit  dem  Emporblühen  der  heimatlichen  Gewerbe, 
Zürcher,  Schaffhauser,  Basler  usw.  beigesellten. 

Mit  der  Vereinigung  der  Schweizer  in  Lyon  ging  Hand 
in  Hand  eine  freie  Organisation  der  Kaufmannschaft  daheim, 
wo  namentlich  St.  Gallen  führende  Stellung  inne  hatte.  Hier 
holten  sich  die  „Lyoner“  Rat  und  von  hier  empfingen  sie  aber 
auch  Verhaltungsmaßregeln.  Diese  Verbindung  begründete 
die  zwischen  Lyon  und  St.  Gallen  verkehrende  Ordinari-Post. 
Zum  Unterhalt  dieser  Institution  diente  eine  Ordinarikasse, 
die  im  Laufe  der  Zeit  auch  zu  einem  Hilfsfond  zur  Verfech- 
tung der  Privilegien  etc.  sich  entwickelte.  Um  solchem 
weitergehenden  Zwecke  genügen  zu  können,  wurde  sie  dann 
mit  einem  Ballengeld  von  allen  privilegierten  Waren  ge- 
speist.*) 

Der  Bestand  der  Schweizer-Häuser  in  Lyon  war  in 
steter  Fluktuation.  Begegnen  um  1598  sechs  St.  Galler  und 
zwei  Schaffhauser  Firmen , so  werden  1602  bereits  13 
Häuser  verzeichnet.  Das  Hauptkontingent  stellt  St.  Gallen, 
daneben  finden  wir  Vertreter  aus  Zürich,  dem  Aargau,  Frei- 
burg und  Jurassier.  In  einer  im  April  1608  in  Lyon  von  der 
dortigen  schweizer  Kaufmannschaft  abgeschlossenen  Kon- 
vention betr.  Verteidigung  der  Privilegien  können  wir  schon 
17  Firmen,  wovon  8 Zürcher,  6 St.  Galler,  2 Schaffhauser  und 
eine  Basler,  constatieren.  Bis  1621  verschiebt  sich  dieses 
Verhältnis  derart,  daß  sich  die  Kolonie  nunmehr  aus  9 St.  Gal- 
ler, 3 Schaffhauser  und  4 Zürcher  bezw.  „Ausburger“  Häuser 
zusammensetzt. 

Mangels  genügender  Daten  ist  es  sehr  schwer,  sich  ein 
klares  Bild  von  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  dieser  fran- 
zösisch-schweizerischen Handelsbeziehungen  zu  machen.  An 
Hand  von  vagen  Schätzungen  darf  der  Export  unserer  Kauf- 
leute nach  Frankreich  um  1627  auf  mindestens  10  Millionen 
Franken  jährlich  veranschlagt  werden,  wogegen  der  schwei- 


*)  vgl.  Reichesberg,  Art.  Kaufm.  Direktorium,  St.  Gallen. 
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zer  Import  aus  Lyon  im  ganzen  17.  Jahrhundert  nie  mehr 
als  6 Millionen  Franken  pro  Jahr  betragen  haben  soll.  Die 
Verhältnisse  zeigen  sich  dabei  in  noch  günstigerem  Lichte 
für  die  Eidgenossenschaft,  wenn  wir  einen  näheren  Vergleich 
der  aus-  und  eingeführten  Waren  anstellen. 

Der  schweizer  Export  umfaßte  ursprünglich  überwiegend 
Produkte  der  heimischen  Gewerbe  namentlich  aus  der  Ost- 
schweiz, wie  Leinwand,  Barchent  und  Zwilch,  zu  denen  das 
Land  selbst  die  Rohmaterialien  lieferte.  Das  erklärt  uns 
auch  das  Überwiegen  der  St.  Galler  Kaufleute.  Erst  um  die 
Wende  des  16.  Jahrhunderts  kamen  dazu  die  speziell  von 
Zürich  lancierten  Seiden-  und  Baumwollgewebe.  Zwar  muß- 
ten die  Rohstoffe  für  diese  Produkte  eingeführt  werden,  dank 
den  Begünstigungen  konnte  man  aber  doch  damit  auf  dem 
Lyoner  Markt  konkurrieren.  Daneben  vollzog  sich  ein  er- 
heblicher Zwischenhandel  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich, an  welchem  die  Schweizer  je  nach  der  politischen  Kon- 
stellation bald  mehr  bald  weniger  Anteil  hatten. 

Demgegenüber  beschränkte  sich  der  schweizer  Import 
aus  Lyon  zur  Hauptsache  auf  Urprodukte  wie  Öl,  Farbstoffe, 
Safran  und  Wein.  Ob  die  französischen  Industrieprodukte 
ganz  vernachlässigt  worden  sind,  scheint  doch  fraglich.  Be- 
sonders vor  der  Entwicklung  der  Zürcher  Seidengewerbe 
müssen  solche  kostbaren  Fabrikate  eingeführt  worden  sein, 
namentlich  auch  für  eine  Wiederausfuhr  nach  dem  Osten, 
wenigstens  zeigt  uns  die  Feststellung  des  Seneschalls  (in 
Lyon  vom  März  1553,  hinsichtlich  der  von  den  schweizer 
Kaufleuten  gemäß  Vertrag  von  1516  zu  entrichtenden  Aus- 
fuhr-Zölle, folgende  reichhaltige  Liste:*) 

Draps  de  soye,  fusse  grayne  ou  poulse  decarlatte, 
saffran,  coral,  camelot;  despisserie;  draps  de  Rohan,  Paris, 
Bourges  et  aultres  fins  draps;  petits  draps  de  Poytoux,  Man- 
des,  Orgeletz,  Amillardz,  sardiz,  blanchetz,  laynes,  mercerie, 
toilles  blanches,  quinqualierie  et  pelleterie  affetee;  draps  de 


*)  vgl.  W a r t m a n n II,  1.  c.,  pag.  136. 
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Carcassone;  destamines,  trillyz,  toilles  creues,  linge  et  dro- 
guerie;  bazannes,  gros  cuyers  adoubez,  fil  darbaleste, 
fil  tainct , parchemyn  , plumes  , couvertes  d ’ Aulvergnes  , 
peaulx  pellues,  livres  a vendre,  fil  darcheau;  succre,  alum, 
estaing,  cuyvre,  metall,  fil  cru,  parelle,  pignes,  cuyr  de 
beuf,  peloux;  huille  dolive,  riz,  amendres,  merluz  seiches, 
salleures;  bourras,  colle,  plom,  figues,  raisins,  chenefve,  pig- 
nes, verres  a faire  verrures,  oranges;  desclappes  a faire  pig- 
nes, soit  deburun,  poix  fert. 

Es  waren  denn  auch  die  Zürcher  Artikel,  die  besonderen 
Widerstand  seitens  der  Zollpächter  und  namentlich  der  Lyo- 
ner Seidenmanufakturen  zu  bekämpfen  hatten.  Für  die  Pro- 
dukte wie  Burats  de  Zürich  ä la  fagon  de  Bergame,  etamines 
ä la  fagon  de  Rheims,  sarges  ä la  fagon  d’Arras  und  Floretti 
beanspruchten  nämlich  die  Zürcher  ebenfalls  Gewährung  der 
Privilegien,  während  man  französischerseits  argumentierte, 
daß  diese  Begünstigungen  nicht  auf  erst  nach  1516  entstan- 
dene Industrien  ausgedehnt  werden  können.  So  hieß  es  um 
1620  seitens  der  Zollpächter,  daß  die  Vorrechte  keineswegs 
für  beliebig  viel  Waren,  die  „andern  ab-  oder  nachgemacht 
werden“  Geltung  hätten,  solche  Waren  aber  produziere  die 
Schweiz  jährlich  für  mehr  als  4 Millionen  Gold,  wodurch 
Frankreich  wegen  der  Privilegien  einen  Zollausfall  von 
ca.  540  000  Franken  erleide. 

Mag  dies  auch  tendenziös  übertrieben  sein,  soviel  ist 
sicher,  daß  die  Handelsbeziehungen  zwischen  den  beiden  Län- 
dern im  skizzierten  Zeitabschnitt  namentlich  für  die  Eid- 
genossenschaft große  Vorteile  brachten  und  zwar  dank  den 
Vorrechten  aus  dem  15.  Jahrhundert.  Leider  war  das  Inter- 
esse daran  bei  der  Mehrzahl  der  Stände  äußerst  gering.  Es 
blieb  nach  wie  vor  zur  Hauptsache  der  Kaufmannschaft  ein- 
zelner Städte  wie  St.  Gallen,  Zürich,  Basel,  die  in  der  gewerb- 
lichen Entwicklung  etwas  fortgeschritten  waren,  überlassen 
für  die  Aufrechterhaltung  der  immer  mehr  umstrittenen  Vor- 
zugsstellung ihrer  Landsleute  in  Lyon  einzustehen. 
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2.  Politische  und  wirtschaftliche  Situation  in  Frank- 
reich und  in  der  Schweiz  im  zweiten  Viertel  des 
17.  Jahrhunderts. 

Bevor  wir  die  weitere  Entwicklung  dieses  handelspoli- 
tischen Kampfes  verfolgen,  wollen  wir  versuchen,  die  all- 
gemeine politische  und  wirtschaftliche  Situation  der  beiden 
Länder  in  den  30er  Jahren  des  17.  Jahrhunderts  kurz  zu 
skizzieren. 

Um  die  Wende  des  16.  Jahrhunderts  war  es  Heinrich  IV. 
gelungen,  in  Frankreich  nach  Niederschlagung  der  ständi- 
schen Wirren  wiederum  die  absolute  Monarchie  zu  errichten. 
Unter  Mitwirkung  seiner  Minister  Sully  und  Laffemas  suchte 
er  dem  zerrütteten  Lande  durch  tiefgreifende  Reformen  neuer- 
dings zum  Wohlstände  zu  verhelfen.  Die  politischen  Gegen- 
sätze hoffte  er  mit  dem  Edikt  von  Nantes  von  1598  ausglei- 
chen  zu  können,  während  eine  einschneidende  Reorganisation 
der  ganzen  Volkswirtschaft  zur  Hebung  seiner  Untertanen 
beitragen  sollte.  Man  bewegte  sich  aber  ganz  in  den  Bahnen 
des  Mercantilismus.*) 

So  vertrat  Sully  den  Gedanken,  daß  das  Mittel,  den 
Staat  zu  bereichern,  darin  bestehe,  möglichst  viel  Gold  und 
Silber  ins  Land  zu  ziehen  und  eine  Wiederausfuhr  desselben 
zu  verhindern.  Die  Landwirtschaft  betrachtete  man  dabei 
als  die  hauptsächlichste  Quelle  des  nationalen  Reichtums,  sie 
sei  der  Magnet,  der  am  sichersten  die  Edelmetalle  anziehe. 
Zur  Verhinderung  von  deren  Abfluß  ins  Ausland  müßten 
anderseits  die  Industrien  der  großen  Konsumtion,  wie  Tuch- 
macherei, Leinenindustrie  und  Bergbau,  unterstützt  und  durch 
Luxusverbote  die  Einfachheit  der  alten  Sitten  aufrecht  erhal- 
ten werden.  Als  weitere  Richtlinie  wurde  aufgestellt,  höchste 
Stabilität  hinsichtlich  der  Steuern  und  Abgaben  und  tunlichste 
Entlastung  der  Bauern  von  denselben.  Überhaupt  sei  im  gan- 
zen Finanzwesen  auf  Ordnung  und  Ehrbarkeit  zu  dringen. 

*)  vgl.  P i g e o n n e a u,  1.  c.,  insbesondere  pag.  258  ff.  Levas- 
s e u r I,  1.  c.,  pag.  233  ff.  Clement,  l.c. 
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Laffemas  und  der  König  sahen  in  der  Entwicklung  einer 
reichen  Exportindustrie  ein  sichereres  Mittel,  vom  Auslande 
kaufen  zu  können,  ohne  den  Beutel  zu  ziehen,  als  in  dem  Ver- 
bote der  Geldausfuhr.  Laffemas  führte  deshalb  als  Control- 
ler general  de  commerce  de  France  die  Fabrikation  kost- 
barer Gewebe  in  Frankreich  ein,  denn  nach  ihm  sollte  jede 
Einfuhr  fremder  Manufakturwaren  und  Ausfuhr  von  Roh- 
stoffen verboten  sein.  Entsprechend  seiner  wie  des  Königs 
Absicht  sollte  Frankreich  vom  Ausland  unabhängig  werden 
und  die  bisher  exportierten  Gelder  auf  diese  Weise  dem 
Lande  erhalten  bleiben.  Diesen  durch  königliche  Unterstüt- 
zung geförderten  Industrien  und  der  wiedererwachenden 
Landwirtschaft  mußte  aber  auch  der  nötige  Absatz  er- 
schlossen werden,  und  so  sehen  wir  Hand  in  Hand  mit  den 
Reformen  auf  obgenannten  zwei  Gebieten  auch  eine  Restau- 
ration des  Handels  schreiten. 

Oft  entgegengesetzter  Meinung  in  industriellen  Fragen, 
fanden  sich  hier  bei  der  Reorganisation  des  inneren  und 
äußeren  Handels  König  und  Sully  wieder  zusammen.  Ihr 
gemeinsames  Werk  umfaßte  namentlich  die  Wiederherstel- 
lung und  Verbesserung  der  Verkehrswege,  die  Hebung  des 
Kredites,  die  Umarbeitung  des  Zollsystems,  Einschränkung 
des  Importes  von  Manufakturprodukten  und  Animierung  zum 
nationalen  Export,  Reorganisation  der  Handelsmarine,  Gleich- 
stellung der  Münzrelationen  mit  dem  Ausland  und  Anteilnahme 
an  der  kolonialen  Expansion.  Laffemas  aber  propagierte 
Schließung  der  Grenze  für  die  fremden  Manufakturprodukte, 
sobald  die  eigene  Industrie  der  Konsumption  genügen  könne. 

Heinrich  IV.  trachtete  darnach,  aus  den  Systemen  seiner 
beiden  Minister  das  ihm  nützlich  scheinende  zu  verwerten. 
Er  versuchte  es  mit  Luxusverboten,  mußte  jedoch  erfahren, 
daß  die  Mode  stärker  war  als  die  Gesetze.  Andererseits 
ruinierten  ihm  die  Einfuhrverbote  im  Sinne  Laffemas  die 
Messen  zu  Lyon,  sodaß  solche  wegen  den  zahlreichen  Klagen 
nur  teilweise  aufrecht  erhalten  werden  konnten.  Er  zog 
schließlich  die  Konsequenz  aus  diesen  Erfahrungen  und  über- 
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nahm  von  seinen  beiden  Ratgebern  in  sein  wirtschaftspoliti- 
sches Programm  einesteils  die  freie  Ausfuhr  der  landwirt- 
schaftlichen Produkte  und  andernteils  die  Schaffung  einer 
Luxusindustrie,  auf  Grund  derer  man  sich  allmählich  vom 
Ausland  emanzipieren  sollte. 

Die  Ermordung  Heinrich  IV.  im  Jahre  1610  brachte  in 
diese  aufsteigende  Entwicklung  einen  vollständigen  Um- 
schwung. Politische  Wirren  erschütterten  aufs  Neue  das 
ganze  Land.  Die  Königin  Maria  von  Medici  mit  ihrer  Um- 
gebung von  italienischen  Emporkömmlingen  war  nicht  be- 
fähigt, die  Politik  ihres  Mannes  zu  verstehen  und  natürlich 
noch  unfähiger,  dieselbe  fortzusetzen.  Durch  die  anarchischen 
Zustände  der  folgenden  14  Jahre  wurden  Handel,  Gewerbe 
und  Landwirtschaft  ebenfalls  stark  in  Mitleidenschaft  ge- 
zogen. 

Wohl  wurde  das  Werk  Heinrich  IV.  durch  die  Unfähig- 
keit seiner  Nachfolger  stark  erschüttert  und  mußte  der  Auf- 
schwung, den  Handel  und  Industrie  genommen  hatten,  einer 
Periode  der  Stagnation  weichen.  Es  war  aber  doch  nicht 
ganz  vernichtet.  Die  Volkswirtschaftspolitik  des  Königs  und 
seiner  beiden  Ratgeber  fand  in  einer  Schrift  Montchretiens 
(1615)  ihre  theoretische  Formulierung.  Das  Glück  der  Men- 
schen beruhe  auf  dem  Reichtum  und  dieser  auf  der  Arbeit. 
Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  seien  die  verschie- 
denen Formen  der  Arbeit,  die  gleichmäßig  zum  öffentlichen 
Wohle  beitrügen.  Damit  diese  drei  Faktoren  sich  gün- 
stig entwickeln  könnten,  müsse  man  die  Staatslasten  der 
Bauern  zu  erleichtern  trachten.  Ferner  solle  man  den  Wett- 
eifer der  Handwerker  anspornen  und  zudem  dafür  sorgen,  daß 
durch  Zulassung  des  Importes  von  Rohstoffen  die  Manufak- 
turen diese  Produkte  billig  erhielten,  während  andernseits  die 
französische  Industrie  mit  allen  Mitteln  gegen  fremde  Kon- 
kurrenz zu  schützen  sei.  Statt  die  Wolle  nach  Italien  und 
Flandern  zu  exportieren,  solle  man  sie  den  eigenen  Manufak- 
turen zuführen  und  desgleichen  sei  der  französische  Markt  für 
die  eigenen  Tücher  zu  reservieren,  statt  ihn  den  Engländern 
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zu  öffnen.  Noch  fehlende  Industrieen  seien  ebenfalls  zu  be- 
gründen, wodurch  dem  Lande  weitere  Quellen  des  Wohlstan- 
des erstehen  werden.  Damit  der  Handel  gedeihen  könne, 
müsse  man  ihm  auch  außer  Landes  für  Sicherheit  und  Frei- 
heit sorgen.  In  der  Folge  ging  man  hier  noch  weiter  als 
Heinrich  IV.  und  Sully  und  forderte  statt  bloßer  Protektion 
gerade  Prohibition. 

Inzwischen  war  1624  der  Kardinal  Richelieu  an  die 
Spitze  des  französischen  Staates  gelangt.*)  Er  verstand  es, 
die  rebellischen  Stände  zur  Ruhe  zu  zwingen  und  die  absolute 
königliche  Gewalt  wieder  aufzurichten,  damit  sollten  auch  die 
für  Handel  und  Gewerbe  sterilen  Jahre  der  Regentschaft 
durch  bessere  Zeiten  abgelöst  werden.  Richelieu  hatte  sich 
die  seit  Heinrich  IV.  besonders  stark  aufgekommenen  neuen 
wirtschaftspolitischen  Ideen  ebenfalls  zu  eigen  gemacht.  Wie 
Heinrich  IV.  und  Sully  wollte  er  die  Lasten  des  Volkes  ver- 
mindern. So  dachte  er  an  eine  Reduktion  des  Zinses  der 
Rente  vom  Hotel  de  Ville,  ferner  an  eine  Verminderung  der 
Besoldungen  der  Finanzbeamten,  Ersetzung  der  Taille  durch 
indirekte  Steuern  vom  ganzen  Reich  erhoben,  wodurch  die 
inneren  Zölle  abgeschafft  werden  könnten.  Endlich  sollte  eine 
Vereinigung  des  ganzen  Gebietes  in  finanzieller  und  poli- 
tischer Hinsicht  erfolgen.  Allein  der  große  Minister  fand  keine 
Zeit,  seine  sozialen  und  finanziellen  Reformpläne  auszuführen. 
Seine  Bestrebungen  auf  politischem  Gebiet,  namentlich  der 
Kampf  gegen  die  spanisch-habsburgische  Macht  absorbierten 
seine  Tätigkeit  zu  sehr.  Statt  dem  Volke  die  Lasten  zu  er- 
leichtern, wurde  der  Steuerertrag  von  1627  bis  1641  fast  auf 
das  Dreifache  hinaufgetrieben. 

Wirksamer  waren  seine  Reformen  auf  industriellem, 
kommerziellem  und  maritimem  Gebiet.  Seiner  Ansicht  nach 
könne  sich  Frankreich  dank  der  Fruchtbarkeit  und  der  Man- 
nigfaltigkeit seiner  Produktion  von  den  andern  Ländern  eman- 
zipieren. Wenn  die  fremde  Einfuhr  durch  vernünftige  Regle- 

*)  vgl.  P i g e o n n e a u,  1.  c.,  pag.  351  ff.  Levasseur  L 1.  c.„ 
pag.  233  ff.  Richelieu,!,  c.,  section  VI  du  IXe.  chapitre  u.  ff. 
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mente  gehemmt  werde,  so  vermöge  die  französische  Industrie 
bei  guter  Leistung  den  Bedürfnissen  des  Landes  gerade  so 
gut  Genüge  zu  leisten,  wie  es  die  Landwirtschaft  tue.  Im  Üb- 
rigen sah  der  Kardinal  ein  Hauptinteresse  in  der  maritimen 
Entwicklung  durch  Schaffung  einer  Kriegs-  und  Handelsflotte 
und  in  der  Begründung  eines  Kolonialreiches.  Seinen  Reform- 
plan, den  sog.  Code  Michau,  konnte  er  zwar  infolge  parla- 
mentarischem Widerstand  nicht  vollkommen  verwirklichen, 
dessen  Prinzipien  blieben  für  Richelieus  Administration  doch 
leitend.  Statt  einer  Realisation  en  bloc  gelang  es  ihm  wenig- 
stens einen  Teil  der  Reformen  durch  spezielle  Ordonnanzen 
durchzuführen.  Zur  Hebung  des  wirtschaftlichen  Lebens  be- 
schäftigte sich  der  Minister  auch  mit  dem  inneren  Verkehr. 
Er  nahm  die  Kanalbauten  aus  Sullys  Zeiten  wieder  auf.  Dem 
Straßenbau  und  der  Sicherheit  dieses  Verkehrsmittels  wurde 
besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt.  Desgleichen  strebte 
man  darnach,  das  Transportwesen,  namentlich  die  Post,  mehr 
und  mehr  in  den  Händen  des  Staates  zu  monopolisieren. 
Durch  Edikt  von  1635  wurde  das  Post-  und  Frachtwesen  dem 
Staate  Vorbehalten  und  jede  ähnliche  private  Unternehmung 
aufgehoben.  Dieses  Privilegium  fand  jedoch  keine  volle  An- 
wendung, sondern  die  Kaufleute  blieben  frei,  ihre  Fuhrleute 
selbst  zu  wählen,  sobald  die  Güter  mehr  als  50  Livres  wogen. 
Im  Ganzen  genommen  zeigte  sich  seit  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts ein  großer  Fortschritt  im  Verkehrswesen.  Mit  be- 
sonderem Eifer  aber  widmete  sich  Richelieu  der  maritimen 
und  kolonialen  Entwicklung  seines  Landes,  das  zu  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts  weder  eine  Kriegsflotte  noch  aufnahme-  und 
verteidigungsfähige  Häfen  besaß.  Der  Überseehandel  war  da- 
durch der  Piraterie  preisgegeben.  Betrugen  die  Marine-Aus- 
gaben 1615  nicht  über  ca.  460  000  Livres,  so  stiegen  sie  nun 
1635  auf  1 714  765.  Richelieu  rechnete  eben  weniger  auf  eine 
Steigerung  des  französischen  Handels  in  den  Nachbarländern, 
wo  eine  langjährige  Übung  die  Relationen  mit  Frankreich 
regelte,  als  auf  die  Erschließung  neuer,  weiter  entfernter  Ab- 
satzmärkte. Zu  diesen  Marine-Ausgaben  hatte  der  Handel 
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den  größten  Teil  aufzubringen.  Neben  lokalen  Taxen  der  ma- 
ritimen Städte  waren  auch  fast  alle  übrigen  königlichen 
Steuern  merklich  erhöht  worden  und  die  Zölle  der  Douane  von 
Lyon  hatten  durch  die  Reform  von  1632  nahezu  eine  Ver- 
doppelung erfahren,  obwohl  die  Warenpreise  keineswegs  in 
gleichem  Maße  gestiegen  waren.  Endlich  wurde  1640  die  Pan- 
card  unter  dem  Namen  Subvention  du  vingtieme  wiederher- 
gestellt, d.  h.  eine  Abgabe  von  1 sol  per  livre  von  allen  Waren. 
Alle  diese  Gebühren  waren  rein  fiskalisch  und  mit  Ausnahme 
der  reappreciation  von  1632,  welche  sich  auch  auf  die  Ein- 
fuhrzölle erstreckte,  lasteten  sie  hauptsächlich  auf  dem  fran- 
zösischen Handel.  Nur  wenige  hatten  mehr  Schutzcharakter, 
wie  beispielsweise  das  droit  de  marque  für  Eisen,  das  ein  Pri- 
vilegium für  die  nationale  Industrie  darstellte.  Entsprechend 
den  Theorien  Laffemas  und  la  Gomberdiere’s  wurde  1627  die 
Ausfuhr  von  Wolle  und  die  Einfuhr  fremder  Tuche  verboten, 
dieses  besonders  gegen  England  gerichtete  Verbot  ver- 
schwand aber  1639  mit  allen  anderen  Einschränkungen  des 
Außenhandels.  Richelieu,  seit  1635  in  den  Entscheidungs- 
kampf gegen  das  Haus  Österreich  verwickelt,  hatte  erkannt, 
daß  diese  Prohibitivmaßnahmen,  die  gerade  in  Kriegszeiten 
schwer  durchführbar  waren,  nur  den  Rivalen  Frankreichs  zu- 
gute kamen.  Er  tolerierte  daher  einen  Handel  selbst  mit  er- 
klärten Feinden  oder  zweifelhaften  Freunden,  welcher  für 
Frankreich  mindestens  so  nötig  war,  wie  für  die  andern.  Ein 
besonderes  Motiv  für  diese  Toleranz  seit  1639  bildete  die 
Geldkrise  in  Frankreich,  die  dann  zur  Reform  von  1640-41 
führte.  Richelieus  Theorien  betreffend  Steuerreform  hatten  in 
Frankreich  ihr  Ziel  nicht  erreichen  können.  Finanzielle  Aus- 
wege mußten  deshalb  ergriffen  werden,  die  er  selbst  verwarf 
und  welche  das  Volk,  das  er  entlasten  wollte,  nur  noch  schwe- 
rer bedrückten. 

Trotz  aller  Mängel  und  Fehler  finden  wir  im  Wirtschafts- 
leben Frankreichs  unter  dem  Regime  Richelieus  ein  indu- 
strielles und  kommerzielles  Wiedererwachen.  Das  von  Hein- 
rich IV.  hoffnungsvoll  begonnene  Werk  wird  neuerdings  auf- 
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genommen  und  fortgesetzt.  Dank  einer  kräftigen  und  nach 
einheitlicher  Richtlinie  arbeitenden  zentralen  Regierungsge- 
walt vermögen  sich  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft  neu 
zu  entfalten,  obwohl  es  infolge  der  innern  und  äußern  poli- 
tischen Verhältnisse  an  zahlreichen  Hemmungen  nicht  fehlte. 

Ganz  anders  lagen  die  Dinge  in  der  Eidgenossenschaft 
zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts.*)  Äußerlich  stellte  sie  noch 
den  gleichen  föderativen  Organismus  dar,  wie  zur  Zeit  des 
„Ewigen  Friedens“,  mit  den  XIII  vollberechtigten  Orten,  denen 
sich  die  zugewandten  Glieder  anschlossen  und  wozu  danti 
noch  die  gemeinen  Herrschaften  traten.  Innerlich  hatte  aoer 
seit  der  Reformation  eine  starke  Zersetzung  ihres  Zusammen- 
hanges stattgefunden.  Neben  der  Kluft,  welche  die  beiden 
Konfessionen  trennte,  wirkte  der  Zwiespalt  zwischen  Frank- 
reich und  der  habsburg-spanischen  Macht,  in  den  das  schwei- 
zerische Staatswesen  schon  im  16.  Jahrhundert  hineinge- 
zogen worden  war,  ebenfalls  auf  die  Orte.  Durch  die  Rivali- 
tät jener  beiden  Mächte  wurde  die  Eidgenossenschaft  gleich- 
falls in  den  politischen  und  kirchlichen  Gegensätzen  festge- 
halten. Die  Kriegsparteien  warben  wetteifernd  um  ihre  Söld- 
ner und  vielfach  durchkreuzten  sich  die  Fäden  der  euro- 
päischen Politik  auf  Schweizerboden. 

Wohl  wurden  in  Baden  unter  Leitung  des  eidg.  Vororts 
Zürich  regelmäßig  gemeinsame  Tagsatzungen  zur  Behand- 
lung gemeinsamer  Staatsgeschäfte  abgehalten  und  auf  den- 
selben eine  vielseitige  Tätigkeit  entfaltet,  positive  Arbeit  kam 
aber  dabei  nur  mühsam  zustande.  Beschlüsse  konnten  ledig- 
lich nach  einstimmiger  Übereinkunft  gefaßt  werden,  dem 
standen  jedoch  die  konfessionellen  Differenzen  und  die  ganz 
verschiedenen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Orten  gar  oft  hindernd  im  Wege.  Der  starke  Rückhalt,  wel- 
chen die  katholischen  Orte  an  ihrem  spanischen  Vertrag  hat- 
ten, veranlaßte  die  evangelischen  Stände,  namentlich  Bern 
und  Zürich,  gleichfalls  zu  einer  Bündnispolitik,  die  ihre  Stel- 
lung zu  kräftigen  schien.  Solche  Allianzen  bargen  aber  trotz 

*)  vgl.  Di  er  au  er  Bd.  III,  p.  416  u.  ff. 
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aller  Vorsicht  in  ihrer  Formulierung  Gefahren  für  die  Eidge- 
nossenschaft in  sich,  denn  nur  zu  leicht  konnte  man  in  die 
europäischen  Krisen  hineingerissen  werden,  wodurch  auch 
der  Ausbruch  eines  inneren  Krieges  zwischen  den  beiden  Re- 
ligionsparteien zu  befürchten  war. 

Die  bis  in  die  30er  Jahre  des  17.  Jahrhunderts  andauern- 
den schrecklichen  Wirren  in  Bünden,  wie  auch  der  1618  aus- 
gebrochene Dreißigjährige  Krieg  waren  nicht  geeignet,  die 
religiösen  Gegensätze  zu  verringern.  Es  reizte  beide  Gruppen 
nach  der  einen  oder  andern  Richtung  tätig  einzugreifen. 
Glücklicherweise  vermochte  sich  indessen  die  Überzeugung 
durchzuringen,  daß  hier  für  die  Eidgenossenschaft  „Stille- 
sitzen“ als  geboten  erscheine.  Die  in  Verträgen  den  fremden 
Mächten  zugestandenen  Durchzugsberechtigungen  brachten 
den  Schweizern  noch  Schwierigkeiten  genug  und  führten  den 
beiden  Parteien  besonders  eindringlich  den  Wert  einer  unbe- 
dingten Neutralität  für  die  Sicherung  des  inneren  Friedens 
zum  Bewußtsein.  Drohende  äußere  Gefahren  vermochten  vor- 
übergehend sogar  die  innere  Kluft  zu  überbrücken  und  die 
XIII  Orte  zu  einheitlichem  Vorgehen  zu  bewegen,  sodaß  der 
Chronist  sagen  konnte:  „Es  ist  umb  ein  Eidgnossschaft  wie 
umb  eelüth,  wyb  und  man,  dann  wie  übel  die  uneins  werdent, 
wann  ihnen  darzwüschent  ein  suw  in  garten  lüffe,  si  näment 
stecken  und  bängel  und  schlügent  und  jagtend  die  su  daruss 
und  wurdent  wohl  wider  eins“.*)  Das  hinderte  aber  die  ka- 
tholischen Orte  nicht,  angespornt  durch  den  bisher  günstigen 
Krfegsverlauf  der  Kaiserlichen,  immer  stärker  mit  ihren  An- 
sprüchen in  konfessionellen  Fragen  gegenüber  den  evangeli- 
schen Orten  aufzutreten,  und  die  inneren  Beziehungen,  na- 
mentlich um  1630,  aufs  Gefährlichste  zu  trüben,  bis  der  Um- 
schwung außerhalb  der  Eidgenossenschaft  sie  zu  einer  nach- 
giebigeren Haltung  zwang.  Anderseits  trat  die  Versuchung, 
nur  ihren  eigenen  Bestrebungen  zu  folgen,  an  die  evangelischen 
Orte  heran  in  dem  Angebot  eines  Bündnisses  seitens  des  sieg- 
reichen Schwedens.  Wurde  diesem  Plan  mit  Rücksicht  auf 

*)  vgl.  Dierauer,  Bd.  III,  pag.  508. 
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die  bestehenden  Bundesbriefe  keine  Folge  gegeben  von  der 
protestantischen  Gruppe,  so  steigerte  er  doch  mit  anderen  Ge- 
rüchten das  gegenseitige  Mißtrauen  in  der  Schweiz  aufs 
Höchste.  Eine  Aussprache  der  Orte  auf  der  Maitagsatzung 
1632  vermochte  nur  vorübergehend  eine  etwas  einträchtigere 
Stimmung  zu  schaffen,  vielmehr  schürten  die  Ereignisse  des 
Jahres  1633  die  Zwietracht  derart,  daß  man  sich  gegenseitig 
auf  eine  kriegerische  Auseinandersetzung  rüstete.  Zum  Glück 
konnte  indessen  ein  Bruderkrieg  vermieden  werden.  Die  Nie- 
derlage der  Schweden  bei  Nördlingen,  1634,  ließ  wieder  eine 
friedlichere  Tendenz  aufkommen  und  brachte  damit  auch  für 
die  politische  Lage  der  Eidgenossenschaft  wieder  bessere 
Tage.  In  beiden  konfessionellen  Lagern  kam  das  Bestreben 
auf,  sich  den  Ereignissen  außer  Landes  gegenüber  neutral  zu 
verhalten.  Nach  einem  einmütigen  Beschluß  auf  der  Juli- 
Tagsatzung  1636  bemühten  sich  die  XIII  Orte  sogar,  dem 
schrecklichen  Kriege  durch  Herbeiführung  eines  Friedens  ein 
Ende  zu  bereiten.  War  ihnen  hierin  kein  entsprechender  Er- 
folg beschieden,  so  war  damit  doch  eine  gewisse  Einheit  der 
Eidgenossenschaft  mit  Bezug  auf  die  äußere  Politik  her- 
gestellt. Der  Gedanke  eine  allgemeine  Neutralitätspolitik 
durchzuführen  wurde  weiter  gepflegt  und  fand  dann  1647 
unter  dem  Eindruck  neuer  von  außen  drohender  Gefahren 
seine  positive  Formulierung  in  einem  gemeinsamen  Defen- 
sional  zur  Verteidigung  der  Landesgrenzen. 

Im  Großen  und  Ganzen  war  also  die  Schweiz  von  den 
sie  umtobenden  kriegerischen  Ereignissen  verschont  geblie- 
ben. Dieselben  hatten  sogar  zu  etwelchem  festeren  Zusam- 
menschluß der  beiden  konfessionellen  Gruppen  geführt. 
Natürlich  hatten  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes 
doch  erheblichere  Störungen  erlitten,  und  war  Handel  und 
Verkehr  nur  zu  oft  allerlei  Hemmungen  unterworfen  gewesen. 
Insbesondere  die  Grenzgebiete  hatten  unter  Übergriffen  zu 
leiden.  Desgleichen  war  Krankheit  und  Hungersnot  von  den 
zahlreichen  Flüchtlingen  in  die  schweizerische  Landschaft 
und  Städte  eingeschleppt  worden  und  wenn  der  um  diese 
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Zeit,  nach  Einsiedeln  pilgernde  Herr  Simplicissimus  mit  Stau- 
nen konstatierte,  daß  „hier  jeder  sicher  unter  seinem  Wein- 
stock  und  Feigenbaum  lebe  und  zwar  gegen  andere  deutsche 
Länder  zu  rechnen  in  lauter  Wollust  und  Freud,  also  daß  ich 
dieses  Land  vor  ein  irdisch  Paradies  hielt,  wiewohl  es  von 
Art  rauch  genug  zu  sein  schien“*),  so  ist  dies  nur  cum  grano 
salis  zu  verstehen.  Doch  alle  die  Mühen  und  Lasten,  welche 
diese  lange  Kriegsepoche  auch  der  Schweiz  gebracht  hatte, 
namentlich  aber  die  inzwischen  inaugurierte  Neutralitäts- 
politik, trugen  reichlichen  Lohn  ein,  indem  anläßlich  des  west- 
phälischen  Friedensschlusses  1648  die  Eidgenossenschaft  eine 
formelle  endgültige  Ablösung  vom  Deutschen  Reich  und 
damit  ihre  Erhebung  zu  einem  freien,  souveränen  Staate  er- 
langte. 

Es  ist  begreiflich,  daß  die  politischen  Gegensätze,  welche 
sich  im  Laufe  des  16.  und  anfangs  des  17.  Jahrhunderts  in  der 
Eidgenossenschaft  herausgebildet  hatten,  auch  auf  das  wirt- 
schaftliche Leben  ihre  Einflüsse  geltend  machten.  Hier  lagen 
die  Verhältnisse  insofern  ungünstiger,  als  neben  der  großen 
konfessionellen  Spaltung  noch  die  Sonderinteressen  jedes  ein- 
zelnen Ortes  mitwirkten.  Die  zur  Zeit  der  Reformation  ver- 
fochtenen Zwingli’schen  Argumente  gegen  das  verderbliche 
Sold-  und  Pensionswesen  hatten  nur  zu  bald  ihre  Wirkung 
verloren.  Selbst  Zürich  war  nach  langem  Widerstreben  1614 
dem  allgemeinen  Zuge  gefolgt,  und  dem  Soldvertrag  der  Eid- 
genossenschaft mit  Frankreich  beigetreten.  Der  Macht  der 
Verhältnisse  unterlag  bessere  Einsicht  und  obschon  Würde 
und  freie  politische  Bewegung  der  Eidgenossenschaft  durch 
diese  Soldverträge  geschädigt  wurden,  vermochten  die  finan- 
ziellen Vorteile  alle  Bedenken  zu  überwinden. 

Diese  namentlich  mit  Frankreich  abgeschlossenen  Ver- 
träge hatten  wenigstens  das  Gute,  daß  sie  während  der  kon- 
fessionellen Zersplitterung  in  der  Schweiz  etwelches  Binde- 
glied zwischen  den  beiden  Parteien  bildeten,  denn  schließ- 
lich hatten  alle  Orte  Interesse  an  denselben.  So  mochten  die 


*)  vgl.  D i e r a u e r , Bd.  III,  pag.  540. 
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katholischen  Orte  der  Innerschweiz  die  regelmäßigen  Ein- 
künfte, welche  ihnen  auf  Grund  solcher  Allianzen  zuflossen, 
nicht  wohl  entbehren,  während  ihnen  anderseits  der  Wegzug 
von  Söldnern  mit  Rücksicht  auf  die  Armut  ihrer  Länder  und 
den  Mangel  an  jeglicher  Industrie  nur  gelegen  kam.  Für  die 
protestantischen  Orte  aber  waren  diese  Kapitulationen  von 
Bedeutung,  indem  ihnen  dadurch  eine  angenehme  Finanz- 
quelle erschlossen  wurde,  wobei  sie  noch  die  engere  Verbin- 
dung mit  dem  Kontrahenten  für  ihre  Handelsbeziehungen 
fruktifizieren  konnten.  Das  seit  der  Reformation  wieder- 
erwachte wirtschaftliche  Leben  hatte  sich  trotz  den  poli- 
tischen Wirren  weiter  entfaltet  und  speziell  in  den  Kantonen 
der  Ebene  herrschte  eine  rege  industrielle  und  kommerzielle 
Tätigkeit.  ■ — 

Es  war  vor  allem  die  Textilindustrie,  die  sich  mit  ihren 
verschiedenen  Zweigen  überall  heimisch  machte.*)  In  der 
Ostschweiz,  mit  St.  Gallen  an  der  Spitze,  hatte  die  seit  dem 
13.  Jahrhundert  aufgekommene  Leinenindustrie  eine  mächtige 
Entwicklung  erfahren.  Eine  besondere  Förderung  war  ihr 
um  1414/18  durch  die  Zuwanderung  von  glaubensverfolgten 
Leinenwebern  aus  Konstanz  zuteil  geworden.  Dank  einer 
scharfen  obrigkeitlichen  Aufsicht  und  Regelung  der  Herstel- 
lung und  des  Handels  in  Leinwand  hatte  dieses  Gewerbe 
gegen  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  selbst  die  altberühmte  Kon- 
stanzer  Leinenindustrie  zu  überflügeln  vermocht.  Verord- 
nungen von  Bürgern  und  Rat  über  die  Leinwandschau  sorg- 
ten dafür,  daß  die  erreichte  Stellung  des  Gewerbes  nicht 
verloren  ging.  Ständige  Beamte,  besondere  Schauer  für 
rohen,  schwarzen,  blauen  Zwilch,  weiße  Leinwand,  ferner 
Leinwandmaler  und  Siegler  zum  Anbringen  der  obrigkeitlich 
vorgeschriebenen  Zeichen  wurden  ernannt.  Strenge  Vor- 
schrift verpflichtete  die  Fabrikanten  nur  die  amtliche  Bürger- 
mange  zu  benutzen.  Der  Verkauf  unkontrollierter  Ware 
wurde  bei  Strafe  verpönt,  schlechtbefundene  Tücher  der 

*)  vgl.  Wart, mann  I,  I.c.  Reichesberg-,  Art.  Leinen- 
industrie. 
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Länge  nach  zerschnitten.  Diese  Organisation  der  Kontrolle 
erhielt  sich  ohne  erhebliche  Veränderungen  während  der  gan- 
zen Dauer  des  Bestehens  der  Leinenindustrie.  Um  die  Wende 
des  15.  Jahrhunderts  gewann  diese  Industrie  in  St.  Gallen 
eine  solche  Bedeutung,  daß  Leinwandgewerbe  und  Handel  für 
alle  Zukunft  an  die  Spitze  der  städtischen  Interessen  gestellt 
wurden.  Zur  höchsten  Blüte  gelangte  sie  im  Laufe  des  16. 
Jahrhunderts,  die  Fabrikation  erstreckte  sich  dabei  von 
groben  bis  zu  den  feinsten  Geweben.  Neben  der  schweren 
Leinwand  wurden  feine  leichte  Tücher,  die  „Stauchen“,  ferner 
Farblinwat  für  Futterstoffe  und  Taschentücher  (Fazzanetli) 
hergestellt.  Hauptabsatzgebiet  war  schon  seit  alter  Zeit  Frank- 
reich, insbesondere  Lyon,  wo  wie  wir  bereits  gesehen  haben, 
die  st.  gallischen  Kaufleute  dank  den  Beziehungen  zwischen 
der  Eidgenossenschaft  und  der  französischen  Krone  vielfache 
Handelsvorteile  genossen.  Daneben  bestand  noch  ein  ansehn- 
licher Handel  ins  benachbarte  Reich,  nach  Polen,  Ungarn, 
Spanien  und  Italien.  Noch  im  17.  Jahrhundert  dehnte  sich  die 
Ausfuhr  von  Leinwand  stets  aus,  allerdings  vorwiegend  in 
billigeren  Tüchern.  Es  trat  aber  eine  gefährliche  Konkurrenz 
bereits  auf  den  Plan  seitens  schlesischer,  österreichischer  und 
sächsischer  Leinwandhändler.  Das  ganze  Leinengewerbe 
alimetierte  eine  rege  Hausindustrie  im  weiteren  Umkreis  von 
der  Zentrale  St.  Gallen.  War  hier  der  Hauptsitz  der  Bleiche- 
rei und  Färberei,  so  lieferten  Rheintal,  Thurgau,  Toggenburg 
und  Glarus  die  nötigen  Garne  und  Gewebe.  Im  nahen  Appen- 
zellerland vermochte  sich  seit  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
trotz  allen  gegenteiligen  Versuchen  St.  Gallens  eine  selbstän- 
dige Leinenindustrie  zu  entwickeln.  Dieses  ostschweizerische 
Leinengewerbe  hat  als  Vorgängerin  der  Seiden-  und  Baum- 
wollindustrie den  Grund  gelegt  zum  Weltruf,  dessen  sich  die 
schweizerische  Textilindustrie  heute  noch  erfreut. 

Auch  im  Zürcher  Gebiet  finden  wir  zu  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  reges  gewerbliches  Leben*).  Erfreute  sich 


*)  vgl.  hiezu  die  zitierten  Schriften  von  B ü r k 1 i,  F u r r e r, 
Maliniak,  Mörikofer,  Norrmann,  Schinz  u.  Sieveking  I. 
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Zürich  schon  im  13.  und  14.  Jahrhundert,  dank  seiner  glück- 
lichen Lage  und  seiner  heimischen  Gewerbe  eines  weitver- 
breiteten Handelsverkehrs,  so  brachten  die  politischen  Vor- 
gänge des  15.  Jahrhunderts  für  dessen  Handel  und  Industrie 
eine  gewisse  Stagnation.  Immerhin  blieb  auch  diese  Epoche 
für  das  wirtschaftliche  Leben  des  Kantons  nicht  bedeutungs- 
los. So  finden  wir  zwischen  dem  Züricher  Krieg  und  den 
Burgunder  Zügen  die  Einführung  der  Baumwoll-Manufaktur, 
des  sog.  Tüechli-Gewerbes,  in  der  Zürcher  Landschaft,  die 
derjenigen  in  allen  anderen  Gegenden  der  Schweiz  somit  vor- 
angeht. Den  Rohstoff  brachten  italienische  Händler  zum  Ver- 
spinnen. Direkter  Bezug  von  Rohbaumwolle  aus  Cypern  und 
Syrien  über  Venedig,  mit  regelmäßigem  Export  der  Produkte 
nach  Italien  und  Frankreich  ist  jedoch  erst  um  die  Wende  des 
16.  Jahrhunderts  anzunehmen,  denn  der  gewerbliche  Auf- 
schwung, welcher  dem  Züricher  Krieg  folgte,  geriet  nach  den 
Burgunder  Zügen  und  den  anschließenden  Kriegszeiten  wie- 
der in  Verfall.  Anderseits  gelangte  gerade  in  dieser  Periode 
der  Eisen-  und  Stahlhandel  in  hohe  Blüte,  der  jedoch  nur 
wenigen  zugute  kam  und  bekannten  Zürchern,  wie  Waldmann, 
gestattete,  sich  ihren  Wohlstand  zu  begründen.  Erst  die 
Reformation  brachte  wieder  eine  Angewöhnung  zu  friedlicher 
Arbeit  und  förderte  so  die  unterbrochene  gewerbliche  Ent- 
wicklung. Das  Tüechligewerbe  erlangte  zuerst  etwelche 
Blüte,  insbesondere,  da  es  auch  auf  dem  Lande  frei  betrieben 
werden  durfte.  Ebenso  wurde  Flachsbau  und  Leinengewerbe, 
die  vor  allem  dem  städtischen  Konsum  dienten,  mit  neuem 
Eifer  betrieben.  Eine  mächtige  Förderung  empfingen  aber 
Handel  und  Gewerbe  der  Stadt  Zürich  um  die  Mitte  des 
16.  Jahrhunderts  durch  die  wegen  Glaubens  Verfolgungen  aus 
Locarno  geflohenen  Protestanten.  Das  ehemals  blühende,  in 
der  Folge  jedoch  gänzlich  zurückgegangene  Seidengewerbe 
wurde  zu  neuem  Leben  erweckt.  Sammet-  und  Taffetweberei 
bürgerten  sich  ein.  Daneben  brachten  diese  Flüchtlinge  neue 
Verfahren,  wie  die  Fabrikation  von  Flor,  Seidencrepon,  dann 
auch  von  Floretgarnen  oder  Schappe  und  Seidenschleiern; 
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ferner  begründeten  sie  Neuerungen  im  Woll-  und  Barchent- 
gewerbe. Endlich  führten  die  Refugianten  mit  ihren  Seiden- 
mühlen und  Farbstuben  den  Fabrik-  und  Manufakturbetrieb 
ein  und  in  der  Seidenspinnerei  auf  dem  Lande  begründeten  sie 
das  Verlagssystem.  Die  Rohstoffe  für  diese  neuen  Industrien 
beschaffte  man  sich  aus  Italien,  aber  bereits  1587  sehen  wir 
die  Seidenfabrikanten  Werdmüller  und  Duno  solche  auch  aus 
Spanien  beziehen.  Der  Bezug  aus  Spanien  erfolgte  über 
Lyon  und  erklärt  sich  aus  dem  Verkehr,  welchen  die  Schwei- 
zer schon  lange  mit  diesem  Lande  pflegten,  wo  namentlich 
St.  Galler  Leinwand  und  Zürcher  Barchent  großen  Absatz 
fanden.  Die  Locarner  haben  die  Einheimischen,  meist  Nach- 
kommen zünftiger  Handwerker,  ihre  Fertigkeiten  gelehrt  und 
sie  in  die  neuen  Betriebsformen  eingeführt.  Diese  ihrerseits 
beschäftigten  die  Landbevölkerung  als  Heimarbeiter,  denn 
Verlag,  Manufaktur  und  Fabrik  suchte  die  Stadt  auf  sich  und 
ihre  Bürger  zu  beschränken,  sodaß  sich  seit  Ausgang  des 
16.  Jahrhunderts  eine  verlagsmäßige  Textilindustrie  mit  zunft- 
kapitalistischem Charakter  ausbilden  konnte.  Der  freie  Zug 
in  der  Wirtschaftspolitik  Zürichs  im  16.  Jahrhundert  hatte 
gerade  im  17.  Jahrhundert  einer  schärfer  ausgebildeten  Stadt- 
wirtschaft weichen  müssen.  Verschiedene  Momente  waren 
dafür  bestimmend  gewesen.  Einmal  hatte  sich  die  Schein- 
demokratie der  Brun’schen  Verfassung  in  eine  Oligarchie  der 
Emporkömmlinge  aus  den  Zünften  verwandelt.  Im  weiteren 
konnte  das  fiskalische  Interesse  der  Stadt  derart  besser  ge- 
wahrt werden,  für  welche  Fabrik-  und  Pfundzoll,  die  in  der 
Stadt  erhoben  wurden,  wichtige  Einnahmequellen  darstellten. 
Endlich  kamen  dabei  auch  gewerbepolitische  Rücksichten  in 
Betracht.  Die  gewerbliche  Produktion  konnte  so  leichter 
überwacht  und  damit  für  die  Erhaltung  einer  gut  qualifizier- 
ten Exportware  gesorgt  werden.  Zudem  sollte  eine  Aneig- 
nung der  neuen  Gewerbe  verhindert  und  den  verbürgerten 
Kaufleuten  Zürichs  als  Gegenleistung  für  Pfund-  und  Fabrik- 
zoll gegenüber  den  Landleuten  eine  gewisse  Monopolstellung 
verschafft  werden.  Die  so  seit  der  zweiten  Hälfte  des  16. 
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Jahrhunderts  in  Zürich  entstandene  Exportindustrie  fand 
ihren  Absatz  in  Deutschland,  Frankreich  und  Italien,  vornehm- 
lich auf  den  Messen  von  Frankfurt,  Lyon,  Bergamo,  Bozen, 
nicht  zuletzt  auch  auf  den  Zurzacher  Märkten. 

Der  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  brachte  zwar  mit  seinen 
ungünstigen  Verhältnissen,  wie  der  Pest  in  Zürich  1611  und 
dem  Dreißigjährigen  Krieg  etwelche  Stockungen,  besonders 
den  Ausfall  von  Deutschland,  einem  wichtigen  Absatzgebiet 
für  Seiden,  Wollen-  und  Baumwollwaren.  Diese  Nachteile 
konnten  durch  die  günstigen  Beziehungen  zu  Frankreich  aus- 
geglichen werden,  das  für  längere  Zeit  der  wichtigste  Ab- 
nehmer der  schweizer  Fabrikate  wurde  und  wo  den  eidg. 
Kaufleuten  vermöge  ihrer  allerdings  bereits  stark  umstritte- 
nen Privilegien  besondere  Vorteile  zugute  kamen.  Als  Zür- 
cher Artikel  wurden  Florete  und  Trame,  Sammet,  Burat, 
baumwollene  Schleier  und  Tüechli  exportiert,  wobei  Lyon  als 
Stapelplatz  diente.  Große  Mengen  der  Baumwollwaren  gin- 
gen von  dort  weiter  nach  Spanien  und  Übersee.  Wie  sehr 
dieses  neuerwachte  gewerbliche  Leben  neben  der  Stadt  auch 
für  die  Landschaft  an  Bedeutung  gewonnen  hatte,  ersehen 
wir  aus  der  Verteilung  der  Standorte,  wo  die  verschiedenen 
Industriezweige  meist  für  städtische  Rechnung  betrieben 
wurden.  So  finden  wir  im  17.  Jahrhundert  die  Verarbeitung 
der  Wolle  vorzugsweise  jenseits  des  Albis,  im  Knonauer  Amt. 
Das  Seidengewerbe  begegnet  uns  am  linken  und  unteren  rech- 
ten Seeufer,  Florettseide  speziell  am  oberen  rechten  See- 
ufer. Im  weiteren  werden  Höngg,  Weiningen,  Aesch,  Bir- 
mensdorf,  Rümlang,  Kloten,  Bassersdorf,  Embrach,  Illnau, 
Weißlingen,  Russikon,  Fehraltorf  und  Gemeinden  der  Graf- 
schaft Kyburg  genannt,  wo  Seide  und  Wolle  gekämbelt  wurde. 
Das  Kämbeln  von  Floretseide  betrieb  man  in  Männedorf, 
Hombrechtikon  und  Umgebung,  während  sich  Floretseiden- 
spinnen  im  oberen  Tößtal  und  bei  Wetzikon  verbreitete.  Mit 
Florweberei  beschäftigte  man  sich  um  die  Stadt  herum  und 
am  See  hinauf  bis  nach  Meilen  und  Wädenswiler  Berg.  Das 
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Baumwollgewerbe  endlich  gedieh  besonders  in  den  Vogteien 
Horgen,  Wädenswil  und  Grüningen. 

Im  nahen  Winterthur,  das  noch  eine  eigene  mitkonkur- 
rierende Stellung  gegenüber  Zürich  inne  hatte,  war  gerade 
in  den  30er  Jahren  des  17.  Jahrhunderts  ein  Aufschwung 
des  kaufmännischen  Lebens  erfolgt*).  Daneben  herrschte 
eine  rege  gewerbliche  Tätigkeit.  Außer  der  alten  Zwilchen- 
fabrikation (seit  1530)  blühte  im  besonderen  das  sog.  Schnür- 
gewerbe,  d.  h.  aus  Linnenfaden  gewobene  Schnüre.  Es  wurde 
von  Alt  und  Jung,  Arm  und  Reich  betrieben  und  seine  Pro- 
dukte in  Menge  nach  den  französischen  und  italienischen  See- 
städten versandt  und  von  dort  selbst  in  anderen  Weltteilen 
bekannt.  Strenge  obrigkeitliche  Maßnahmen  hinsichtlich  der 
Güte  der  fabrizierten  Waren  versuchten  auch  hier  mit  mehr 
oder  weniger  Glück  dem  Gewerbe  seine  monopolartige  Stel- 
lung zu  erhalten.  Sowie  sich  überhaupt  der  Gang  der  Hand- 
lung änderte  und  der  Absatz  mancher  Manufakturen  von  Zeit 
zu  Zeit  stockte  oder  ganz  aufhörte,  suchten  die  fleißigen  Ein- 
wohner dies  durch  Einführung  eines  neuen  Gewerbezweiges 
wettzumachen.  So  wurde  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  die 
Seiden-  und  Golddraht-Manufaktur  aufgenommen,  die  aber 
nach  kurzem,  gewinnreichem  Betrieb  bald  wieder  verfiel.  Man 
suchte  dann  Ersatz  in  der  Verfertigung  wollener  Zeuge,  später 
auch  im  Seidengewerbe.  Hier  waren  es  besonders  die  ge- 
strickten seidenen  Handschuhe,  womit  Winterthur  halb  Europa 
belieferte  und  die  von  allen  Klassen  des  weiblichen  Ge- 
schlechts hergestellt  wurden. 

Gegenüber  dieser  regen  wirtschaftlichen  Tätigkeit  um 
die  beiden  Städte  St.  Gallen  und  Zürich  erscheint  das  ge- 
werbliche und  kommerzielle  Leben  in  den  benachbarten  Kan- 
tonen von  erheblich  geringerer  Bedeutung.  In  der  Inner- 
schweiz beschäftigte  man  sich  fast  ausschließlich  mit  Acker- 
bau und  Viehzucht  und  hatte  für  den  Handelsverkehr  lediglich 
ein  fiskalisches  Interesse.  Andernseits  findet  man  in  den 
sonst  vorwiegend  landwirtschaftlichen  Gebieten  von  Bern 

*)  vgl.  Troll,  1.  c.,  pag.  19  und  80. 
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und  Aargau  bereits  im  15.  und  16.  Jahrhundert  ein  größeres 
Woll-  und  Leinengewerbe,  das  sich  aber  erst  im  Verlauf  des 
17.  Jahrhunderts  zur  exportfähigen  Industrie  entwickelte. 
Von  Freiburg  wurden  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  neben 
Käse  auch  Wollwaren  in  bedeutenderem  Maße  ausgeführt, 
und  zwar  in  der  Hauptsache  nach  Frankreich.  Schaffhausen 
verfügte  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  noch  über  keine 
größeren  Manufakturen,  dafür  pflegte  man  hier  einen  alten 
ausgedehnten  Handel  mit  dem  Reich,  namentlich  in  Wein, 
Getreide  und  Salz,  und  wie  wir  gesehen  haben,  verkehrte 
man  ebenfalls  mit  Lyon. 

Ein  den  beiden  ostschweizerischen  Zentren  ebenbürtiger 
Handelsplatz  war  die  Stadt  Basel*).  Seit  dem  Mittelalter  hat 
die  gewerbliche  Tätigkeit  hier  eine  große  Ausdehnung  ge- 
wonnen. Schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
wurden  daselbst  aus  italienischer  Seide  Florschleier  und 
Kopftücher  angefertigt.  Im  14.  und  15.  Jahrhundert  begegnet 
handwerksmäßig  betriebene  Gerberei  und  Baumwollweberei. 
Um  1470  kam  auch  die  Papierfabrikation  und  die  Buchdrucke- 
rei in  Basel  auf  und  nahm  in  der  Folge  einen  bedeutenden 
Platz  ein  im  dortigen  gewerblichen  Leben.  1570  wird  von 
den  aus  Zürich  weggezogenen  Locarnern  die  Sammetweberei 
und  Seidenfärberei  in  Aufnahme  gebracht,  ohne  jedoch  zu 
größerer  Entfaltung  zu  gelangen.  Dafür  wurde  von  französi- 
schen Refugianten  1580  die  Posamentierweberei  in  Gestalt 
der  Lyoner  Hausmanufaktur  eingeführt,  die  sich  bald  auf  die 
Anfertigung  von  Seidenbändern  verlegte.  Diese  Bandfabri- 
kation entwickelte  sich  im  weiteren  Verlauf  zur  eigentlichen 
Basler  Industrie.  Schon  vor  Beginn  des  17.  Jahrhunderts 
hatte  auch  die  Floretspinnerei  in  Basel  Eingang  gefunden. 

Die  gewerbliche  Entwicklung  wurde  seit  Mitte  des  16. 
Jahrhunderts  namentlich  durch  eine  weitsichtige  Einwande- 
rungspolitik gefördert. 

Die  Stadt  war  aber  vor  allem,  dank  ihrer  vorteilhaften 
Lage,  für  einen  regen  Transitverkehr  prädestiniert,  den  man 

*)  vgl.  G e e r i n g I,  1.  c.,  pag.  137  ff.  vgl.  H e u s 1 e r,  1.  c. 
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von  seiten  der  Behörden  noch  durch  Zollermäßigungen  zu 
heben  verstand.  Kaufmannsgut  war  aus  Schwaben  nach 
Frankreich:  Salz,  Zwilch  Leinwat,  Schürlitz;  die  Rückfracht 
setzte  sich  aus  französischen  Geweben,  spanischer  Wolle, 
Leder  und  Safran  zusammen.  Vom  Rhein  nach  Süden  gingen 
Flachs  und  Hanf,  Pelz,  flämische  Wolle  und  Gewand,  Tuche 
von  Mecheln,  Löwen  usw.,  ferner  gemeines  Tuch  von  Straß- 
burg, Zabern  etc.,  sodann  Eisen,  Kupfer,  Blei  und  Messing. 
Hiegegen  wurden  Spezereien,  Südfrüchte,  Reis,  öl,  Seife, 
Papier,  Churer  Stahl  u.  a.  m.  zurückgebracht.  Diese  Liste  hat 
im  Laufe  der  Entwicklung,  namentlich  um  die  Wende  des  15. 
Jahrhunderts  eine  starke  Erweiterung  erfahren,  wovon  wir 
nur  noch  englische  Wolle  hervorheben  wollen.  Gerade  die 
Epoche  der  Entdeckungen  brachte  für  Basel  einen  außeror- 
dentlichen Aufschwung.  Der  rege  Verkehr  alimentierte  ein 
blühendes  Speditionsgeschäft  an  dem  sich  neben  Fremden 
auch  Basler  Bürger  in  erheblichem  Maße  beteiligten.  Aus 
dem  Jahre  1625  wird  selbst  von  der  versuchten  Gründung 
einer  holländisch-italienischen  Speditionsgesellschaft  in  Basel 
berichtet. 

Etwelches  Spiegelbild  des  in  der  Eidgenossenschaft  na- 
mentlich seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  ent- 
wickelten wirtschaftlichen  Lebens  geben  uns  die  Märkte  von 
Zurzach.*)  Dank  seiner  vorteilhaften  Lage  am  Kreuzpunkt 
sowohl  natürlicher  wie  künstlicher  Verkehrswege  von  inter- 
nationaler Bedeutung  hatten  die  Märkte  dieses  Ortes  schon 
gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  größeren  Umfang  angenom- 
men. Einen  kräftigen  Impuls  erhielten  sie  alsdann  durch  den 
Übergang  der  Grafschaft  Baden  an  die  Eidgenossen.  Wich- 
tige Gewerbekorporationen  wie  Gerber  und  Tuchleute  wurden 
nun  zu  regelmäßigen  Meßbesuchern  und  pachteten  hiefür 
im  Orte  dauernd  Verkaufsräume.  In  der  Folge  haben  sich 
diese  Märkte  in  den  ei  dg.  Handelskreisen  derart  eingelebt, 
daß  sie  zu  fixen  Zahlungsterminen  wurden,  auch  für  solche 
Kaufleute,  welche  Zurzach  gar  nicht  besuchten.  Ihren  Höhe- 


*)  vgl.  Herzog,  1.  c.,  dem  diese  Ausführungen  entnommen  sind. 
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punkt  scheinen  die  Messen  im  16.  Jahrhundert  erreicht  zu 
haben.  Auf  dem  Verenamarkt  wurden  jeweils  für  erhebliche 
Summen  Waren  aus  England,  Niederland,  Frankreich,  Loth- 
ringen, Burgund,  Italien  und  ganz  Deutschland  verhandelt. 
Auswärtiger  Wettbewerb  und  die  Pest  trugen  dazu  bei,  daß 
dieser  schweizerische  Handelsplatz  im  Verlaufe  des  17.  Jahr- 
hunderts seine  Bedeutung  fast  ganz  verlor. 

Die  Messe  dauerte  ursprünglich  ein  bis  drei  Tage,  wurde 
dann  später  auf  sechs  bis  acht  und  14  Tage  erweitert.  Waren, 
die  auf  dem  Markte  feilgeboten  wurden,  genossen  absolute 
Zollfreiheit,  lediglich  transitierende  zahlten  den  gewohnten 
Zoll.  Dazu  genossen  die  ausgelegten  Waren  auch  Meßfreiheit, 
d.  h.  sie  durften  nicht  verarrestiert  werden.  Ferner  bestand 
Fall-  und  Abzugsfreiheit  für  während  der  Messe  verstorbene 
Händler. 

Die  Meßbesucher  rekrutierten  sich  aus  der  ganzen 
Schweiz,  Deutschland,  Frankreich,  Italien,  Holland  und 
Österreich,  später  noch  Ungarn,  Rußland  und  Polen.  Ein 
besonderes  Kontingent  stellten  die  Juden.  Haupthandels- 
artikel in  Zurzach  waren  Leder,  Tuch  und  Pferde.  Der 
schweizerische  Handel  lieferte  aus  seinen  Rotgerbereien  Sohl- 
leder an  Frankreich,  Italien  und  Deutschland,  wogegen  von 
dort  das  weniger  produzierte  Schmalleder  eingetauscht  wurde. 
Daneben  kamen  verarbeitete  Lederwaren  reichlich  zum  Ver- 
kauf. Beim  Tuch  handelte  es  sich  anfänglich  meist  um 
wollene  Gewebe,  während  leinene  und  baumwollene  erst  im 
16.  Jahrhundert  dazu  kamen.  Das  rein  wollene  Tuch  stammte 
aus  London,  Limburg  b/Vervier,  Baccarat,  Epinal  in  Lothrin- 
gen, speziell  das  englische  und  niederländische  Tuch  wurde 
durch  Niederländer  und  Kölner  Großhändler  nach  Zurzach  ge- 
bracht. Leinwand  und  Zwilch  lieferten  St.  Gallen,  Winterthur, 
Konstanz,  Ravensburg  usw.  Baumwollene  Tücher  kamen  aus 
dem  bernischen  Aargau  und  der  Markgrafschaft  Baden.  Die 
Qualität  der  Waren,  wie  auch  Maß,  Gewicht  und  Münze  ver- 
ursachten dem  während  der  Messe  jeweils  rechtsprechenden 
eidg.  Landvogt  aus  Baden  nicht  geringe  Mühe.  Das  dritte 
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Handelsobjekt,  die  Pferde,  berührte  besonders  die  Juden. 
Es  scheint  sich  dabei  nicht  gerade  um  hervorragendes  Mate- 
rial gehandelt  zu  haben  und  vorzüglich  ein  Roßtatfsch  betrie- 
ben worden  zu  sein  gegen  Wertsachen  wie  silberne  Sack- 
uhren, Korallenhalsbänder,  sogar  gegen  eine  silberne  Kaffee- 
kanne. Neben  diesen  drei  Kategorien  wurden  natürlich  noch 
zahlreiche  andere  Produkte  aufgeführt,  von  denen  als  aus 
dem  schweizerischen  Gewerbe  stammend  erwähnt  sein  mögen: 
Garn,  Passementerie,  Bänder,  gelismete  Hosen,  Strümpfe, 
Knöpfe  aus  Basel,  Trame  von  Zürich,  Florete  und  Gaza,  sowie 
Spitzen  und  Goldwaren  aus  Genf,  Strohhüte,  Bettfedern.  In 
Zurzach  selbst  hat  sich  keine  größere  gewerbliche  Tätigkeit 
ausgebildet,  es  waren  eben  lediglich  verkehrspolitische  Mo- 
tive, die  den  Ort  zu  einem  vorübergehend  so  wichtigen  Han- 
delsplatz für  die  alte  Eidgenossenschaft  erstehen  ließen. 

Der  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  zeigt  uns  also  in  der 
Schweiz  ein  reiches,  wirtschaftliches  Leben,  das  der  Eidgenos- 
senschaft nach  ihrem  Kriegsruhm  auch  noch  eine  angesehene 
Stellung  in  ökonomischer  Hinsicht  hätte  sichern  können  unter 
den  europäischen  Staaten.  Leider  fehlte  es  im  Lande  an  einer 
richtigen  Würdigung  dieser  aufblühenden  neuen  Kräfte.  Die 
innere  politische  Zersplitterung  verhinderte  eine  einheitliche 
Wirtschaftspolitik  und  deren  energische  Verfechtung  nach 
außen,  infolge  der  unbeschränkten  Souveränität  der  einzel- 
nen Orte  entbehrte  das  Zollwesen  im  Gebiete  der  Eidgenossen- 
schaft eines  allgemeinen  leitenden  Gedankens.  Es  herrschte 
vielmehr  das  denkbar  bunteste  Bild  sowohl  betreffs  Ursprung, 
Bezugsweise  und  Bemessungsgrundlage  der  Zölle.  Diese 
stellten  eine  der  hauptsächlichsten  Einkünfte  dar  für  die  ein- 
zelnen Stände  und  zwar  wurden  in  einigen  nur  Brücken-  und 
Straßengelder,  in  anderen  Gebühren  für  die  Durchfuhr,  in 
dritten  schließlich  noch  Fabrik-  und  Handelszölle  erhoben. 
Wohl  waren  diese  Abgaben  nicht  gerade  exorbitante,  allein 
in  ihrer  Vielheit  und  Verschiedenheit  bereiteten  sie  Handel  und 
Gewerbe  doch  große  Hemmungen.  Im  Übrigen  herrschte,  wie 
auf  politischem  Gebiet  so  auch  in  wirtschaftlichen  Dingen,  der 
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berüchtigte  Kantönligeist.  Gemein-eidgenössische  Hilfe  zur 
Interessenwahrung  gegenüber  dem  Ausland  wurde  den  Kauf- 
und Handelsleuten  nur  in  höchst  lauer  Weise  und  auf  ihre 
eigenen  Kosten  zuteil,  wobei  man  dann  gerne  noch  die  kauf- 
männische Mission  für  politische  Zwecke  ausnutzte.*) 

Hauptabsatzgebiet  für  Handel  und  Gewerbe  der  Schweiz 
bildete  zu  dieser  Zeit  Frankreich,  wo  die  eidg.  Kaufleute  eben 
besonders  günstig  gestellt  waren.  Gerade  um  die  Wende 
des  16.  Jahrhunderts  war  aber  dort  der  Absolutismus  zum 
Siege  gelangt  und  hatte  einer  einheitlichen  nationalen  Wirt- 
schaftspolitik Bahn  gebrochen;  die  mercantilistischen  Ten- 
denzen regierten  mehr  denn  je.  Wir  verstehen  es  deshalb, 
daß  die  Privilegien  unserer  Landsleute  in  Frankreich  in  der 
Folge  immer  größere  Angriffe  und  Einbrüche  zu  erdulden 
hatten.  Wenn  es  hiebei  den  schweizer  Kaufleuten  gelang, 
sich  in  der  einen  oder  andern  ihrer  Positionen  weiter  zu  be- 
haupten, so  lag  der  Grund  hiezu  weniger  in  altruistischen 
Motiven  der  französischen  Krone,  als  vielmehr  im  nakten 
Egoismus  derselben.  Verschiedene  Momente  hatten  im  Laufe 
der  Zeit  zu  einer  stets  engeren  Verknüpfung  der  beiden  Staa- 
ten geführt.**)  Für  die  Schweiz  waren  es  vor  allem  ökono- 
mische Interessen,  welche  sie  an  ihren  westlichen  Nachbar 
banden,  während  Frankreich  mehr  aus  militärischen  und  poli- 
tischen Erwägungen  heraus  auf  gute  Beziehungen  zu  den  Eid- 
genossen hielt.  Aus  der  sich  namentlich  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert immer  schärfer  ausprägenden  Machtverschiedenheit 
zwischen  den  beiden  Ländern  können  wir  begreifen,  daß 
dieses  Verhältnis  sich  zu  Ungunsten  der  Schweiz  entwickeln 
und  schließlich  zu  einer  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  von 
Frankreich  führen  mußte.  Dieselbe  äußerte  sich  in  finanzieller 
Hinsicht  im  Pensionswesen,  denn  die  öffentlichen  und  ge- 
heimen Jahrgelder  an  die  einzelnen  Orte,  wie  auch  die  Gra- 
tifikationen an  einflußreiche  Persönlichkeiten,  mit  welchen  die 
französische  Diplomatie  es  verstanden  hatte  die  Schweizer 


*)  vgl.  F u r r e r,  Art.  Zollwesen. 

**)  vgl.  Schweizer  I,  1.  c.,  pag.  51  ff. 


3 


34 


für  ihre  Zwecke  zu  gewinnen,  waren  für  die  alte  Eidgenossen- 
schaft zu  notwendigen  Einkünften  geworden.  Daneben  war 
man  aber  auch  in  kommerzieller  und  industrieller  Beziehung 
abhängig  geworden,  indem  das  seit  dem  16.  Jahrhundert 
langsam  sich  entfaltende  gewerbliche  Leben  in  der  Schweiz 
zu  einem  guten  Teil  auf  der  Vorzugsstellung,  welche  ihre 
Kaufleute  speziell  in  Lyon  inne  hatten,  basiert  war.  Frank- 
reich hingegen  war  an  dieser  Prosperität  insofern  mitinter' 
essiert,  als  die  Eidgenossenschaft  durch  Darlehensgewährung 
die  geldverschlingenden  Kriege  der  Krone  unterstützen  half. 
Der  französische  Solddienst  bildete  für  die  Schweiz  ebenfalls 
ein  ökonomisches  Interesse,  indem  wie  bereits  erwähnt  die 
noch  ungenügende  Entwicklung  von  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie einen  größeren  Teil  ihrer  Bevölkerung,  besonders  aus 
den  Gebirgskantonen,  auf  diese  Erwerbsquelle  hinwies.  Von 
höherer  Bedeutung  waren  allerdings  diese  militärischen  Inter- 
essen für  die  französische  Krone,  die  in  ihren  fortwährenden 
kriegerischen  Verwicklungen  notwendig  der  schweizer  Söld- 
ner bedurfte.  Endlich  bestanden  noch  politische  Gründe,  die 
auf  die  Beziehungen  der  beiden  Länder  Einfluß  ausübten,  wo- 
bei es  insbesondere  Frankreich  in  seinem  Kampf  gegen  Spa- 
nien-Habsburg daran  gelegen  war,  daß  die  Schweiz  min- 
destens eine  neutrale  Stellung  innehielt.  Dieselben  zeitigten 
allerdings  im  Verlauf  des  17.  Jahrhunderts  nicht  geringe  Rei- 
bungen, indem  das  Umsichgreifen  der  französischen  Macht 
die  mit  ihr  verbündeten  Eidgenossen  in  Konflikt  brachte  mit 
anderweitigen  Verpflichtungen,  wie  Erbeinung  mit  Österreich, 
d.  h.  Schutzpflicht  der  rheinischen  Waldstädte,  Bündnis  der 
katholischen  Orte  mit  Spanien,  Schutzverbindung  mit  der 
Franche  Comte,  woraus  dann  schließlich  die  Streitfrage  resul- 
tierte, ob  die  Schweiz  neben  dem  französischen  Bündnis  über- 
haupt noch  mit  anderen  Staaten  Allianzen  einzugehen  berech- 
tigt sei. 


II.  Der  weitere  Kampf  für  die  Erhaltung 
der  Handelsprivilegien. 

3.  Unter  dem  Regime  von  Richelieu  und  Mazarin 
von  1639 — 61. 

Hatten  die  schweizer  Kaufleute  gehofft,  mit  dem  erlang- 
ten gerichtlichen  Entscheide  von  1636  ihre  Position  einiger- 
maßen gesichert  zu  haben,  so  zeigte  ihnen  das  Vorgehen  des 
Zollpächters  de  Pars  und  dessen  Erfolge  im  Jahre  1638,  wie 
sehr  sie  sich  gegen  weitere  Angriffe  auf  ihre  Privilegien  vor- 
sehen mußten. 

Schon  1639  sah  sich  die  schweizer  Kolonie  in  Lyon  in 
größere  Streitigkeiten  mit  dem  französischen  Fiskus  ver- 
wickelt wegen  einer  Besteuerung  der  Fremden,  dazu  kamen 
dann  noch  Anstände  infolge  der  seit  einigen  Jahren  eingeführ- 
ten neuen  Zölle.  Mit  aller  Energie  wehrten  sich  unsere  Kauf- 
leute gegen  diese  Neuerungen,  welche  für  ihre  Privilegien 
weitere  Beschränkungen  bedeuteten.  Sowohl  direkt,  wie 
auch  vermittelst  den  XIII  Orten  wurde  beim  Hof  Einsprache 
erhoben.  Man  erreichte  jedoch  nur  Vertröstungen.  Die  Miß- 
stände dauerten  unvermindert  an.  Auf  neue  Bitten  um  Ab- 
hilfe versprach  der  französische  Gesandte  Caumartin  Ende 
1641  den  Delegierten  der  Tagsatzung  zwar  seine  guten  Dienste 
um  die  Befriedigung  der  schweizerischen  Ansprüche  herbei- 
zuführen, wies  dabei  aber  wenig  hoffnungsvoll  auf  die  große 
Last  hin,  welche  die  Erhaltung  so  vieler  Armeen  dem  König 
auferlege.  Den  inzwischen  unternommenen  Schritten  der 
Kaufleute  in  Lyon  war  ebenfalls  kein  Erfolg  beschieden.  Bis 
zum  Juli  1643  beschäftigte  sich  die  Eidgenossenschaft  mit  der 
Sache,  sie  vermochte  indessen  nur  eine  Erklärung  des  Ge- 
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sandten  zu  erlangen,  daß  man  den  Fermiers  befehlen  werde, 
keine  Neuerungen  einzuführen  und  was  sie  unrechtmäßig  ab- 
gefordert hätten,  zurückzuerstatten.  Das  Resultat  der  Be- 
mühungen war  also  eine  bloße  Zusicherung,  welcher  nicht  all- 
zuhoher Wert  beigemessen  werden  konnte,  immerhin  ver- 
stummten die  Klagen  für  kurze  Zeit.*) 

Allein  bereits  im  Frühjahr  1645  gabs  neue  Beschwerden 
von  Hans  Ludwig  Spon  in  Paris  wegen  ungerechtfertigter 
Steuerbelastung.  Sein  Hilfegesuch  an  Zürich  wurde  von  sei- 
nem Bruder  Mathias  Spon  in  Lyon  unterstützt.  Auf  bezügliche 
Vorstellungen  Zürichs  berichtete  der  französische  Gesandte 
im  Juli,  daß  Befehl  ergangen  sei,  damit  Spon  von  der  Taxe 
befreit  werde.  Dazu  hatten  die  eidg.  Kaufleute  gegen  Ende 
des  Jahres  wieder  einen  Strauß  mit  den  Fermiers  zu  bestehen. 
In  den  Bureaux  von  Gex,  Collonges  und  Seyssel  waren  sie 
unrechtmäßigerweise  mit  einem  neuen  Einfuhrzoll  von  ca. 
5 sols  per  Ballen  belästigt  und  eine  große  Anzahl  Waren  be- 
schlagnahmt worden.  Wohl  erwirkten  die  Schweizer  vom 
Parlament  in  Dijon  einen  günstigen  Entscheid,  die  Zollpächter 
zogen  jedoch  die  Angelegenheit  vor  den  Conseil  prive  und  so 
waren  denn  unsere  Landsleute  bald  wieder  in  einen  größeren 
Prozeß  verstrickt.  Durch  Freunde  und  Advokaten  ließen  sie 
ihre  Sache  in  Paris  verfechten  und  zur  Unterstützung  erwirkte 
man  bei  den  XIII  Orten  ein  Intercessionsschreiben  an  den 
Prinzen  von  Conde.  Am  13.  Juli  1646  konnte  der  Advokat  Ca- 
boud  in  Paris  den  Schweizern  zu  Lyon  endlich  berichten,  daß 
sie  im  Prozeß  gegen  die  Fermiers  der  Traite  foraine  gewon- 
nen hätten.  Damit  war  der  ganze  Handel  wegen  dem  Einfuhr- 
zoll zu  einem  glücklichen  Abschluß  gebracht.**) 

Trotzdem  ertönten  auf  den  Tagsatzungen  vom  Februar 


*)  vgl.  D 159,  1639/41.  AT  II,  No.  441/51,  453/5,  458/68,  470/94, 
496/500,  506/7.  Absch.  V pag.  1019,  1029,  1039,  1043.  1059/60.  1068, 
1071,  1078,  1138,  1148,  1188,  1190,  1195,  1225,  1241,  1246  1262,  1283. 
A 225,9  D 70,  1640  A 225,58,  1639/41  A 225,59,  1741/42 

**)  vgl.  D 160,  1646,  AT  II,  No.  508/19,  251/4,  535  Absch.  V, 
pag.  1385.  A 225,9  A 225,59,  1746. 
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und  Juli  1647  wiederum  Beschwerden  wegen  der  Zölle  in 
Frankreich.  Der  französische  Gesandte  behalf  sich  nach  altem 
Rezept  mit  Ausflüchten  und  Versprechungen.  Dank  der  ener- 
gischen Haltung  der  Eidgenossen,  die  Julitagleistung  hatte 
nämlich  beschlossen,  bei  Erfolglosigkeit  der  Vorstellungen  auf 
Absendung  einer  Gesandtschaft  oder  auf  ein  direktes  Schrei- 
ben an  den  König  Bedacht  zu  nehmen,  begegnen  uns  jedoch 
in  den  nächsten  Jahren  keine  größeren  Privilegienstreitig- 
keiten. 

Ein  anderes  Moment  als  Entgegenkommen  seitens  Frank- 
reichs dürfte  hiezu  aber  wesentlich  beigetragen  haben.  In  Er- 
wägung der  großen  Prozeßkosten  und  all  der  Plackereien  war 
man  nämlich  zur  früheren  Praxis  der  „Verehrungen“  an  den 
Zollintendanten  zurückgekehrt.  Wie  ein  Vergleich  der  Lyoner 
Kaufleute  vom  November  1649,  der  dann  pro  1651/52  er- 
neuert wurde,  erzeigt,  brachte  man  diese  Gratifikation  durch 
eine  gemeinsame  Contribution  auf.*) 

Durch  die  politische  Konstellation  dieser  Jahre  bot  sich 
übrigens  den  Schweizer  Kaufleuten  eine  besonders  günstige 
Gelegenheit,  ihre  so  viel  umstrittenen  Vorrechte  in  befriedi- 
gender Weise  für  die  Zukunft  zu  sichern.  Eine  Erneuerung 
des  Bündnisses  zwischen  Frankreich  und  der  Eidgenossen- 
schaft, woran  ja  beide  Kontrahenten  namhafte  Interessen  hat- 
ten, stand  wieder  in  Diskussion.  Als  nun  der  Gesandte  de  la 
Barde  1651  bezüglich  Allianzerneuerung  an  die  Stände  ge- 
langte, begann  man  sich  sofort  im  Kreise  der  Kaufmannschaft 
sowohl  in  Lyon  als  auch  in  St.  Gallen  und  Zürich  zu  regen 
um  ihre  Ansprüche  zur  Geltung  zu  bringen.  Wie  dringend 
dies  war,  erhellt  am  Besten  daraus,  daß  von  französischer 
Seite  bereits  versucht  wurde,  mit  dem  erloschenen  Bündnis, 
zugleich  den  unbequemen  Friedenstraktat  von  1516  als  dahin- 
gefallen zu  erklären.  Dadurch  wäre  aber  den  Kaufleuten  die 
Basis  für  ihre  Privilegien  entzogen  worden.  Glücklicherweise 
war  man  zu  dieser  Zeit  in  den  politischen  Kreisen  der  Eidge- 


) Vgl.  D 160,  AT  II,  No.  525,  528,  Absch.  V,  pag.  1420,  1440 
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nossenschaft  wegen  der  schlechten  Zahlung  der  Pensionen 
usw.  seitens  Frankreich  etwas  verschnupft,  unsere  Kaufleute 
konnten  deshalb  eher  auf  Unterstützung  ihrer  Forderungen 
durch  die  Stände  hoffen.*) 

Über  das  Vorgehen  in  der  Sache  fanden  im  Verlaufe  des 
Jahres  1651  eingehende  Erörterungen  zwischen  den  Kauf- 
leuten von  St.  Gallen  und  Zürich  statt.  Aus  denselben  können 
wir  ersehen,  daß  nicht  mehr  vorwiegend  diese  beiden  führen- 
den Handelsplätze  allein  an  den  kommerziellen  Beziehungen 
mit  Frankreich  interessiert  waren  wie  ehedem,  vielmehr  auch 
andere  Kauf-  und  Handelsleute  der  Eidgenossenschaft  von 
Bern,  Basel,  Schaffhausen,  Solothurn,  Freiburg,  Luzern  daran 
Anteil  genommen  haben.  Daß  die  Relationen  zwischen  den 
beiden  Ländern  bereits  ein  erhebliches  Ausmaß  erhalten 
hatten,  kann  daraus  geschlossen  werden,  daß  man  sich  in  den 
Ständen  auch  mit  der  Frage  beschäftigte,  ob  die  XIII  Orte 
nicht  einen  eidg.  Agenten  in  Paris  halten  sollten.  Dieser  hätte 
dafür  zu  sorgen,  daß  den  vorfallenden  Beschwerden  Folge 
gegeben,  die  Privilegien  geachtet  und  die  Offiziere  und  Sol- 
daten befriedigt  würden.  Die  Kaufleute,  denen  eine  solche  In- 
stitution höchst  erwünscht  gewesen  wäre,  offerierten  dazu  so- 
gar eine  jährliche  Subvention.  Der  ganze  schöne  Plan  scheint 
aber  nicht  Realität  geworden  zu  sein.**) 

Allein  trotz  allen  getroffenen  Vorbereitungen  unterlag  die 
Tagsatzung  bei  den  Bundesverhandlungen  den  geschickten 
diplomatischen  Schachzügen  de  la  Bardes.  Den  Widerstand 
der  vereinten  Stände  wußte  er  durch  Unterhandlungen  mit 
den  einzelnen  Orten  zu  brechen.  So  hatte  der  Gesandte  denn 
bis  1655  bereits  die  ganze  katholische  Eidgenossenschaft  für 
das  französische  Bundesprojekt  gewonnen.  Dabei  waren  aber 
die  Ansprüche  der  schweizer  Kaufleute  preisgegeben  worden 
und  ihre  Verfechtung  blieb  somit  den  evangelischen  Orten 
allein  überlassen.  Die  eifrige  Propaganda  der  kommerziellen 
Kreise  und  das  Selbstinteresse  veranlaßte  diese  Stände,  umso 


*)  vgl.  D 160,  1651. 

**)  vgl.  D 160,  1651. 
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kräftiger  für  die  Ansprüche  der  Kaufmannschaft  einzutreten. 
Nach  recht  mühsamen  Unterhandlungen  mit  de  la  Barde 
kamen  indessen  die  Negotiationen  Ende  Januar  1657  zu  einem 
vorläufigen  Stillstand. 

Hatten  die  Schweizer  in  Lyon  schon  während  den  Ver- 
handlungen allerlei  Anmaßungen  seitens  Fiskus  und  Zollpäch- 
ter zu  erdulden  gehabt,  so  trafen  nun  gar  bald  in  St.  Gallen, 
Zürich,  Basel  und  Schaffhausen  neue  heftige  Klagen  aus  Lyon 
ein,  wo  die  Kaufleute  infolge  der  Umtriebe  des  französischen 
Gesandten  zahlreichen  Chikanen  ausgesetzt  waren.  So  be- 
richten Joach.  Lorenz  und  David  Zollikofer,  daß  der  Waren- 
verkehr mit  den  spanischen  Häfen  durch  die  französische 
Flotte  gestört  werde.  Ferner  beklagten  sich  die  „Lyoner“, 
daß  ihnen  seitens  der  Zollbeamten  in  dort  große  Beschwerden 
bereitet  werde.  Man  fordere  obrigkeitliche  Attestationen  für 
die  Waren  darüber,  ob  diese  aus  Schweizer  Rohstoffen  und 
daselbst  hergestellt  worden  seien.  Und  1654  reichten  die 
Vögte  im  Thurgau  und  Rheintal  an  die  7 regierenden  Orte 
Beschwerdeschriften  ein  wegen  des  in  Frankreich  gesteckten 
Leinwatt-  und  Tüchli-Gewerbes.  Etliche  Tausend  Seelen  hät- 
ten ihren  Unterhalt  vom  Leinwattgewerbe,  das  von  St.  Gallen 
aus  alimentiert  werde.  Nun  verlaute,  daß  durch  Behinderung 
der  St.  Galler  Kaufleute  in  Lyon  dieses  Gewerbe  fast  aufge- 
hoben werden  möchte.  Man  solle  daher  bei  bevorstehender 
Bündniserneuerung  Sorge  tragen,  damit  das  Gewerbe  ge- 
sichert und  des  ganzen  Landes  Nutz  und  Wohlfahrt  erhalten 
bleibe.  Alle  Schritte  der  evangelischen  Stände,  sowohl  bei  de 
la  Barde,  wie  am  Hof  blieben  erfolglos,  vielmehr  ließ  man 
durchblicken,  daß  nur  ein  baldiger  Abschluß  des  Bündnisses 
Abhilfe  bringen  werde.  Wie  stark  die  Zollbelastung  für  Waren 
aus  der  Schweiz  gegenüber  früher  war,  zeigt  ein  Bericht  aus 
Lyon  von  Ende  1657.  Danach  mußte  bezahlt  werden  für 
1 Ballen  Seiden  organzin  de  Bergamo  in  Zürich 
appretiert  für  soye  ouvree 

L.  154.  7.-  gegen  früher  L.  26.--.- 
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1 Ballen  Floret,  sowohl  grobe  als  reine 

L.  48.  5.-  gegen  früher  L.  16.--.- 
1 Ballen  Pettenusche  L.  9.  3.-  gegen  früher  L.  1.11.6 

1 Ballen  Burat  L.  47.15.3  gegen  früher  nichts, 

wenn  das  Zeichen  im  Zoll  zu  Lyon  eingetragen  war. 

1 Kiste  Schleier  ä 200  St.  L.  117.19.-  gegen  früher  nichts, 
wenn  das  Zeichen  im  Zoll  zu  Lyon  eingetragen  war. 

1 Legel  Leinwatt  L.  14. — .-  früher  nichts,  seit 

etlichen  Jahren  die  „Subvention“  der  Stadt  vonL.  1.  2.6. 
Dazu  werde  ein  „Entree“,  so  man  nicht  eigentlich  wissen 
möge,  auch  noch  gefordert.*) 

Mit  all  diesen  Verhandlungen  und  Schreiben  war  aber 
den  schweizer  Kaufleuten  nicht  geholfen,  durch  ein  neues 
Moment  wurde  ihre  Situation  nur  noch  schwieriger  gestaltet. 
Die  Krone  hatte  schweizer  Offizieren  für  rückständige  Sold- 
guthaben Preziosen  verpfändet,  diese  waren  nun  von  Werd- 
müller  und  Consorten  nach  Zürich  in  Sicherheit  gebracht  wor- 
den. Der  König  quittierte  jedoch  ein  solches  Mißtrauens- 
votum damit,  daß  er  Weisung  nach  Lyon  erteilte,  die  Ver- 
mögen der  dortigen  Zürcher  und  Schaffhauser  Kaufleute  zu 
beschlagnahmen.**) 

Um  ihren  Handel  durch  die  verschiedenen  Hemmungen 
nicht  völlig  lahmlegen  zu  lassen,  suchten  unsere  Kaufleute  in 
Lyon  ihre  Waren  gegen  Bürgschaft  vom  Zoll  herauszubekom- 
men. Es  gelang  ihnen  aber  nur  mittelst  solidarer  Obligation, 
die  Zölle  für  die  von  den  Fermiers  zurückgezogenen  Güter 
nachträglich  zu  entrichten,  wenn  der  König  im  Falle  des 
Nichtzustandekommens  der  Allianz  entsprechend  entscheiden 
sollte.  Vorsichtshalber  bemerkten  sie  jedoch  dazu,  daß  von 
ihnen  bis  dato  aucuns  droits  de  douane,  reappreciation  und 
Einfuhrzoll  bezahlt  worden  sei.  Frankreich  hatte  sich  mit 
obiger  Verpflichtung  ein  gutes  Pressionsmittel  verschafft,  mit- 


0 vgl.  D 160,  1652/3,  1656.  Absch.  VI,  pag.  239,  366.  A 225; 
10,  11  und  12,  1655/7  D 71,  1653  A 225,59,  1654/57. 

**)  vgl.  D 160,  1657.  A 225,  11  und  12,  1657/8.  A 225,59,  1657. 


41  — 


telst  der  stets  drohenden  Exekution,  d.  h.  der  Einforderung 
der  strittigen  Zölle,  sollte  die  Allianz  befördert  werden  .*) 

Nach  weiteren  fruchtlosen  Versuchen  der  evangelischen 
Stände,  mit  dem  Bündnis  zugleich  die  Forderungen  der  eidg. 
Kaufleute  sicherzustellen,  scheint  schließlich  der  Gedanke  an 
Boden  gewonnen  zu  haben,  daß  nur  durch  eine  rasche  Er- 
neuerung der  Allianz,  unter  Modifizierung  des  schweizerischen 
Projekts,  eine  Besserung  der  Verhältnisse  für  die  Kaufleute 
in  Frankreich  zu  erreichen  sei.  So  wurde  denn  auf  der  Kon- 
ferenz zu  Aarau  vom  30.  April  1658,  wie  seinerzeit  von  den 
katholischen  Orten,  als  Grundlage  für  die  Verhandlungen  das 
alte  Bündnis  von  1602  angenommen.  Den  Anstrengungen  der 
kommerziell  interessierten  Kantone  gelang  es  indessen  wenig- 
stens soviel  zu  erreichen,  daß  im  Hauptinstrument  allgemein 
und  unklar  gehaltene  Artikel  durch  zwei  Beibriefe  ergänzt 
wurden.  Gerade  Artikel  20,  der  die  kaufmännischen  Privile- 
gien betraf,  war  mit  Rücksicht  auf  die  schwebenden  Streitig- 
keiten einer  solchen  Kommentierung  dringend  bedürftig.  Diese 
erfolgte  nun  im  ersten  der  lettres  annexes.**) 

Auf  dieser  Basis  kam  schließlich  der  Allianzvertrag  zwi- 
schen den  evangelischen  Ständen  und  Frankreich  am  1.  Juli 
1658  zustande.  Die  Bemühungen  der  Kaufleute  sich  ihre  Vor- 
rechte durch  Staatsvertrag  in  präziser  Form  zu  sichern, 
waren  damit  aber  nicht  vom  erhofften  Erfolg  gekrönt  wor- 
den, denn  Vertrag  und  Beibrief  entsprachen  keineswegs  der 
eingehenderen  Fassung  des  schweizerischen  Entwurfs  und  er- 
hielten zudem  bei  der  endgültigen  Redaktion,  dank  der  Ge- 
wandtheit des  französischen  Gesandten  und  der  Schwachheit 
der  eidg.  Vertreter  wiederum  mehr  allgemeinen  Charakter.***) 
Trotz  allem  ließen  sich  die  schweizer  Kaufleute  nicht  ent- 
mutigen. Man  begann  vielmehr  darnach  zu  trachten,  eine 

*)  Vgl.  D 161,  1658.  A 225,13,  1658. 

**)  vgl.  D 161,  1658.  Absch.  VI,  pag.  403,  412,  1663.  Gonzen- 
bach 1.  c.,  pag.  102.  W a r t m a nn  II,  1.  c.,  pag.  12,  Anmerkg.  30. 

***)  vgl.  D 161,  1658.  A T II,  No.  580.  D i e r a u e r,  1.  c.,  Bd.  IV, 

pag.  88  ff. 
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festere  innere  Organisation  der  gesamten  Kaufmannschaft  zu 
schaffen.  Derart  sollte  nicht  nur  das  Errungene  leichter  be- 
hauptet werden,  sondern  gleichzeitig  hoffte  man  so  das  er- 
strebte Ziel  besser  erreichen  zu  können.  Tatsächlich  fand  am 
28.  Januar  1659  in  Aarau  eine  Conferenz  der  von  den  evang. 
Orten  und  Zugewandten,  wie  Zürich,  Bern,  Basel,  Schaff- 
hausen, Appenzell,  St.  Gallen,  Mülhausen  und  Biel  abgeord- 
neten  und  bevollmächtigten  Gewerbs-  und  Handelsleuten 
statt,  an  welcher  eingehende  Bestimmungen  betreffend  den 
Handel  mit  Frankreich  vereinbart  wurden.  Für  die  Erhaltung 
der  Privilegien  sollte  ein  Fond  gebildet  werden.  Als  gemeiner 
in  Lyon  residierender  Agent  der  eidg.  Kaufleute  ernannte 
man  Hans  Martin  Hertner  Clee,  der  dem  Ordinariverwalter 
der  St.  Galler  koordiniert  wurde.  Im  Februar  1659  wurde 
dieser  Vergleich  von  Deputierten  der  Kaufleute  von  Zürich, 
Bern,  Lausanne,  Morges,  Basel  und  St.  Gallen  den  evangel. 
Ständen  zu  Aarau  zur  Ratifikation  vorgelegt,  worauf  dann  im 
März  desselben  Jahres  ein  Erlaß  der  evangel.  Städte,  Orte  und 
Zugewandten  die  Kaufleute  zu  gehöriger  Nachachtung  auf- 
forderte mit  der  Weisung,  diese  Handels-Freiheiten  inskünftig 
strikte  zu  beobachten,  sich  nicht  korrumpieren  zu  lassen  und 
einander  bei  Erhaltung  der  Privilegien  zu  helfen.  Martin 
Hertner  Clee  und  dem  jeweiligen  Ordinariverwalter  wurde 
vollkommene  Gewalt  und  Befehl  erteilt  in  der  Sache  und 
ihnen  auch  die  obrigkeitliche  Hilfe  zur  Verfügung  gestellt.*) 

Da  seit  Ende  1658  keine  Klagen  mehr  über  neue  Zoll- 
beschwerlichkeiten begegnen,  darf  wohl  angenommen  werden, 
daß  mit  dem  Bundesabschluß  das  Verhältnis  der  schweizer 
Kaufleute  in  Frankreich  zu  den  Zöllnern  sich  doch  etwas  be- 
friedigender gestaltet  habe.  Ende  1659  wird  allerdings  von  den 
Kaufleuten  wieder  Beschwerde  erhoben,  weil  trotz  de  la  Bar- 
des  Versprechen  die  Exekution  der  Patente  nicht  erfolge.**) 

Zur  endgültigen  Regelung  der  Zollbefreiung  waren  übri- 
gens anfangs  Mai  1659  Jakob  Hochreutiner  und  Jakob  Lorenz 

*)  vgl.  D 161,  1659.  A T II,  No.  593.  Absch.  VI,  pag.  466,  469. 

**)  vgl.  A 225,59,  1659. 
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Zollikofer  aus  St.  Gallen  mit  Stadtlieutenant  Escher  von  Zürich 
und  Hans  Ludwig  Fäsch  aus  Basel,  namens  der  schweizer 
Kaufmannschaft  zu  de  la  Barde  nach  Solothurn  delegiert  wor- 
den. Bei  dieser  Gelegenheit  kam  nun  zum  ersten  Mal  ein 
Vorschlag  zur  Diskussion,  welcher  dem  heutigen  Empfinden 
nach  einzig  zu  einer  befriedigenden  Lösung  der  Privilegien- 
streitigkeiten hätte  führen  können.  Der  Gesandte  riet  näm- 
lich den  Schweizern  zu  einer  Delegation  an  den  Hof.  Dieser 
sollten  Kommissäre  beigegeben  werden,  die  mit  den  Fermiers 
festzustellen  hätten,  was  seit  1516  für  neue  Zölle  aufgerichtet 
worden  und  welche  von  den  Eidgenossen  bezahlt  oder  nicht 
bezahlt  werden  müßten.  Auf  Grund  dieser  Untersuchungen 
wäre  dann  ein  Tarif  zu  bilden,  wie  die  eidg.  Kaufleute  ferner- 
hin zu  halten  seien.  Daß  diese  Gelegenheit,  durch  handels- 
vertragliche Abmachungen  sich  Ruhe  zu  verschaffen,  von  den 
Eidgenossen  nicht  sofort  benutzt  wurde,  dürfte  im  wesent- 
lichen auf  den  divergierenden  Interessen  der  einzelnen  Orte 
beruhen.  Die  XIII  Orte  bildeten  eben  kein  so  festgeschlos- 
senes Gebiet  wie  Frankreich,  mit  einer  zentralen  Regierungs- 
gewalt, welche  eine  einheitliche  Handelspolitik  hätte  verfechten 
können.  Mit  der  inzwischen  zur  Sprache  gekommenen  großen 
eidg.  Gesandtschaft  an  den  Hof  zur  Beschwörung  des  neuen 
Bündnisses  war  zwar  im  Kreise  der  Stände  gleichfalls  das 
Projekt  einer  kaufmännischen  Delegation  aufgetaucht,  um  bei 
diesem  Anlaß,  gemäß  dem  Rate  de  la  Bar  des  die  Priivilegien- 
angelegenheit  mit  den  zuständigen  Behörden  in  Paris  end- 
gültig zu  bereinigen.  Es  scheint  jedoch  vorläufig  bei  internen 
Verhandlungen  geblieben  zu  sein.*) 

Wenn  wir  die  kurz  geschilderte  Periode  nochmals  über- 
blicken, so  müssen  wir  uns  daran  erinnern,  daß  die  ersten 
Jahre  derselben  in  die  Zeit  des  Ministeriums  Richelieu  fallen, 

dessen  Wirtschaftspolitik  wohl  den  Bahnen  Heinrich  IV.  und 

% 

Sullys  folgte,  aber  infolge  anderer  politischer  Pläne  und  Ak- 
tionen nicht  voll  zur  Geltung  kam.  Zwar  brachte  die  über- 

*)  vgl.  D 161,  1659.  Absch.  VI,  pag.  506.  W a r t m a n n II,  1.  c. 
pag.  15.  A 225,13,  1659. 
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wiegende  Politik  eine  weitere  Verschärfung  der  von  der  Re- 
gentschaft herrührenden  Steuerlast,  anderseits  verschaffte  sie 
dem  Lande  größere  Sicherheit  und  mehr  Ordnung  im  Innern 
und  war  somit  für  dessen  wirtschaftliche  Entwicklung  doch 
vorteilhaft.  Unter  Mazarin,  welcher  Richelieu  1642  im  Amte 
nachgefolgt  war,  lagen  die  Dinge  jedoch  wieder  ungünstiger. 
Wie  sein  Vorgänger  wurde  der  Kardinal  in  starkem  Maße 
von  rein  politischen  Geschäften  in  Anspruch  genommen,  dazu 
traten  innere  und  äußere  kriegerische  Ereignisse  durch  welche 
das  Land  neuerdings  in  eine  sehr  prekäre  ökonomische  Lage 
geriet,  die  Mißbräuchen,  namentlich  in  finanzieller  Hinsicht, 
Tür  und  Tor  öffnete.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  diese  Ver- 
hältnisse ihre  Schatten  ebenfalls  auf  die  französisch-schweize- 
rischen Handelsbeziehungen  warfen,  wobei',  wie  wir  sahen,  die 
in  Frankreich  niedergelassenen  Kaufleute  besonders  davon 
betroffen  wurden.  Nach  dem  1661  erfolgten  Tode  des  Kar- 
dinals übernahm  nun  der  junge  König  XIV.  persönlich  die 
Regierung.  Diese  Änderung  sollte,  sowohl  für  das  politische, 
wie  auch  das  wirtschaftliche  Leben  des  Landes,  von  einschnei- 
dender Bedeutung  werden.  Es  begann  eine  neue  Ära. 

Der  Privilegienkampf  der  eidg.  Kaufleute  dem  wir  im 
betrachteten  Zeitabschnitt  gefolgt  sind,  gibt  uns  aber  auch 
noch  einige  wichtige  Aufschlüsse  über  die  Entwicklung, 
welche  Handel  und  Gewerbe  in  der  Schweiz  erfahren  haben. 
Früher  waren  es  vorwiegend  St.  Galler  Kaufleute,  welche  sich 
im  französisch-schweizerischen  Handel  betätigten.  Um  1600 
finden  wir  denselben  dann  die  Zürcher  angeschlossen.  Die 
Verhandlungen  der  1650er  Jahre  zeigen  uns  nunmehr,  daß 
dieser  Interessentenkreis  eine  erhebliche  Erweiterung  erhalten 
hat.  Den  Ostschweizern  hatten  sich  im  Laufe  der  Zeit  Kauf- 
leute aus  der  Mittel-  und  Westschweiz  beigesellt.  Es  darf  aber 
angenommen  werden,  daß  damals  die  Lyoner  Kolonie  sozu- 
sagen den  ganzen  Bestand  an  Schweizer  Kaufleuten  in  Frank- 
reich darstellt,  Hans  Ludwig  Spon  (vgl.  p.  34)  schrieb  wenig- 
stens 1645  aus  Paris,  daß  er  der  einzige  Schweizer  Kaufmann 
am  Platze  sei.  Allerdings  waren  es  meistens  Angehörige 
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evangelischer  Stände  in  welchen  eben  seit  der  Reformation  in 
besonderem  Maße  Handwerk  und  Manufaktur  aufgekommen 
waren.  Das  erklärt  uns  auch  die  einseitige  Verfechtung, 
welche  die  kommerziellen  Fragen  anläßlich  der  Bundes- 
verhandlungen erfahren  haben.  Die  geringe  Teilnahme  der 
katholischen  Orte  am  wirtschaftlichen  Leben  der  Eidgenos- 
senschaft war  bedauerlich,  allein  in  diesen  Kreisen  hatte  man 
eben  lediglich  Interesse  für  das  Pensions-  und  Soldwesen,  das 
für  sie  von  primärer  Bedeutung  war.  Die  Nachteile,  welche 
bereits  aus  diesen  verschiedenen  Gesichtspunkten,  mit  denen 
die  Stände  die  Verbindung  mit  Frankreich  betrachteten,  ent- 
standen waren,  traten  übrigens  bei  späteren  Gelegenheiten  in 
noch  stärkerem  Maße  zu  Tage. 

Im  Warenverkehr  können  wir  gleichfalls  Veränderungen 
gegenüber  den  früheren  Zeiten  konstatieren.  Wie  wir  gesehen, 
wurde  im  15.  und  16.  Jahrhundert  zur  Hauptsache  schweizer 
Leinwatt  gegen  Urprodukte,  wie  Farbstoffe,  Öl,  Safran,  aus- 
getauscht. Um  die  Wende  des  16.  Jahrhunderts  hatte  dieser 
Handel  eine  Bereicherung  durch  die  Produkte  der  jungen 
Seidenindustrie  in  Zürich  und  Basel  erfahren,  während  sich 
die  Ausfuhr  aus  Frankreich  zweifelsohne  auch  auf  die  Fa- 
brikate der  reichen  französischen  Manufakturen  stärker  aus- 
gedehnt haben  dürfte.  Über  den  Gegenstand  dieser  gegenseiti- 
gen kommerziellen  Beziehungen  der  beiden  Länder  um  1660 
geben  uns  nun  die  Verhandlungen  der  schweizer  Kaufleute  von 
1659  zu  Aarau  einigen  Aufschluß.  Für  die  Amortisation 
des  damals  verabredeten  Fonds  sollte  nämlich  auf  allen 
Waren,  welche  durch  das  Burgund  und  die  Terre  de  Gex  aus 
Frankreich  in  die  Schweiz  und  umgekehrt  gingen  und  für 
welche  die  Kaufleute  der  unterzeichnenden  Orte  zuständig 
waren,  eine  billige  Auflage  gelegt  werden.  Zu  diesem  Zwecke 
teilte  man  die  in  Frage  kommenden  Waren  in  drei  Klassen  ein 
wie  folgt: 

Alle  Sorten  Seidenwaren,  Gold-  und  Silberspitz,  Safran, 
allerlei  feines  Tuch  und  Spitz,  Cochenille,  Crespes,  Tapisse- 
rien, Castor  et  Loutres,  bas  d’Estamps  de  Paris  et  Rouen 
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und  insgemein  alle  Sorten  köstliche  Waren  sollten  vom 
Zentner  30  sols  zahlen.  — Fleurets,  Cadys,  Reversches  und 
andere  gemein  Tuch,  Couverts,  Wachs,  Basanes,  Pelle- 
tries, Burats,  Baumwoll,  Hüt,  Beuteltuch,  Zürcherschleier 
und  andere  Mercerie  meslee  sollten  per  Zentner  10  sols  ent- 
richten. — Ein  Legel  Leinwatt,  Farbleinwatt  und  Gold- 
schern, die  sollten  vom  Stück  15  sols;  Quinquaille,  Eisen- 
draht, Baumöl,  Seife,  Fastenspeis,  Muscatel,  Petamuche, 
Kupfer,  Zinn  und  allerlei  Droguerie  sollten  5 sols  per  Zent- 
ner zahlen.  Alle  übrigen  ungenannten  Waren  endlich  wären 
ä Proportion  zu  belasten.*) 

Von  den  Artikeln  dieses  reichhaltigen  Kataloges  fällt  nun 
der  größte  Teil  auf  die  schweizerische  Einfuhr  aus  Frankreich 
und  zwar  sind  es  vor  allem  die  kostbareren  Waren,  welche  in 
diese  Kategorie  gehören.  Sie  waren  aber  nicht  nur  für  den 
Konsum  im  eigenen  Lande  bestimmt,  sondern  dürften  viel- 
mehr in  erheblichem  Maße  zur  Wiederausfuhr  nach  Deutsch- 
land und  dem  Osten  gedient  haben.  Als  Exportprodukte  nach 
Frankreich  kommen  andernseits  in  Betracht,  die  geringeren 
Tuche,  wie  Floret,  Burat,  Zürcherschleier,  Leinwatt,  Farblein- 
watt und  Goldschern.  Dazu  gesellte  sich  noch  Eisendraht, 
Kupfer  und  Zinn.  Es  scheint  sich  dabei  aber  nicht  mehr  ledig- 
lich um  rein  schweizerische  Fabrikate  gehandelt  zu  haben. 
Gerade  diese  Frage  gab  1651  zu  nicht  geringen  Reibereien  mit 
den  Zöllnern  Anlaß.  Es  wurde  da  den  eidg.  Kaufleuten  vor- 
geworfen, es  werde  viel  Reichsware,  wie  Kupfer,  Zinn,  Bar- 
chent und  Leinwatt  unter  Schweizername  frei  eingeführt, 
während  sie  für  solche  Waren,  weil  nicht  originaires  et  crues 
du  pays  Zoll  zu  entrichten  hätten.  Weitere  große  Schwierig- 
keiten entstanden  noch  anfangs  1655  wegen  Kupfereinfuhr, 
da  man  dieses  Metall  ebenfalls  nicht  als  Originalware  der 
Schweizer  behandeln  wollte.  Was  an  den  Behauptungen  der 
Fermiers  richtig  gewesen,  läßt  sich  schwer  feststellen.  Sicher 
ist,  daß  St.  Gallen  auch  Leinwatt  aus  Deutschland  zum  Wei- 


) vgl.  D 161. 
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ter versand  bezogen  hat,  das  Hauptkontingent  der  Textilien 
darf  indessen  als  schweizer  Fabrikat  angesprochen  werden. 
Eisendraht  stellt  ein  Produkt  der  Nordwestschweiz  dar,  wäh- 
rend das  Zinn  wohl  aus  Sachsen  oder  Böhmen  gestammt  haben 
dürfte.  Hinsichtlich  des  Kupfers  sind  wir  im  Unklaren,  es 
sollen  Kupfererze  auf  Mürtschenalp  im  Kanton  Glarus  bereits 
im  14.  Jahrhundert  von  Baslern  ausgebeutet  worden  seinK 
dann  auch  1680,  1723  und  später.  Von  erheblicher  Bedeutung 
scheint  dieser  Metallexport  nach  Frankreich  überhaupt  erst 
nach  1660  geworden  zu  sein. 

Es  muß  aber  beigefügt  werden,  daß  die  Schweiz  damals 
trotz  der  reichhaltiger  gegliederten  Einfuhr  aus  Frankreich  in 
quantitativer  Beziehung  in  weit  stärkerem  Maße  an  dem 
Warenaustausch  zwischen  den  beiden  Ländern  partizipierte. 
Ihre  Ausfuhr  betraf  eben  vorwiegend  Produkte  für  den  allge- 
meinen Gebrauch,  die  zudem  aus  dem  heimischen  Gewerbe 
stammten.  Wenn  man  dann  ferner  den  Export  an  schweizer 
Urprodukten,  wie  Käse  und  Vieh,  in  Berücksichtigung  zieht, 
so  gestaltet  sich  das  Bild  noch  vorteilhafter  und  ergibt  sich 
in  Summa  für  die  Eidgenossenschaft  eine  recht  günstige  Han- 
delsbilanz. 


4,  Die  schweizer  Kaufleute  während  dem  Ministerium 

Colbert  und  unter  Ludwig  XIV.,  1661 — 83.*) 

Das  Auftreten  Ludwigs  XIV.  als  selbständiger  Lenker 
seines  Staates  brachte  für  das  wirtschaftliche  Leben  des  Lan- 
des eine  Periode  der  Regeneration  und  Prosperität.  Der  Ab- 
solutismus wurde  vollständig,  der  junge  König  verstand  es  je- 
doch, sich  für  seine  Regierung  mit  hervorragenden  Mitarbei- 
tern zu  umgeben,  unter  denen  uns  hier  sein  Finanzminister 
Colbert  am  meisten  interessiert.  Mazarin  soll  vor  seinem  Tode 


*)  vgl.  S c h w e i z e r II,  1.  c.  W a r t m a n n II,  1.  c.  Gonzen- 
bach, 1.  c.,  pag.  102 ff.  Dierauer,  1.  c.,  Bd.  IV,  pag.  85 ff. 
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zum  König  gesagt  haben:  „Sire,  je  vous  dois  tout,  mais  je 
crois  m’acquitter  en  vous  donnant  Colbert“.  In  der  Tat  hat 
der  ehrgeizige  Minister  die  wesentlichen  Bedürfnisse  Frank- 
reichs seiner  Epoche  wohl  erkannt.  An  die  Spitze  der  Ver- 
waltung gelangt,  suchte  er  durch  Reformen,  die  seit  Sullys 
Zeiten  mehr  oder  weniger  verschwundene  Ordnung  und  ruhige 
Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Reichtums  des  Landes  wie- 
der herzustellen.  Dank  seiner  ausdauernden  Arbeit  brachte  er 
denn  auch  das  * Königreich  zu  höchster  Blüte.  Seine  wirt- 
schaftspolitischen Richtlinien,  die  er  als  Minister  befolgte, 
hatte  er  schon  1653  in  einem  Memoire  an  Mazarin,  in  dessen 
Diensten  er  stand,  niedergelegt.  Er  forderte,  alle  Industrien, 
selbst  solche  für  den  Luxus,  müßten  wiederhergestellt  oder 
kreirt  werden.  Im  Zollwesen  sei  das  Protektionssystem  durch- 
zuführen. Produzenten  und  Kaufleute  hätten  sich  in  Korpo- 
rationen zu  organisieren.  Die  schädlichen  fiskalischen  Maß- 
nahmen müßten  der  Bevölkerung  erleichtert  werden.  Ferner 
trat  er  ein  für  eigenen  Seetransport  französischer  Produkte, 
Entwicklung  der  Kolonien  und  kommerzielle  Bindung  dersel- 
ben ans  Mutterland,  Ausbau  der  Kriegs-  und  Handelsmarine. 

Die  erste  Sorge  Colberts  war,  das  ganz  zerrüttete  Fi- 
nanzwesen zu  sanieren.*)  Regelmäßige  Buchführung  wurde 
eingeführt,  unnötige  Ämter  und  Renten,  welche  zu  ungünstigen 
Bedingungen  für  den  Schatz  emittiert  worden  waren,  ließ  er 
zurückkaufen  oder  konvertieren,  die  Einnahmen  des  Staates 
an  Abgaben,  Zöllen  usw.  wußte  er  durch  entsprechende  Neu- 
regelung der  Kontrakte  zu  heben.  Bekam  der  Schatz  1661  nur 
31,8  Mill.  Livres  von  84,2  Millionen,  die  den  Pflichtigen  durch 
die  Zoll-  und  Steuerpächter  abgenommen  wurden,  so  stieg 
das  Erträgnis  1683  doch  auf  97  Millionen  von  119  Mill.  Brutto- 
einnahmen. Der  Minister  verstand  es,  das  Einkommen  des 
Königs  zu  erhöhen,  trotz  Erleichterungen  der  Lasten  für  die 
Steuerpflichtigen.  Die  Steuern  sollten  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit verteilt  und  namentlich  die  Salzsteuer,  weil  ein  not- 

•)  vgl.  Levasseur  I,  1.  c.,  pag.  293  ff.  M a r t i n,  1.  c.,  pag. 
30  ff.  Clement,!,  c.  pag.  7 ff. 
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wendiges  Lebensmittel  belastend,  gemildert  werden.  Den 
Bauern  wurde  durch  Reduktion  der  Taille  und  Ameliorationen 
aufgeholfen. 

Reformiert  wurde  auch  im  Rechtswesen,  mit  dem  Be- 
streben eine  einheitliche  Gesetzgebung  zu  schaffen.  Mittelst 
successiv  erlassenen  Ordonnanzen,  von  denen  hier  speziell 
die  Ordonnance  de  commerce  von  1673  erwähnt  sei,  konnte 
Colbert  seinen  Plan  fast  ganz  verwirklichen. 

Zur  Hebung  der  Produktivität  seines  Landes  machte  er 
große  Anstrengungen,  neue  Industrien  in  Frankreich  einzu- 
führen. Durch  Privilegien  suchte  man  die  Begründung  von 
Manufakturen  zu  erleichtern.  Wenn  der  Minister  auch  eintrat 
für  Korporation  der  Industrie  in  den  Städten,  für  Reglementie- 
rung gewisser  Fabrikationen,  besonders  von  Geweben,  zur 
Sicherheit  der  Qualität,  wenn  er  zugleich  die  mercantilistische 
Doktrine  verfocht  und  es  für  vorteilhafter  hielt,  im  eigenen 
Lande,  obwohl  teurer,  zu  kaufen  als  im  Ausland,  so  anerkannte 
er  doch  den  Nutzen  der  Freiheit  für  die  Arbeit  und  insbe- 
sondere für  den  Handel.  Er  stand  in  engem  Kontakt  mit  den 
Kaufleuten,  fand  indessen,  daß  deren  Erläuterungen  mit  Vor- 
sicht behandelt  werden  müßten,  weil  sie  stets  mit  den  eigenen 
Sonderinteressen,  die  weder  dem  Gesamtwohl  des  Handels 
noch  des  Staates  entsprächen,  vermischt  seien.  Nur  zu  gerne 
würden  diese  Kaufleute  Staatshilfe  in  Anspruch  nehmen,  statt 
die  Schwierigkeiten,  welchen  sie  im  Handel  begegneten,  durch 
eigene  Initiative  zu  überwinden  trachten. 

Monopole  sollten  nur  für  mächtige  privilegierte  Kompag- 
nien zur  Erhaltung  des  Überseehandels  in  entfernten  Städten 
gewährt  werden.  Im  übrigen  wurde  für  Handel  und  Indu- 
strie, wie  zu  Zeiten  Heinrichs  IV.,  wieder  ein  Conseil  de  Com- 
merce begründet  (1664).  In  dessen  erster  Sitzung  umschrieb 
Colbert  seine  Politik  betreffend  den  Außenhandel  wie  folgt: 
„Es  sei  nur  der  Geldüberfluß  eines  Staates,  welcher  dessen 
Größe  und  Macht  ausmache.  Dementsprechend  werde  jähr- 
lich für  12 — 18  Millionen  Waren,  die  im  Lande  gewachsen, 
exportiert.  Dies  seien  die  Minen  des  Königreichs,  an  deren 
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Erhaltung  sorgfältig  gearbeitet  werden  müsse.  Holland  z.  B. 
bekämpfe  diese  Minen,  indem  es  den  größten  Teil  der  Ge- 
winne durch  seine  Einfuhr  nach  Frankreich  vorwegnehme“. 

Wir  sehen,  der  Minister  bewegt  sich  also  ganz  in  den  Ge- 
dankengängen von  Laffemas  und  Montchretien.  Bei  aller  An- 
erkennung der  Vorteile  von  größtmöglicher  Freiheit  der  Per- 
sonen in  kommerziellen  Dingen  wollte  Colbert  doch  im  Namen 
und  für  den  Staat  dem  Handel  Hauptrichtlinien  geben.  Da  er 
aber  gleichzeitig  dem  Merkantilismus  huldigte,  und  darnach 
strebte,  die  eigenen  Manufakturen  möglichst  zu  entwickeln,  so 
fielen  diese  Richtlinien  derart  aus,  daß  oft  die  individuelle 
Freiheit  gehemmt  und  gewisse  wirtschaftliche  Interessen  ver- 
letzt wurden. 

Um  Handel  und  Verkehr  größere  Beweglichkeit  geben  zu 
können,  griff  Colbert  auch  sanierend  im  Zollwesen  ein.  Die 
inneren  Grenzlinien  sollten  aufgehoben  und  die  nationale  In- 
dustrie durch  Errichtung  einer  einheitlichen  Zollbarriere  an 
der  Landesgrenze  gegen  fremde  Konkurrenz  geschützt  wer- 
den. Es  gab  keine  Provinz,  wo  man  nicht  neben  den  Grenz- 
zöllen noch  mit  zahlreichen,  oft  mißbräuchlichen  inneren  Ab- 
gaben belastet  war.  Es  war  fast  unmöglich,  daß  eine  so  große 
Zahl  von  Steuern  und  Abgaben  nicht  viel  Unordnung  verur- 
sachen würde  und  daß  die  Kaufleute  davon  genügend  Kennt- 
nisse besaßen,  um  Konfusionen  zu  vermeiden.  Noch  viel  we- 
niger traf  dies  für  ihre  Angestellten  und  Hilfskräfte  zu,  welche 
daher  stets  gezwungen  waren,  sich  an  die  bona  fides  der  Zoll- 
beamten zu  halten,  die  allerdings  nur  zu  oft  sehr  suspekt  war. 
Colbert  ersetzte  nun  diese  Vielheit  von  Abgaben  mit  Edikt 
vom  18.  Sept.  1664  durch  einen  allgemeinen  Ein-  und  Aus- 
gangszoll. Den  Transit  erleichterte  er  durch  Schaffung  von 
zollfreien  Lagerhäusern  an  wichtigen  Hafen-  und  Stapel- 
plätzen. Leider  fehlte  es  dem  Tarif  von  1664  an  allgemeiner 
Geltung  in  ganz  Frankreich.  Er  hatte  nur  im  Rayon  der  Cinq 
Grosses  Fermes,  d.  h.  also  in  ca.  der  Hälfte  des  Königreichs, 
Anerkennung  gefunden.  Die  Provinzen  außer  diesem  Kreise, 
sogen.  Provinces  d’Etats  und  Provinces  reputees  etrangeres, 


51 


u.  a.  auch  Lyonnais,  lehnten  die  Reform  ab.  Ihr  Warenver- 
kehr mit  dem  Gebiet  der  5 grosses  Fermes  war  daher  dem 
Tarif  von  1664  unterworfen,  während  für  ihr  Territorium  der 
bisherige  vielgestaltige  Modus  beibehalten  wurde.  Daneben 
bestanden  noch  als  weitere  Gruppe  die  sog.  Provinces  d’etran- 
ger  effectif  (Elsaß,  Gex,  Freihäfen),  die  wie  das  Ausland  be- 
handelt wurden.  Colbert  hatte  in  seinem  Tarif  für  jede  Ware 
als  Zollsatz  den  Durchschnitt  der  bezüglichen  früheren  Ab- 
gaben festgesetzt,  da  aber  diese  älteren  Taxen  nicht  überall 
gleich  erhoben  worden  waren,  so  wurde  nun  der  neue  Zoll  je 
nach  Provinz  erhöht  oder  ermäßigt.  Entsprechend  den  mer- 
cantilistischen  Anschauungen  des  Schöpfers  hatte  zudem  die 
Einfuhr  gewisser  Produkte  stärkere  Belastung  erhalten.  Des- 
gleichen der  Export  verschiedener  Nahrungsmittel  und  Roh- 
stoffe. Trotzdem  war  der  Tarif  im  Ganzen  gemäßigt,  der  bis- 
herige Ertrag  der  „5  grosses  Fermes“  sank  denn  auch  von 
9V2  Mill.  Livres  auf  ca.  9 Millionen. 

Da  trotz  dieser  Reform  die  Klagen  über  ausländische 
Konkurrenz  nicht  verstummten,  nahm  Colbert  1667  eine  Re- 
vision vor,  die  nun  für  viele  Artikel  eine  Verdoppelung  und 
mehr  der  alten  Sätze  brachte.  Besonders  Gewebe  aus  Eng- 
land und  Flolland  wurden  hievon  betroffen.  Stärker  belastet 
wurde  ferner  die  Rohstoffausfuhr,  während  man  anderseits 
den  Import  solcher  Waren  schonender  behandelte.  Am  mei- 
sten getroffen  wurde  aber  die  Einfuhr  von  Fabrikaten,  immer- 
hin waren  die  Sätze  nach  Artikel  und  Herkunftsland  gra- 
duiert. Da  die  Mode  über  diese  Zollerhöhungen  hinweg  doch 
noch  gewisse  fremde  Artikel  unterhielt,  griff  Colbert  zu  di- 
rekten Einfuhrverboten,  so  1669  und  1671  für  Spiegel  und 
Spitzen  aus  Venedig.  Im  übrigen  brachte  die  Zeit  von  1671 
bis  1695  noch  ca.  20  Modifikationen  für  verschiedene  Waren. 

Die  Anwendung  der  stark  gesteigerten  Zölle  wurde  aber 
nicht  konsequent  durchgeführt.  Durch  die  politischen  Ereig- 
nisse jener  Zeit  erlangten  England  und  Holland  relativ  bald 
Rückkehr  zum  Tarif  von  1664.  Colbert  sträubte  sich  zwar 
gegen  solche  Konzessionen,  immerhin  wollte  er  doch  nicht 
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eine  kommerzielle  Isolierung  Frankreichs,  denn  die  Freiheit 
sei  die  Seele  des  Handels  und  wenn  sie  nicht  aufrechterhalten 
werde,  könne  dieser  weder  aufkommen  noch  gedeihen.  Dabei 
erachtete  er  aber  diese  Freiheit,  als  notwendige  Bedingung 
zur  Begründung  und  zum  Fortschritt  der  Manufakturen,  auch 
mit  einem  Zollschutz  vereinbar  (wehrhafter  Freihandel).  Die 
Begünstigungen  der  heimatlichen  Industrien  sollten  nur  bis  zu 
deren  Erstarken  bestehen  bleiben.  Er  übersah  jedoch  die 
Schwierigkeit,  zu  entscheiden,  wann  eine  solche  Industrie 
widerstandsfähig  genug  sei  gegen  auswärtige  Konkurrenz, 
denn  die  Industrien  sind  nicht  geneigt,  dies  frei  zu  erklären 
und  tatsächlich  dürften  es  stets  eine  ganze  Reihe  gar  nie 
werden. 

Die  Mercantilisten  des  17.  Jahrhunderts  schwärmten  na- 
türlich für  den  Tarif  von  1667,  den  sie  als  Palladium  für  Frank- 
reichs Wirtschaft  bezeichneten.  Eine  kritischere  Meinung  geht 
indessen  dahin,  daß  derselbe  nur  dazu  gedient  habe,  Ströme 
von  Blut  zu  vergießen,  das  Land  zu  erschöpfen  und  in  großes 
Elend  zu  stürzen. 

Nach  diesem  kurzen  Überblick  über  die  in  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  im  französischen  Wirtschafts- 
leben auftretenden  Tendenzen  wird  uns  so  recht  bewußt,  wie 
vorteilhaft  die  alten  Privilegien  der  schweizer  Kaufleute  für 
ihren  Handel  mit  Frankreich  waren.  Anderseits  können  wir 
es  auch  verstehen,  wenn  ihnen,  insbesondere  der  Kolonie  in 
Lyon,  ihre  im  Laufe  der  Zeit  erst  voll  zur  Geltung  gelangte 
Vorzugsstellung  von  den  Franzosen  in  immer  stärkerem  Maße 
streitig  gemacht  wurde.  Mußten  diese  doch  sehen,  wie  man 
sie  in  wachsendem  Umfang  mit  neuen,  staatlichen  und  städti- 
schen Zöllen  und  Auflagen  belastete,  während  ihre  Konkur- 
renten, die  bei  ihnen  niedergelassenen  Schweizer,  einen  ge- 
winnreichen Handel  betrieben  und  für  ihre  Waren  nur  die 
wenigen  und  niedrigen  Zollansätze  von  1516  entrichteten,  da- 
neben aber  Befreiung  von  allen  erst  nach  dem  „Ewigen  Frie- 
den“ eingeführten  Abgaben  beanspruchten .*) 


*)  vgl.  Wartmann  II,  pag.  3. 
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Wir  haben  weiter  oben  erwähnt,  wie  man  sich  in  schwei- 
zerischen Kreisen  mit  dem  Gedanken  beschäftigte,  die  An- 
gelegenheit der  Handelsprivilegien  in  Paris  endgültig  zu 
regeln,  anläßlich  einer  eventuellen  Gesandtschaft  dorthin  zur 
Bundesbeschwörung.  Die  Geburt  eines  Dauphin  am  1.  No- 
vember 1661  brachte  eine  neue  Wendung  der  Dinge.  Lud- 
wig XIV.  wünschte  nämlich  die  mit  beiden  konfessionellen 
Gruppen  abgeschlossenen  Verträge  durch  eine  einheitliche 
Allianz  zu  ersetzen  und  dabei  den  Tronerben  in  die  Verbin- 
dung mit  einzuschließen.  Dadurch  eröffnete  sich  noch  einmal 
Gelegenheit  für  die  schweizerischen  Ansprüche  volle  Anerken- 
nung zu  fordern.*) 

Als  daher  die  Sache  in  Fluß  kam,  erachteten  es  die  Kauf- 
leute der  Städte  Zürich,  Basel  und  St.  Gallen  für  tunlich  die 
Orte  bestmöglich  über  das  französische  Zollexemptions- 
Geschäft  zu  informieren.  Die  Bestrebungen  eine  Regelung 
zu  erlangen  waren  umso  angezeigter,  als  wieder  Nachrichten 
über  allerlei  Zollbelästigungen  aus  Lyon  in  die  Heimat  ein- 
trafen. Eine  sechsgliedrige  Delegation  der  Kaufmannschaft 
wurde  zu  diesem  Zwecke  an  die  Tagsatzung  vom  Januar  1662 
nach  Baden  abgeordnet.  Auf  deren  Ausführungen  hin  wurde 
nun  von  den  Ständen  vom  französischen  Gesandten  u.  a.  ver- 
langt, daß  vor  der  gewünschten  Vereinigung  der  Bundes- 
urkunden mit  Einbeziehung  des  Dauphin  die  den  schweizer 
Kaufleuten  eingeräumten  Begünstigungen  erst  Berücksich- 
tigung gefunden  haben  müßten.**) 

Damit  blieb  die  ganze  Angelegenheit  vorläufig  vertagt. 
Die  Kaufleute  ließen  es  zwar  an  weiteren  Anstrengungen  nicht 
fehlen  und  sandten  sogar  eine  eigene  Abordnung,  bestehend 
aus  Hans  Rud.  Burkhardt  von  Basel,  Jakob  Hochreutiner  aus 
St.  Gallen  und  Stadthauptmann  Escher  von  Zürich,  zum  fran- 
zösischen Gesandten  nach  Solothurn.  Dieser  empfahl  ihnen 
indessen  lediglich  die  Sache  in  Paris  vorzubringen  und  sich 

*)  vgl.  Schweizer  II,  1.  c.,  pag.  18.  Absch.  VI,  pag.  546. 

**)  vgl.  D 161,  1662.  Absch.  VI,  pag.  549.  D 1 a 1661,  1662. 
A 225,14.  A 225,59,  1662. 
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dabei  seines  Sohnes  de  Marolle  zu  bedienen.  Demselben  wäre 
das  Patent  einzuliefern,  der  dann  alles  so  befördern  würde, 
daß  die  Einregistrierung  in  Paris  nicht  lange  anstehen  werde. 
Einer  der  Schweizer  könne  hierauf  das  Gleiche  noch  in  Lyon 
und  Dijon  vornehmen.  Die  Opposition  der  Stände  gegenüber 
den  weiteren  Vorschlägen  de  la  Bardes  kam  aber  bereits  im 
November  desselben  Jahres  ins  Wanken  infolge  „goldiger“ 
Versprechungen  des  Gesandten.  Im  Juli  1663  hatte  er  ge- 
wonnenes Spiel.  Gegen  die  Auszahlung  von  zwei  Jahres- 
pensionen stimmte  die  Tagsatzung  der  von  Frankreich  pro- 
ponierten  Bundesurkunde  zu.  Hinsichtlich  der  Beibriefe  gab 
zwar  de  la  Barde  Zusicherungen,  allein  mit  obiger  Annahme 
war  der  Moment,  alle  unbefriedigt  gebliebenen  Forderungen 
der  Kaufleute  wirksam  zur  Geltung  zu  bringen,  nun  doch  ver- 
paßt. Eine  schwache  Hoffnung  bot  die  vorgesehene  große 
eidg.  Gesandtschaft  nach  Paris  zur  Beschwörung  des  Bundes, 
welche  gemäß  Instruktion  das  Fehlende  nachholen  sollte.  Zu- 
dem gestatteten  die  Stände  den  Kaufleuten,  vorgängig  der 
eidg.  Deputation,  auf  ihre  eigenen  Kosten  noch  jemand  nach 
Paris  zu  delegieren  behufs  weiterer  Unterhandlungen  über  die 
kommerziellen  Punkte.*) 

Die  gemeinen  Kaufleute  von  Zürich  und  St.  Gallen  säum- 
ten natürlich  nicht,  von  der  ihnen  hier  seitens  der  Tagsatzung 
gebotenen  Gelegenheit  Gebrauch  zu  machen,  hatte  ihnen  doch 
de  la  Barde  im  Mai  1659  und  später  selbst  empfohlen,  die  An- 
gelegenheit betr.  der  Zollbefreiungen  durch  eine  Delegation  an 
den  Hof  ins  Reine  zu  bringen.  Die  St.  Galler  Kaufmannschaft 
hatte  für  die  Mission  Junker  Jakob  Hochreutiner  auserwählt 
und  mit  den  nötigen  Vollmachten  ausgestattet.  Die  Züricher 
bezeichneten  ihrerseits  den  Stadthauptmann  Heinrich  Escher 
als  ihren  Abgeordneten.  Wohl  in  Vorahnung  der  schwierigen 
Aufgabe  forderte  Escher  aber  bei  Übernahme  des  Mandates 
vom  Direktorium  Garantie  wider  alle  diejenigen,  welche  ihn 
bei  seiner  Rückkehr  wegen  seiner  Verrichtungen  angreifen 

*)  vgl.  Schweizer  II,  1.  c.,  pag.  20 ff.  Absch.  VI,  pag.  562, 
574,  586,  595.  D la  1663.  A 225,  14. 
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möchten,  was  man  ihm  auch  zusagte.  Die  Wahl  der  beiden 
Männer  war  eine  sehr  glückliche,  denn  beide  stammten  aus  an- 
gesehenen Familien  und  waren  zudem  wiederholt  für  die  Inter- 
essen der  Kaufmannschaft  eingetreten,  kannten  übrigens  die 
französisch-schweizerischen  Handelsbeziehungen  aus  eigener 
Erfahrung.  Escher  war  auch  der  Initiant  zu  dem  1662  nach 
St.  Gatter  Vorbild  in  Zürich  begründeten  kaufmännischen  Di- 
rektorium.*) 

In  der  Zürcher  Kaufmannschaft  hatte  sich  gerade  in 
diesen  Jahren  immer  stärker  die  Erkenntnis  durchgerungen, 
daß  gegenüber  den  neueren  Zeitströmungen  im  Ausland 
(Schutzzoll  und  einheitliche  Zolltarife)  zur  Wahrung  der  ge- 
meinsamen Interessen  ein  Organ  geschaffen  werden  müsse. 
Die  von  Frankreich  her  drohende  Gefahr,  sowie  das  mit  der 
Zunahme  des  Verkehrs  wachsende  Bedürfnis  von  Posteinrich- 
tungen haben  diese  Vereinigung  gefördert.  Am  30.  Oktober 
1662  wurde  von  der  Obrigkeit  auf  Grund  eines  von  Escher 
entworfenen  Statuts  die  gewünschte  Handelskammer  ins 
Leben  gerufen.**) 

Ihre  Aufgabe  sollte  sein:  Förderung  des  Seiden-,  Wollen-, 
Leinen-  und  Baumwoll-Handels.  Aufrechterhaltung  von  Zucht 
und  Ordnung  unter  den  Arbeitern.  Sorge  zur  Bewahrung  des 
guten  Rufes  der  zürcherischen  Fabrikate.  Ferner  sollten  die 
Interessen  der  Kaufleute  in  Zöllen,  Botenwesen  und  Spedition 
wahrgenommen  werden.  In  der  Folge  zog  das  Direktorium 
auch  noch  die  Handelsgerichtsbarkeit  in  Wechseln,  Kauf,  Ver- 
kauf, Konkursen  usw.  an  sich.  Die  Amtsdauer  des  Präsiden- 
ten war  unbestimmt,  gewöhnlich  erstreckte  sie  sich  bis  zur 
Berufung  desselben  zu  einem  der  höchsten  Ehrenämter  der 
Republik.  Auf  die  sich  im  Laufe  der  Zeit  mehrfach  verän- 
dernde innere  Organisation  sicherte  sich  die  Regierung  stei- 
genden Einfluß.  Nach  einer  Vorschrift  von  1683  hatte  aktives 
und  passives  Stimmrecht,  wer  Großhandel  mit  Italien,  Frank- 
reich, Deutschland  oder  Holland  betrieb,  d.  h.  Waren  kisten- 

*)  vgl.  W a r t m a n n II,  1.  c.  D la,  1663. 

**)  vgl.  B ü r k 1 i II,  1.  c.  Richard,  1.  c.  S i e v e k i n g 1, 1.  c. 
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oder  ballenweise  aus  diesen  Ländern  bezog  oder  dorthin  zum 
Versandt  brachte.  Daneben  hatte  man  sich  bei  100  Taler 
Buße  in  das  Ragionenverzeichnis  des  Staatsschreibers  eintra- 
gen zu  lassen.  In  monatlichen  Zusammenkünften  hatte  das 
Direktorium  über  Wohl  und  Wehe  der  gemeinen  Handlung  zu 
beraten. 

Im  Jahre  1710  konstituierte  sich  innerhalb  des  Direkto- 
riums eine  Unterkommission  für  das  Postwesen.  In  der 
ersten  Zeit  hatte  das  Postwesen  mit  Defizit  gearbeitet,  im 
Verlauf  des  18.  Jahrhunderts  entwickelte  es  sich  zum  frucht- 
barsten Zweig  der  Tätigkeit  des  Direktoriums. 

Wichtig  war  die  Betätigung  der  Handelskammer  in  Kon- 
kurssachen. Es  galt  da  mit  überlebten  und  kreditschädigenden 
Bestimmungen  des  alten  Stadtrechtes  aufzuräumen,  wonach 
bei  Liquidationen  Fremde  meist  leer  ausgingen.  Dafür  sollte 
ein  moderneres  Konkurs-  oder  Gegenrecht  eingeführt  werden, 
was  allerdings  erst  1715  erreicht  wurde.  Zur  nachträglichen 
Rettung  des  Renommees  machte  man  von  dieser  Neuerung 
sofort  allen  Munizipalitäten  und  Handelskammern  der  mit 
Zürich  in  Verkehr  stehenden  Handelsstädte  Mitteilung  und 
ersuchte  um  Verpflichtung  zur  Gegenseitigkeit,  was  fast  von 
allen  Orten  zugestanden  wurde.  Wie  weitverzweigt  die  Han- 
delsbeziehungen Zürichs  damals  waren,  wird  aus  der  langen 
Liste  oberwähnter  Städte  ersichtlich.  Wir  finden  da  neben 
Bern,  Luzern,  Basel,  Schaffhausen,  St.  Gallen,  Rorschach  und 
Genf  die  wichtigen  Plätze  Lyon,  Frankfurt,  Köln,  Lindau,  Ulm, 
Leipzig,  Amsterdam,  Antwerpen,  Hamburg,  Nürnberg,  Wien, 
Venedig,  Bergamo,  Mailand,  Genua  und  Bolzano  aufge- 
zeichnet.*) 

Der  dem  Institut  anfänglich  zugewiesene  Gerichtsstand 
für  alle  Zürcher  Handelsleute  untereinander  ging  nach  kurzer 
Zeit  an  das  Stadtgericht  über.  Desgleichen  wurde  die  Kom- 
petenz des  Direktoriums  bezüglich  Aufsicht  und  Bestrafung 
der  Fabrikarbeiter  im  Laufe  der  Zeit  einer  besonderen  Fabrik- 


) D 5,  1715. 
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kommission  überbunden.  Die  segensreichste  Tätigkeit  des 
Direktoriums  entfällt  übrigens  auf  die  letzten  Jahrzehnte 
seines  Wirkens,  d.  h.  um  die  Wende  des  18.  Jahrhunderts  bis 
zur  Auflösung  im  Jahre  1833. 

Doch  wenden  wir  uns  nach  dieser  kurzen  Abschweifung 
wieder  den  beiden  Deputierten  zu.  Die  Aufgabe,  die  ihrer  in 
Paris  harrte,  war  eine  äußerst  schwierige.  Insbesondere 
Escher,  der  speziell  für  die  Interessen  der  jungen  Zürcher 
Seidenindustrie  einzutreten  hatte,  mußte  in  dieser  Sache  auf 
großen  Widerstand  seitens  der  Franzosen  rechnen.  Mit  Voll- 
macht und  Kredenzbriefen  versehen,  reisten  sie  am  12.  Ok- 
tober 1663,  einen  Tag  vor  dem  eidg.  Gesandten,  von  Zürich 
ab.  Bis  zur  Ankunft  der  großen  Deputation  in  Paris  sollten 
sie  die  Angelegenheit  der  Handelsprivilegien  zum  endgültigen 
Austrag  bringen.  Am  30.  Oktober  in  Paris  angelangt,  mach- 
ten sich  die  beiden  ohne  Säumen  daran,  ihre  Aufträge  aus- 
zuführen. Allein  schon  ihre  ersten  Besuche  bei  de  la  Barde 
und  de  Lionne  ließen  erkennen,  was  man  zu  erwarten  hatte.*) 

Trotz  allen  Bemühungen  vermochten  die  beiden  Dele- 
gierten bis  zur  Abreise  der  eidg.  Gesandten  Ende  November 
fast  nichts  von  ihren  Postulaten  zu  verwirklichen.  Hatten 
sich  auch  die  Mitglieder  der  Standesgesandtschaft  nicht  son- 
derlich ihrer  angenommen,  so  gestaltete  sich  nach  deren 
Weggang  die  Situation  für  Escher  und  Hochreutiner  nichts 
weniger  als  günstig  zu  einer  weiteren  Verfechtung  der  Kauf- 
leute Forderungen.  Französischerseits  war  mit  der  Beschwö- 
rung des  Bundes  und  der  gelungenen  Abspeisung  der  eidg. 
Gesandten  alles  Gewünschte  erreicht,  so  brauchte  man  gegen- 
über den  beiden  kaufmännischen  Unterhändlern  nicht  mehr 
allzugroße  Rücksichten  walten  zu  lassen.  Allen  Hindernissen 
zum  Trotz  gelang  es  aber  dem  unermüdlichen  Eifer  der  beiden 
Männer  Mitte  Dezember  das  ersehnte  verifizierte  Patent  be- 
treffend Artikel  20  des  Bundesbriefes  nebst  den  nötigen  Be- 
fehlen an  die  Provinzialbehörden  zu  erwirken. 


*)  vgl.  W a r t m a n n II,  1.  c.  Schweizer  I,  1.  c. 
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Sie  hatten  aber  die  Rechnung  ohne  den  Wirt  gemacht, 
denn  bei  einem  Versuch  das  Patent  praktisch  zu  erproben, 
stießen  sie  auf  energischen  Widerstand  seitens  der  Fermiers. 
Ihre  erneuten  Beschwerden  brachten  nur  das  traurige  Resul- 
tat, daß  man  sie  zur  Erledigung  der  Streitigkeit  an  das 
Parlament  in  Lyon  verwies.  Nochmals  versuchten  Escher 
und  Hochreutiner  mit  eifrigen  Sollicitationen  von  Pontius  zu 
Pilatus  den  Dingen  eine  günstigere  Wendung  zu  geben,  leider 
war  alle  Mühe  vergeblich.  Es  wurde  ihnen  von  Colbert  erklärt, 
daß  man,  um  diese  Exemptionen  zu  regeln,  alles  dem  Präsidial 
in  Lyon  übergeben  habe.  Da  hinsichtlich  des  Ausfalles  durch 
Exemptionen  die  Angaben  der  Schweizer  (30/40  000  Livres) 
und  der  Zöllner  (200  000  Livres)  stark  divergierten,  sollte 
diese  Überweisung  nach  Lyon  noch  dazu  dienen,  an  Hand 
der  dortigen  alten  Zollbücher  festzustellen,  wie  die  eidg.  Kauf- 
leute 1516  gehalten  worden  seien  und  was  sie  daher  zu  zahlen 
hätten.  Dementsprechend  wären  die  Kaufleute  dann  ferner- 
hin zu  halten. 

Hochreutiner  fand,  daß  dies  schließlich  das  einzige  und 
beste  Mittel  sei  ihre  Angelegenheit  doch  noch  vollständig  zu 
erledigen.  Ihre  Aufgabe  in  Paris  betrachteten  beide  Depu- 
tierten nunmehr  so  weit  als  möglich  für  beendet  und  so  wurde 
Anfang  Februar  die  Rückreise  angetreten.  Ratsherr  Escher, 
der  in  der  letzten  Zeit  der  Verhandlungen  zu  Paris  erkrankt 
war,  kehrte  direkt  nach  Hause  zurück,  während  Hochreutiner 
das  Zollgeschäft  in  Lyon  weiter  verfolgen  sollte.  In  Lyon 
war  ihm  aber  nicht  größerer  Erfolg  beschieden  als  in  Paris. 
Er  mußte  vielmehr  konstatieren,  wie  auch  hier  de  la  Barde 
zu  Ungunsten  der  Schweizer  gewirkt  hatte  und  wie  man  mit 
allen  Mitteln  darnach  strebte,  den  berechtigten  Forderungen 
der  Kaufleute  mit  Chikanen  zu  widerstehen.  Die  durch  Eschers 
Vermittlung  erhoffte  kräftige  Unterstützung  seitens  der  Stände 
blieb  aus  und  so  mußte  Hochreutiner  schwer  enttäuscht  Ende 
März  1664  die  Heimreise  antreten.  Die  erstrebte  Festlegung 
einer  die  schweizer  Handelsprivilegien  präzise  umschreiben- 
den Interpretation  der  verifizierten  Patente  war  trotz  allen 
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Anstrengungen  der  beiden  Abgeordneten  nicht  erreicht  wor- 
den. Dadurch  hatte  aber  auch  diese  neue  Bestätigung  der 
Vorrechte  nur  problematischen  Wert  und  blieben  die  eidg. 
Kaufleute  nach  wie  vor  der  Willkür  der  Zollpächter  und 
Finanzbeamten  ausgesetzt.  Gerechterweise  muß  hingegen 
beigefügt  werden,  daß,  wenn  auch  die  schweizerischen  Kauf- 
leute trotz  aller  Opferwilligkeit  und  Tatkraft  ihrerseits  nur 
geringen  Erfolg  davongetragen  haben,  die  Schuld  hiefür  zu 
einem  wesentlichen  Teil  ihre  eigenen  Obrigkeiten,  namentlich 
deren  Vertreter  in  Paris,  trifft.  Überall,  sowohl  bei  den  Ver- 
handlungen mit  de  la  Barde  auf  den  Tagsatzungen,  wie  bei  der 
Bundesbeschwörung,  hatte  sie  ihren  Particularinteressen  den 
Vorrang  gegeben  und  die  Forderungen  der  Kaufleute  beson- 
ders in  Paris  in  äußerst  schwächlicher  Weise  unterstützt.*) 
Das  geringe  Resultat  ihrer  Deputation  schreckte  indessen 
die  schweizer  Kaufmannschaft  nicht  ab.  Mit  unvermindertem 
Eifer  wurde  die  ganze  Angelegenheit  in  der  Eidgenossenschaft 
weiter  verfochten  und  bildete  ein  ständiges  Traktandum  der 
Tagsatzungen  und  der  Verhandlungen  des  Direktoriums  der 
1660er  Jahre.  Auf  die  Vorstellung  der  Eidgenossen,  wies 
man  sie  bezw.  ihre  Kaufleute  französischerseits  an  die  Ge- 
richte mit  der  Zusicherung,  daß  man  ihnen  dort,  entsprechend 
königlicher  Order,  gut  Recht  halten  werde.  Von  den  Schwei- 
zern wurde  jedoch  mit  Recht  betont,  daß  ihre  Zollbefreiung 
vom  König  zuerst  richtig  anerkannt  und  festgelegt  werden 
müsse.  Der  Streit  drehte  sich  in  der  Hauptsache  um  die 
Beschränkung  des  Privilegiengenusses  auf  original  Schweizer- 
waren. Er  war  also  in  erster  Linie  für  Zürich  und  seine 
Seiden-  und  Baumwollindustrie  von  Bedeutung.  Gerade  diese 
Verschiedenartigkeit  der  Interessen  gereichte  dem  französi- 
schen Vertreter,  der  im  übrigen  nach  gleicher  Taktik  wie  de  la 
Barde  vorging,  zum  Vorteil.  Dem  Residenten  Mouslier  gelang 
es  nur  zu  leicht,  die  Einigkeit  der  Stände  zu  sprengen,  damit 
gerieten  aber  auch  die  Ansprüche  in  Vergessenheit,  d.  h.  Zürich 


*)  Vgl.  Esch  er,  1.  c.  D la,  1664  A 225,14. 
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blieb  für  deren  Geltendmachung  auf  sich  selbst  angewiesen, 
eine  Erfüllung  gestaltete  sich  also  immer  aussichtsloser.  Im 
Oktober  1665  delegierte  der  Kleine  Rat  auf  Ansuchen  des 
Zürcher  Direktoriums  Statthalter  Hirzel  und  Stadthauptmann 
Escher  nach  Solothurn  zu  Mouslier,  um  wegen  der  Zoll- 
belastung auf  Seide,  Floret,  Schleier,  Burat  und  Sarges  zu 
reklamieren,  wobei  sie  darauf  hinweisen  sollten,  wie  andere 
Orte  für  Kupfer,  Zinn,  Leinwat,  Safran,  Eisendraht,  Anken, 
Käse,  Vieh  und  andere  Waren  unbehelligt  blieben.  Man  er- 
reichte aber  nur  nichts  sagende  Vertröstungen.*) 

Zürich  versuchte  zwar  seine  Unzufriedenheit  mittelst 
einer  antifranzösischen  Politik  Ausdruck  zu  geben,  es  resul- 
tierte jedoch  daraus  nur  eine  noch  rigorosere  Behandlung 
seiner  Kaufleute,  sodaß  es  gar  bald  wieder  einlenken  mußte. 
Wurde  doch  Zürich  direkt  erklärt,  daß  der  König  sich  nicht 
verpflichtet  fühle,  denjenigen  gleich  gute  Behandlung  ange- 
deihen zu  lassen,  welche  seinen  Interessen  auch  nicht  günstig 
gesinnt  seien.  Während  der  Jahre  1668/70  waren  überhaupt 
Klagen  der  Kaufleute  über  Zollschwierigkeiten  an  der  Tages- 
ordnung, denn  Mouslier  bediente  sich  dieses  Pressionsmittels 
in  weitgehendem  Maße,  um  von  den  Ständen  die  gewünschten 
politischen  Zugeständnisse  zu  erhalten.  Mit  viel  Mühe  er- 
wirkten die  Kaufleute  obrigkeitliche  Schreiben  an  die  fran- 
zösischen Behörden,  denselben  war  indessen  kein  Erfolg  be- 
schieden.  Unsere  Landsleute  in  Lyon  sahen  sich  daher  oft 
genötigt,  den  Zoll  für  ihre  Waren,  wenn  auch  unter  Protest, 
zu  entrichten  um  ihren  Handel  nicht  ganz  lahm  gelegt  zu 
sehen.**) 

Ein  Konflikt  besonderer  Art  entstand  den  Schweizern  in 
Lyon  1669  infolge  Neuerungen  im  Postwesen.  Ein  königl. 
Verbot  privater  Postkuriere  für  die  Strecke  Lyon — Paris, 

*)  vgl.  D 161,  1665,  1667.  A 225,  11,  14  und  15.  A 225,59,  1664/5. 
AT  III,  No.  625/6,  641/2.  Absch.  VI,  pag.  613,  626,  649,  670,  674,  752, 
754/5.  D 1 a,  1664. 

**)  vgl.  D 161,  1669.  Schweizer  I,  1.  c.,  pag.  89  ff.  A 225, 
15  und  16  D la. 
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wußte  Louvois,  Surintendant  general  de  Poste,  auch  auf  die 
Route  Lyon — Genf  auszudehnen  . Die  Schweizer,  als  Inhaber 
der  Ordinari-Post  von  Lyon  nach  Deutschland,  suchten  sich 
dieses  Einbruches  in  ihre  Rechte  mit  aller  Macht  zu  erwehren. 
Allein  weder  die  Bemühungen  der  XIII  Orte  und  schweizer 
Freunde  in  Paris,  noch  eine  Gesandtschaft  der  „Lyoner“  an 
die  Stände  und  an  den  Hof,  vermochten  die  alte  Freiheit  zu 
erwirken.  Allen  wohlbegründeten  Einwänden  zum  Trotz, 
mußte  man  sich  schweizerischerseits  fügen  und  damit  zu- 
gleich wieder  eine  der  alten  Vergünstigungen  aufgeben.*) 

Bei  der  Betrachtung  all  der  Beschwerlichkeiten,  welchen 
die  Schweizer  in  Frankreich  während  den  1660er  Jahren  sei-’ 
tens  des  französischen  Fiskus  ausgesetzt  waren,  begegnen 
wir  zum  ersten  Male  einer  weiteren  Gruppe  eidg.  Kaufleute, 
die  sich  in  und  um  Marseille  niedergelassen  hatten.  Marseille 
war  damals  sowohl  für  den  Levantehandel  als  auch  für  den 
spanischen  Export  und  Import  wichtiger  Hafenplatz.  Diese 
neue  kleine  Kolonie  stand  unter  direktem  Einfluß  der  Nation 
suisse  in  Lyon,  von  wo  sie  sich  Instruktionen  und  Hilfe 
holte.  Ohne  Zweifel  dürfte  auch  hier  das  St.  Galler  Element 
tonangebend  gewesen  sein,  wenigstens  werden  die  Herren 
Hans  Conrad  und  Friedrich  Zollikofer,  marchands  banquiers 
in  Marseille,  von  den  dortigen  Behörden  als  Vertreter  der  eidg. 
Kaufleute  in  der  Provence  angegangen. 

Es  ist  ein  Streitfall  mit  dem  Fiskus,  der  uns  die  Bekannt- 
schaft mit  diesen  Landsleuten  vermittelt.  Die  Tresoriers  ge- 
neraux  und  die  Cour  des  Comptes  zu  Aix  hatten  von  den 
Schweizern  Verifikation  und  Registrierung  ihrer  Patente  auch 
bei  ihnen  gefordert,  während  die  Kaufleute  diese  Forderungen, 
da  nur  fiskalischen  Absichten  entsprungen,  ablehnten  mit  dem 
Hinweis  darauf,  daß  die  Gültigkeit  fraglicher  Titel  bereits  ge- 
hörigen Orts,  d.  h.  beim  Parlament  zu  Aix  geprüft  und  da- 
selbst auch  diese  Urkunden  registriert  worden  seien.  Der 
ganze  Konflikt  zog  sehr  weite  Kreise,  über  Loyn  bis  nach 

*)  D 161,  1669.  AT  III,  No.  669,  671,  673,  675/81,  684,  689/90. 
Absch.  VI,  pag.  775.  A 225,  16  Dia,  1669. 
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St.  Gallen  und  Paris,  und  nahm  einen  äußerst  langwierigen 
Verlauf,  sodaß  Hans  Conrad  Zollikofer  schließlich  nach  Lyon 
berichtete:  „Nur  Assemblee  halten  und  dann  die  Sache  kleben 
lassen  helfe  nichts,  man  müsse  mit  Ernst  etwas  tun,  um  zu 
einem  Ende  zu  kommen.“  Die  ganze  Angelegenheit  scheint 
schließlich  zu  Gunsten  der  Schweizer  beendigt  worden  zu  sein 
durch  einen  Arret  de  deffence  gegen  die  Chambre  des  Comptes 
und  die  Tresoriers  von  Aix,  der  von  Caspar  Hochreutiner  aus 
Lyon  vom  Conseil  in  Paris  erlangt  werden  konnte.  Allerdings 
waren  unseren  Kaufleuten  aus  diesem  Handel  neben  den 
Mühen  nicht  unbeträchtliche  Kosten  erwachsen.  So  präsen- 
tierte Hochreutiner  ein  Nötli  von  L.  351.20,  Joachim  Lorenz 
und  David  Zollikofer  brachten  eine  Rechnung  von  L.  227.50, 
die  Zollikofer  in  Marseille  forderten  für  gehabte  Unkosten 
L.  36.14  und  dazu  kam  noch  eine  Rechnung  von  Schlapritzi 
und  Hochreutiner  von  L.  136.80  für  den  Herren  von  Zürich 
verehrte  152  Maß  Muscateller,  die  zweifelsohne  in  gewissem 
Zusammenhang  mit  obigem  Konflikt  standen.  Summa  sum- 
marum  also  ein  viel  bedeutenderer  Aufwand,  als  die  Regi- 
strierung an  sich  erfordert  hätte.  Umsomehr  ist  das  prin- 
zipielle Festhalten  an  den  Privilegien  seitens  der  eidg.  Kauf- 
leute anzuerkennen,  die  trotz  opportunistischen  Tendenzen 
im  eigenen  Kreise  sich  nichts  von  ihren  Rechten  beschneiden 
lassen  wollten. 

Bildeten  die  1660er  Jahre  für  unsere  nach  Frankreich 
handelnden  Kaufleute  eine  recht  bewegte  Zeit,  so  scheint  im 
Gegensatz  dazu  das  folgende  Jahrzehnt  sich  in  ruhigeren 
Bahnen  abgewickelt  zu  haben  für  sie.  In  den  Akten  aus  der 
Ordinari-Trucke,  wie  auch  in  den  Annalen  findet  sich  wenig- 
stens für  die  Periode  von  1670  bis  1678  kein  Material  vor. 
Ganz  reibungslos  dürfte  sich  zwar  der  Handelsverkehr  zwi- 
schen den  beiden  Ländern  während  dieser  Zeit  kaum  voll- 
zogen haben,  vielmehr  muß  der  alte  Punkt  wegen  Privilegien- 
genuß einiger  nicht  aus  schweizer  Rohstoffen  angefertigten 
neuen  Arten  Seiden-  und  Wollwaren  stetsfort  controvers 
gewesen  sein.  So  begegnet  Ende  1670  ein  Erlaß  des  Staats- 
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rates,  wonach  die  eingeführten  Waren  der  Kantone  Zürich 
und  Fribourg  mit  Zöllen  belegt  wurden,  wegen  Mißbrauch  der 
Privilegien.  Es  hieß,  eine  beträchtliche  Menge  Käse,  Toiles 
Treillis  noir,  Burat,  Crepons  und  Fleurets,  die  in  benachbar- 
ten Ländern  hergestellt  und  aufgekauft  würden,  deklariere 
man  als  Originalwaren.  Die  Schweizer  machten  so  allein 
den  Handel  in  diesen  Waren,  zum  Schaden  der  Qualität  und 
Nachteil  der  königlichen  Einkünfte.  In  einem  Memorial  vom 
Oktober  1671  klagten  denn  auch  die  Zürcher,  daß  ihre  Waren 
jetzt  so  stark  belastet  würden,  wie  die  der  Italiener  und 


Fremden.  So  hätten  die  Kaufleute  von  Zürich 
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wozu  seit  1668  weitere  Steigerungen  getreten  seien.  Im  üb- 
rigen hören  wir  während  der  70er  und  80er  Jahre,  abgesehen 
von  Klagen  über  eine  neue  Auflage  von  2 %,  mit  der  man 
speziell  die  Zürcher  Kaufleute  belastete,  und  daß  man  von  den 
Zöllnern  auf  die  Route  von  Montluel  gezwungen  werde,  keine 
größeren  Beschwerden  mehr  über  wirtschaftliche  Einschrän- 
kungen. Auf  Eingaben  von  Basel  und  Bern  an  den  Vorort 
Zürich,  gab  es  in  den  1670er  Jahren  Auseinandersetzungen 
zwischen  den  Ständen  und  dem  französischen  Gesandten  in 
Solothurn,  wegen  Zollauflagen  in  Philippsburg;  den  eidg. 
Vorstellungen  war  dabei  einmal  in  kurzer  Zeit  Erfolg  be- 
schieden.  Dafür  begegnen  uns  1682  Klagen  der  in  Frankreich 
niedergelassenen  schweizer  Kaufleute  betreffend  Belästigun- 
gen in  der  Religionsausübung.  Es  machten  sich  eben  bereits 
die  Strömungen  geltend,  die  dann  1685  zur  Revocation  des 
Ediktes  von  Nantes  geführt  haben.  Wir  treten  damit  aber 
bereits  in  eine  neue  Epoche  des  französischen  Wirtschafts- 
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lebens,  die  wir  unseren  Betrachtungen  im  folgenden  Kapitel 
zugrunde  legen  wollen.*) 

Ungeachtet  aller  bis  anhin  gemachten  Erfahrungen 
scheint  man  in  der  schweizerischen  Kaufmannschaft,  nament- 
lich in  der  Heimat,  noch  keine  Lust  zu  einer  einheitlichen 
Organisation  gehabt  zu  haben.  Wohl  bestanden  die  Direk- 
torien in  St.  Gallen  und  Zürich  und  war  letzteres,  besonders 
wegen  der  politischen  Stellung  seines  Standes  in  der  Eid- 
genossenschaft, zu  steigender  Bedeutung  für  die  Kaufleute  ge- 
langt. Allein  gerade  zwischen  diesen  beiden  Hauptgliedern 
kam  es  von  Zeit  zu  Zeit  zu  Divergenzen  und  unerfreulichen 
Debatten  hinsichtlich  der  Unkosten,  welche  zur  Wahrung 
der  kaufmännischen  Interessen  aufgewandt  worden  waren. 
Es  war  dies  ein  Motiv,  das  ja  schon  früher  zu  Zerwürfnissen 
geführt  und  Ansätze  zu  einem  Zusammenschluß  der  Handels- 
leute vernichtet  hatte.  Ein  solcher  Familienzwist  begegnet 
uns  im  Herbst  1679  und  zwar  nehmen  sich  dabei  die  Zürcher 
sogar  die  Mühe,  die  Angelegenheit  durch  eine  Deputation 
von  Stadt-  und  Landrichter  Caspar  Muralt  nach  Lyon,  der 
den  dortigen  Vertretern  der  Zürcher  Kaufleute,  Hans  Heinrich 
und  Johann  Holzhalb,  beigeordnet  wurde,  ins  Reine  zu  brin- 
gen. Der  Konflikt  endigte  allerdings  in  Minne,  es  scheinen 
aber  doch  weiterhin  Reibungsflächen  bestanden  zu  haben 
zwischen  diesen  beiden  Hauptgruppen,  den  Zürcher  und  den 
st.  galler  Kaufleuten.  Die  Verhandlungen  zeigen  überhaupt, 
wie  auch  bei  den  zunächst  Beteiligten,  den  Schweizer  Kauf- 
leuten in  Lyon  selbst,  nicht  immer  besondere  Solidarität 
herrschte.  Schon  1668  wird  beim  Zürcher  Direktorium  über 
eigenmächtiges  Vorgehen  einzelner,  entgegen  getroffener 
Vereinbarung  und  natürlich  zum  Schaden  der  übrigen,  ge- 
klagt. Das  Direktorium  sah  sich  deshalb  veranlaßt  den  be- 
treffenden Häusern  das  höchste  Mißfallen  über  so  unfreund- 
liches Verhalten  gegeneinander  auszusprechen  und  weiteres 


) vgl.  D 161.  Absch.  VI,  pag.  993.  A 225,  59,  1675  und  1679. 
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unverantwortliches  Libellieren  zu  untersagen.  Gegen  den 
Schaden,  den  man  durch  solche  Streite  der  ganzen  Nation 
zufüge,  wird  protestiert  und  die  Schuldigen  dafür  verant- 
wortlich gemacht.  Das  Verhältnis  zwischen  den  Zürcher 
und  St.  Galler  Kaufleuten  in  Lyon  war  aber  besonders  in 
der  Zeit  von  1678 — 85  recht  gespannt.  Heinrich  Holzhalb 
klagte  namentlich,  daß  sie  (die  Zürcher)  in  ihren  Zollstreitig- 
keiten von  den  übrigen  Kaufleuten  zu  wenig  unterstützt  wür- 
den. Die  St.  Galler  hätten  sich  durch  öftere  Verehrungen  ihre 
Freiheiten  erhalten  können.  Diese  Präsente  würden  aber  aus 
dem  1659  begründeten  gemeinsamen  Fonds  bezahlt,  während 
man  ihnen  daraus  keine  Unterstützung  gewähren  wolle,  ob- 
gleich sie  doch  auch  dazu  contribuieren  müßten.  Es  knüpfte 
sich  hieran  ein  wenig  erbaulicher  Meinungsaustausch  zwi- 
schen dem  St.  Galler  und  Zürcher  Direktorium.  Für  einmal 
erhielten  die  Holzhalben  vom  Zürcher  Direktorium  Order  dem 
Erzbischof  in  Lyon  ein  Präsent,  und  zwar  allein  in  ihrem 
Namen  von  „5  dozet  digen  Zungen  und  etlichen  chambon 
de  Mayence“  zu  machen.  Laut  Bericht  aus  Lyon  hat  das 
Geschenk  guten  Anklang  gefunden,  daß  es  aber  den  eigent- 
lichen Zweck  erreicht  habe  scheint  nicht  der  Fall  zu  sein.  Im 
Übrigen  war  man  zürcherischerseits  ungeniert  genug  die 
Meinung  zu  vertreten,  daß  man  die  Kosten  für  diese  Zungen 
etc.  von  den  St.  Gallern  begehren  solle.  Kaum  hatte  Muralt 
Lyon  wieder  verlassen,  so  gerieten  die  „Lyoner“  neuerdings 
hintereinander  wegen  der  Wahl  ihres  evangl.  Pfarrers.  Es 
scheint,  daß  jeder  einen  andern  wollte.  Holzhalb  der  zu  ver- 
mitteln suchte,  wurde  aber  von  Anton  Locher  aus  St.  Gallen 
und  Barth.  Gonzenbach  von  Hauptwil  ziemlich  unfreundlich 
empfangen.  Er  schrieb  denn  auch  dem  Zürcher  Direktorium, 
daß  diese  beiden  an  der  ganzen  Uneinigkeit  nicht  wenig 
Ursache  seien,  sie  scheuten  sich  überdies  nicht,  Supplika- 
tionen und  anderes  im  Namen  der  ganzen  Nation  zu  über- 
weisen, wovon  der  kleinste  Teil  jeweils  Kenntnis  habe. 
Solche  Klagen  ertönen  bis  1684,  weder  mündliche  noch  schrift- 
liche Auseinandersetzungen  zwischen  den  Direktorien  in 
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Zürich  und  St.  Gallen  brachten  Abhilfe.  Die  St.  Galler  in 
Lyon  wollten  Holzhalb  in  seiner  ihm  von  Zürich  zugedachten 
Stellung  nicht  anerkennen.  Ein  Streit  zwischen  dem  St.  Galler 
Direktorium  und  dem  Postunternehmer  Fischer  in  Bern  führte 
endlich  zu  einer  Regelung  des  unschönen  Verhältnisses  unse- 
rer Landsleute  in  Lyon.  Im  Dezember  1684  fand  auf  Begehren 
der  St.  Galler  eine  Konferenz  der  beiden  Direktorien  in  Elgg 
statt,  auf  welcher  neben  Verhandlungen  über  die  Erneuerung 
der  Verträge  mit  Landvogt  Fischer  in  Bern  betreffend  Post- 
und  Botenwesen,  sowie  einigen  sonstigen  Anständen,  nament- 
lich über  die  Stellung  des  zürcherischen  Handels-Agenten 
Holzhalb  in  Lyon  diskutiert  wurde.  Es  kam  dann  zu  der  Ver- 
abredung, daß  wenn  in  einer  Versammlung  der  Kaufleute  ver- 
schiedener Stände,  Deutsche,  Franzosen  und  Italiener,  Sachen 
verhandelt  würden,  welche  ein  Privatinteresse  eines  Gliedes 
berühren,  so  möge  jeder  seinen  Rang  nach  seiner  Kondition, 
Alter  und  Verdienst  einnehmen;  wenn  aber  eidg.  Interessen  in 
Frage  kämen,  so  solle  der  jeweilige  Züricher  Agent  den  Vor- 
sitz innehaben.  Bei  Ablegung  von  Begrüßungen  gegenüber 
dem  Erzbischof  von  Lyon  usw.  sollte  Anton  Locher,  als  ein 
alter  Herr,  das  Wort  führen  und  zwar  so  lange  er  wolle  und 
könne,  jedoch  habe  ihm  der  Vertreter  von  Zürich  zur  Seite  zu 
stehen  und  in  Ermangelung  Lochers  hätte  er  dessen  Funktion 
ganz  zu  übernehmen.  Dem  Zürcher  Agent  stehe  auch  die 
fleißige  Aufsicht  über  die  Zeicheneintragung,  sowie  die  Ein- 
kassierung der  bezüglichen  Gebühren  zu.  Hiebei  sollte  er  vom 
St.  Galler  Ordinari-Verwalter  unterstützt  werden.  Damit 
hatte  die  zürcherische  Kaufmannschaft  eine  recht  ansehnliche 
Stellung  in  der  Lyoner  Kolonie  erlangt,  neben  den  allerdings 
immer  noch  tonangebenden  und  zahlreich  vertretenen  St. 
Galler  Firmen.*) 

Da  wir  weiter  oben  auf  die  Interesselosigkeit  der  katho- 
lischen Orte  am  kommerziellen  und  gewerblichen  Leben  hin- 
gewiesen haben,  mag  hier  noch  auf  ein  im  vorliegenden  ZeiL 

*)  vgl.  D 162,  1679,  1685.  A T III,  No.  692/3,  696.  D 1 a 1668, 
1679/85  D 26,  1683. 
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abschnitt  aufgetauchtes  Moment  kurz  etwas  nähergetreten 
werden.  Freiburg  hatte  von  jeher  Handel  mit  Frankreich  be- 
trieben. Derselbe  war  indessen  fast  ausschließlich  auf  Ur- 
produkte,  speziell  Käse,  beschränkt  gewesen  und  die  Einfuhr 
dieses  wichtigen  Nahrungsmittels  hatte  sich  dementsprechend 
stets  anstandslos  vollzogen.  Erst  die  Ära  Mousliers  brachte 
hierin  eine  Änderung  und  sollten  die  Freiburger  die  Zollhändel 
mit  Frankreich  zu  kosten  bekommen.  Zur  Verhinderung  spa- 
nischer Werbungen  wurde  nämlich  ihr  Käseexport  mit  Zöllen 
belegt.  Wohl  erlangte  Freiburg  wieder  Befreiung  von  dieser 
Abgabe,  seine  Kaufleute  hatten  nun  aber  Gelegenheit  gehabt, 
mit  der  Willkür  der  Fermiers  Bekanntschaft  zu  machen.  Sie 
haben  indessen  gleichwohl  ihre  exklusive  Stellung  innert  der 
schweizer  Kaufmannschaft  beibehalten. 

Im  allgemeinen  betrachtet  darf  die  Zeit  des  Ministeriums 
Colbert,  trotz  den  Anständen  der  1660er  Jahre,  als  eine  für  die 
schweizer  Kaufleute  recht  fruchtbare  angesehen  werden.  Diese 
regen  Handelsbeziehungen  mußten  aber  auch  stimulierend  auf 
das  heimische  Gewerbe  zurückwirken.  Zwar  scheint  sich 
diese  Beeinflussung  weniger  auf  Einführung  neuer  Industrien 
gerichtet  zu  haben,  vielmehr  veranlaßte  sie  lediglich  eine  Ver- 
breiterung der  alten  Manufakturen  in  der  Eidgenossenschaft. 
Die  damit  verbundene  Erhöhung  der  Produktion  wiederum 
wies  die  Kaufleute  auf  Erweiterung  der  Absatzgebiete,  wie 
wir  gesehen,  wurde  neben  Frankreich-Spanien  auch  Großhan- 
del mit  Italien,  Deutschland  und  Holland  getrieben.  Im  oben 
angeführten  Streit  wegen  dem  Postwesen  konnten  die  Schwei- 
zer darauf  hinweisen,  wie  ihnen  in  der  Herrschaft  Venedig, 
im  Stato  di  Milano  und  im  Römischen  Reich  gleiche  Postprivi- 
legien ohne  jeglichen  Eintrag  zugebilligt  seien,  die  Post  aber 
bildet  bekanntlich  eine  der  Voraussetzungen  für  den  Unterhalt 
von  Handelsbeziehungen. 

Im  übrigen  gibt  uns  die  als  Beilage  I in  Copie  reprodu- 
zierte Deduktionsschrift  einen  guten  Überblick  der  Situation, 
in  welcher  sich  Handel  und  Gewerbe  der  alten  Eidgenossen- 
schaft in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  befanden. 
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Die  Schrift,  von  der  in  der  eingangs  zitierten  Arbeit  E.  Wild 
bereits  Bruchstücke  publiziert  worden  sind,  ist  am  4.  Juni  1668 
auf  einer  Konferenz  des  St.  Galler  und  Zürcher  Direktoriums 
in  Zürich  ausgearbeitet  werden.  St.  Gallischerseits  haben 
Stadtammann  Zollikofer  und  Jakob  Hochreutiner  dabei  mit- 
gewirkt. Nach  Bereinigung  des  Textes  wurde  noch  beschlos- 
sen, daß  Zürich  und  St.  Gallen  eine  volle  Kopie  erhalten  sollen. 
Den  übrigen  Orten  jedoch  sollte  nur  die  Beschreibung  ihres 
speziellen  Interesses  zugestellt  werden,  damit  nicht  etwa  die 
ganze  Deduktion  dem  Herr  Mouslier  in  die  Hände  gerate  und 
er  daraus  vermeinen  möchte,  der  Eidgenossenschaft  ganze 
Wohlfahrt  und  Subsistenz  dependiere  von  der  Krone  Frank- 
reich und  der  mit  ihr  habenden  Bündnis.*)  Sie  bildet  zugleich 
eine  bestätigende  Ergänzung  zu  oben  skizzierter  Entwicklung. 
Es  sind  die  alten  Gewerbe  in  Leinwatt,  Seide,  Wolle  und 
Baumwolle,  die  uns  da  begegnen.  Sie  beschränken  sich  in- 
dessen nicht  mehr  auf  einige  wenige  Zentren,  sondern  haben 
im  Laufe  der  Zeit  auch  in  neuen  Gebieten  Eingang  gefunden. 
Zweifelsohne  können  wir  die  Verbreiterung  des  Gespunst- 
wesens  nach  Zug,  ins  Luzernische,  dann  an  den  oberen  Zürich- 
see und  nach  Glarus  als  von  Zürich  ausgehend  annehmen,  für 
die  letztgenannten  zwei  Distrikte  dürften  St.  Gallen  und  Ap- 
penzell gleichfalls  von  Einfluß  gewesen  sein.  Daneben  scheint 
der  Export  an  landwirtschaftlichen  Produkten  für  die  west- 
schweizerischen  Gebiete  eine  wesentliche  Rolle  gespielt  zu 
haben.  Wenn  in  dieser  Schrift  für  die  Stadt  Schaffhausen  in 
besonderem  Maße  auf  deren  Kupferhandlung  hingewiesen 
wird,  so  dürfen  wir  in  Ergänzung  unserer  Bemerkungen 
wegen  Metallexport  im  vorigen  Kapitel  wohl  annehmen,  daß 
die  Kupferausfuhr  nach  Frankreich  nicht  nur  aus  heimischem 
Bergbau,  sondern  ebenfalls  durch  Import  aus  Deutschland  ali- 
mentiert worden  ist.  Die  Urkunde  zeigt  uns  endlich  noch,  wie 
alle  Stände  ein  namhaftes  fiskalisches  Interesse  am  schweizer 
Handel  gehabt  haben.  Umso  seltsamer  berührt  es  daher  den 


*)  D la,  1668  A 225,  16  und  17  Absch.  VI,  p.  752  und  754. 
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Beobachter,  daß  man  sich  in  der  Eidgenossenschaft  nicht  zu 
einer  gemeinsameren  Verfechtung  wirtschaftlicher  Postulate, 
speziell  der  Privilegienangelegenheit,  zusammen  finden  konnte. 


5.  Nach  Colherts  Tod  bis  zum  Verfall  der  Regierung 
Ludwig  XIV.,  1683—1715. 

Die  glorreichste  Periode  der  Regierung  Ludwigs  XIV. 
umfaßt  die  Zeit  des  Ministeriums  Colbert.  Der  Friede  zu 
Nimwegen  von  1678  hatte  den  König  auf  den  Gipfel  der  Macht 
gebracht  und  das  wirtschaftliche  Leben  Frankreichs  war  durch 
Finanzreform,  Schaffung  von  Manufakturen,  sowie  Entfaltung 
von  Industrie  und  Handel  zu  hoher  Blüte  gelangt.  Anders  ver- 
hält es  sich  dagegen  mit  dem  Zeitabschnitt  von  Colberts  Tod 
(1683)  bis  zum  Ableben  Ludwigs  XIV.*)  (1715).  Hier  wur- 
den politisch  und  wirtschaftlich  unverbesserliche  Fehler  be- 
gangen. Durch  die  Religionswirren  wurde  ein  wichtiges  wirt- 
schaftliches und  geistiges  Element  auf  französichem  Boden 
zerstört  bezw.  ins  Ausland  vertrieben.  Der  König  sah  sich  zu- 
dem in  seinem  Streben  nach  der  Hegemonie  über  Europa  bald 
in  große  Konflikte  verwickelt,  die  zu  schweren  Kriegen  führ- 
ten. Diese  bürdeten  dem  Lande  ungeheure  Opfer  an  Men- 
schen und  Geld  auf,  was  in  der  Folge  zu  den  Umwälzungen 
zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wesentlich  beigetragen  hat.  Die 
fiskalischen  Lasten  wurden  erdrückend.  Von  116  Millionen 
Livres  um  1700  stiegen  die  Ausgaben  auf  264  Millionen  1711. 
Zur  Deckung  genügten  Taille,  Capitation  und  Dixieme  nicht 
mehr.  Es  wurde  in  immer  stärkerem  Maße  nach  altem  Rezept 
verfahren,  d.  h.  neue  Ämter  kreirt  und  verpachtet  oder  ver- 
kauft. Gerade  dieses  Verfahren  bedeutete  aber  für  Industrie 
und  Handel  meist  neue  Auflagen  und  Hemmungen.  Ferner 
wurde  die  Notenpresse  ebenfalls  in  Aktion  gesetzt  und  da- 
durch Verwirrung  in  die  Zirkulation  gebracht.  Während  bei 
Colberts  Tod  die  Kapitalschulden  156  Millionen  Livres  nicht 

*)  vgl.  L e v a s s e u r I,  1.  c.,  pag.  418  ff. 
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überstiegen,  hinterließ  Ludwig  XIV.  dem  erschöpften  Lande 
86  Millionen  Rentenschulden,  deren  Rückkauf  mehr  als  2 Mil- 
liarden absorbiert  hätte,  dazu  aber  noch  % Milliarde  ander- 
weitiger Verpflichtungen,  V2  Milliarde  in  Noten  verschiedener 
Emissionen,  rund  ca.  3%  Milliarden  Livres  = 6’193  Millionen 
Franken.  i 

Die  vom  König  um  die  Wende  des  17.  Jahrhunderts  in- 
augurierte Kriegsära  führte  denn  auch,  auf  Grund  der  daraus 
resultierenden  Steuerüberlastung  und  dem  damit  verbundenen 
Niedergang  der  Landwirtschaft,  zu  einem  starken  Verfall  des 
von  Colbert  in  mühevoller  Arbeit  wieder  aufgerichteten  Wirt- 
schaftslebens Frankreichs.  Die  Handelsflotte  nahm  ab  und 
der  Überseehandel  ging  in  die  Hände  der  Engländer  und  Hol- 
länder über.  „Das  Zutrauen  ist  allgemein  verloren,  der  Man- 
gel an  Geld  wächst“,  schrieben  die  Consuln  von  Lyon  an  den 
Minister  Desmarets.  Wurde  auf  den  Messen  zu  Beaucaire 
verschiedentlich  an  Abgaben  zu  Gunsten  des  Königs  bis  zu 
120  000  Livres  eingenommen,  so  belief  sich  dieser  Ertrag  1709 
nur  noch  auf  16  000  L. 

Dieser  Verlauf  der  Dinge  mußte  sich  natürlich  auch  in 
den  schweizerisch-französischen  Handelsbeziehungen  wider- 
spiegeln. Dazu  kamen  dann  noch  politische  Trübungen  zwi- 
schen den  beiden  Ländern,  verursacht  durch  das  Vorgehen 
Ludwigs  XIV.  im  Elsaß,  sowie  die  rigorose  Behandlung  der 
Protestanten  in  Frankreich.  Wir  verstehen  es  deshalb,  wenn 
die  schweizer  Kaufleute  in  Lyon  und  andern  französischen 
Städten  auch  in  dieser  Periode  wiederum  zahlreichen  Belästi- 
gungen und  Beeinträchtigungen  ausgesetzt  waren.  Als  neues 
Konfliktsmotiv  begegnen  uns  hiebei  die  bereits  1681  auftau- 
chenden Beschwerden  betreffend  die  Religion.*) 

Neben  diesen  konfessionellen  Belästigungen  fehlte  es  je- 
doch nicht  an  zahlreichen  Schwierigkeiten  im  wirtschaftlichen 
Verkehr.  Es  sind  vorallem  Störungen  der  Handelsbeziehun- 


*)  vgl.  D 162,  1682,  1685,  1687.  AT  III,  No.  695,  697,  699. 
M ö r i k o f e r,  1.  c.  R i v i e r,  1.  c. 
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gen  mit  dem  Elsaß,  welche  Basel  veranlaßten  im  Verlaufe  der 
1680er  Jahre  wiederholt  an  die  Tagsatzung  zu  appellieren,  al- 
lerdings ohne  wesentliche  Abhilfe  damit  zu  erzielen.  Die  Zür- 
cher hatten  unter  anderem  einen  erheblichen  Anstand  wegen 
ihrem  Burat.  Es  war  in  Frankreich  ein  Erlaß  ergangen,  wo- 
nach nur  Burat,  welcher  einen  halben  Stab  breit  sei,  eingeführt 
werden  dürfe.  In  der  Folge  hatte  man  dann  die  Zürcher  Fa- 
brikate wegen  zu  geringer  Breite  einfach  verarrestiert.  Eine 
Delegation  des  Direktoriums  an  den  Gesandten  Tambonneau 
nach  Solothurn  brachte  keine  Abhilfe.  Weitere  Schritte  Bür- 
germeister Eschers  beim  Gesandten  Amelot  auf  der  Tag- 
satzung zu  Baden  wirkten  nicht  besser.  Dafür  brachte  aber 
die  Korrespondenz  zwischen  Escher  und  Generallieutenant 
Stuppa  in  Paris  Erfolg,  wenigstens  traf  von  dem  genannten 
Schweizer  Offizier  Ende  Juni  1689  Bericht  ein,  daß  das  Burat- 
geschäft wieder  auf  alten  Fuß  gestellt  sein  und  keine  Behin- 
derung mehr  erleiden  werde.  Die  kriegerischen  Ereignisse  der 
damaligen  Zeit  scheinen  überhaupt  wenig  vorteilhaft  auf  den 
schweizer  Handel  mit  Frankreich  gewirkt  zu  haben.  Im  fol- 
genden Jahrzehnt  begegnen  uns  vielmehr  fast  an  jeder  Tag- 
satzung erneute  Klagen  wegen  gesperrter  Fruchtzufuhr  aus 
dem  Elsaß,  Verbot  des  Bargeldexportes,  Kopfsteuern  für 
Kriegsauslagen  und  weiteren  Behinderungen  von  Handel  und 
Wandel  durch  Frankreich.  Wohl  wurde  seitens  der  Stände 
versucht,  diese  Beschwerden  zu  beheben  und  sowohl  dem 
französischen  Gesandten,  wie  dem  Hof  legte  man  die  recht- 
liche Begründetheit  der  schweizer  Ansprüche  mittelst  ver- 
schiedener Memoriale  dar.  Großen  Erfolg  war  diesen  Be- 
mühungen indessen  nicht  beschieden,  meistens  gab  es  nur 
leere  Vertröstungen.*)  Besseren  Erfolg  war  stets  direkten 
Verhandlungen  der  Kaufleute  mit  den  Franzosen  beschieden. 
So  vermochte  Heinrich  Holzhalb  vom  Erzbischof  in  Lyon  Auf- 
hebung. des  neuen  Zolles  von  2 % auf  den  Floreten  zu  er- 

*)  Vgl.  D 162,  1692.  AT  III,  No.  698,  700,  703.  Absch.  VI,  pag. 
81,  117,  162,  246,  282,  286/7,  295,  334,  397,  442.  A 225,18  A 225,59, 
1692  ff.  D la  1688/9.  D 2 1693/1700.  D 26,  1688.  D 27,  1695. 
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reichen.  Er  erhielt  dafür  vom  Zürcher  Direktorium,  nebst 
Verdankung  seiner  Bemühungen,  den  Auftrag  den  Erzbischof 
mit  4 dozet  geräuchten  Ochsenzungen  zu  regalieren,  die  aber 
aus  dem  gemeinen  Lyoner  Seckel  zu  bezahlen  seien.  Im  wei- 
teren gelang  es  den  eidg.  Kaufleuten  in  Lyon  sich  durch  Ver- 
mittlung des  oberwähnten  Generallieutenant  Stuppa  von  der 
Belastung  mit  der  Capitation  zu  befreien.  Allein  es  sind  dies 
doch  nur  Ausnahmen,  deren  Wirkung  gewöhnlich  nur  für 
kurze  Zeit  anhielt. 

Besonders  einschneidend  war  ein  Erlaß  des  Staatsrates 
vom  März  1692,  der  die  Tüchereinfuhr  vom  Meer  her  nur  über 
Rouen,  auf  dem  Landweg  lediglich  über  Lyon  zuließ,  wobei 
noch  in  den  Zollämtern  von  Gex  und  Collonges  acquit  ä cau- 
tion  gelöst  werden  mußte.  Ausgenommen  waren  zwar  die- 
jenigen Tücher,  welche  nach  Rohstoffen  und  Herstellung  aus 
der  Schweiz  stammten,  was  man  aber  mittelst  obrigkeitlichen 
Ursprungszeugnissen  zu  beweisen  hatte.  Motiviert  wurde 
dieser  Beschluß  damit,  daß  viele  solcher  importierter  Tücher 
in  Qualität  mangelhaft  seien  und  die  eigenen  Fabrikate  beein- 
trächtigten. Einzelne,  wie  Futaines  und  Bazins,  würden  zu- 
dem meist  auf  betrügerische  Weise  als  schweizer  Produkte 
eingeführt,  obwohl  sie  aus  Deutschland  kämen.  Aus  diesen 
Attestationen  resultierten  für  die  schweizer  Kaufleute  in  der 
Folge  ganz  respektable  Streitigkeiten.  Man  hatte  sich  der 
Neuerung  mit  Rücksicht  auf  deren  temporären  Charakter,  es 
stellte  nämlich  eine  Kriegsmaßnahme  Frankreichs  gegen 
Deutschland  dar,  unterzogen,  als  unsere  Landsleute  aber  1698 
deren  Aufhebung  forderten,  stießen  sie  auf  Widerstand  seitens 
Frankreichs.  Die  „Lyoner“,  welche  versuchten  nach  früherem 
Modus  Tücher  wieder  über  St.  Jean  de  Losne  einzuführen, 
sahen  sich  gar  bald  im  Konflikt  mit  den  Zöllnern.  Allerdings 
gelang  es  ihnen  die  Wiederöffnung  dieser  Route  zu  erwirken 
aber  nur  für  Tücher  de  crü  et  fabrique  suisse,  die  mit  acquit 
ä caution  und  amtlichem  Ursprungszeugnis  begleitet* waren. 
Die  Schweizer  blieben  also  für  ihren  Verkehr  immer  noch  auf 
die  drei  Routen  beschränkt,  nebst  den  lästigen  Formalitäten, 
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obwohl  man  sie  seinerzeit  mit  Abstellung  dieser  Kriegsmaß- 
nahmen nach  Friedensschluß  vertröstet  hatte.  Der  Friede  war 
aber  längst  zu  Stande  gekommen,  umso  lauter  wurden  daher 
die  Stimmen  aus  den  Kreisen  der  Kaufmannschaft,  welche 
endliche  Aufhebung  dieser  Institution,  die  ja  nur  den  Flandel 
hindere  und  große  Kosten  verursache,  verlangten.  Allein  von 
Seiten  des  Königs  wurde  den  Ständen  auf  ihre  Gesuche  er- 
widert, daß  man  die  Certifikate  beibehalten  wolle  um  so  die 
schweizer  Ware  in  der  Exemption  neuer  Zölle  zu  sichern,  die 
ganze  Einrichtung  liege  also  im  eigenen  Interesse  der  Kauf- 
leute. In  der  Eidgenossenschaft  huldigte  man  indessen  ande- 
rer Ansicht.  Aufs  Neue  wurde  wegen  diesen  Attestationen 
und  anderen  alten  Klagepunkten  mit  dem  französischen  Ge- 
sandten debattiert  ohne  jedoch  ein  positives  Resultat  heraus- 
zubringen.*) 

Weniger  die  fortwährenden  Klagen  und  Remonstrationen 
der  Schweizer,  als  vielmehr  die  in  Frankreich  immer  stärker 
dominierende  Tendenz,  deren  Vorrechte  stets  weiter  einzu- 
schränken, hatten  den  Conseil  de  Commerce  in  Paris  ver- 
anlaßt, unter  Assistenz  von  kaufmännischen  Deputierten  der 
hauptsächlichsten  Städte,  sich  mit  dem  ganzen  Komplex  be- 
treffend die  eidg.  Handelsprivilegien  eingehend  zu  befassen, 
und  die  Quellen  der  zahlreichen  Zwischenfälle  zu  untersuchen. 
Das  Resultat  war  ein  großes  Memorial  gegen  die  schweizer- 
ischen Begünstigungen,  das  dem  König  eingereicht  wurde. 
Am  3.  August  1701  ließ  Marquis  de  Puissieux  eine  Copie 
dieses  Dokumentes,  nebst  einem  Auszug  von  allen  Bündnis- 
verträgen zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz,  welche  von 
den  Privilegien  Erwähnung  machten,  der  Eidgenossenschaft 
zugehen.  Der  Gesandte  forderte  die  Stände  gleichzeitig  auf, 
sie  sollten  nach  Prüfung  des  Memorials  ihre  Einwendungen 
machen,  die  sie  für  ihre  Interessen  als  nötig  erachteten,  um 

*)  vgl.  D 162,  1692,  1696/1701.  D 27,  1699.  D28,  1701.  A 225,  19. 
A 225,  59,  1693.  AT  III,  No.  702,  705/09,  712/22,  725/29,  733,  736,  1135/6. 
Absch.  VI,  pag.  442,  452,  454,  457,  459,  474,  508,  542,  590,  607,  666,  683, 
691,  715,  727,  743/4,  754/5,  781,  794/5,  798,  864/5,  907,  927. 
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hierauf  mit  ihm  in  Diskussion  treten  zu  können.  Um  zu  einer 
für  beide  Teile  vorteilhaften  Regelung  zu  gelangen,  mögen  sie 
sich  vertrauensvoll  seiner  Dienste  bedienen.*) 

Der  Vorort  Zürich  gab  allen  Orten,  insbesondere  den 
meistinteressierten  St.  Gallern,  hievon  Kenntnis  zur  Vorbera- 
tung und  lud  sie  behufs  Meinungsäußerung  zu  einer  Tag- 
satzung auf  Ende  September  ein.  Allein  die  meisten  Orte 
entschuldigten  sich  „freundlich  und  vernünftig“  und  stellten 
dieses  Handelsprivilegien-Geschäft  vorläufig  den  kommerzie- 
renden  Städten  zur  Erörterung  anheim.  Sie  sollten  beraten, 
was  zur  Erhaltung  der  Freiheit  und  zum  Nutzen  des  Vater- 
landes am  geeignetsten  sei.  So  versammelten  sich  denn  zu 
Baden  lediglich  die  Deputierten  von  Zürich,  Basel,  Bern, 
Schaffhausen  und  St.  Gallen.  Von  Zürich,  Basel  und  St.  Gal- 
len war  die  Sache  schon  vorher  durch  Kommissionen  erdauert 
und  bezügliche  Gutachten  aufgesetzt  worden,  über  die  nun 
deliberiert  wurde.  Man  hob  dabei  besonders  hervor,  wie  das 
französiche  Memorial  nicht  alle  maßgebenden  Akten  umfasse, 
daß  anderseits  dieses  Geschäft  die  ganze  Eidgenossenschaft 
angehe,  indem  von  den  handeltreibenden  Städten  die  bezahlten 
Zölle  jeweilen  auf  die  Waren  geschlagen  und  so  mittelbar 
auch  von  den  übrigen  Orten  getragen  werden  müßten.  Die 
Befunde  der  drei  genannten  Haupthandelsplätze  wurden 
schließlich  in  ein  einziges  Gutachten  vereinigt.**) 

In  der  Eingabe  der  französischen  Kaufmannschaft  an  den 
König  war  nun  dargelegt  worden,  daß  unter  dem  Vorwände 
der  Privilegien,  welche  die  schweizer  Nation  in  Frankreich  ge- 
nieße, bei  den  Einfuhren,  besonders  in  Lyon,  fortwährend 
Mißbräuche  vorkämen.  Aus  den  Prozessen,  welche  man  zur 
Zeit  gegen  die  Beamten  der  Pacht  in  Lyon  betreibe  wegen 
Begünstigung  der  Einfuhr  von  Schleichwaren  zum  großen 
Nachteil  der  königl.  Zölle  und  Manufakturen,  habe  man  er- 


*)  vgl.  D 162,  1701.  AT  III,  No.  730.  A 225,  19.  D 3,  1701.  D 
103,  1701. 

**)  vgl.  D 162,  1701.  Absch.  VI,  pag.  944.  A 225,  19.  D 3,  1701. 


sehen,  wie  sich  der  Betrug  durch  Übereinkommen  zwischen 
den  Kaufleuten  in  Genf  und  denen  zu  Lyon  vollzog,  wobei 
diesem  schlechten  Handel  die  Tücher  aus  St.  Gallen  als  Deck- 
mantel dienten.  Gemäß  den  Privilegien  hätten  diese  Tücher 
keine  Zölle  der  Douane  von  Lyon  und  der  „cinq  Grosses 
Fermes“  zu  entrichten.  Es  sei  aber  ungerecht,  daß  unter  ihrem 
Namen  eine  enorme  Quantität  deutscher  Tücher,  Mousselines, 
andere  holländische  Stoffe  und  Indiennes,  wie  seit  mehreren 
Jahren  geschehe,  importiert  würden.  Die  Konterbande  sei 
auf  der  Seite  der  Marke  mit  einigen  st.  galler  Tüchern  bedeckt, 
man  wisse  aber,  daß  die  St.  Galler  gar  nicht  so  viele  Tücher 
hersteilen  könnten,  wie  sie  als  ihre  Produkte  deklarierten.  Die 
Zollbegünstigungen  bezögen  sich  nur  auf  ursprüngliche 
schweizer  Fabrikate,  weshalb  aus  Schwaben  stammende 
Tücher  und  solche,  deren  Garne  von  dort  bezogen  würden, 
nicht  inbegriffen  sein  können.  Der  König  werde  wohl  eine 
solche  Extension  der  Privilegien  nicht  erlauben  wollen,  auch 
seien  die  Kantone  zu  gerecht,  derartige  Ansprüche  zu  unter- 
stützen. Sie  hätten  daher  1692  der  Einführung  von  Certifi- 
katen  selbst  zugestimmt,  um  den  Handel  mit  deutschen  Tü- 
chern unter  schweizer  Zeichen  zu  verhindern.  Nach  Unter- 
suchung all  der  Verträge  mit  den  eidg.  Ständen  scheine  es 
übrigens,  daß  gar  keine  vollständige  Zollfreiheit  für  den  Im- 
port der  Schweizerwaren  bestanden,  man  habe  französischer- 
seits  lediglich  versprochen,  nur  die  droits  accoutumes  zu  ver- 
langen. Ususgemäß  seien  die  eidg.  Kaufleute  zwar  von  Ein- 
fuhrzöllen auf  Tüchern,  Käse,  Kupfer,  Eisen  und  Messingdraht 
ganz  frei  gewesen,  einen  Titel  der  dies  begründe,  finde  man 
aber  nicht  und  müßten  daher  die  Schweizer  den  bezüglichen 
Beweis  erbringen.  Anderseits  hätten  viele  schweizer  Waren 
den  Zoll  bezahlt  bezw.  zahlten  ihn  auch  jetzt  noch  ohne 
Schwierigkeiten,  so  Burats  und  Crepons  von  Zürich,  die  bis 
zu  8 L.  per  Stück  ä 25  Aunes  und  erst  seit  1689  nur  5 L. 
entrichteten;  ferner  Filozelles  und  Fleurets,  Bourres  de  soie, 
Toiles  rayees  de  soie  und  Toiles  de  coton  und  zahlreiche 
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andere  Artikel.  Bei  der  Begründung  der  Privilegien  durch 
Ludwig  XII.  und  Franz  I.  sei  der  schweizer  Handel  klein 
gewesen,  infolge  der  damals  noch  unbedeutenden  Manufak- 
turen, seither  habe  er  eine  große  Entwicklung  erfahren,  be- 
sonders durch  die  von  den  Refugianten  in  die  Schweiz  ver- 
pflanzten neuen  Industriezweige.  Man  könne  aber  nicht  ver- 
langen, daß  die  vor  200  Jahren  erteilten  Privilegien  auch  auf 
diese  ausgedehnt  werden,  sonst  würde  in  der  Folge  jede 
Manufaktur  nachgeahrnt,  mit  Rohstoffen  aus  fremden  Län- 
dern, wie  es  bereits  mit  der  Mousseline  und  anderem  geschehe. 
Um  weitere  Contestationen  zu  vermeiden,  müsse  die  Sache 
contradiktorisch  mit  den  Schweizern  geregelt  und  in  be- 
stimmter klarer  Form  fixiert  werden.  Dieselben  dürften 
zweifelsohne  hiezu  gerne  bereit  sein,  indem  sie  derart  ver- 
hindern könnten,  daß  weiterhin  deutsche  Tücher  als  St.  Galler 
ausgegeben  und,  weil  geringerer  Qualität,  ihrer  Reputation 
schaden  würden. 

Weitere  Mißbräuche  habe  die  Geldausfuhr  der  schweizer 
Kaufleute  gezeitigt.  Durch  diese  Münzexporte  steigerten  sie 
den  Wert  der  Waren,  welche  von  ihnen  eingeführt  wer- 
den. Die  transitier enden  Waren  würden  ebenfalls  in  die 
Berechnung  des  Erlöses  inbegriffen  und  obgleich  die  Schwei- 
zer viele  französische  Waren  in  Permutation  der  ihrigen 
exportierten,  verfehlten  sie  nicht  für  den  Wert  ihrer  bereits 
ausgetauschten  Güter  noch  Bargeld  auszuführen,  sodaß 
also  bedeutend  mehr  an  Münzen  außer  Landes  gehe  als 
nötig  sei.  Oft  liehen  sie  sogar  ihre  Namen  an  Untertanen  des 
Königs,  um  so  unter  ihrem  Privileg  Metallgeld  ins  Ausland 
zu  ziehen.  Obige  Darlegungen  waren  mit  der  Bitte  an  den 
König  verbunden,  er  möge  Puissieux  anweisen,  mit  den  Kan- 
tonen über  diese  Punkte  in  Unterhandlung  zu  treten.  Dazu 
führte  man  noch  die  zahlreichen  Akten,  Bundesverträge,  Pa- 
tente usw.  an,  welche  seit  1444  bis  1663  zwischen  Frankreich 
und  der  Eidgenossenschaft  oder  Teilen  derselben  abgeschlos- 
sen worden  waren,  um  die  Exemptionen  der  Kaufleute  zu 
bekämpfen.  Hiebei  konnten  die  Franzosen  selbst  die  von  den 
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Schweizern  als  maßgebend  angesehenen  Titel  von  1516,  1602 
und  1658  dank  deren  unpräzisen  Wortlaut  zitieren.*) 

Das  Antwort-Memorial  der  XIII  Orte,  gestützt  auf  Prü- 
fung der  Dinge  und  Resolution  der  kommerzierenden  Städte, 
trat  den  Vorwürfen  energisch  entgegen.  Hinsichtlich  der 
Ausfuhr  habe  man  nie  Zollfreiheit  begehrt,  sondern  fordere 
lediglich,  daß  man  entsprechend  dem  „Ewigen  Frieden“  von 
1536,  namentlich  aber  gemäß  Deklaration  und  Tarif  von  1552, 
mit  keinen  neuen  Auflagen  seit  1516  belastet  werde.  Man 
beschwere  sich  nur  über  die  seither  auferlegten  Zölle.  Die 
Fermiers  hätten  wohl  von  Zeit  zu  Zeit  Arrets  de  surorise 
erwirken  können,  die  indessen  alle  auf  eingelegte  Contradic- 
toires  kassiert  worden  seien. 

Was  die  Einfuhr  betreffe,  so  werde  von  den  Zollbeamten 
ein  Unterschied  gemacht  zwischen  ursprünglichen  Waren  und 
solchen,  die  im  Lande  fabriziert  oder  zubereitet  worden,  nur 
die  ersteren  sollten  Zollfreiheit  genießen.  Die  bezüglichen 
Bestimmungen  der  verschiedenen  Traktate  etc.  seien  in  die- 
sem restrictiven  Sinne  zu  interpretieren.  Demgegenüber 
müsse  aber  konstatiert  werden,  daß  der  Wortlaut  der  Art.  5 
und  9 des  Vertrages  von  1516  keine  derartige  Differenzierung 
kenne,  vielmehr  komme  allen  schweizer  Waren  die  Begün- 
stigung zu,  was  Art.  20  der  Bündnis  mit  Ludwig  XIV.  bezw. 
der  am  1.  Juni  1658  mit  de  la  Barde  vereinbarte  erste  Bei- 
brief zeige,  wo  erklärt  werde,  daß  die  Waren  der  eidg.  Kauf- 
leute, sowohl  in  der  Eidgenossenschaft  fabrizierte  und  ausge- 
rüstete, als  auch  andere,  die  alten  Privilegien  genießen  sollen. 
Gerade  wegen  dem  Passus  „marchandises  tant  fabriquees  ou 
apprettees  en  Suisse  qu’autres“  sei  ein  ganzes  Jahr  disputiert 
worden  mit  de  la  Barde,  der  eine  engere  Fassung  lediglich  zu 
Gunsten  der  ursprünglichen  schweizer  Waren  anbringen 
wollte.  In  den  Unterhandlungen  mit  dem  Deputierten  Mous- 
lier  von  1663  hätte  man  sich  ebenfalls  weitläufig  darauf  be- 
rufen. Auch  die  königl.  Deklaration  vom  Juli  1658  aus  Calais 
enthalte  diesen  Wortlaut.  Es  sei  daher  klar,  daß  den  in  Zti- 
Tvgl.  AT  III,  No.  731. 
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rieh  hergestellten  Burats,  Crepons,  Fleurets  und  Seiden  gleich- 
falls die  Zollexemption  zustehe.  Aus  Vorstehendem  ergebe 
sich  ferner,  daß  alle  Leinwatt,  nicht  bloß  solche,  deren  Roh- 
stoffe in  der  Schweiz  gewachsen,  frei  eingeführt  werden  könne. 
Wie  bereits  früher,  1700,  dargelegt,  würden  ja  die  in  Deutsch- 
land gekauften  Waren  Eigentum  der  Schweizer  und  müßten 
demnach  ebenfalls  die  Zollbegünstigungen  genießen.  Von  fran- 
zösischer Seite  werde  den  eidg.  Kaufleuten  zwar  ein  Privileg 
für  den  Import  von  Leinwatt,  Käse,  Kupfer,  Eisen  und  Mes- 
singdraht zugestanden,  dazu  aber  ein  Beweistitel  verlangt. 
Dieser  liege  nun  eben  in  dem  dargelegten  alten  Gebrauch,  sowie 
den  zitierten  Bündnissen  und  Erklärungen.  Sonderlich  das 
am  7.  März  1552  ergangene  Urteil  der  Senechaussee  zu  Lyon, 
welches  die  Bestimmungen  von  1516  bestätige,  habe  an  Hand 
der  Zollbücher  festgestellt,  was  zur  Zeit  des  „Ewigen  Frie- 
dens“ die  Schweizer  an  Zöllen  zu  bezahlen  hatten.  Ferner  ver- 
weise man  noch  speziell  auf  das  Zeugnis  des  früheren  General- 
kommissärs, der  5 großes  Fermes,  Parceval,  von  1635,  wo- 
nach die  eidg.  Kaufleute  während  seiner  fünfjährigen  Amts- 
tätigkeit im  Zoll  zu  Lyon  von  ihren  Waren  aus  der  Schweiz 
und  Deutschland  nie  Zoll  entrichteten,  abgesehen  von  einer 
kleinen  Abgabe  (1  sol)  in  die  Armenbüchse.  Hiezu  wurden 
noch  zahlreiche  weitere  Urteile  zu  Gunsten  der  Kaufleute  und 
ihrer  Privilegien  angeführt. 

Die  französische  Kaufmannschaft  argumentiere,  daß  zur 
Zeit  der  Privilegienerteilung  der  schweizer  Handel  nicht  so  be- 
deutend gewesen  sei  wie  jetzt  und  namentlich  durch  die  Re- 
fugianten  zahlreiche  neue  Fabrikationszweige  aufgekommen 
wären,  zu  denen  man  die  Rohstoffe  vom  Ausland  beziehen 
müsse.  Die  Begünstigungen  könnten  nun  nicht  einfach  für 
alle  diese  neuen  und  event.  weiter  noch  dazu  tretenden  Ma- 
nufakturen beansprucht  werden.  Hierauf  müsse  man  indessen 
erwidern,  daß  der  eidg.  Handel  damals  nicht  so  unbedeutend 
gewesen  sei,  wie  sich  aus  dem  Tarif  Heinrichs  II.  ergebe. 
Sodann  hätten  die  Freiheiten  1663,  also  zu  einer  Zeit,  da  der 
Trafic  in  gleichem  Flor  gewesen,  wie  gegenwärtig,  Bestä- 
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tigung  gefunden  und  zwar  für  alle  den  eidg.  Kaufleuten  eigen- 
tümlichen Waren.  Die  Gültigkeit  dieser  Privilegien  als  Frucht 
des  „Ewigen  Friedens“  erstrecke  sich  jedoch  nicht  nur  über 
eine  gewisse  Zeitperiode,  vielmehr  solle  der  Inhalt  des  Trak- 
tates ewig  währen.  Eine  Unterscheidung  zwischen  schweizer 
und  fremder  Ware  sei  für  eidg.  Kaufleute  nicht  angängig  und 
gegen  die  Intention  des  Königs,  der  den  Deutschen,  welche 
im.  Zoll  zu  Lyon  eingeschrieben  seien,  ebenfalls  Vorrechte 
zugestanden  habe.  Man  werde  doch  nicht  die  alten  Freunde 
und  Bundesgenossen  der  Krone-  schlechter  stellen  wollen  als 
die  ehemaligen  Feinde,  indem  man  den  schweizer  Handel 
in  deutschen  Waren  zu  Gunsten  der  Deutschen  verhindere. 
Von  den  französischen  Flüchtlingen  wisse  man  nicht  viel 
erlernt  zu  haben.  In  Basel  und  St.  Gallen  finde  man  keine 
Manufaktur  derselben.  Auf  Grund  all  dieser  Erwägungen 
bitte  man  daher  den  König,  den  Schweizern  wiederum  zum 
Genuß  der  im  Burgund  und  Elsaß  gehabten  Privilegien  zu 
verhelfen,  sowie  dafür  zu  sorgen,  daß  man  ihrer  auch  wirk- 
lich teilhaftig  werde. 

Wenn  für  einige  schweizer  Waren  Zoll  bezahlt  worden 
sei,  so  habe  man  dies  nur  gezwungenermaßen  und  unter 
Protest  getan.  Hinsichtlich  der  Attestationen  sei  zu  bemer- 
ken, daß,  was  während  dem  Krieg  angenommen  worden, 
nicht  auf  die  Friedenszeit  ausgedehnt  werden  dürfe.  Man 
habe  deshalb  nach  Beendigung  der  kriegerischen  Auseinan- 
dersetzung Aufhebung  derselben  verlangt,  u.  a.  weil  in  Frie- 
denszeiten die  deutsche  Leinwatt  durch  Schweizer  in  Frank- 
reich ja  wie  die  eigene  zollfrei  eingeführt  werden  konnte. 

Wegen  der  strittigen  Geldausfuhr  sei  zu  sagen,  daß  dies 
gegenwärtig  weniger  in  Barschaft,  als  per  Wechselbriefe  ge- 
schehe, immerhin  stehe  den  eidg.  Kaufleuten  das  Recht  hie- 
für  gemäß  den  Traktaten  zu.  Betreffs  der  vorgefallenen  Miß- 
bräuche durch  betrügerische  Warendeklarationen  und  unge- 
bührlichen Münzexport  bitte  man  der  Eidgenossenschaft  die 
Fehlbaren  namhaft  zu  machen,  damit  man  sie  bestrafen  könne, 
da  die  Eintragung  der  Handelszeichen  und  Erteilung  der 
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Attestationen  von  den  Obrigkeiten  nur  gegen  eidliche  Ver- 
pflichtung der  Kaufleute  zu  Treue  und  Wahrheit  erfolge.  Die 
Begünstigungen  der  Schweizer  beruhen  also  nicht  nur  auf 
lauter  Gnade,  sondern  auf  Friedens-  und  Bundestraktaten,  die 
von  den  Eidgenossen  zum  Nutzen  der  Krone  getreulich  ge- 
halten worden  seien.  Man  hoffe  deshalb,  der  König  werde  die 
Eidgenossenschaft  alle  die  verbrieften  Privilegien  nach  dem 
Beispiel  seiner  Vorfahren  auch  fernerhin  ohne  Alterierung  ge- 
nießen lassen.*) 

Dieses  Projekt  kam  im  Februar  1702  in  Baden  auf  einer 
eigens  hiezu  einberuf enen  Tagsatzung  neuerdings  zur  Be- 
ratung. Der  Punkt  betreffend  die  freie  Einfuhr  der  eidg. 
Fabrikate  nach  Frankreich  erhielt  mit  Rücksicht  auf  die  Zür- 
cher Industrie  noch  eine  bestimmtere  Fassung,  worauf  dann 
das  Memorial  allgemein  approbiert  und  durch  eine  Kom- 
mission dem  Gesandten  Puissieux  ausgehändigt  wurde,  der 
dasselbe  an  den  König  weiterleitete.**) 

Hinsichtlich  der  Wirkung  dieser  Denkschrift  ist  bezeich- 
nend, daß  der  Gesandte  im  folgenden  Jahre  an  der  Maitag- 
satzung eine  neue  Controverse  eröffnete  wegen  des  Wortes 
„apprete“  statt  „fabrique“,  dessen  man  sich  in  den  Ursprungs- 
zeugnissen für  die  eingeführte  Leinwatt  bediene.  Frankreich 
würde  auf  diese  Art  mit  Leinwatten  und  anderen  deutschen 
Waren,  denen  man  in  der  Schweiz  einigen  geringen  Appret 
gegeben,  bald  überschwemmt  sein.  Die  in  der  Sache  meist- 
interessierten  St.  Galler  beriefen  sich  ihrerseits  auf  könig- 
liche Deklarationen  und  Urteile,  wonach  alle  Waren,  welche 
in  der  Eidgenossenschaft  „originales,  crües,  fabriquees  ou 
appretees“  seien,  Anspruch  auf  freie  Einfuhr  nach  Frank- 
reich hätten.  Die  Tagsatzung  fand  es  indessen  für  besser 
von  einem  Memorial  an  den  Hof  abzusehen,  vielmehr  die 
Sache  dilatorisch  zu  behandeln,  eine  Lösung,  die  natürlich 
nur  die  Perspektive  auf  weitere  Konflikte  eröffnete.***) 

*)  vgl.  D 162,  1700  (unrichtig  statt  1701).  AT  III,  No.  731/2. 
Absch.  VI,  pag.  944.  A 225,  19. 

**)  vgl.  Absch.  VI,  pag.  957. 

***)  vgl.  D 162.  1703.  At  III,  No.  747.  Absch.  VI,  pag.  1070,  1085. 
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Mittlerweile  blieb  der  unbefriedigende  Status  quo  für  die 
schweizer  Kaufleute  unvermindert  fortbestehen,  erhielt  sogar 
noch  eine  Verschärfung  durch  neue  Belästigungen  im  Ver- 
kehr und  mit  Steuern.  Den  daraus  resultierenden  Beschwer- 
den beim  französischen  Gesandten  war  kein  besserer  Erfolg 
beschieden  als  ihren  Vorläuferinnen,  d.  h.  sie  wurden  mit 
leeren  Versprechen  beantwortet  oder  überhaupt  ignoriert. 
Wohl  monierte  man  in  den  Jahren  1708/9  verschiedentlich 
beim  Gesandten,  schließlich  wurde  aber  den  Ständen  einfach 
bemerkt,  die  dermalige  Lage  gestatte  dem  König  nicht  so 
zu  handeln  wie  er  gerne  wollte,  hoffentlich  werde  es  nach 
erfolgenden  Friedensschluß  besser.*) 

Besonders  lebhaft  gings  1710  und  in  den  darauffolgenden 
Jahren  zu.  Neue  Zölle  und  persönliche  Abgaben,  welche  man 
den  Schweizern  in  Lyon  auferlegte,  veranlaßten  wiederum 
Vorstellungen  der  Tagsatzung  in  Solothurn  und  Paris.  Fran- 
zösischerseits  kümmerte  man  sich  indessen  nicht  sonderlich 
um  solche  Proteste,  sie  waren  im  Gegenteil  meist  nur  von 
weiteren  Belästigungen  gefolgt.  Selbst  eine  Delegation  Zürichs 
an  du  Luc  vermochte  keine  Milderung  zu  erwirken  und  einem 
Ausschuß  der  Tagsatzung  erging  es  nicht  besser.**) 

Recht  ernstliche  Angriffe  der  Generalpächter  auf  die 
eidg.  Handelsprivilegien  brachte  dann  das  Jahr  1714.  Auf 
Eingaben  der  verschiedenen  Zolldirektoren  hatten  die  Fer- 
miers  generaux  in  einer  Denkschrift  zahlreiche  neue  Ordres 
betreffend  die  Wareneinfuhr  aufgestellt,  die  dann  in  einer 
Konferenz  vom  26.  August  1714  durch  den  Controlleur  Ge- 
neral Desmarets  gebilligt  worden  waren.  Mr.  Bachelier,  dem 
Zolldirektor  in  Lyon,  sandte  man  eine  Copie  der  Urkunde  mit 
dem  Auftrag,  den  Beamten  der  Einfuhrbureaux  seines  De- 


*)  Vgl.  D 162,  1701/06,  1708/9.  AT  III,  No.  737/40,  742/3,  749/56, 
769/72,  778,  780/1.  Absch.  VI,  pag.  955,  994,  1325,  1384,  1425,  1457, 
1530.  Ar  225,  20.  D 3,  1704/5.  D 28,  1705.  A 225,  59,  1701/07. 

**)  vgl.  D 162,  1710/11.  D 163,  1720/13.  AT  IV,  No.  790,  792/4, 
795/804,  810/15,  836/8.  D 4,  1711/12.  D 5,  1713.  D 29,  1711.  D 30. 
1713.  A 225,  59,  1710/12. 
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partements  gemäß  den  Randbemerkungen  Desmarets  auf 
dem  Memoriale  Befehle  zu  erteilen,  gleichzeitig  solle  er  auch 
den  Syndikus  der  schweizer  Kaufleute  hievon  avisieren. 

In  dieser  Eingabe  der  Fermiers  war  nun  ausgeführt  wor- 
den: Die  Schweizer  fabrizierten  Mouchoirs  aus  von  Marseille 
her  bezogener  Baumwolle,  die  sie  dann  wieder  über  Lyon  im 
Königreich  absetzten  und  von  denen  sie  Zoll  bezahlten.  Der 
Zolldirektor  habe  nun  zwar  nicht  mitgeteilt,  wie  groß  diese 
Abgabe  sei,  die  Pächter  ihrerseits  fänden  indessen,  daß  diese 
Waren  nur  durch  die  Zollstätten  von  Calais  und  St.  Valery 
gegen  Entrichtung  von  30  % vom  Wert,  gemäß  dem  Arret 
vom  3.  Juni  1692  eingeführt  werden  können.  Dazu  hatte 
jedoch  der  Controlleur  General  bemerkt,  daß  die  Einfuhr  für 
Lyon  auch  über  die  Zollämter  an  der  Schweizergrenze  er- 
folgen könne,  gegen  Bezahlung  der  gleichen  Taxen  wie  zu 
Calais  und  St.  Valery. 

Ferner  wurde  dargelegt,  daß  der  Import  über  die  Bureaux 
der  Schweizergrenze  nach  Lyon  für  Toiles  barrees  und 
rayees,  welche  in  der  Schweiz  mit  gefärbtem  Garn  hergestellt 
worden,  stets  frei  gewesen  sei.  Die  eingeschriebenen  Schwei- 
zer Kaufleute  hätten  für  diese  Tücher,  sowie  für  gebleichte 
und  andere  Qualitäten  keinen  Zoll  entrichtet,  deren  Import 
dürfe  sich  nur  über  die  im  Erlaß  vom  23.  August  1698  be- 
zeichneten  Zollämter  vollziehen.  Hiezu  meinten  indessen  die 
Generalpächter,  daß  die  Einfuhr  solcher  Toiles  barrees  miß- 
bräuchlich sei,  da  nach  anerkannter  Usanz  durch  Mr.  Dages- 
seau,  als  er  in  Lyon  amtete,  die  eidg.  Kaufleute  nur  gebleichte 
Tücher,  Treillis  und  Boucassins  importieren  konnten.  Sie 
fanden  zudem  für  gut,  inskünftig  die  Einfuhr  nur  über  die 
bewilligten  Bureaux  zu  gewähren,  unter  Berechnung  der 
Zölle  entsprechend  dem  Arret  vom  März  1692  d.  h.  30  % 
vorn  Wert.  Durch  Desmarets  Randbemerkung  wurde  diese 
Ansicht  sanktioniert. 

Von  den  Pächtern  wurde  im  weiteren  der  schweizerische 
Anspruch  verworfen,  lohgegerbtes  Leder,  das  in  der  Eidge- 
nossenschaft fabriziert  worden,  zollfrei  einzuführen,  weil  man 
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im  Zoll  diese  Ware  für  englisches  Fabrikat  halte.  Die  Frage 
sei  1706  durch  den  Kanton  Bern  aufgeworfen,  von  Mr.  Chamil- 
lart  aber  dahin  entschieden  worden,  daß  für  die  Fläute  die 
schweizer  Privilegien  nicht  in  Betracht  kämen.  Seither  habe 
man  stets  Einfuhrzoll  bezahlt.  Die  Fermiers  erachteten  es  für 
nötig,  daß  dieser  Artikel  mit  25  % vom  Wert  belastet  werde, 
entsprechend  den  Schätzungen  nach  dem  Erlaß  vom  Mai  1689. 

Betreffend  dem  Vorgehen  des  Einnehmers  im  Zoll  zu  Ron- 
champt  in  der  Franche  Comte,  welcher  Toiles  barrees  aus  der 
Schweiz  oder  von  Hericourt  im  Elsaß  für  Paris  und  Troyes 
nur  gegen  Entrichtung  des  Zolls  hereinlassen  wollte  und  er- 
klärte, daß  sie  nur  mit  Passeports  eingeführt  werden  können, 
hielten  die  Pächter  dafür,  daß  diese  Tücher  bei  Bezahlung  der 
Zölle,  gemäß  Arret  vom  26.  August  1698,  ohne  Passeports  bei 
obigem  Bureau  importiert  werden  dürften.  Diese  Auffassung, 
wie  jene  zum  vorhergehenden  Punkt,  wurde  von  Desmarets 
ebenfalls  gebilligt. 

Als  letzter  Punkt  kam  in  Betracht  ein  Versuch  von 
Genfer  Kaufleuten,  die  im  Zoll  zu  Rousses  in  der  Frei- 
grafschaft Burgund  rohe  Kristalle  zu  reduzierten  Taxen  ein- 
führen wollten,  während  der  dortige  Beamte,  gestützt  auf 
einen  Arret  vom  3.  Januar  1690,  400  Livres  du  cent  pesant 
statt  der  25  Livres  laut  Tarif  von  1664  forderte.  Da  aber  die 
neue  Taxordnung  nur  zum  Schutze  der  eigenen  Manufakturen 
gegen  die  bearbeiteten  Kristalle  erlassen  worden  und  nicht 
die  rohen,  welche  ja  die  französischen  Arbeiter  beschäftigten, 
betreffen  konnte,  so  wurde  von  den  Pächtern  zugestanden, 
daß  der  Import  roher  Kristalle  durch  die  Franche  Comte  und 
andere  Bureaux  nach  Tarif  von  1664  erfolgen  könne.  Des- 
gleichen hatte  sich  der  Controlleur  General  erklärt.*) 

Diese  neuerlichen  Unternehmungen  der  Fermiers  gene- 
raux  gegen  den  Import  brachte  die  schweizer  Kaufleute  in 
nicht  geringe  Aufregung.  Für  St.  Gallen  und  seine  Nachbar- 
schaft bedeutete  namentlich  die  Einfuhrbeschränkung  der  Toi- 

*)  vgl.  D 163,  1714.  AT  IV,  No.  822.  D 5,  1714. 
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les  barres  auf  die  drei  Routen  Gex,  Collonges  und  St.  Jean 
de  Losne  eine  Benachteiligung,  hatte  man  doch  ehemals  für 
die  Ein-  und  Ausfuhr  mehrere  Wege,  insbesondere  auch  durch 
Champagne,  Bourgogne  und  Bresse  frei  benützen  können.  Zu- 
dem fand  man  das  Begehren  der  Pächter,  die  Leinwatt  von 
anderen  Gattungen  zu  differenzieren  und  die  Zollfreiheit  nur 
gebleichten  Tüchern,  Treillis  und  Boucassins  zu  gewähren, 
von  den  übrigen  Tüchern  aber  30  % Zoll  zu  fordern,  als  dem 
„Ewigen  Frieden“  und  den  Bündnissen  zuwiderlaufend.  Daß 
nach  Dagesseau  in  Lyon  nur  beschränkte  Einfuhrbewilligung 
bestanden  habe,  wurde  von  schweizerischer  Seite  lebhaft  be- 
stritten.*) 

In  einem  gemein  eidgenössischen  Schreiben  wurde  des- 
halb du  Luc  die  Unrechtmäßigkeit  der  Neuerungen  dargelegt 
und  um  Behebung  der  Hemmungen  gebeten,  während  die 
„Lyoner“  gleichzeitig  bei  den  dortigen  Behörden  Abhilfe  nach- 
suchten. Anfänglich  erhielten  die  Schweizer  gar  keinen  Be- 
scheid, erst  auf  erneute  Vorstellungen  in  Lyon  und  beim  Ge- 
sandten im  Verlaufe  von  1715,  bekamen  sie  endlich  Antwort, 
die  aber  höchst  unbefriedigend  ausfiel.  Mit  dem  Versprechen, 
der  König  wolle  die  Privilegienangelegenheit  gründlich  prüfen 
lassen  und  dann  alles  ordnen,  versuchte  man  lediglich  die 
Sache  zu  verschleppen.  Den  Kaufleuten  war  es  jedoch  sehr 
erwünscht,  wenigstens  ihre  bisher  verarrestierten  Tücher  jetzt 
frei  zu  bekommen.  In  diesem  Sinne  sollicitierten  sie  neuer- 
dings beim  Zolldirektor  Bachelier  und  dem  gerade  in  Lyon 
anwesenden  Generalpächter  de  la  Porte  unter  Berufung  dar- 
auf, daß  man  ihnen  ja  keine  Frist  gesetzt  habe,  um  sich  der 
Neuerung  anzupassen.  Auf  Basis  eines  von  de  la  Porte  vor- 
geschlagenen faulen  Kompromisses  gelangte  man  schließlich 
zu  einer  Einigung.  Die  Schweizer  hatten  6 d.  per  aune  in  Form 
eines  Geschenkes  zu  entrichten,  während  die  Ware,  um  die 
Privilegien  nicht  zu  schädigen,  einfach  als  Tücher  von  Mont- 
beillard  deklariert  und  frei  aus  dem  Zoll  gezogen  wurden.  Ob 
diese  opportunistische  Lösung  eines  Konfliktes  mit  prinzipiel- 

*)  vgl.  D 163,  1714.  AT  IV,  No.  840.  D 30,  1714. 
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ler  Bedeutung  angezeigt  war,  ist  fraglich.  Allein  die  schwei- 
zer Kaufleute  in  Lyon  waren  eben  in  erster  Linie  auf  sich 
selbst  angewiesen  und  zogen  letzten  Endes  das  Gewisse  dem 
Ungewissen  vor,  zudem  hatten  sie  zur  selben  Zeit  wieder  Be- 
lästigungen in  der  Geldausfuhr  zu  erdulden.*) 

Neben  all  den  geschilderten  Beschwerden  hatten  sich  in 
den  letztbetrachteten  Jahren  in  der  Schweiz  Vorgänge  abge- 
spielt, die  in  der  Folge  für  die  Privilegien  unserer  Kaufleute 
von  großer  Bedeutung  werden  sollten.  Wie  wir  gesehen, 
diente  diesen  Vorrechten  hauptsächlich  der  „Ewige  Frieden“ 
von  1516  und  dann  das  Bündnis  von  1663  als  Grundlage. 
Nachdem  in  der  Zwischenzeit  der  Dauphin,  auf  welchen  die 
Allianz  von  1663  ausgedehnt  worden  war,  gestorben,  fand 
sich  die  Dauer  dieses  Vertrages  auf  die  Lebzeit  Ludwig  XIV. 
und  weiter  acht  Jahre  nach  seinem  Tod  beschränkt.  Es  wurde 
daher  im  Dezember  1713  auf  einer  Tagsatzung  in  Luzern  vom 
französischen  Gesandten  du  Luc  bei  den  katholischen  Orten 
die  Erneuerung  des  Bündnisses  angeregt.  In  einer  Zuschrift 
machte  man  dem  Gesandten  vorläufig  verschiedene  Be- 
dingungen dafür  namhaft,  u.  a.  auch  die  Freiheiten  unserer 
Handelsleute  und  die  „verlegenen“  Bundesgelder,  damit  sie 
bei  der  Bundeserneuerung  berücksichtigt  würden.  Dank  der 
inneren  konfessionellen  Zwietracht  waren  die  evangelischen 
Stände,  d.  h.  die  eigentlich  kommerzierenden  Orte,  an  der 
ganzen  Angelegenheit  jedoch  nicht  beteiligt.**) 

Hiezu  gesellte  sich  1715  noch  ein  weiteres  Ereignis  von 
erheblicher  Tragweite.  Am  1.  September  dieses  Jahres  starb 
Ludwig  XIV.  in  Versailles  und  mit  Rücksicht  auf  die  Jugend 
seines  Nachfolgers,  Ludwig  XV.,  übernahm  der  Herzog  Phi- 
lipp II.  von  Orleans  die  Regentschaft.  Den  Eidgenossen  wurde 
vom  König,  wie  auch  vom  Regenten  von  der  Änderung  Kennt- 
nis gegeben  mit  der  Versicherung,  daß  man  bestrebt  sein 

*)  vgl.  D 163,  1714/15.  AT  IV,  No.  824/31,  834/5,  841/2,  845,  856, 
858,  877.  AT  V,  No.  1260/3.  Absch.  VII,  pag.  85.  A 225,  21.  A 225,  59, 
1714/15. 

**)  vgl.  Gonzenbach,  1.  c.  Absch.  VII,  pag.  49. 
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werde,  die  gleich  guten  Beziehungen  mit  ihnen  aufrecht  zu  er- 
halten wie  bis  anhin,  eine  Zusicherung,  die  nach  den  gemach- 
ten Erfahrungen  speziell  von  den  schweizer  Kaufleuten 
mit  gehöriger  Skepsis  aufgenommen  werden  durfte.  Aller- 
dings mögen  die  vielfältigen  Behinderungen,  denen  unsere 
Landsleute  in  Frankreich  ausgesetzt  gewesen  waren,  in  be- 
sonderem Maße  durch  diese  Periode  des  Niederganges  der 
Regierung  Ludwig  XIV.  und  der  damit  verbundenen  inneren 
staatlichen  Unordnung  verursacht  worden  sein.  Allein  da- 
neben blühte  doch  ein  „Colbertismus“  schlimmster  Sorte,  der 
die  eidg.  Handelsprivilegien  immer  stärkeren  französischen 
Angriffen  aussetzte.  Nur  teilweise  und  mit  großer  Mühe  war 
es  denn  auch  den  schweizer  Kaufleuten  gelungen,  ihre  alte 
Position  ins  18.  Jahrhundert  hinüber  zu  retten.*) 

Von  Interesse  ist  es  nun  zu  beobachten,  wie  trotz  diesen 
Schwierigkeiten  der  Anteil  der  Eidgenossen  am  wirtschaft- 
lichen Leben  in  Frankreich  im  fraglichen  Zeitabschnitt  zuge- 
nommen hat.  Über  die  Stärke  der  Lyoner  Kolonie  gibt  uns 
eine  Taxationsliste  der  eidg.  Kaufleute  daselbst  vom  11.  Sep- 
tember 1711  für  die  dime  sur  l’industrie  etwelche  Anhalts- 
punkte. Wir  finden  da  29  Schweizer  mit  total  L.  10  450. — 
veranlagt,  weitere  sechs  Personen  hatte  man  mit  zusammen 
L.  2150. — eingeschätzt,  wobei  es  sich  aber  herausstellte,  daß 
sie  teils  keine  Niederlassung  mehr  in  Lyon  besaßen,  teils  be- 
reits verstorben  waren.**) 

Im  übrigen  sind  es  nicht  mehr  allein  die  schweizer  Kauf- 
leute in  Lyon,  Paris  und  Marseille,  welche  wir  als  Nutznießer 
an  den  französisch-schweizerischen  Handelsbeziehungen  teil- 
nehmen sehen,  sondern  wir  begegnen  nunmehr  unseren  han- 
deltreibenden Landsleuten  ebenfalls  in  der  Provinz,  so  1710 
in  Nevers  und  Seurre  en  Bourgogne.  Ungeachtet  der  Privi- 
legien waren  diese  natürlich  nicht  minder  allerlei  Belästigungen 
seitens  des  Fiskus  ausgesetzt.  Sie  haben  jedoch  bei  der  „Na- 


*)  vgl.  D 163,  1715.  AT  IV,  No.  832/3. 

**)  vgl.  D 162.  AT  IV,  No.  797. 
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tion“  in  Lyon  Rückhalt  gesucht  und  stets  gefunden.*)  Auch 
für  die  in  Lyon  niedergelassenen  Neuenburger  haben  sich 
1713  die  eidg.  Kaufleute  verwendet,  als  man  diesen  die  ihnen 
zustehenden  eidg.  Handelsprivilegien  streitig  machte.**) 

Im  allgemeinen  aber  war  die  Verbindung  der  Lyoner 
Kolonie  unter  sich  und  mit  den  Außenseitern  doch  immer 
noch  nur  lockerer  Art,  einzig  die  st.  galler  Häuser  in  Lyon 
wiesen  einen  engeren  Zusammenschluß  auf.  So  sehen  wir 
sie  beispielsweise  im  Dezember  1689  zur  größeren  Sicher- 
heit ihres  Leinwandhandels  ein  vertrauliches  Übereinkommen 
über  den  Verkauf  ihrer  Waren  treffen.  Es  sollte  nicht  länger 
als  für  zwei  Payements,  d.  h.  6 Monate,  franco  Kredit  ge- 
währt und  an  Zahlungsstatt  keine  anderen  Zettel  als  ä ordre 
genommen  werden.***) 

Die  Freiburger  Kaufleute  in  Lyon  scheinen  allerdings  mit 
der  Tätigkeit  der  „Nation“  nicht  sonderlich  zufrieden  ge- 
wesen zu  sein,  wie  aus  ihren  Klagen  von  1708  an  ihre  Obrig- 
keit gegen  die  übrigen  schweizer  Handelsleute  hervorgeht. 
Es  hieß  da,  die  Syndici  der  Korporation  seien  stets  von 
Zürich,  Basel  oder  St.  Gallen  und  verfügten  über  die  zur  In- 
teressenwahrung zusammengelegten  Gelder,  sowie  in  anderen 
Geschäften  ohne  die  Freiburger  zu  den  Beratungen  beizu- 
ziehen. Die  Sache  kam  dann  auf  der  Tagsatzung  zur  Sprache, 
wo  aber  die  Anschuldigungen  von  den  Zürchern  und  St.  Gal- 
lern eine  geharnischte  Widerlegung  erfuhren.t) 

Neben  den  Kaufleuten  hatten  sich  im  Laufe  der  Zeit  aber 
auch  schweizer  Handwerker  in  Frankreich  niedergelassen. 
Wir  finden  sie  in  und  um  Lyon  etabliert  und  desgleichen  an 
anderen  Plätzen  des  Königreichs.  Gestützt  auf  die  Handels- 
privilegien betrieben  sie  da  selbständig  ihr  Gewerbe,  was 
dann  oft  zu  Konflikten  mit  den  Innungen  der  betreffenden 
Orte  führte.  Diese  schweizer  Gewerbetreibenden  wandten 

*)  vgl.  D 162;  AT  IV,  No.  790. 

**)  vgl.  163;  AT  IV,  No.  836/7. 

***)  vgl.  D 162;  AT  III,  No.  700. 
t)  vgl.  D 162;  AT  III,  No.  773/6. 
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sich  jeweils  in  ihrer  Bedrängnis  an  den  Syndikus  der  eidg. 
Kaufleute  zu  Lyon,  welcher  ihnen  wohl  mit  Rat  und  Tat  bei- 
stand,  ohne  indessen  stets  Abhilfe  der  Beschwerden  schaffen 
zu  können.*) 

Stimulierend  für  die  Vergrößerung  der  schweizer  Kolo- 
nie in  Frankreich  darf  wohl  die  weitere  Entwicklung  von 
Handel  und  Industrie,  welche  sich  in  der  Heimat  vollzog,  be- 
trachtet werden.  Trotz  all  den  Hemmungen  bezeichnen  die 
Kaufleute  ihren  Trafic  nach  Frankreich  um  1700  als  in  glei- 
chem Flor  befindlich  wie  1663.  Nach  wie  vor  transitieren  in 
Lyon  die  voiles  de  cotton  oder  spanischen  Schleier  aus  Zürich 
und  die  St.  Galler  sehen  wir  1701  gedruckte  Leinwat  über 
Marseille  nach  Cadix  zum  Versandt  bringen.  Gegenüber 
früher  können  wir  aber  noch  eine  wesentlich  reichere  Gliede- 
rung in  den  Fabrikaten  wahrnehmen.  Neben  den  alten  Zür- 
cher Produkten,  wie  Burat,  Crepons,  Fleurets  und  Seiden 
und  der  st.  galler  Leinwatt,  begegnen  uns  als  schweizer 
Waren:  Schnupftücher,  seidene  mit  Baumwolle  oder  Leinen 
gemischte  Tücher,  baumwollene  Tüechli  und  Halstücher. 
Hiezu  gesellen  sich  als  weitere  Exportartikel  die  Toiles  de 
Chanvre,  Futaines  und  Bazins  oder  Bombazins.  Eine  nicht 
unerhebliche  Rolle  scheinen  ferner  die  Toiles  barrees  und 
rayees  oder  figurees  gespielt  zu  haben.  Endlich  seien  noch 
die  gebleichten  Tücher,  Treillis  und  Boucassins  als  Handels- 
artikel unserer  Kaufleute  angeführt.  Zum  ersten  Mal  wird 
sodann  1701  Erwähnung  getan  von  Mousselines,  holländischen 
Stoffen  und  Indiennes,  die  von  den  Schweizern  nach  Frank- 
reich exportiert  würden.  Als  weitere  neue  Artikel  können 
noch  lohgegerbtes  Leder,  Messingdraht  und  rohe  Kristalle 
aufgezählt  werden. 

Für  die  Anforderungen  eines  so  reichhaltigen  Kataloges 
scheint  indessen  die  Produktion  der  Manufakturen  in  der  Eid- 
genossenschaft doch  noch  nicht  genügend  ergiebig  gewesen 
zu  sein.  Es  dürfte  vielmehr  zutreffen,  was  1701  von  fran- 


*)  vgl.  D 162,  1710. 
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zösischer  Seite  den  schweizer  Kaufleuten  vorgeworfen  wurde, 
nämlich,  daß  enorme  Quantitäten  deutscher  Tücher  von  ihnen 
importiert  und  dann  unter  der  Flagge  von  st.  galler  Produk- 
ten weiterspediert  würden.  Es  handelte  sich  dabei  besonders 
um  aus  Schwaben  stammende  Tücher  oder  solche,  deren 
Garne  man  von  dort  bezogen  hatte.  Gerade  um  wieder  zur 
ungestörten  Einfuhr  deutscher  Leinwatt  zu  gelangen,  zur  Ali- 
mentation seines  Exportes,  war  St.  Gallen  so  energisch  für 
Abschaffung  der  Attestationen  eingetreten.  Die  st.  gallische 
Argumentation,  die  Zollfreiheit  beziehe  sich  nicht  auf  Waren, 
sondern  die  Person  mit  im  Zollamt  eingetragenen  Handels- 
zeichen, vermochte  die  Franzosen  indessen  nicht  zu  einer  Ab- 
änderung zu  bewegen,  denn  mit  der  Certifikatvorschrift  woll- 
ten sie  eben  den  schweizer  Zwischenhandel  mit  deutscher 
Ware  treffen,  um  so  die  eidg.  Privilegien  wieder  um  ein  Stück 
kürzen  zu  können. 

Anders  verhielt  es  sich  mit  Mousselines  und  Indiennes. 
Dies  waren  wirkliche  neugeschaffene  schweizer  Fabrikate. 
Die  Feinspinnerei  und  Musselinweberei  wurde  in  den  1690er 
Jahren  durch  Hugenotten  in  Zürich  eingeführt,  wo  sie  dank 
der  bereits  existierenden  Baumwollindustrie  rasch  Boden 
faßte  und  bald  auch  auf  die  benachbarten  Gebiete  Übergriff. 
Desgleichen  verdankt  die  Schweiz  die  Begründung  der  In- 
diennemanufaktur  auf  ihrem  Territorium  französischen  Re- 
fugianten  der  1670er  und  1680er  Jahre  und  zwar  wird  dieses 
Gewerbe  zuerst  in  der  Westschweiz  heimisch.  Zentrum  ist 
Genf,  wo  1685  in  total  11  Druckereien  mehr  als  1200  Arbeiter 
beschäftigt  sind.  Anfangs  des  18.  Jahrhunderts  fand  das  Ge- 
werbe dann  Ausdehnung  nach  Neuenburg,  Basel,  Bern  und 
Zürich,  neben  den  Hugenotten  waren  dabei  aber  auch  hollän- 
dische Einflüsse  maßgebend.  Es  ist  daher  tendenziös,  wenn 
1701  von  Seiten  Frankreichs  behauptet  wurde,  die  Manufak- 
turen in  der  Eidgenossenschaft  hätten  speziell  durch  die  von 
den  Refugianten  in  die  Schweiz  verpflanzten  neuen  Industrie- 
zweige eine  große  Entwicklung  erfahren,  es  bestehe  deshalb 
die  Gefahr,  daß  jede  Manufaktur,  mit  Rohstoffen  aus  fremden 
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Ländern,  nachgeahmt  werde.  Aus  den  bisherigen  Darlegun- 
gen ergibt  sich  vielmehr,  daß  schon  vor  der  Hugenotten- 
einwanderung ein  reger  Gewerbefleiß  in  zahlreichen  Kan- 
tonen vorhanden  war.  In  dieser  Hinsicht  stellt  sich  der  Ein- 
fluß der  Locarner  Flüchtlinge  die  in  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  nach  Zürich  kamen  als  viel  bedeutender 
dar.  Aber  nicht  weniger  unrichtig  ist  es,  daß  die  schweizer 
Kaufleute  auf  obigen  Vorwurf  hin  erklärten,  von  den  Re- 
fugianten  nicht  viel  erlernt  zu  haben. 

Im  übrigen  darf  hier  auch  einmal  festgestellt  werden, 
daß  der  Handel  unserer  Landsleute  für  Frankreich,  trotz  den 
Privilegien,  von  erheblichem  Nutzen  gewesen  ist.  Mit  Recht 
konnten  die  Kaufleute  geltend  machen,  daß  durch  die  eidg. 
Kommerzien  weder  der  König  noch  seine  Manufakturen  zu 
Schaden  kämen,  sondern  ihr  Export  in  vielen  französischen 
Waren  zum  Handel  Frankreichs  namhaft  beitrage.  Durch 
ihre  Verbindungen  mit  dem  Auslande  hätten  sie  den  fran- 
zösischen Manufakturen,  selbst  in  den  Kriegen  um  die  Wende 
des  17.  Jahrhunderts,  beträchtlichen  Nutzen  gebracht,  da  der 
Handelsverkehr  vermittelst  der  Schweizer,  trotz  der  rigorosen 
Absperrung  seitens  der  verbündeten  Feinde,  aufrecht  erhalten 
werden  konnte.  Jedermann  wisse  zudem,  mit  welcher  Schärfe 
die  allierten  Mächte  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  gegen  Frank- 
reich vorgegangen,  in  der  Absicht  seine  Manufakturen  zu 
ruinieren,  während  die  eidg.  Kaufleute,  ungeachtet  der  Ri- 
siken, stets  Mittel  und  Wege  gefunden  hätten,  die  französi- 
schen Produkte,  oft  mit  großen  Verlusten,  in  Deutschland 
und  von  dort  in  die  übrigen  Länder  einzuführen.  Dieser 
kommerzielle  Verkehr  habe  im  ferneren  beträchtliche  Sum- 
men ins  Land  gezogen.  Besonders  die  Schweizer  seien  stets 
bereit  gewesen,  Gold  und  Silber  hereinzubringen,  wenn  man 
sie  von  Seiten  des  Königs  dazu  ermunterte.  Aus  den  Re- 
gistern der  Münze  könne  leicht  ersehen  werden,  daß  eine 
einzige  Firma  der  Nation  zu  Anfang  des  Krieges  innert  einem 
Jahre  mehr  als  12  Millionen  in  Gold  importiert  habe,  und 
andere  seither  noch  viel  größere  Summen.  Der  Münze  sei 
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in  kurzer  Zeit  mehr  Materie  zugeführt  worden,  als  die  eidg. 
Kaufleute  während  einem  Säculum  mittelst  Passeports  in  die 
Schweiz  verbrachten.  Unsere  Landsleute  vergaßen  aber 
dabei  zu  erwähnen,  daß  sie  mit  diesen  Transaktionen  zwei- 
felsohne erhebliche  Kriegsgewinne  einstreichen  konnten,  denn 
nur  in  uneigennütziger  Weise  zu  Gunsten  Frankreichs  dürften 
sie  obige  Geschäfte  kaum  getätigt  haben.*) 

Wenn  diese  vorteilhafte  Seite  des  schweizer  Handels  in 
Frankreich  nicht  mehr  Beachtung  fand,  so  ist  dies  natürlich 
dem  damals  herrschenden  Protektionismus  und  prohibitiven 
System  zuzuschreiben,  wie  auch  der  Willkür  der  Herren 
Fermiers  und  Steuerbeamten. 


6.  Weitere  Entwicklung  während  der  Regentschaft 
und  unter  Ludwig  XV,,  1715 — 1750. 

Die  politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in 
Frankreich  zu  Ende  1715  ließen  nicht  auf  eine  Besserung  der 
Lage  unserer  Landsleute  im  Königreich  hoffen.  Ludwig  XIV. 
hatte  die  Finanzen  in  einem  traurigen  Zustande  hinterlassen.**) 
Eine  ungeheure  Schuldenlast  drückte  auf  das  durch  die  Kriege 
erschöpfte  Land.  Sie  hatte  einerseits  zu  unerhörten  Steige- 
rungen der  Steuern  und  Abgaben  geführt,  andernseits  wesent- 
lich dazu  beigetragen,  daß  der  Kredit  der  Krone  vollständig 
verloren  ging.  Zu  allem  kam  dann  noch  die  Regierung  des 
nichts  weniger  als  wirtschaftlich  denkenden  Regenten. 

Mit  drakonischen  Maßnahmen  versuchte  indessen  der 
Finanzrat  eine  Liquidation  dieser  unerfreulichen  Erbschaft. 
Da  tauchte  der  Schotte  John  Law  in  Frankreich  auf,  wo  er 
beim  Regenten  mit  seinen  Projekten  für  eine  Restauration  des 
Staatskredites  natürlich  williges  Gehör  fand.***)  Eine  staat- 

*)  vgl.  D 162,  1697.  AT  III,  No.  707. 

**)  vgl.  Levass  eur  I,  pag.  427  ff. 

***)  vgl.  Strub,  1.  c. 
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liehe  Notenbank  sollte  Hilfe  bringen.  Anfänglich  begnügte 
man  sich  indessen  mit  der  Begründung  (1716)  einer  privaten 
Emissionsbank  die  Handel  und  Staat  gute  Dienste  leistete. 
1718  erfolgte  aber  doch  deren  Umwandlung  in  ein  Staats- 
institut als  „Banque  royale“.  Damit  war  man  jedoch  gleich- 
zeitig am  gefährlichen  Wendepunkt  angelangt,  der  dann  zur 
berüchtigten  Law’schen  Krise  führte.  Das  wirtschaftliche 
Leben  in  Frankreich  wurde  neuerdings  schwer  erschüttert. 
Erst  das  1726  beginnende  Ministerium  des  Kardinals  de  Fleury 
brachte  wieder  eine  friedlichere  Periode,  in  welcher  Volk  und 
Staat  einige  Erholung  finden  konnten  und  sich  Handel  und 
Industrie  wieder  etwas  belebten,  bis  dann  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  der  Geist  der  Reformen  in  die  Verwaltung 
eindrang  und  die  ganze  Volkswirtschaft  auf  neue  Grundlage 
stellte.  Bis  zu  dieser  Epoche  hat  man  sich  in  Frankreich  noch 
von  Colberts  Ideen  leiten  lassen,  mit  Ausnahme  des  Inter- 
mezzos von  Law,  der  betreffend  den  Handel  etc.  bereits  libe- 
ralere Theorien  vertrat.  Allein  wenn  man  auch  nach  Col- 
berts Tod  seinem  ökonomischen  System  treu  geblieben  war, 
so  hatten  die  trüben  Erfahrungen  zu  Anfang  des  18.  Jahr- 
hunderts doch  zur  Kritik  herausgefordert  und  namentlich  die 
Intellektuellen  zu  regerem  Gedankenaustausch  über  wirt- 
schaftliche Probleme  veranlaßt,  was  sich  schließlich  zu  syste- 
matischen Angriffen  gegen  das  Reglementierungs-  und  Ein- 
schränkungssystem, den  Colbertismus,  entwickelte.  Diese 
neuen  ökonomischen  Ideen,  d.  h.  Freiheit  in  der  Arbeit  und 
der  Konkurrenz,  fanden  dann  in  Gournay  und  hauptsächlich 
Quesnay,  sowie  in  der  sich  Mitte  des  Jahrhunderts  um  die 
Genannten  bildenden  Schule  der  Physiokraten  ihre  Verfechter. 

Alle  diese  Ereignisse  und  Tendenzen  mußten  auch  auf 
die  Stellung  der  schweizer  Kaufleute  in  Frankreich  Einfluß 
ausüben.  Leider  hatte  sich  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
die  innere  politische  Lage  der  Eidgenossenschaft  ebenfalls 
verschlechtert.  Die  bereits  oben  erwähnten  Verhandlungen 
der  katholischen  Orte  mit  der  Krone  betreffs  Allianz-Erneue- 
rung hatten  zum  sog.  Trücklibund  geführt  (9.  Mai  1715).  Die 
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eigentlichen  kommerzierenden  Stände  waren  daran  nicht 
beteiligt  bezw,  davon  ausgeschlossen,  der  Inhalt  des  Bünd- 
nisses vorwiegend  politischer  Natur  und  dementsprechend 
der  Handelsprivilegien  darin  nur  in  der  althergebrachten 
ungenügenden  Form  gedacht.  Zwar  machte  der  Tod  Lud- 
wigs XIV.  die  mit  obigem  Traktat  verfolgten  Pläne  der 
katholischen  Orte  zunichte.  Das  Mißtrauen  unter  den 
Ständen  blieb  aber  nach  wie  vor  fortbestehen  und  gerade 
die  schweizer  Kaufleute  in  Frankreich  bekamen  seine  Nach- 
wirkungen oft  zu  spüren,  indem  ihnen  dank  der  Zwietracht 
in  der  Heimat  keine  einheitliche  eidg.  Hilfe  geboten  werden 
konnte. 

Trotz  den  Umwälzungen  in  Frankreich  zu  Ende  des 
Jahres  1715  begegnen  uns  zunächst  keine  Klagen  der  schwei- 
zer Kaufleute,  die  Geldausfuhr  jedoch  bereitete  anfangs  1716 
neuerdings  Schwierigkeiten.  Sie  dürften  sich  aber  nur  einer 
relativen  Ruhe  erfreut  haben,  denn  latent  ging  der  Kampf 
gegen  die  Begünstigungen  von  Landesfremden  doch  stets 
weiter  und  schon  1717  stoßen  wir  wieder  auf  größere  Kon- 
flikte.*) So  sehen  wir  die  Freiburger  in  Lyon  in  einen  Streit 
mit  dem  Fiskus  verwickelt  wegen  Abgaben,  welche  man  auf 
ihre  Weineinfuhr  aus  der  Umgegend  in  die  Stadt  legte.  Leider 
geben  die  uns  vorliegenden  Akten  keinen  Bescheid  über  den 
Ausgang  dieses  Handels,  anderseits  aber  zeigt  uns  die  dabei 
vertretene  französische  Interpretation  der  Allianz  von  1715, 
wonach  die  Privilegien  nur  Offizieren  und  Söldnern  zukom- 
men sollten,  welch  gefährliche  Konsequenzen  aus  diesem 
Sonderbündnis  einzelner  Stände  für  die  eidg.  Kaufleute  er- 
wuchsen.**) 

In  besonderem  Maße  wurden  unsere  Landsleute  dann  im 
Herbst  1717  von  einem  Edikt  betroffen,  das  alle  Privilegien 
betr.  Ein-  und  Ausfuhrzölle  aufhob.  Diese  Revokation  sollte 
sich  nicht  beziehen  auf  die  freien  Messen,  die  Kolonialgesell- 
schaften, sowie  einige  Waren  wie  Getreide,  Butter,  Käse  und 

*)  Vgl.  D 163,  1716.  AT  IV,  No.  846.  D 30,  1717.  A 225,  59,  1716. 

**)  vgl.  D 163,  1717.  AT  IV,  No.  839,  850,  852.  D 5,  1717. 
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Vieh,  für  welche  die  bestehenden  Moderationen  weiter  galten. 
Die  schweizer  Kaufleute  sahen  sich  daher  gar  bald  genötigt 
gegen  Unterdrückung  ihrer  Freiheiten  seitens  der  Zöllner  zu 
opponieren.  Sie  vermochten  indessen  ihre  Waren,  Käse, 
Tücher  und  anderes,  nur  frei  zu  bekommen  mittelst  Obliga- 
tion, die  Zölle  je  nach  einem  eventuellen  Entscheid  des  Königs 
nachträglich  zu  entrichten.  Bald  darauf  gab  es  neue  An- 
stände für  unsere  Landsleute,  indem  man  1719  für  ihre  Sen- 
dungen in  Eisendraht,  Messing  und  Kupfer,  analog  wie  es 
für  Tücher  und  Käse  praktiziert  wurde,  Attestationen  for- 
derte. Weitere  Schwierigkeiten  entstanden  durch  Sperrung 
der  Einfuhr  eidgenössischer  Waren  ins  Burgund  und  wegen 
einem  neuen  Floretzoll.  Hinsichtlich  letzterem  Punkt  gelang 
es  allerdings  Zürich  vom  französischen  Gesandten  Zusage 
für  Aufhebung  der  Abgabe  zu  erwirken,  1722  entstanden  je- 
doch in  gleicher  Sache  neue  Streitigkeiten.  Den  abermaligen 
Bemühungen  der  Kaufleute  Abhilfe  zu  schaffen,  war  zwar 
kein  voller  Erfolg  beschieden,  immerhin  vermochten  sie 
wenigstens  den  stark  gesteigerten  Zoll  für  Florete  von  14  s. 
auf  5 s.  zu  reduzieren.  Versuche  Zürichs  noch  weiter  zu 
gehen  scheiterten.  Von  seiten  Frankreichs  hieß  es  vielmehr, 
man  sei  überhaupt  nur  zu  Gunsten  der  Schweizer  im  betref- 
fenden Ansatz  nicht  der  Proportion  gefolgt,  welche  zwischen 
Fleurets  etrangers  und  originaires  bestehe,  erstere  zahlten 
14  s.  und  letztere  3 s 6 d.*) 

Alle  diese  Vorfälle  wurden  indessen  von  den  Ereignissen, 
welche  die  Law’schen  Experimente  verursacht  hatten,  in  den 
Hintergrund  gerückt.  Laws  Banque  Royale  war  von  der  kühl 
berechnenden  Kaufmannschaft  keineswegs  mit  derselben 
Freude  aufgenommen  worden,  wie  von  Seiten  des  in  Geld- 
nöten steckenden  Regenten.  Eine  besonders  starke  und  an- 
fänglich erfolgreiche  Opposition  machte  sich  von  dem  wich- 
tigen Handelsplätze  Lyon  aus  geltend.  Man  fürchtete  von 

•)  Vgl.  D 163,  1717,  1719.  D 164,  1722.  AT  IV,  No.  847/9,  851, 
990/1.  Absch.  VII,  pag.  164,  168.  A 225,23.  D 5,  1717/20.  D 30,  1718/19. 
D 71,  1719.  A 225,  59,  1717/19. 
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einer  Zweiganstalt  der  Bank  namentlich  Zerstörung  der  vier 
wichtigen  Payements.  Zu  den  Opponenten  gehörten  in  be- 
sonderem Maße  die  schweizer  Kaufleute.  Ganz  richtig  mach- 
ten sie  geltend,  daß  die  Neuerung  lediglich  den  Bedürfnissen 
der  Krone  entspringe,  welche  Überlegung  speziell  zu  Skepsis 
mahne.  Ein  Widerstand  Lyons  ließ  sich  aber  auf  die  Dauer 
nicht  aufrecht  erhalten.  Die  Stadt  wurde  schließlich  ebenfalls 
in  den  Strudel  gezogen,  der  1720  das  Law’sche  Gebäude  mit 
nicht  geringem  Lärm  zertrümmerte.*) 

Unter  den  Leidtragenden  der  Banque  Royale  finden  wir 
daher  auch  unsere  Landsleute  in  Frankreich,  neben  einer 
weiteren  erheblichen  Zahl  von  Anteilhabern  aus  der  Eidgenos- 
senschaft selbst.  Die  Jahre  um  1720  sind  deshalb  erfüllt  von 
Klagen  und  Hilfegesuchen  der  Lyoner  an  die  Heimat,  wo  man 
mit  Rücksicht  auf  die  eigenen  verletzten  Interessen  willigere 
Ohren  fand  als  üblich.  Treibendes  Moment  in  der  ganzen 
Angelegenheit  bildeten  aber  doch  die  Kaufleute  insbesondere 
der  rührige  Syndikus  der  „nation  suisse“,  Corneille  Römer. 
Durch  zahlreiche  Intercessionsschreiben  an  den  Hof  versuchte 
die  Tagsatzung  Abhilfe  zu  erreichen.  In  Lyon  dagegen  for- 
derte man  eine  eidg.  Gesandtschaft,  da  eine  Antwort  vom  Hof 
wahrscheinlich  ausbleibe  oder  höchstens  mit  der  Zeit  etwas 
wie  vom  Orakel  zu  Delphi  kommen  dürfte.  In  bewegten  Wor- 
ten wird  an  die  Direktorien  berichtet:  „Niemals  hätte  man 
solche  Zustände  für  möglich  gehalten  und  auch  die  Posterität 
werde  sie  ins  Reich  der  Fabel  weisen.  Die  Situation  werde 
immer  schlimmer.  Die  Aufhebung  der  Bankkonti  schneide 
ihnen  den  Glücks-  und  Handelsfaden  gänzlich  ab.“  Ce  sont 
des  personnes  qui  apres  avoir  negocie  de  pere  en  fils  avec  une 
probite  et  reputation  distinguee  se  voient  sur  le  point  d’etre 
depouille  de  tout  leur  bien  e reduits  en  meme  tems  au  des- 
honneur  de  ne  pouvoir  acquiter  leur  dettes“.**) 

*)  Vgl.  D 163,  1719.  D 142/3.  AT  IV,  No.  853,  865/72.  Sieve- 
k i n g IV,  1.  c. 

, **)  vgl.  D 163,  1720.  D 164,  1721.  AT  IV,  No.  875/6,  878/90, 

893.  Absch.  VII,  pag.  190,  200.  A 225,  22  u.  23.  A 225,  59,  1721. 
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Nach  einer  Aufstellung  der  in  königlichen  Papieren  Inter- 
essierten der  Nation  von  1720  sehen  wir  die  St.  Galler  in 
14  Posten  mit  total  L.  2 246  710. — beteiligt,  unabhängig  von 
den  Summen,  welche  ihnen  konsigniert  und  derjenigen,  welche 
Bürgern  anvertraut  worden  und  die  gegen  Barzahlung  zu- 
rückgenommen werden  mußten.  Die  übrigen  Städte,  wie 
Zürich,  Vevey,  Lausanne,  Freiburg,  Schaffhausen,  Basel,  dann 
Graubünden  und  Waadt,  waren  in  22  Posten  mit  L.  2 950  520. — 
engagiert.  Nach  einer  weiteren  Mitteilung  Römers  beliefen 
sich  die  Forderungen  der  in  Lyon  etablierten  eidg.  Kaufleute 
auf  ca.  4 — 5 Millionen  Livres  für  ihre  aus  rechtmäßigem  Han- 
del herrührenden  eigenen  Mittel,  während  die  Ansprüche  aller 
Schweizer  sich  auf  ca.  19  Millionen  Livres  bezifferten.  Laut 
Aussage  des  Gesandten  Avaray  würden  die  ca.  14  Millionen 
ganz  auf  die  Mississippi-Affäre  entfallen.*) 

Bemühend  ist  es  nun  zu  verfolgen,  wie  die  Angelegenheit 
von  den  Ständen  in  äußerst  schleppender  Weise  behandelt 
wurde.  Bis  nur  ein  Schreiben  an  den  französischen  Gesand- 
ten zu  Stande  kam,  brauchte  es  enorme  Anstrengungen  sei- 
tens der  Direktorien.  Wohl  gab  es  einzelne  Männer  in  Zürich, 
St.  Gallen  und  Basel,  die  ihren  Landsleuten  gerne  tatkräftige 
Hilfe  verschafft  hätten.  So  mußte  beispielsweise  Statthalter 
von  Muralt  nach  Lyon  berichten,  daß  ihm  die  Sache  wohl  zu 
Herzen  gehe,  er  sehe  aber  voraus,  daß  die  gnädigen  Herren, 
obwohl  voll  guten  Willen  zu  helfen,  nicht  an  das  Bord  kom- 
men werden.  Bei  soviel  verschiedenen  Interessen  und  mit- 
waltenden Grollen  bei  den  V alten  Orten,  dürfte  es  schwer 
sein,  die  gemeinen  Kräfte  anzuspannen  und  unter  einen  Hut 
zu  bringen.  Und  das  Direktorium  in  Zürich  schreibt  dem  Syn- 
dikus Römer,  an  ihrem  Rat  und  Hilfe  hätte  es  nie  gefehlt, 
wenn  man  solchen  wüßte. 

Damit  war  die  Situation  leider  nur  zu  richtig  charakte- 
risiert. Als  die  Schreiben  der  Eidgenossenschaft  keinen  Er- 
folg zeitigten,  flaute  das  Interesse  der  einzelnen  Stände  ab, 


*}  vgl.  D 164,  1722.  AT  IV,  No.  982,  992.  A T V,  No.  1264. 
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schließlich  regten  sich  sogar  in  den  führenden  Städten  Zürich 
und  St.  Gallen  separatistische  Gelüste  unter  der  Hand  mit 
Frankreich  eine  Verständigung  zu  suchen.*) 

Originell  ist  dabei  der  Vorschlag  den  Römer  seinen 
Zürcher  Freunden  Ratsherr  Ulrich  und  Seckeimeister  Escher 
zur  Abtragung  der  Guthaben  der  Schweizer  in  königl.  Pa- 
pieren unterbreitete.  Er  führte  aus,  daß  der  König  weder 
im  Stande  noch  Willens  sei,  ihre  Forderungen  zu  erfüllen. 
Wenn  man  nun  dem  Hof  Mittel  und  Wege  zeige,  daß  der- 
gleichen Schulden  ohne  Bargeld  oder  anderweitige  Belastun- 
gen getilgt  werden  könnten,  so  würde  er  sicher  gerne  einer 
solchen  Regelung  zustimmen.  Es  wäre  daher  vorteilhaft  für 
ihre  vollen  Guthaben  französisches  Meersalz  franko  Genf  zu 
beziehen,  wie  es  Daxelhofer  in  Bern  für  eine  Schuld  von 
300  000  L.  für  Pferdelieferungen  seit  1709  gemacht  habe.  Der 
König  hätte  also  lediglich  die  Fracht  bis  nach  Genf  zu  rech- 
nen. Man  würäe  dadurch  der  Papiere  entledigt  und  zugleich 
auch  aller  bösen  Folgen,  so  daraus  noch  erwachsen  möchten. 
Der  Syndikus  bat,  bei  allen  guten  Freunden  für  das  Projekt 
zu  werben,  offerierte  selbst  die  Fuhr  von  Genf  nach  Zürich  auf 
sich  zu  nehmen,  daß  sie  dort  nur  noch  für  den  Absatz  sorgen 
müßten.  Römer  hatte  für  eine  derartige  Regelung  besonders 
die  zürcherischen  Ansprüche,  die  sich  auf  wenige  150  000  L. 
beliefen,  im  Auge.  Die  Ware  sollte  von  Genf  nach  Rolle  und 
von  dort  per  Wagen  nach  Anteroche  geführt  werden.  Von 
hier  hätte  die  Weiterspedition  durch  den  Kanal  von  Yverdon, 
den  Neuenburger  und  Bieler  See,  die  Aare  aufwärts  nach 
Brugg  bezw.  auf  der  Limmat  bis  nach  Zürich  zu  erfolgen. 
Römer  fügte  aber  obigem  doch  noch  bei,  daß  die  am  meisten 
belasteten  St.  Galler  wohl  schwerlich  auf  eine  solche  gesalzene 
Regelung  reflektieren  dürften.  Das  Projekt  fand  indessen 
keinen  Anklang.  Es  hieß  die  Magazine  seien  überfüllt  und 

*)  vgl.  D 164,  1721/22.  D 165,  1723.  AT  IV,  No.  891/2,  895/908, 
911/948,  952/3,  957/8,  961/79,  981/4,  986,  988/9,  993/4,  996/1000,  1002/5, 
1008/18,  1020/30,  1033/47,  1049,  1051,  1053/8,  1060/2.  Absch.  VII,  pag. 
205,  209,  233,  237.  D 6,  1720/22.  D 31  b 1720/22.  D 31  a 1720/25. 
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man  berief  sich  zudem  auf  die  für  weitere  Jahre  abgeschlos- 
senen Verträge  mit  Innsbruck  und  Bayern.  Der  Syndikus 
plädierte  zwar  fernerhin  für  Bezahlung  der  Titel  in  Meersalz. 
Es  sei  ihm  lieber  solches  längere  Zeit  einlagern  zu  müssen,  als 
nichtswertiges  Papier  gegen  nicht  viel  besseres  zu  tauschen. 
Seine  Proposition  erhielt  aber  keine  bessere  Aufnahme  in 
Zürich,  man  bemerkte  ihm  vielmehr,  daß  eine  derartige  Sepa- 
ration von  den  sowieso  nicht  besonders  harmonierenden 
Orten  ungünstig  aufgenommen  würde.*) 

Als  man  indessen  1723  auf  weitere  Gesuche  an  den  Hof 
neuerdings  nur  leere  Vertröstungen  erntete,  wollte  man  doch 
auch  in  zürcherischen  Kreisen  alle  Hoffnung  auf  eine  günstige 
Lösung  der  Affäre  verlieren.  Man  sah  ein,  daß  den  Hof  mit 
sollicitieren  nachgiebig  zu  machen,  ein  müßiges  Unterfangen 
war,  besonders  angesichts  der  Umständlichkeit,  die  es  je- 
weilen erforderte,  um  von  allen  Orten  die  nötige  Zustimmung 
zu  erlangen.  Es  wurde  Römer  direkt  nahege'legt,  unter  Ab- 
strahierung  von  der  gemeinen  nationalen  Angelegenheit  ein- 
fach seine  eigenen  Interessen  zu  wahren.  „Etwelche  Revo- 
lution in  Europa  könnte  in  allen  Staaten,  auch  im  kleinen 
vaterländischen  Angulo,  viel  Veränderungen  machen.“  Es 
bleibt  allerdings  dahingestellt,  ob  damit  eine  Besserung  er- 
reicht worden  wäre.  Römer  gefielen  die  separatistischen 
Pläne  sehr,  er  war  jedoch  der  Ansicht,  daß,  solange  der  König 
die  Hilfe  der  Eidgenossen  nicht  benötige,  kaum  etwas  von 
ihren  Ansprüchen  erfüllt  werde.  „Bei  diesen  wunderlich  aus- 
sehenden Zeiten  könnte  aber  leicht  eine  derartige  Wendung 
der  Dinge  eintreten.“  Von  da  ab  blieb  das  unerledigte  Billet- 
geschäft  für  eine  ganze  Reihe  von  Jahren  ein  ständiges  Po- 
stulat der  Kaufleute  für  die  Jahrrechnungs-Tagsatzung,  ohne 
je  zu  einer  befriedigenden  Erledigung  zu  gelangen.**) 

Im  Frühjahr  1724  kommen  aber  auch  die  allgemeinen  Be- 
hinderungen des  Handels  wieder  mehr  zur  Sprache  in  der 

*)  vgl.  D 165,  1723.  AT  IV,  No.  1068,  1070. 

**)  vgl.  D 165,  1723/24.  A T IV,  No.  1063/5,  1069,  1071/81,  1084/93. 
Absch.  VII,  pag.  249.  D 6,  1723/25.  D 71,  1722  u.  1724. 
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Eidgenossenschaft.  Man  erwartete  nämlich  die  Anbahnung 
einer  Bundeserneuerung  seitens  Frankreichs  und  da  beeilten 
sich  unsere  Landsleute  in  Lyon  die  Direktorien  für  Wahrung 
ihrer  Interessen  anzugehen.  Die  „Nation“  hoffte  bei  einer 
solchen  Gelegenheit  die  seit  1663  durch  Nichterfüllung  und 
Neuerungen  erfolgten  zahlreichen  Einbrüche  in  ihre  Vorrechte 
ausgleichen  und  damit  ihre  ganze  wirtschaftliche  Stellung, 
durch  genau  umrissene  Abmachungen  im  Bundesinstrument, 
gegen  alle  weiteren  Angriffe  von  Fiskus  und  Zollpächter  end- 
gültig verankern  zu  können. 

Die  Forderungen  der  Kaufleute  betrafen  unter  anderem: 
Handels-  und  Gewerbe-Freiheit  im  ganzen  Königreich;  zoll- 
freie Einfuhr  für  alle  Waren  wie  ehedem  und  zwar  auch  für 
gestreifte  und  farbige  Leinwatt,  die  seit  einiger  Zeit  mit  einem 
Zoll  von  30  °/o  vom  Wert  belegt  worden  war;  desgleichen  für 
Eisendräht,  den  man  mit  dem  droit  de  marque  de  Fer  neben 
der  Douane  de  Valence  belastet  hatte;  Zulassung  der  Ausfuhr 
des  Warenerlöses  in  bar  gegen  Passeports  und  last  not  least 
Rückzahlung  der  königlichen  Papiere  in  bar  ohne  Reduktion. 

Römer  bat  das  Zürcher  Direktorium  obigen  Postulaten 
auch  die  den  Zürcher  Handel  betreffenden  Punkte  beizufügen. 
In  Betracht  fielen  namentlich  soies  ouvrees  de  Zürich  et  les 
greges,  die  in  Lyon  14  s.  per  Pfund  Zoll  zahlten.  Dann  alle 
Arten  Fleurets,  für  welche  man  5 s.  entrichten  mußte.  Cre- 
pons  de  Zürich  hatten  ebenfalls  eine  erhebliche  Zollbelastung 
zu  tragen,  dem  Berichte  des  Syndikus  zufolge  scheint  aber 
in  diesem  Artikel  zur  Zeit  nicht  viel  gegangen  zu  sein.  An- 
derseits wies  Römer  darauf  hin,  wie  Persiennes,  Indiennes, 
Mousselines,  Mattelotes,  Mouchoirs  de  cotton  et  de  laine,  raye 
et  imprime,  bei  ihnen  guten  Absatz  fänden,  indessen  sei  dies 
alles  als  Contrebande  erklärt.  Der  französisch  ostindischen 
Kompagnie  war  eben  seit  1717  das  ausschließliche  Recht  zur 
Einfuhr  von  Musselinen  und  Kattunen  zugebilligt  worden  und 
der  Import  gedruckter  Waren  war  von  1688  bis  1764  gänzlich 
verboten.  Ein  schwunghafter  Schleichhandel  hat  jedoch  er- 
hebliche Breschen  in  diese  Bestimmungen  geschlagen.  Römer 
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vertrat  nun  gegenüber  seinen  Landsleuten  in  Zürich  die  An- 
sicht, daß,  da  Zürich  eine  große  Quantität  obiger  Produkte 
herstelle,  man  darnach  trachten  sollte,  die  Importbewilligung 
vermittelst  einem  bescheidenen  Zoll  zu  erlangen.  Da  der  Roh- 
stoff Baumwolle  sei,  also  von  Übersee  bezogen  werden  müsse, 
hingegen  die  Verarbeitung  in  der  Schweiz  erfolge,  so  wären 
diese  Waren  mit  Attestationen  bezüglich  ihrer  schweizerischen 
Fabrikation  zu  versehen.  Alle  Waren  aus  Wolle,  Seide  und 
Baumwolle,  deren  Rohstoffe  eingeführt  werden  müßten,  wür- 
den eben  stets  große  Zölle  zu  tragen  haben,  trotzdem  sie  ge- 
mäß den  alten  Verträgen,  weil  schweizer  Produkt,  frei  sein 
sollten.  Eher  als  eine  gänzliche  Entlastung  dürfte  indessen 
eine  Reduktion  der  jetzigen  Zölle  zu  erwirken  sein.  Um  künf- 
tigen Chikanen  den  Boden  zu  entziehen,  müsse  man  aber  die 
Sache  im  Bundesvertrag  oder  in  einem  Tarif  festlegen.*) 

Allein  die  Frage  einer  Allianzerneuerung  war  noch  lange 
nicht  soweit  gediehen  und  damit  blieb  es  mit  den  Handels- 
privilegien ebenfalls  beim  alten  unbefriedigenden  Zustand.**) 
Es  begegnen  uns  1724  und  in  den  folgenden  Jahren  wie- 
derum allerlei  Klagen  von  Schweizern  in  Frankreich.  Frei- 
burgern in  Nevers  suchte  man  die  Begünstigungen  streitig  zu 
machen  unter  dem  Vorwand,  diese  stünden  nur  den  Eidge- 
nossen im  Dienst  und  Sold  des  Königs  zu.  Basel  hatte  neuer- 
dings wegen  der  Fruchtzufuhr  aus  dem  Elsaß  zu  klagen.  Der 
Kolonie  in  Lyon  erwuchsen  neue  Schwierigkeiten,  indem  den 
schweizer  Kaufleuten  Mißbrauch  ihrer  Handelszeichen  vorge- 
worfen wurde  und  man  französischerseits  den  Privilegien- 
genuß an  die  Domizilierung  in  Lyon  binden  wollte.  Besondere 
Beschwerden  erstanden  den  Schweizern  durch  die  seit  1725 
wieder  anhebenden  Belästigungen  mit  verschiedenen  Taxen, 
wie  50me  auf  Immobilien,  Taille  und  Capitation.  Es  brauchte 
indessen  große  Anstrengungen  des  Syndikus  Scherer,  um  die 
Gleichgültigkeit  der  Heimat  in  dieser  Sache  zu  bekämpfen. 

*)  vgl.  D 165,  1724.  AT  IV,  No.  1094/7,  1121. 

**)  vgl.  D 165,  1724.  AT  IV,  No.  1098,  1100/02,  1105/06,  1111/15, 
1117/18. 
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Die  Julitagsatzung  1726  entschloß  sich  schließlich  doch,  beim 
König  durch  gemein  eidg.  Schreiben  Abhilfe  nachzusuchen, 
vermochte  aber  nichts  Positives  zu  erreichen.  Mittlerweile 
trafen  bei  der  „Nation“,  von  Landsleuten  aus  der  Provinz,  nur 
neue  Klagen  ein  wegen  den  Taxen.  Im  Billetgeschäft  gab  es 
ebenfalls  wieder  Anlaß  zu  Beschwerden.  Dazu  kamen  dann 
noch  höchst  unerfreuliche  konfessionelle  Konflikte,  sowie  Strei- 
tigkeiten zwischen  Georg  Leonhard  Hochreutiner  in  Rouen 
und  dem  dortigen  Corps  des  Marchands  wegen  Behinderung 
seines  Handels  in  Draperie.  Eine  neuerliche  Supplikations- 
schrift unserer  Landsleute  in  Lyon  an  die  Tagsatzung  vom 
Juli  1727  löste  zwar  eine  nochmalige  Recharge  der  Stände  an 
Ludwig  XV.  zur  Behebung  der  Anstände  aus,  es  war  ihr  in- 
dessen kein  besserer  Erfolg  beschieden  als  gleichen  früheren 
Versuchen.*) 

Etwelche  Hoffnung  auf  eine  Wendung  der  Dinge  zum 
Bessern  erwachte  bei  der  Kaufmannschaft  im  Frühjahr  1728 
als  bei  der  Legitimationstagung  zu  Solothurn  vom  neuen  Ge- 
sandten de  Bonac  die  Allianzerneuerung  angetönt  wurde.  In 
seiner  offiziellen  Rede  wurde  unter  anderem  anerkannt,  daß 
der  „Ewige  Friede“  noch  in  Kraft  bestehe,  das  Bündnis  mit 
den  katholischen  Orten  stelle  nur  eine  Etappe  dar  bis  zur 
eigentlichen  Allianz  mit  der  gesamten  Eidgenossenschaft.  Die 
frohe  Erwartung,  welche  die  glückliche  Feconditee  der  Köni- 
gin dem  Reiche  gebe,  werde  hoffentlich,  wie  bei  der  ähnlichen 
Situation  1663,  zu  der  für  beide  Teile  vorteilhaften  und  er- 
wünschten Verbindung  führen.  Die  ihm  bei  dieser  Gelegen- 
heit vorgebrachten  Beschwerden  versprach  der  Gesandte  dem 
König  mitzuteilen  und  zur  Abhilfe  zu  empfehlen.**) 

All  dies  hinderte  aber  nicht,  daß  die  Belästigungen  der 
Schweizer  in  Frankreich  unvermindert  andauerten.  So  begeg- 

*)  vgl.  D 165,  1724/28.  AT  IV,  No.  1103/4,  1107/9,  1116,  1119/20, 
1122/29,  1131/34,  1138/48,  1162,  1165/6.  Absch.  VII,  pag.  269,  273,  288, 
309.  A 225,  23.  D 6,  1725/26.  D 31a  1725/26.  D 103,  1725. 

**)  vgl.  D 165,  1728.  AT  IV,  No.  1149/53,  1155,  1157.  Absch. 
VII,  pag.  324/5,  329.  D 103,  1728. 
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nen  uns  unter  anderem  im  Oktober  1728  wieder  Anstände 
wegen  der  Tüchereinfuhr,  deren  Einfuhrrouten  man  einzu- 
schränken suchte.  Aus  Marseille  ertönten  Klagen  der  schwei- 
zer Kaufleute,  da  man  sie  mit  dem  droit  de  confirmation  be- 
lastete, glücklicherweise  vermochten  unsere  Landsleute  aber 
beim  Parlament  zu  Aix  Anerkennung  ihrer  privilegierten  Stel- 
lung zu  erwirken.  Besondere  Schwierigkeiten  hatte  ein  ge- 
wisser Hüni  aus  Horgen  in  Lyon  bezw.  der  Vorstadt  Vaize 
seitens  der  Gerberinnung  zu  erdulden.  Nur  mittelst  Kaution 
des  Syndikus  Scherers  vermochte  der  Genannte  wenigstens 
seine  beschlagnahmten  Werkzeuge  vorläufig  herauszubekom- 
men bis  zur  endgültigen  Entscheidung.*) 

Einer  der  geäußerten  Wünsche  an  der  Legitimations- 
tagung zu  Solothurn  war  inzwischen  in  Erfüllung  gegangen. 
Am  8.  September  1729  konnte  de  Bonac  der  Eidgenossen- 
schaft die  Geburt  eines  Dauphin  bekanntgeben.  Hiedurch  war 
die  Allianzerneuerung  wieder  akut  geworden  und  damit  er- 
öffnete  sich  gleichzeitig  die  Perspektive  auf  Regelung  all  der 
pendenten  Beschwerden.  Zur  Feier  des  freudigen  Ereignisses 
veranstaltete  der  französische  Gesandte  in  Solothurn  glän- 
zende Festlichkeiten,  an  denen  eine  stattliche  Delegation  der 
Stände  teilnahm.  Man  beweihräucherte  sich  gegenseitig  mit 
schönen  Reden  und  die  Mehrzahl  der  Abgeordneten  erklärte 
schließlich  ihre  Bereitwilligkeit  zu  einer  Bundeserneuerung. 
Zürich  allein  nahm  eine  Sonderstellung  ein.  Von  den  zu  Solo- 
thurn abgegebenen  Erklärungen  bis  zur  Ratifikation  der  vor- 
gesehenen Allianz  war  allerdings  noch  ein  weiter  Weg.  Hatten 
schon  die  katholischen  Orte  gewisse  Bedingungen  für  das 
neue  Bündnis  gestellt,  so  herrschte  unter  den  kommerzieren- 
den  Kantonen  im  besonderen  um  diese  Zeit  nicht  gerade  volle 
Harmonie,  vielmehr  lagen  sich  St.  Gallen,  Zürich,  Basel  und 
Bern  wegen  dem  Postwesen  in  den  Haaren.**) 


*)  vgl.  D 165,  1728/29.  AT  IV,  No.  1158,  1163/4,  1174/5,  1178. 
Absch.  VII,  pag.  344.  D 103,  1728.  D 166. 

**)  vgl.  D 165,  1729.  AT  IV,  No.  1168/73,  1165.  D 166^  1730. 
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Für  die  schweizerischen  Kaufleute  blieb  es  während  dem 
bei  der  alten  mißlichen  Lage.  Neue  Hilfegesuche  an  die  Tag- 
satzung und  deren  Vorstellungen  beim  Gesandten  nützten 
nichts.  Unsere  Landsleute  in  Frankreich  sahen  sich  dafür 
1730/32  lediglich  neuen  Belästigungen  aller  Art  ausgesetzt, 
die  man  selbst  mit  großen  Anstrengungen  nur  teilweise  be- 
heben konnte.  Wie  man  dabei  mit  den  Schweizern  verfuhr, 
zeigt  in  drastischer  Weise  die  Bittschrift  eines  Tessiners  Galli 
aus  Blaye  bei  Bordeaux.  Bi§  1729  konnte  er  die  Privilegien 
(namentlich  Steuerfreiheit)  ruhig  genießen.  Da  wurde  auf  ein- 
mal die  Ächtheit  seines  1726  vom  damaligen  eidg.  Vogt  Haab 
in  Locarno  ausgefertigten  Geburtsscheins  angezweifelt  und 
Galli  mit  der  Taille  belastet.  Seine  Möbel  und  Effekten  wur- 
den von  den  Steuereinnehmern  beschlagnahmt  „en  criant 
hautement  nous  detruissons  seuls  les  Privileges  de  cette  mau- 
dite  nation“.  Obwohl  er  erstinstanzlich  Anerkennung  seines 
Rechtes  fand,  wurde  er  in  ein  Labyrinth  von  Schikanen  ver- 
wickelt, sodaß  er  nach  zwei  Jahren  erfolglosem  Prozessieren 
beim  Vorort  um  Hilfe  nachsuchen  mußte,  wobei  er  bemerkte, 
daß  er  sozusagen  der  einzige  Schweizer  in  dieser  Provinz  sei, 
aber  die  Rechte  der  Nation  aufrecht  erhalten  wolle.*) 

Im  Sommer  1731  wurden  nun  doch  zwischen  de  Bonac 
und  den  Ständen  Verhandlungen  wegen  einer  Allianz  ange- 
bahnt. Man  faßte  ein  allgemeines  Bündnis  mit  der  ganzen 
Eidgenossenschaft  ins  Auge,  wozu  der  „Ewige  Frieden“  un- 
verändert und  die  Allianz  von  1663  zeitgemäß  modifiziert, 
grundlegend  sein  sollten.  Bedenklich  war  indessen,  daß  der 
Gesandte  von  vornherein  suchte  das  leidige  Billetgeschäft 
von  den  Negotiationen  gänzlich  auszuschalten.  Gerade  dieses 
Postulat  wollten  die  „Lyoner“  jedoch  als  einen  Präliminar- 
punkt behandelt  wissen.  Dank  ihren  Anstrengungen  gelang 
es  ihnen,  diese  Auffassung  auch  bei  den  evangelischen  Stän- 


**)  vgl.  D 166,  1730/31.  AT  IV,  No.  1176/7,  1179,  1192/3.  Absch. 
VII,  pag.  368.  A 225,  24.  D 103,  1730/32. 
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den  zur  Geltung  zu  bringen.  Diese  erteilten  übrigens  den  Di- 
rektorien den  Auftrag,  über  die  kommerziellen  Punkte  Me- 
moriale  aufzustellen  und  dem  Vorort  Zürich  zu  Händen  der 
andern  Orte  einzureichen .*) 

Die  bezüglichen  Beratungen  der  Kaufmannschaft  fanden 
ihren  Niederschlag  in  drei  großen  Denkschriften,  von  denen 
die  eine  das  Billetgeschäft,  eine  zweite  die  übrigen  Beschwer- 
den der  Kaufleute  und  die  letzte  die  Religionsangelegenheit 
behandelte.  Eine  Betrachtung  des  hier  besonders  interessie- 
renden Memorial  Nr.  2 zeigt  uns  recht  deutlich,  wie  sehr  im 
Laufe  der  Zeit  den  Schweizern  ihre  Privilegien  beschnitten 
worden  waren.  Es  werden  da  nachstehende  Artikel  zur 
Sicherung  der  Privilegien  im  Bündnis  vorzumerken  verlangt : 
Alle  in  Frankreich  niedergelassenen  Schweizer,  desgleichen 
deren  Witwen  und  Kinder,  sollen  die  althergebrachten  Vor- 
rechte genießen,  sowohl  punkto  freier  Einfuhr  und  Ausfuhr, 
als  auch  betreffend  aller  persönlichen  Taxen,  Taille  auf  Immo- 
bilien usw.  Freie  Einfuhr  der  gestreiften  und  farbigen  Lein- 
wat und  der  Bazins,  sowie  freie  Ausfuhr  derselben  zur  all- 
fälligen Reappretur.  Ausfuhr  des  Warenerlöses.  Aufhebung 
des  droit  de  marque  de  fer.  Erleichterung  in  der  Inventari- 
sierung bei  Todesfall.  Freiheit  vom  droit  d’aubaine.  Regi- 
strierung der  Bündnis  durch  den  König  an  allen  Amtsstellen, 
wo  dies  nötig.  Gestützt  wurden  diese  Forderungen  durch 
Auszüge  der  früheren  Bündnisse,  Erlasse,  besonders  auch  die 
Deklaration  ehemaliger  Zollbeamter  von  1635  und  37,  nebst 
einer  großen  Anzahl  gerichtlicher  Entscheide.**) 

Auf  die  beiden  andern  Schriften  soll  hier  nicht  näher  ein- 
getreten werden.  Namentlich  die  Verfechtung  der  Religions- 
ansprüche war  für  die  Schweizer  insofern  schwieriger,  als 
man  sich  nicht  auf  die  früheren  Traktate  beziehen  konnte,  zu 
deren  Zeit  dieser  Gegenstand  eben  noch  keine  Rolle  gespielt 
hatte.  Zudem  mußte  hier  gegenüber  den  katholischen  Orten 

*)  vgl.  D 166,  1731.  AT  IV,  No.  1183/4,  1186/91,  1194/1202, 

1204/5.  Absch.  VII,  pag.  383,  397.  D 103,  1731. 

**)  vgl.  D 166,  1732.  A T IV,  No.  1206,  1208.  A 225,  24. 
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Rechnung  getragen  werden  und  deshalb  sollten  die  evangeli- 
schen Stände  darnach  trachten,  die  Sache  durch  gesonderte 
lettres  patentes  oder  annexes  zu  regeln. 

Die  st.  galler  Kaufleute  in  Lyon  konnten  ihrem  Direk- 
torium berichten,  daß  die  Nation  den  abgefaßten  Dokumenten 
im  allgemeinen  zustimme,  zur  weiteren  Erläuterung  der 
früheren  Berichte  sandten  sie  doch  noch  ein  Appendix  nach 
St.  Gallen.  Sie  verwiesen  auch  auf  ein  in  Paris  herausge- 
kommenes Buch  „Les  Privileges  des  Suisses“,  dessen  man 
sich  aber  mit  Vorsicht  bedienen  müsse,  da  es  einseitig  zu 
Gunsten  der  Schweizertruppen  geschrieben  sei  und  zum  Nach- 
teil der  Kaufleute  Auslassungen  enthalte.  Ein  darin  angeführ- 
tes Patent  Ludwigs  XI.  von  1481  habe  man  in  verschiedenen 
Archiven  vergeblich  gesucht. 

In  dem  erwähnten  Anhang  machten  die  Kaufleute  u.  a. 
darauf  aufmerksam,  daß  in  Memorial  I ebenfalls  der  Mis- 
sissippianer  gedacht  sei,  obwohl  die  Stände  sich  dieser 
Sache  nicht  annehmen  wollen,  dadurch  könnten  Vorwände 
zur  Verzögerung  der  ganzen  Geschichte  entstehen,  es  wäre 
deshalb  gut,  wenn  das  Wort  Mississippi  völlig  unterdrückt 
würde,  wogegen  wohl  kaum  Opposition  zu  erwarten  sei. 
Ferner  forderten  sie  nicht  bloß  Aufhebung,  sondern  auch 
Restitution  der  bis  dato  zu  Unrecht  auf  Eisendraht,  Mes- 
sing und  Kupfer  erlegten  Zölle.  Daneben  votierten  sie  für 
die  freie  Etablierung  von  Schweizern  im  ganzen  König- 
reich, ohne  die  Maitrise  kaufen  zu  müssen,  ein  Postulat,  das 
ihnen  schon  früher  vom  Direktorium  weil  nirgends  fundiert, 
gestrichen  worden  war.  Zeigte  man  sich  in  St.  Gallen  den 
ersteren  Anregungen  gegenüber  empfänglich,  so  wurde  letz- 
terer Punkt  neuerdings  abgelehnt.  Hochreutiner  in  Rouen, 
der  speziell  hierfür  geworben  hatte,  auf  Grund  seiner  gemach- 
ten- mißlichen  Erfahrungen,  war  über  dieses  Vorgehen  nicht 
sonderlich  erbaut.  Recht  bissig  schrieb  er  dem  Syndikus 
Scherer  nach  Lyon,  er  begreife,  daß  man  sich  in  dieser  Sache 
keine  größere  Mühe  gebe,  da  eben  die  Mehrzahl  der  schwei- 
zerischen Kaufleute  in  Lyon  residiere.  Er  sei  auch  nicht  er- 
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staunt  über  die  geringe  Hilfe,  die  ihm  in  St.  Gallen  gewährt 
werde,  handle  man  doch  dort  größtenteils  ohne  Prinzipien  .*) 

Mittlerweilen  richteten  die  schweizer  Kaufleute  in  Lyon 
an  die  Julitagsatzung  1732  wiederum  eine  Supplikation,  wel- 
cher die  Badener  Session  mit  einem  neuen  Schreiben  an  den 
König  Folge  gab.  Das  Resultat  dieser  Recharge  war  das 
übliche,  d.  h.  man  hörte  nichts  mehr  davon.  Die  ganze  Hoff- 
nung wurde  schließlich  auf  die  zu  erwartende  Allianz  gestellt, 
wobei  unsere  Kaufleute  wohl  schwerlich  dachten,  daß  diese 
Neuordnung  infolge  der  innerpolitischen  Lage  der  Eidgenos- 
senschaft noch  bis  1777  auf  sich  warten  lassen  werde.**) 

Inzwischen  sehen  wir  die  schweizer  Kaufleute  den  alten 
Belästigungen  ausgesetzt.  Anfangs  1733  wird  ihnen  die 
Genfer  Route  gesperrt.  Wohl  gelingt  es  dem  Syndikus 
Scherer,  das  Hindernis  wegzuräumen,  dafür  gibt  es  kurz 
darauf  Anstände  wegen  beschädigter  schweizer  Ware,  welche 
man  zur  Reappretur  in  die  Heimat  zurücksenden  wollte,  wofür 
die  Zöllner  jedoch  Ausgangszoll  forderten.  Hiezu  gesellten 
sich  dann  1734  Streitigkeiten  wegen  persönlichen  Taxen,  die 
zu  keiner  befriedigenden  Lösung  geführt  werden  konnten.  Die 
Steuerbehörden  vertraten  die  Ansicht,  die  Begünstigung 
könne  nur  von  Schweizern,  die  im  französischen  Dienst 
stehen,  beansprucht  werden.  Das  Frühjahr  1735  brachte  der 
Nation  neue  Hemmungen  in  der  zollfreien  Einfuhr  von  Bazins 
und  wegen  außerordentlichen  Visitationen  der  importierten 
Warenballen  im  Zollamt  zu  Collonges.  Vergeblich  suchten 
die  „Lyoner“  sich  durch  die  Tagsatzung  und  mittelst  ihrer 
Freunde  in  Paris  Erleichterung  von  diesen  Behinderungen  zu 
verschaffen.***) 

Zu  all  den  Widerwärtigkeiten  traf  die  schweizer  Kolonie 

*)  vgl.  D 166,  1732.  AT  IV,  No.  1209/10.  AT  V,  No.  1211/13, 
1215,  1218. 

**)  vgl.  D 166,  1732.  AT  V,  No.  1219/21,  1214.  Absch.  VII,  pag. 
406,  408,  411.  D 31a,  1732.  D 71,  1732. 

***)  vgl.  D 166,  1733/35.  A T V No.  1226/34,  1236/7,  1239/46,  1253/56, 
1268/86.  Absch.  VII,  pag.  444,  479,  502,  524.  D 167,  1736.  A 225,  25. 
D 6,  1733. 
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in  Lyon  im  März  1736  noch  der  herbe  Verlust  ihres  Syndikus 
Henri  Scherer.  Dieser  hatte  sein  schweres  Amt  seit  1725  mit 
vorbildlichem  Eifer  verwaltet  im  allgemeinen  kommerziellen 
Interesse  seiner  Landsleute  und  sich  bei  den  Franzosen  eben- 
falls Hochachtung  erworben.  In  der  Relation  über  seinen  Hin- 
schied bemerken  denn  auch  die  Kaufleute,  man  erinnere  sich 
nicht,  in  Lyon  je  so  große  Teilnahme  gesehen  zu  haben.  Eine 
Versammlung  der  „Nation“  vom  Mai  1736,  an  der  32  Chefs 
de  famille  de  commerce  teilnahmen,  wählte  einstimmig  als 
neuen  Syndikus  Laurent  Councler  von  St.  Gallen,  wie  wir 
noch  sehen  werden,  ein  würdiger  Nachfolger  Scherers.*) 

Die  Aufgabe  Counclers  war  eine  höchst  schwierige.  Fort- 
während mußte  er  Klagen  seiner  Landsleute  entgegennehmen 
wegen  Belästigungen  durch  Steuer-  und  Zoll-Maßnahmen.  Auf 
seine  Hilfegesuche  in  der  Heimat  wies  man  jedoch  auf  die  un- 
günstige Konjunktur  hin,  die  Schritte  beim  Hof  aussichtslos 
mache.  Das  System  desselben  gegen  die  Eidgenossenschaft 
seit  dem  Tode  Ludwig  XIV.  sei  eben  ganz  anders.  Man  be- 
achte die  alten  Verträge  nicht  mehr  und  behandle  sie  lediglich 
nach  dem  Interesse  der  Krone,  daher  habe  man  nichts  siche- 
res bis  zur  Retablierung  der  Allianz.  Mit  einem  Zustande- 
kommen dieser  happerte  es  aber  bedenklich.  Bürgermeister 
Merian  von  Basel  vertrat  zwar  Councler  gegenüber  die  An- 
sicht, daß  Frankreich  die  Erneuerung  wünsche,  doch  erkläre 
man  sich  nicht  offen  und  wolle  keine  Schritte  dafür  tun,  mache 
lediglich  heimliche  Umtriebe,  welche  nur  Mißtrauen  züchte- 
ten. Verwerflicherweise  führe  dies  dann  zu  partikularen  Ver- 
handlungen einzelner  Kantone.  Von  einer  de  Bonac  nahe- 
stehenden Persönlichkeit  habe  er  anderseits  vernommen,  daß 
man  die  Kaufleute  so  viel  als  möglich  chikanieren  werde  bis 
das  Bündnis  erneuert  sei.**) 

Besonders  lebhaften  Anstoß  erregte  bei  den  „Lyonern“ 
ein  Erlaß  vom  Mai  1736  betreffend  die  Tüchereinfuhr.  Dar- 

*)  Vgl.  D 167,  1736.  AT  V,  No.  1287/90.  D 7,  1736.  D 32,  1736. 
**)  vgl.  D 167,  1736.  AT  V,  No.  1291/7,  1300/02,  1305/7,  1315/16. 
Absch.  VII,  pag.  542. 
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nach  mußte  jedes  importierte  Stück  Tuch  im  sogenannten 
Bureau  de  Visite  kontrolliert  und  an  beiden  Enden  gezeichnet 
werden  bei  Strafe  der  Konfiskation.  Councler  gelang  es,  mit 
seinen  dringenden  Vorstellungen  über  das  Schädliche  dieser 
Neuerung,  die  Stände  aus  ihrer  Indifferenz  aufzurütteln,  daß 
wenigstens  die  kommerzierenden  Orte  sich  der  Sache  etwas 
annahmen.  Es  waren  aber  vor  allem  die  energischen  Schritte, 
welche  die  „Lyoner“  selbst  zur  direkten  Abwehr  unternah- 
men, die  Abhilfe  erwirkten.  Als  geschickter  Schachzug  hatte 
Councler  auf  eine  mögliche  Ableitung  des  Transithandels  von 
der  Marseillaner  auf  die  Genueser  Route  hingewiesen,  was 
seine  Wirkung  nicht  verfehlte.  Die  schweizer  Forderungen 
wurden  sogar  von  der  Stadt  Marseille,  den  interessierten  Spe- 
diteuren und  den  Zollpächtern  bei  der  Handelskammer  in 
Paris  unterstützt.  Man  hatte  damit  wenigstens  Suspension 
des  neuen  Erlasses  und  Zusage  einer  weiteren  Prüfung  der 
Sache  erreicht.  Im  März  1737  erging  eine  Ordonnanz,  welche 
die  schweizer  Tucheinfuhr  von  der  Neuerung  vorläufig  be- 
freite, während  in  Paris  über  die  Abolition  endgültig  entschie- 
den werden  sollte.  Der  mit  der  Verfechtung  in  Paris  betraute 
Landsmann  Kromm  erhielt  zwar  vom  Kardinal  de  Fleury  nur 
freundliche  Zusicherungen,  daß  man  alles  untersuchen  und 
zur  Zufriedenheit  der  Schweizer  ordnen  werde.  Allein  in  sei- 
ner Relation  nach  Lyon  konnte  er  doch  berichten,  daß  man  für 
die  schweizer  Tücher  nichts  zu  befürchten  habe  wegen  der 
Visitation,  aber  par  politique  d’Etat  werde  man  zu  keinem 
positiven  Ende  gelangen,  vielmehr  dürften  die  Minister  alles 
im  jetzigen  Zustand  belassen.  Mit  diesem  Resultat  mußte  man 
sich  schweizerischerseits  begnügen.  Ende  1737  konnte  Counc- 
ler dem  in  Bern  weilenden  Kromm  mitteilen,  daß  die  Visi- 
tation stillschweigend  unterdrückt  worden  sei.  Der  Syndikus 
mußte  aber  gar  bald  konstatieren,  kaum  sei  man  einem  Laby- 
rinth entronnen,  so  zeige  sich  ein  anderes,  um  ihre  Privilegien 
zu  zerstören.*) 

*)  vgl.  167,  1737.  AT  V,  No.  1319/32,  1335/69.  A 225,  25.  D 7, 
1737.  D 32,  1737. 
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In  der  Tat  war  obige  Affäre  nur  von  weiteren  Belästi- 
gungen abgelöst  worden.  In  der  Schweiz  fanden  unsere  Kauf- 
leute wohl  Teilnahme,  man  wies  indessen  auf  das  Delikate 
der  ganzen  Angelegenheit  hin,  da  das  Ministerium  sich  auf 
den  Bund  von  1715  stütze,  der  auf  den  Handel  zu  wenig  Rück- 
sicht genommen  habe.  Prätendiere  man  nun,  dieser  Vertrag 
sei  gegen  die  erkünstelten  Interpretationen  der  Zöllner,  so 
werde  es  heißen,  das  Bündnis  berühre  einzig  die  katholischen 
Stände. 

Councler  versuchte  deshalb  den  Übelständen  dadurch  ab- 
zuhelfen, daß  er  durch  seinen  inzwischen  nach  Frankreich  zu- 
rückgekehrten Landsmann  Kromm  an  den  geeigneten  Orten 
in  Paris  direkt  Einsprache  erheben  ließ.  Die  Verhandlungen 
Kromms  in  Paris  gestalteten  sich  aber  äußerst  mühsam,  denn 
von  französischer  Seite  wurde  in  ganz  dilatorischer  Weise 
vorgegangen.  Vermochte  er  endlich  Befreiung  von  der  Taille 
zu  erwirken,  umso  weniger  Entgegenkommen  fand  er  für  eine 
Exemption  von  der  Capitation.  Man  mußte  also  doch  noch 
die  Protektion  der  Stände  anrufen.  Hier  schien  man  sehr  ge- 
teilter Meinung  zu  sein  über  diese  Beschwerde  und  es  brauchte 
wiederholte  energische  Vorstellungen  der  „Lyoner“  bei  den 
verschiedenen  Häuptern  in  der  Schweiz,  über  die  Konsequen- 
zen, welche  eine  Vernachlässigung  der  Privilegien  nach  sich 
zöge,  bis  schließlich  de  Courteille  in  Solothurn  um  Behebung 
der  Anstände  angegangen  wurde.*) 

Mittlerweilen  schritten  die  Steuerbeamten  in  Lyon  zur 
zwangsweisen  Eintreibung  der  Abgaben,  man  verfuhr  dabei 
mit  so  großer  Rücksichtslosigkeit,  daß  sich  die  Tagsatzung 
zu  Intercessionsschreiben  an  den  König  und  an  de  Fleury  ver- 
anlaßt fühlte.  Zu  gleicher  Zeit  suchte  Kromm  in  Paris  der 
Sache  unserer  Kaufleute  gehörigen  Orts  mit  mündlicher 
Unterstützung  nachzuhelfen.  Ende  September  1738  erhielten 
die  „Lyoner“  aus  Zürich  endlich  die  erfreuliche  Botschaft, 

*)  vgl.  D 167,  1737/38.  A T V,  No.  1370/77,  1379/95,  1397/1410, 
1412/45,  1447,  1455/7.  Absch.  VII,  pag.  557,  579.  A 225,26.  D 7,  1738. 
D 32,  1738. 
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daß  die  Antwort  des  Kardinals  Abolition  aller  neuen  Steuern 
bringe.  De  Fleury  hatte  der  Eidgenossenschaft  erwidert,  man 
habe  ihre  Beschwerden  untersuchen  lassen  und  darauf  Order 
erteilt,  damit  die  Schweizer  die  ihnen  zugestandenen  Privi- 
legien genießen  können.  Man  war  wohl  etwas  erstaunt,  daß 
der  König  nichts  von  sich  hören  ließ,  allein  alles  glaubte  mit 
obiger  vagen  Zusicherung  die  ersehnte  Lösung  erreicht  zu 
haben.  In  Praxi  sah  die  Sache  leider  anders  aus.  Die  subal- 
ternen Beamten  wollten  nichts  von  obiger  Order  wissen  und 
so  mußte  Kromm  neuerdings  überall  sollicitieren.  Ende  1738 
war  indessen  alles  noch  im  alten,  dafür  schien  es  nun  mit  der 
Bundeserneuerung  endlich  vorwärts  gehen  zu  wollen.*) 

Für  unsere  Landsleute  in  Frankreich  bildeten  die  Vorbe- 
ratungen zu  der  Allianz  das  dominierende  Ereignis  des  Jahres 
1739.  Die  Zeit,  hieß  es,  sei  endlich  herangerückt,  wo  alle  die 
Beschwerden  aufs  Tapet  kommen  würden.  Man  wollte  dabei 
ja  nichts  versäumen,  denn  die  Sicherheit  und  Ruhe  der 
schweizer  Nation  in  Frankreich  hänge  von  diesen  Bundesver- 
handlungen ab.  In  St.  Gallen  huldigte  man  übrigens  gleicher 
Ansicht,  deshalb  lud  man  am  30.  Januar  1739  den  Syndikus 
Councler  ein,  an  den  präliminaren  Beratungen  der  evangeli- 
schen Stände  anfangs  März  in  Aarau  teilzunehmen  zur  Ver- 
fechtung der  Kaufleute-Interessen.**) 

Eine  solche  direkte  Mitwirkung  kam  natürlich  Councler 
äußerst  gelegen,  wir  sehen  ihn  denn  auch  bereits  am  7.  Fe- 
bruar seine  Reise  antreten.  Diese  vollzog  sich  über  Chalon 
s.  Saone,  Dijon,  Besangon,  Beifort  nach  Basel,  wo  er  am 
12.  Februar  anlangte.  Der  Syndikus  besuchte  dort  den  be- 
freundeten Bürgermeister  Merian  und  es  wurde  dann  mit  den 
Gliedern  des  Basler  Direktoriums  über  die  Interessen  der 
„Nation“  deliberiert.  Am  14.  Februar  ging  s über  Brugg  nach 


*)  vgl.  D 167,  1738.  AT  V No.  1448/53,  1458/63,  1466/78,  1481, 
1483/91,  1495/6,  1499/1514.  A 225,26. 

**)  vgl.  D 168,  1739.  AT  V No.  1515/25.  D 7,  1739.  D 32,  1739. 
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Zürich,  wo  Councler  am  16.  Februar  seine  Bekannten,  vor 
allem  Seckeimeister  Escher,  aufsuchte  und  gleichen  Tags  dem 
Direktorium  die  Forderungen  der  Kaufleute  vorlegte.*) 

Diese  betrafen  die  folgenden  Punkte:  1.  Die  fatale  Unter- 
scheidung zwischen  Militär-  und  anderen  Schweizern.  2.  Die 
Taille,  welche  man  für  1739  wieder  zu  gewärtigen  habe.  3. 
Betreffend  den  Zollfreiheiten  sei  man  für  die  Einfuhr  der 
schweizer  Waren  ziemlich  ungestört  geblieben,  immerhin 
habe  man  doch  verschiedene  Einbrüche  erdulden  müssen,  so 
a)  den  Zoll  auf  Galletes  et  Fleurets,  der  in  Lyon  seit  einigen 
Jahren  von  3 s.  5 d.  auf  5 s.  per  Pfund  gesteigert  worden. 
Auch  sei  der  Import  von  zürcherischen  Manufakturprodukten 
durch  einen  Zoll  von  30  % gehemmt  worden.  Gewisse  Gat- 
tungen Seidenmouchoirs  müßten  infolge  der  Willkür  der  Fer- 
miers,  statt  den  direkten  Weg  benützen  zu  können,  über  Pont 
de  Beauvoisin  eingeführt  werden,  b)  Nach  altem  Brauch  ge- 
nieße die  Leinwatt  zollfreien  Eingang,  man  habe  aber  gewisse 
Qualitäten,  wie  gestrichelte  und  gedruckte,  ferner  Bazins, 
Futaines  usw.,  obwohl  schweizer  Fabrikat,  verboten.  Man 
sehe  sich  unerschwinglichen  Prozessen  ausgesetzt,  wobei  die 
mächtige  Kompagnie  der  Fermiers  Generaux  alles  zu  er- 
reichen vermögen.  Die  Zollpächter  versuchten  auch  die 
schwäbischen  und  schlesischen  Leinwatten  auszuschließen, 
trotzdem  diese  in  der  Schweiz  appretiert  würden  und  gemäß 
den  Patenten  stets  zollfrei  gewesen  seien,  c)  Eisendraht, 
Messing  und  Kupfer  hätten  seit  1663  viele  Jahre  Zollfreiheit 
genossen  für  die  Einfuhr,  seit  ca.  30  Jahren  aber  seien  diese 
Güter  dem  Droit  de  marque  de  fer  und  der  Douane  von  Va- 
lence  unterworfen.  4.  Das  Billetgeschäft,  das  ein  allgemeines 
nationales  Gravamen  sei.  5.  Erläuterung  und  Bestätigung 
aller  Patente,  und  zwar  zu  Gunsten  aller  Schweizer,  ohne 
irgend  welche  Differenzierung.  6.  Exemption  vom  droit 
d’aubaine  und  von  der  Traite  foraine.  7.  Befreiung  von  allen 
Taxen,  wie  Taille,  Capitation,  Dixieme,  50me,  Dons  gratuits, 


) vgl.  D.  7,  1739. 
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Joyeux  avenement  oder  wie  sie  heißen  mögen.  8.  Ausfuhr 
des  Warenerlöses  in  bar  mittelst  Passeports.  9.  Aufhebung 
der  Ausschließung  der  schweizer  Leinwatt  in  den  französi- 
schen Inseln.  10.  Ablehnung  eines  Bureau  de  marque  oder 
ähnlicher  Institutionen  für  schweizer  Waren.  11.  Registierung 
der  neu  festgelegten  Privilegien  überall  wo  nötig.  12.  Endlich 
die  Religionspunkte. 

Das  Zürcher  Direktorium  übergab  seinerseits  Councler 
ein  für  ihre  Obrigkeit  bestimmtes  Memorial,*)  welches  ihre 
Ansprüche  umfaßte,  zur  Begutachtung,  worauf  der  Syndikus 
in  einer  weiteren  Sitzung  vom  17.  Februar  seine  bezügliche 
Meinung  schriftlich  überreichte.  Die  Zürcher  stützten  sich 
auf  den  „Ewigen  Frieden“  und  die  folgenden  Traktate  usw. 
Daraus  gehe  hervor,  daß  beide  Teile  einander  freien  Handel 
und  Wandel  zugesichert  hätten  mit  der  Erläuterung,  daß  die 
eidg.  Kaufleute  solche  Freiheiten  für  alle  ihre  Waren,  unbe- 
kümmert um  deren  Herkunft,  genießen  sollen,  und  daß  sie 
auch  ihre  Warenerlöse  in  Frankreich  gegen  Passeports  wie- 
der ausführen  können.  Nach  und  nach  seien  nun  immer  mehr 
Einschränkungen  aufgekommen,  z.  B.  für  die  Handlung  mit 
Wollwaren,  wie  Burat,  Sarge  usw.,  welche  Stadt  und  Land 
vormals  so  nützlich  gewesen. 

1601  sollte  beispielsweise  Burat  mit  neuen  Zöllen  belastet 
werden,  der  nach  Lyon  zum  König  abgeordnete  Arnold  Escher 
habe  aber  Exemption  erwirken  können,  was  allerdings  nicht 
lange  gewährt,  indem  die  Fermiers  nach  des  Königs  Abreise 
den  Zoll  wiederum  forderten.  Burat  habe  ehemals,  wenn  mit 
eingeschriebenen  Zeichen  versehen,  nichts  bezahlt.  Mit  der 
Zeit  sei  er  indessen  in  gesteigertem  Maße  mit  Zoll  belegt  wor- 
den, sodaß  1719  auf  jeder  Balle  L.  47.15.3  zu  entrichten  war. 
Im  gleichen  Jahr  sei  ein  Extrazoll  von  12  L.  auf  jedes  Stück 
gesetzt  worden,  diesen  reduzierte  man  nachher  auf  5 L.,  doch 
kamen  dann  noch  2 L.  für  weitere  Abgaben  hinzu,  daß  also 
zusammen  pro  Stück  Burat  7 L.  zu  entrichten  war.  Es  ver- 
unmöglichte dies  den  Absatz  schweizerischer  Wollwaren  in 


) vgl.  D 32,  1739. 
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Frankreich.  Anderseits  würden  jährlich  große  Mengen  fran- 
zösischer Wollwaren,  als  Tuch,  Ratin,  Cadis  usw.  in  die  Eid- 
genossenschaft eingeführt,  ohne  daß  neue  Zölle  stipuliert  wor- 
den wären.  Councler  fand  deshalb  nur  billig,  daß  die  hohen 
Zölle  für  Wollwaren  auf  den  Fuß  von  1663  gesetzt  werden. 

Ein  weiterer  Punkt  der  Zürcher  betraf  die  Baumwoll- 
fabrikation.  Sie  beriefen  sich  auf  eine  Erklärung  de  la  Bardes 
von  1653,  daß  baumwollene  Leinwatt  und  Flor  et  für  eidg. 
Waren  angesehen  würden,  ungeachtet  dem  Herkommen 
der  Rohstoffe.  Trotzdem  seien  1666  auf  jedes  Stück  Voile 
de  cotton  4 s.  6 d.  Zoll  gelegt  worden,  1686  7 s.  6 d.,  1699  6 L. 
Für  ganz  baumwollene  Schnupftücher  habe  man  1714  per 
Stück  L.  1.10.12  Zoll  bezahlen  müssen,  seither  seien  alle 
Baumwollwaren,  wie  Mousselines,  Cravattes,  Mouchoirs,  Toi- 
les  de  cotton  usw.  als  Konterbande  erklärt  worden,  obwohl  in 
diesen  Artikeln  in  Frankreich  nichts  oder  sehr  wenig  fabriziert 
werde.  Für  Seiden/Baumwolle-  und  Seiden/Leinen-Mouchoirs 
hätte  man  1714  per  Dtz.  12  s.  6 d.  Zoll  entrichtet,  jetzt  seien 
sie  ebenfalls  Contrebande.  Demgegenüber  werde  aus  Frank- 
reich sehr  viel  Baumwolle,  die  doch  aus  der  Levante  und 
Amerika  komme,  in  die  Schweiz  eingeführt,  ferner  viel  halb- 
seidene Waren  ins  Land  gebracht,  selbst  den  aus  Ostindien 
durch  Frankreich  nach  der  Eidgenossenschaft  kommenden 
Seidenwaren  werde  freie  Einfuhr,  d.  h.  bundsmäßige  Exemp- 
tion,  gewährt. 

Vom  Syndikus  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  sich  wegen 
der  Baumwollwaren  erhebliche  Schwierigkeiten  ergeben  dürf- 
ten mit  Rücksicht  auf  die  Konzessionen  der  Compagnie  des 
Indes.  Gestützt  auf  ihr  Privileg  könne  diese  Compagnie  alle 
diese  Waren  jährlich  in  ungemeinen  Quantitäten  aus  Indien 
importieren  und  in  Frankreich  absetzen.  Zudem  würden  halb- 
baumwollene  Waren  in  großer  Menge  in  und  um  Rouen  her- 
gestellt. Betreffend  den  Bazins  und  Futaines  könne  man  sich 
aber  auf  die  Entscheide  von  1692  und  1699  berufen,  wo  die 
fremde  Ware  mit  30  % Zoll  belegt,  die  schweizerische  indes- 
sen zollfrei  deklariert  worden  sei. 
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Der  dritte  Klagepunkt  Zürichs  galt  der  Seide.  Früher 
bezahlte  ein  Ballot  Organzin  und  Trame,  sowie  in  der  Stadt 
gearbeitete  Seide  26  L.  Zoll,  1689  L.  77.4,  1714  ca.  L.  126.8 
und  jetzt  L.  73.10.  Für  einen  Ballen  Floret  mußte  ehemals 
L.  16. — Zoll  entrichtet  werden,  hernach  wurde  dies  für  eine 
Balle  von  200  Pfd.  poid  de  rnarc  auf  L.  48. — gesteigert.  Von 
Strazzen  en  crü  per  Ballen  ä 144  Pfund  sind  L.  100. — gefor- 
dert worden.  1698  wurde  für  die  Balle  Floret  ä 126  Pfd. 
L.  26. — , 1714  L.  53.10  und  1731  L.  31.10  in  Anrechnung  ge- 
bracht. Diese  Zölle  von  Seiden  und  Floret  hätten  alle  Natio- 
nen gleich  zu  entrichten,  auf  Grund  der  Privilegien  dürften 
die  Schweizer  jedoch  einige  Milderungen  verlangen.  In 
Frankreich  würden  aber  diese  Waren  als  nicht  originaire 
betrachtet,  weil  der  Rohstoff  aus  Italien  komme.  Auch  dem 
Handel  in  Seidenmouchoirs  und  anderen  Seidenwaren  sei 
infolge  der  hohen  Zölle  der  Faden  abgeschnitten.  Von 
Frankreich  würden  dagegen  überaus  viele  und  köstliche 
Stoffe  ungehindert  in  die  Schweiz  exportiert,  wie  Broccard, 
Damast,  allerlei  Etoffes,  Taff  et,  Band,  Strümpf,  Handschuhe, 
Bonnet,  Mouchoirs  usw.,  kurz,  die  Franzosen  mit  ihren 
Waren  genössen  alle  Freiheiten  und  Erleichterungen,  wäh- 
rend der  Zürcher  Handel  überall  gehemmt  werde.  Von  den 
Zürcher  Tramen  werde  sogar  der  gleiche  Zoll  gefordert,  wie 
von  dem  weit  köstlicheren  italienischen  Organzin.  Die  An- 
sprüche des  Direktoriums  gingen  nun  dahin,  daß  die  Gegen- 
seitigkeit bessere  Berücksichtigung  finde,  die  Zölle  entspre- 
chend den  Festsetzungen  von  1552  reduziert  würden,  eventl. 
sollten  für  Zollstreitigkeiten  die  Richter  des  Ortes,  wo  die- 
selben erfolgten,  entscheiden.  Daneben  wollte  man  gleichfalls 
die  übrigen  Beschwerden  der  Kaufleute  unterstützen. 

Councler  erachtete  die  Forderungen  die  Seidenwaren  be- 
treffend für  gerechtfertigt.  Die  Willkür  der  Pächter  könne 
mit  Recht  angefochten  werden,  umsomehr,  als  die  Schweiz 
gegenüber  der  französischen  Einfuhr  liberal  sei.  Anderwärts 
nehme  man  ebenfalls  Bedacht,  sich  durch  legitime  Mittel 
Ruhe  zu  verschaffen.  So  sei  z.  B.  als  die  Reichsstädtischen 


115 


wegen  dem  Bureau  de  marque  nicht  so  rasch  wie  die  Schwei- 
zer befriedigt  wurden,  von  denselben  erwogen  worden,  ob 
nicht  als  Repressalie  die  französischen  Waren  für  die  Frank- 
furter und  Leipziger  Messen  mit  Zöllen  belegt  werden  sollten. 
Im  übrigen  scheine  es  ihm,  daß  man  die  obgenannten  Waren 
nicht  ganz  zollfrei  werde  einführen  können,  da  für  dieselben 
bald  wenig  bald  viel  vor  und  nach  dem  Bund  von  1663  be- 
zahlt worden  sei.  Er  glaube  daher,  eine  Regelung  mittelst 
eines  Tarifs  wäre  das  beste  Mittel. 

Neben  ungemeiner  Freundlichkeit  und  Ehre  fand  Counc- 
ler  übrigens  bei  den  Zürchern  willige  Unterstützung  seiner 
Mission.  Man  war  entschlossen,  die  verschiedenen  Postulate 
bei  der  Obrigkeit  und  den  Ständen  mit  Nachdruck  zu  rekom- 
mandieren,  daß  dieselben  bei  der  gegenwärtigen  Konjunktur 
als  eine  Standessache  behandelt  und  vor  Abschluß  der  Al- 
lianz erledigt  werden.  Den  Direktorien  in  Bern,  Basel,  Schaff- 
hausen und  St.  Gallen  empfahl  man  die  Angelegenheit  in  glei- 
chem Sinne,  damit  gemeinsame  Abhilfe  erlangt  und  die  alten 
Privilegien  für  jetzt  und  künftig  auf  festen  Fuß  gesetzt  wür- 
den. Nach  dreitägigem  Aufenthalt  setzte  der  Syndikus  am 
18.  Februar  seine  Reise  fort. 

Über  Elgg  ging  es  der  Vaterstadt  St.  Gallen  zu,  woselbst 
er  am  19.  Februar  nachts  eintraf.  Am  folgenden  Tag  er- 
stattete er  in  einer  Konferenz  des  Direktoriums  bereits  Be- 
richt über  seine  Verhandlungen  in  Basel  und  Zürich.  Am 
21.  Februar  nahm  er  an  einer  Sitzung  des  Rates  teil  zur 
Feststellung  der  Instruktionen  für  Aarau  und  am  24.  gleichen 
Monats  endlich  bat  man  ihn  in  den  Großen  Rat,  wo  über  die 
ganze  Erneuerung  verhandelt  und  von  Councler  die  kom- 
merziellen Fragen  aufgerollt  wurden.  Dieser  betonte  beson- 
ders, daß  jetzt  die  Gelegenheit  geboten  sei,  ihre  Privilegien- 
streitigkeiten zu  einer  befriedigenden  Lösung  zu  bringen.  So- 
wohl im  Rat,  wie  bei  der  Kaufmannschaft,  begegnete  der 
Syndikus  Zustimmung. 

Wie  in  Zürich,  war  auch  vom  St.  Galler  Direktorium 
unter  Counclers  Mitwirkung  ein  Memorial  über  die  Beschwer- 
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den  der  Kaufmannschaft  verfaßt  worden,  dessen  Forderungen 
mit  den  von  Councler  vertretenen  übereinstimmten.  Neben 
der  Befreiung  von  den  Billeten,  Taxen  und  Zöllen,  bean- 
spruchte man  speziell  die  freie  Einfuhr  der  rayierten,  figurier- 
ten und  barrierten  Leinwatten,  sowie  der  Bazins  und  Futaines, 
und  forderte  noch  deren  allfällige  freie  Rücksendung  in  die 
Schweiz  zum  Wiederappret.  Ferner  verlangte  man  Handels- 
und Gewerbe-Freiheit  im  ganzen  Königreich.  Wegen  dem 
von  Zürich  angeregten  Punkt  betreffend  die  Rechtshändel 
wollte  man  sich  an  das  Patent  Heinrich  IV.  vom  November 
1602  halten.  Die  Religionsangelegenheiten  hatten  in  einem 
besonderen  Memorial  Aufnahme  gefunden. 

Am  27.  Februar  sehen  wir  Councler  mit  einem  Vetter, 
Unterbürgermeister  Hochreutiner,  auf  dem  Wege  zur  Tag- 
satzung in  Aarau.  In  Winterthur  schlossen  sich  den  beiden 
die  appenzellischen  Ehrengesandten  an.  Zur  selben  Zeit 
haben  sich  in  Aarau  aber  auch  Delegierte  der  Direktorien  von 
Basel,  Zürich,  Schaffhausen  und  St.  Gallen  versammelt.*) 
Die  Berner  hatten  sich  entschuldigen  lassen.  Es  sollte  eine 
gemeinsame  Eingabe  an  die  Konferenz  der  Stände  aufgesetzt 
werden.  Erfreulicherweise  zeigten  die  Instruktionen  Über- 
einstimmung sämtlicher  Direktorien.  Auf  Grund  der  einzelnen 
Memoriale  wurde  nun  eine  Denkschrift  abgefaßt,  das  Billet- 
geschäft  schied  man  dabei  aus  bezw.  verwendete  für  diesen 
Punkt  ein  von  St.  Gallen  mitgebrachtes  Sondermemorial. 
Diese  Dokumente  wurden  alsdann  den  Zürcher  Ehrengesand- 
ten zu  Händen  der  evangelischen  Stände  übergeben.  Die 
Tagung  war  inzwischen  zur  artikelweisen  Durchberatung  der 
Bündnis  von  1663  geschritten.  Bei  Art.  20  wegen  des  freien 
Handels  und  Wandels  kam  nun  die  Eingabe  der  Kaufleute  zur 
Sprache  und  bestimmte  man  einen  dreigliedrigen  Ausschuß, 
bestehend  aus  Deputat  Frey,  Statthalter  Pfister  und  Bürger- 
meister Hochreutiner,  der  mit  den  Delegierten  der  Direktorien, 
Salomon  Ott  aus  Zürich,  Andreas  Mitz  von  Basel,  Johann 
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Heinrich  Ziegler  aus  Schaffhausen  und  dem  St.  Galler  Bar- 
thol. Wegelin,  darüber  weiter  konferieren  sollte. 

Das  Resultat  dieser  Kommissionsverhandlungen  wurde  in 
einem  Gutachten  durch  Bürgermeister  Hirzel  der  Session 
eingereicht.  Die  Forderungen  gingen  u.  a.  dahin,  daß  das 
freie  Kommerzium  zwischen  den  beiden  Ländern  ungehindert 
gestattet  werde,  daß  man  aber  trotz  den  gerechten  und  wohl- 
begründeten Ansprüchen,  um  die  Negotationen  nicht  zu  er- 
schweren, von  einer  Geltendmachung  derselben  abstrahieren, 
sich  vielmehr  zu  einem  modifizierten  Zoll  verstehen  wolle. 
Von  den  aus  Frankreich  exportierten  Waren  sollte  der  Zoll 
betreffend  die  Route  von  Lyon  nach  jetziger  Ordnung  unter 
Vorbehalt  der  4 Messen  und  Franchisen,  sowie  der  freien 
Ausfuhr  zur  Reappretur,  entrichtet  werden.  Für  andere  Rou- 
ten, als  über  Besanpon,  Dijon,  Beifort  und  Langres,  wo  bisher 
die  halbe  Droit  de  sortie  bezahlt  worden,  solle  man  einer 
tröstlichen  Moderation  gesichert  werden. 

Hinsichtlich  der  Zölle  von  eidg.  Waren  soll  durch  den 
projektierten  Tarif  dafür  gesorgt  werden,  daß  was  bezahlt 
worden  reduziert,  bezw.  die  übliche  Exemption  beibehalten 
werden  könne;  wegen  den  Rechtshändeln  wollte  man  sich 
der  Regelung,  wie  sie  im  holländischen  Handelsvertrag  mit 
Frankreich  von  1713,  Art.  31,  32,  38  vorgesehen,*)  bedienen, 
d.  h.  vom  ersten  Richter  sollte  man  direkt  an  den  königlichen 
Rat  rekurrieren  können.  Die  von  den  Kaufleuten  geforderte 
Registrierung  hielt  man  für  überflüssig,  wenn  die  kommer- 
ziellen Punkte  im  Bundesinstrument  stünden,  für  einen  event. 
besonderen  Traktat  sollte  nach  holländischem  Muster  ver- 
fahren werden.  Es  sollte  ferner  freier  Transit  von  Geldern 
ausbedungen  werden  und  endlich  sei  besonders  anzuführen, 
daß  französische  Waren,  wie  Mandeln,  öl,  Seife,  Safran, 
Tabak,  namentlich  Wein  aus  dem  Elsaß  und  anderen  Pro- 
vinzen, freien  Eingang  in  die  Eidgenossenschaft  haben.  Im 
übrigen  beschloß  die  Direktorialkonferenz  noch  für  den  zu  er- 
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richtenden  Zolltarif  alles  mögliche  Material  zusammenzubrin- 
gen und  beauftragte  Councler,  hiefür  aus  Lyon  ergänzende 
Titel,  wie  den  Tarif  von  1664,  denjenigen  der  Douane  von 
Valence  und  Lyon  usw.  zu  beschaffen. 

An  den  Sessionen  der  Stände  unterließ  es  Councler  natür- 
lich nicht,  bei  Gelegenheit  eifrig  für  die  Interessen  der  Kauf- 
leute einzutreten.  So  legte  er  die  königl.  Papiere  betreffend 
dar,  wie  diese  Affäre  eine  große  Zahl  Offiziere  und  Private, 
neben  den  Kaufleuten  mitberühre.  Die  Eidgenossenschaft 
möge  nicht  ruhen,  bis  die  unglücklichen  Interessierten  bunds- 
mäßige Befriedigung  erlangt  hätten,  denn  man  sei  durch 
höhere  Gewalt  in  die  Sache  verwickelt  worden.  Während 
die  meistbegünstigten  Franzosen  und  einige  Genueser  voll  ent- 
schädigt worden  seien,  hätten  die  Schweizer  noch  keinen 
denier  erhalten.  Die  Stände  sollen  Sorge  tragen,  daß  vor 
Abschluß  der  Allianz  eine  befriedigende  Lösung  dieses  An- 
standes erfolge.  Hinsichtlich  des  Art.  20  meinte  er,  alle  die 
Privilegien,  Patente  usw.  müßten  den  Kaufleuten  bestätigt  und 
in  einer  Art  erläutert  werden,  die  jede  Mißdeutung  aus- 
schließe, namentlich  die  in  jüngster  Zeit  aufgekommene  fatale 
Differenzierung  zwischen  Militär-  und  andern  Schweizern  sei 
zu  bekämpfen. 

Nach  dem  Abschied  der  evangelischen  Orte  vom  März 
1739  war  nun  nach  zahlreichen  Sitzungen  u.  a.  befunden  wor- 
den, daß  Art.  18  des  Bundes  von  1663  beizubehalten  sei. 
Betreffend  Art.  20  wurde  dem  Memorial  der  Direktorien  mit 
den  Anmerkungen  des  Ausschusses  zugestimmt.  Dem  Gesuch 
St.  Gallens  um  eine  nochmalige  Recharge  beim  Kardinal 
wegen  den  Steuerbeschwerden  entsprach  man  und  hinsicht- 
lich der  Religionsanstände  wollte  man  bei  den  Negotiationen 
ihrer  gedenken  und  für  Sicherheit  sorgen.  In  Betreff  der 
Billete  wurde  beschlossen,  seinerzeit  beim  Gesandten  ener- 
gisch auf  Abhilfe  zu  dringen,  unterdessen  sollten  die  Inter- 
essierten selbst  suchen,  billige  Remedur  zu  erwirken.  Endlich 
sollte  dem  französischen  Gesandten  durch  Schreiben  der 
evangel.  Stände,  wozu  aber  noch  der  Konsens  der  Regierun- 
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gen  abzuwarten  war,  mitgeteilt  werden,  daß  man  zu  einer 
Defensiv-Allianz  bereit  sei,  auf  Basis  der  Traktate  von  1516 
und  1663  mit  den  Beibriefen  und  den  Umständen  entsprechen- 
den Änderungen.  In  einem  Schreiben  an  seine  Frau  schilderte 
Councler  den  Erfolg  seiner  Gesandtschaft  als  über  Erwarten. 
Die  Kantone  hätten  nun  eine  ganz  andere  Meinung  von  der 
Angelegenheit  der  „Nation“,  man  habe  noch  nie  soviel  Einig- 
keit in  einer  evangelischen  Tagsatzung  bemerkt.  In  den  Krei- 
sen der  Kaufmannschaft  scheint  indessen  eine  skeptischere 
Auffassung  über  das  zu  erwartende  endgültige  Resultat  der 
Beratungen  geherrscht  zu  haben.*) 

In  der  Folge  wurde  zwischen  Councler  in  St.  Gallen  und 
den  Direktorien  in  Zürich,  Basel  und  St.  Gallen  ein  Meinungs- 
austausch gepflogen,  wegen  eines  zu  errichtenden  Tarifs.  Man 
dachte  sich  dabei  die  Regelung  derart,  daß  die  schweizer 
Waren,  welche  zur  Zeit  nach  Frankreich  gingen,  bei  den  ur- 
alten Exemptionen  verbleiben  und  diejenigen,  welche  illegi- 
timerweise gesperrt  worden,  teils  in  frühere  Zollfreiheit  ge- 
setzt, teils  unter  leidlichem  Zollansatz  zur  Einfuhr  zugelassen 
werden  sollten.**) 

Hinsichtlich  der  Allianz  wurden  aber  unterdessen  keine 
Fortschritte  gemacht.  De  Courteille  in  Solothurn  verhielt  sich 
still  darüber  und  die  Juli-Tagsatzung  1739  beschäftigte  sich 
mit  der  Privilegiensache  ebenfalls  nicht  mehr.  Umso  aggres- 
siver wurde  dafür  gegen  die  Schweizer  in  Frankreich  vorge- 
gangen.***) Die  Herren  Fermiers  versuchten  die  Zollfrei- 
heiten nicht  nur  auf  wenige  Warengattungen  einzuschränken, 
sondern  sie  sollten  lediglich  für  direkten  Import  nach  Lyon 
Geltung  haben,  was  speziell  den  schweizer  Handel  in  und 
durch  die  Franche  Comte  tangierte.  Hiezu  ertönten  Klagen 
von  Schweizern  in  Rochelle.  Ferner  stellten  sich  die  eidg. 
Kaufleute  in  Marseille  mit  einer  Beschwerdeschrift  ein,  worin 

*)  Vgl.  D 168,  1739.  AT  V,  No.  1527/36.  AT  VI,  No.  1537/44, 
1546/50,  1552/3,  1555.  Absch.  VII,  pag.  595. 

**)  D 7,  1739.  D 71,  1739. 

***)  A 225,  26.  D 70,  1739. 
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gegen  die  zahlreichen  Pseudoschweizer,  welche  die  Privi- 
legien beanspruchten,  Stellung  genommen  wurde,  mit  dem 
Anhang,  daß  die  Zahl  dieser  angeblichen  Schweizer  diejenige 
der  legitimen  in  den  hauptsächlichsten  Handelsstädten  des 
Königreichs  übersteige,  wenn  bei  der  Bundeserneuerung  die- 
sem Übelstand  nicht  abgeholfen  werde. 

Wohl  hatte  der  Syndikus  seine  offizielle  Mission  in 
bester  Form  erfüllt.  Allein  während  seinem  ferneren  Aufent- 
halt in  St.  Gallen  war  ihm  noch  ein  vollgerüttelt  Arbeitspen- 
sum überbunden.  Nichts  wurde  unterlassen,  um  bei  den  Stän- 
den und  ihren  Beratungen  die  Interessen  der  Kaufleute  ins 
rechte  Licht  zu  rücken.  Besonders  rege  war  der  Verkehr 
Counclers  mit  Salomon  Ott  in  Zürich  wegen  der  Tarifbildung. 
Aus  dem  Studium  der  Akten  mußten  sie  mit  Schmerzen  fest- 
stellen, wie  die  alten  Rechte  der  schweizer  Kaufleute  immer 
mehr  verkürzt  worden  waren.  Beide  Männer  durchschauten 
aber  an  Hand  der  Dokumente  das  ganze  Spiel  des  Hofes 
gegenüber  den  eidg.  Ansprüchen.  Die  Antworten  aus  Paris 
hatten  jeweils  einige  unbedeutende  Zugeständnisse  gebracht, 
während  für  die  wesentlichen  Punkte  nur  Versprechungen 
geboten  wurden,  um  die  Klagen  durch  Hoffnungen  zu  be- 
schwichtigen. Für  den  Handel  war  man  im  allgemeinen  ohne 
klare  und  präzise  Erklärung  geblieben,  was  nach  wie  vor  die 
Quelle  aller  Belästigungen  bildete.  Councler  meinte  deshalb, 
die  Vergangenheit  sollte  ihnen  als  Lektion  dienen,  damit  man 
nunmehr  Rechte  und  Privilegien  in  Frankreich  besser  sichere, 
denn  apres  coup  on  n’en  revient  plus,  man  lache  nur  über 
Proteste  und  diejenigen,  welche  protestierten.  Der  Syndikus 
ärgerte  sich  besonders  über  die  Indifferenz  der  katholischen 
Orte,  die  gar  nicht  einsähen,  daß  sie  durch  die  Schädigung 
der  gemeinsamen  Untertanen  im  Thurgau  und  Rheintal  mit- 
betroffen würden. 

Im  März  1740  gestaltete  sich  nun  die  Situation  derart, 
daß  man  die  ersehnte  Bundeserneuerung  als  auf  ungewisse 
Zeit  vertagt  ansehen  mußte.  Councler  entschloß  sich  daher 
Ende  April  1740  nach  Lyon  zurückzukehren,  sollte  die  Sache 
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ernstlich  in  Bewegung  kommen,  so  gedachte  er,  wenn  nötig 
wieder  persönlich  an  den  Verhandlungen  in  der  Schweiz  teil- 
zunehmen. 

Beim  Direktorium  und  dem  Kleinen  Rat  in  St.  Gallen  ver- 
abschiedete sich  Councler  in  offiziellen  Sitzungen,  wobei  er 
zusammenfassend  die  Privilegien  der  schweizer  Kaufleute  in 
Frankreich  nochmals  eindringlich  dem  heimatlichen  Schutze 
anempfahl.  Er  hätte  wohl  gewünscht,  daß  die  Geschäfte, 
welche  ihn  in  die  Schweiz  geführt,  zu  einem  glücklichen  Ende 
gekommen  wären,  da  aber  die  Bundesverhandlungen  durch 
unverhoffte  Fatalitäten  bis  auf  weiteres  abgebrochen,  so  sei 
er  hier  überflüssig.  Er  habe  wenigstens  erreicht,  daß  das 
Billetgeschäft,  welches  in  Gleichgültigkeit  geraten  war,  wie- 
der aufgenommen  worden  sei.  Weder  in  Basel  noch  in  Zürich 
habe  man  sich  die  Mühe  nehmen  wollen,  die  Sache  bei  den 
Obrigkeiten  vorzubringen  und  in  St.  Gallen  sei  ihm  zu  seiner 
Bestürzung  bemerkt  worden,  man  könne  das  Geschäft  nicht 
wohl  titulo  juris  betreiben,  sondern  müsse  es  entsprechend 
dem  Ansinnen  des  französischen  Gesandten  als  eine  affaire 
de  faveur  ansehen.  Diese  Redensarten  an  dem  Orte  hören  zu 
müssen,  wo  man  am  meisten  interessiert  sei,  habe  ihn  derart 
betrübt,  daß  er  gewünscht,  die  Reise  nicht  unternommen  zu 
haben,  denn  wenn  nach  solchen  Prinzipien  gehandelt  werde, 
sei  alles  verloren.  In  Aarau  sei  die  Angelegenheit  doch  als 
causa  justissima  anerkannt  und  die  übrigen  kaufmännischen 
Ansprüche  gleichfalls  mit  erwünschter  Harmonie  von  den  Di- 
rektorien und  den  evangelischen  Ständen  gutgeheißen  wor- 
den. Er  bitte  sie,  die  Sache  auf  dieser  Basis  fortzuführen,  bei 
sich  bietender  Gelegenheit.  Vor  dem  Kleinen  Rat  wies  der 
Syndikus  noch  besonders  darauf,  daß  Frankreich  aus  der 
Enthaltung  der  katholischen  Orte  suchen  werde  Nutzen  zu 
ziehen.  Es  sei  deshalb  nötig,  auf  bevorstehender  Tagsatzung 
dahin  zu  wirken,  daß  in  gemein-eidgenössischem  Namen  beim 
Hof  weiter  remonstriert,  eventuell  eine  Deputation  an  den 
französischen  Gesandten  gemacht  werde. 

Unter  reichem  Dank  und  Ehrenbezeugungen  für  die  gelei- 
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steten  Dienste  kehrte  Councler  anfangs  Mai  1740  nach  Lyon 
zurück.  Die  Spesen,  die  der  schweizer  Nation  in  Lyon  für  diese 
Reise  vom  7.  Februar  1739  bis  14.  Mai  1740  erwuchsen,  beliefen 
sich  auf  L.  3’666.7. — , welche  durch  L.  1900. — Beitrag  des 
Direktoriums  St.  Gallen,  L.  900  ab  Conto  der  Zeichengelder 
und  der  Rest  vom  Subventionsseckei  gedeckt  wurden.  Dafür 
fiel  der  „Nation“  zu:  eine  Postkutsche,  ein  großes  Felleisen, 
ein  Postsattel  und  die  „Histoire  des  Finances“,  drei  Bände. 
Gewiß  ein  Ergebnis,  das  keineswegs  den  gehabten  Hoffnungen 
entsprach,  immerhin  Counclers  Schuld  war  es  ja  nicht,  daß 
nicht  mehr  erreicht  worden,  vielmehr  hatte  er  sich  des  Ver- 
trauens der  Kolonie  vollkommen  würdig  gezeigt.*) 

Nach  dem  bisherigen  Verlauf  der  Dinge  dürfte  es  nicht 
verwundern,  wenn  auch  aus  dem  letzten  Jahrzehnt  des  hier 
betrachteten  Zeitabschnittes  über  unverminderte  Schwierig- 
keiten des  schweizer  Handels  in  Frankreich  zu  berichten  ist. 
Neben  den  persönlichen  Taxen  war  es  speziell  die  Paßsperre 
der  Franche  Comte,  die  zu  konstanten  Klagen  Anlaß  gab.  Mit 
unermüdlichem  Eifer  suchte  zwar  Councler  Abhilfe  zu  erwir- 
ken. Er  wurde  hiebei  von  den  Direktorien  unterstützt  und  zu- 
dem war  Kromm  in  Paris  für  ihn  und  der  Nation  Angelegen- 
heit tätig.  Allein  man  hatte  nicht  nur  die  großen  Widerstände 
in  Frankreich  zu  überwinden,  sondern  in  der  Heimat  selbst 
wurde  von  den  katholischen  Orten  Obstruktion  getrieben.  So 
bemühte  sich  beispielsweise  Councler  stetsfort  für  die  Be- 
hebung der  Capitation  der  Handwerker.  Es  betraf  dabei  23 
Glieder  der  katholischen  Stände,  meist  Freiburger,  und  ledig- 
lich 4 Angehörige  protestantischer  Kantone,  das  hinderte  in- 
dessen die  V alten  Orte  nicht,  der  Sache  gegenüber  in  größter 
Gleichgültigkeit  zu  verharren  und  Versuche  zu  gemein-eid- 
genössischem Vorgehen  zu  sabotieren.**) 

Trotz  alledem  sehen  wir  die  schweizer  Kaufleute  sich 
weiterhin  bemühen,  die  Belästigungen  der  französischen 

*)  vgl.  D 168,  1739/40.  AT  VI,  No.  1556/66,  1569/73,  1576/80, 
1583/4,  1586/7.  Absch.  VII,  pag.  610. 

**)  D 7,  1740.  D 32,  1740.  D 70,  1740  u.  1745. 
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Zöllner  und  Steuerbeamten  abzuwehren.  Treibende  Kraft  bil- 
dete nach  wie  vor  der  Syndikus  Councler,  welcher  sich  durch 
keine  Mißerfolge  abschrecken  ließ.  Zuversichtlich  meinte  er 
zu  Beginn  des  Jahres  1741,  die  kritische  Situation  in  Europa 
lasse  hoffen,  daß  Frankreich  auf  die  Schweiz  mehr  Rücksicht 
nehmen  werde.  Auf  die  Vorstellungen  beim  Ministerium  hatte 
man  zwar  keine  Antwort  bekommen,  dafür  waren  aber  die 
Schweizer  in  Lyon  mit  den  Abgaben  doch  in  Ruhe  gelassen 
worden.  Von  guter  Seite  hatte  man  ferner  erfahren,  daß  der 
französische  Gesandte  ihre  Sache  warm  empfohlen  und  die 
Affäre  mit  der  Franche  Comte  bereits  günstig  beendet  wäre, 
wenn  man  nicht  den  starken  Widerstand  der  Fermiers  Gene- 
raux  zu  bekämpfen  gehabt  hätte.  Es  hieß  neuerdings,  de 
Courteille  werde  demnächst  mit  Instruktionen  für  die  Allianz 
versehen  werden.  Die  Hauptsache  sei  nun,  bei  jeder  Gelegen- 
heit und  mit  mehr  Nachdruck  als  bis  anhin,  auf  die  Wieder- 
herstellung der  Privilegien  zu  dringen,  schrieb  Councler 
nach  Zürich.  Dieser  Auffassung  wurde  von  Ott  beige- 
pflichtet. Die  Aarauer  Verhandlungen  von  1739  sollten  als 
Basis  dienen  und  auf  einen  Tarif  gedrungen  werden,  dadurch 
allein  versprach  man  sich  Schutz  gegen  die  Willkür  der  Zöll- 
ner. Man  hatte  sie  alsdann  nicht  mehr  als  Partei  und  Richter 
zugleich  gegen  sich.  Hinsichtlich  dem  Stillschweigen  des 
Hofes  auf  die  Forderungen  behalf  man  sich  mit  dem  Sprich- 
wort: Keine  Antwort  ist  auch  eine  Antwort,  der  man  eine 
Formulierung  nach  eigenem  Wunsche  gab. 

Inzwischen  beschäftigten  sich  die  Basler  in  besonderem 
Maße  mit  der  Wiederherstellung  des  direkten  Handelsverkehrs 
nach  und  durch  die  Franche  Comte.  Sie  hatten  in  dieser  Sache 
einen  eigenen  Agenten  Saladin  d’Onex  an  den  Hof  delegiert. 
Nach  vielen  Anstrengungen  erreichten  sie  wenigstens,  daß 
für  die  Comte  bestimmte  Tücher  nicht  mehr  über  Lyon  spe- 
diert werden  mußten.  Dafür  bereitete  ihnen  aber  ein  von 
französischer  Seite  für  dieses  Gebiet  aufgestellter  Tarif 
Schwierigkeiten,  die  eine  befriedigende  Lösung  fast  aussichts- 
los erscheinen  ließ.  Dank  der  Uneinigkeit  unter  den  Ständen 
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gedieh  die  Angelegenheit  schließlich  soweit,  daß  man  es  als 
das  Klügste  erachtete,  die  direkte  Tucheinfuhr  in  die  Comte 
vorläufig  einzustellen  bis  zu  einer  allgemeinen  Regelung  der 
Dinge.  Es  konnte  dies  ohne  allzu  große  Einbuße  geschehen, 
indem  Councler  konstatiert  hatte,  daß  seit  der  Sperre  die 
Comtois  sich  zum  Einkauf  in  Lyon  einfanden.  Saladin,  der 
mittlerweile  als  Basler  Agent  demissioniert  hatte,  machte 
wenig  Hoffnung  auf  eine  baldige  Beseitigung  der  Anstände. 
Das  Geldbedürfnis  des  Hofes  sei  nicht  dazu  angetan,  Geneigt- 
heit für  Exemptionen  zu  erzeugen.*) 

Councler  fand  es  zum  Verzweifeln,  wie  die  Sache  in  der 
Schweiz  vernachlässigt  werde,  den  Fermiers  anderseits  gab 
dieses  Verhalten  der  Eidgenossen  Anregung  zu  immer  größe- 
ren Ansprüchen  gegenüber  unseren  Kaufleuten.  Früher  zu- 
rückgewiesene Angriffe  auf  die  Privilegien  wurden  jetzt  mit 
mehr  Glück  wieder  aufgenommen.  Entgegen  ehemaligem  Ent- 
scheid, verordnete  der  Conseil  de  commerce  Ende  April  1742 
auf  Betreiben  der  Pächter,  daß  nur  Toiles  blanches,  Treillis 
und  Boucassins  schweizer  Herkunft  Zollfreiheit  genießen  sol- 
len, während  für  die  Toiles  rayees,  barrees  oder  ä carreaux 
und  andere  dieser  Art  oder  fagonnees,  wie  für  die  übrigen 
fremden  Tücher  Zoll  zu  entrichten  sei.  Die  Fermiers  statteten 
aber  diese  Verfügung  noch  mit  einer  eigenen  höchst  exten- 
siven Kommentierung  aus.  So  unterwarf  man  das  sog.  Tisch- 
zeug, da  es  zu  fagonnierter  Leinwatt  gehöre,  und  dann  ge- 
färbte Treillis,  einem  Zoll  von  30  %. 

Die  Reaktion  seitens  der  schweizer  Kaufleute  in  Lyon 
setzte  natürlich  sofort  ein  und  von  Councler  wurde  bei  den 
Direktorien  und  seinen  hohen  Freunden  gegen  den  neuen 
Verstoß  der  Fermiers  mobilisiert.  Besonders  von  Basel  und 
Bern,  als  den  meistinteressierten  Orten,  hoffte  er  kräftige 
Hilfe  zur  Behebung  des  Übels  zu  erhalten.  Bis  dato  war  näm- 
lich Tischzeug  richtigerweise  zu  der  Kategorie  der  weißen 


*)  vgl.  D 168,  1740.  D 169,  1741/42.  AT  VI,  No.  1588/1641,  1644/67, 
1671/83.  Absch.  VII,  pag.  617,  634.  D 32  u.  33,  1741.  D 71,  1741. 
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Leinwatt  gerechnet  worden,  also  zollfrei  gewesen.  Man  war 
auch  nicht  geneigt,  die  von  den  Pächtern  zitierten  zwei  Ent- 
scheide von  1689  und  1714  als  maßgebend  anzuerkennen,  da 
diese  Titel  nicht  die  Bestimmungen  der  Verträge  und  Patente 
abändern  könnten  und  zudem  auf  gefärbte  Leinwatt  Bezug 
hätten.  Von  französischer  Seite  wurde  weder  auf  das  Patent 
von  1658  und  seine  Bestätigung  von  1663,  noch  den  bisherigen 
langjährigen  Usus  Rücksicht  genommen,  nicht  einmal  die 
unterwegs  befindlichen  Waren  wollte  man  frei  passieren  las- 
sen. Mittelst  dem  hohen  Zoll  wurde  diese  spezifische  schwei- 
zer Ware  einfach  verboten.  Councler  hoffte  allerdings,  der 
Conseil  werde  nach  genügendem  Aufschluß  anders  entschei- 
den, immerhin  ohne  Unterstützung  aus  der  Schweiz  glaubte 
er  kaum  etwas  erreichen  zu  können.  Er  sah  in  dem  neuen 
Angriff  das  Resultat  der  Indolenz,  mit  welcher  die  Privilegien- 
streitigkeiten in  der  Schweiz  bisher  behandelt  worden  waren. 
Neben  den  Berichten  in  die  Heimat  überreichte  der  rührige 
Syndikus  dem  Zolldirektor  Adine,  zu  Händen  der  General- 
pächter, eine  Denkschrift  über  den  neuen  Konflikt.  An  Hand 
von  Mustern  legte  er  dar,  daß  alle  die  Toiles  teintes  zur 
Klasse  der  Treillis  und  Boucassins  gehören,  die  einen  als  sog. 
Rouens  teintes,  die  andern  als  Toiles  par  10,  12  und  I6V2 
aunes.  Es  werde  kein  gefärbtes  Garn  dazu  verwendet,  son- 
dern alles  am  Stück  gefärbt  und  dann  appretiert.  Gleicher 
Art  seien  die  Treillis  gornmes  ou  lustres  pour  coiffe  de 
chapeau,  welche  der  Beamte  zu  Collonges  als  de  fil  teint  an- 
sehe. Die  gebleichten  Tücher  für  Tischzeug  (napes  et  ser- 
viettes),  die  besonders  aus  dem  Kanton  Bern  stammen,  trü- 
gen ganz  den  Charakter,  der  die  Exemption  bedinge.  Daß  sie 
anders  f abonniert  seien  als  gewöhnliche,  gebleichte  Tücher, 
spiele  keine  Rolle.  Was  die  Toiles  rayees,  barrees  et  ä car- 
reaux  und  andere  dieser  Art  oder  fagonnees  de  fil  teint  be- 
treffe, so  würden  seit  1714  keine  mehr  importiert.*)  Sie  könn- 

*)  Für  diese  Tücher  hatten  die  Fermiers  damals  begonnen  einen 
Zoll  von  30%  vom  Wert  zu  beanspruchen,  unter  gleichzeitiger  Be- 
schränkung deren  Einfuhr  auf  bestimmte  Zollämter.  Alle  Anstrengungen 
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ten  höchstens  noch  als  Transitgüter  in  Frage  kommen,  wenn 
sie  nicht  dem  Zoll,  gemäß  Entscheid  von  1692,  unterlägen, 
wobei  ja  dann  den  Pächtern  aus  den  Zöllen  von  Lyon  bis 
Marseille  doch  noch  Nutzen  erwachsen  würde.  Man  erwarte, 
daß  die  Fermiers  nach  solchen  Erläuterungen  die  Order, 
welche  das  Tischzeug  irrtümlich  zu  den  gemodelten  Tüchern 
rechne,  revozieren  werden. 

In  der  Schweiz  fand  der  Syndikus  lediglich  bei  den  kom- 
merzierenden  Ständen  Aufnahme  mit  seinem  Hilfegesuch. 
Seiner  Ansicht  nach  hätte  eigentlich  das  Ganze  von  Bern,  als 
dem  Meistinteressierten,  betrieben  werden  sollen.  Aber  wie 
Councler  richtig  bemerkte,  herrschte  unter  den  Orten  stets 
die  Neigung,  solche  Angelegenheiten  vom  einen  zum  andern 
zu  schieben.  Tatsächlich  scheint  Bern  sich  der  Sache  nicht 
sonderlich  angenommen  zu  haben,  nicht  einmal  seine  Tuch- 
händler. Übrigens  kam  ein  Entscheid  des  Conseil  in  Paris 
vom  August  1742  allen  diesen  Vorbereitungen  zuvor.  Tisch- 
zeug und  am  Stück  gefärbte  Leinwatt  schweizer  Herkunft 
sollten  zollfreie  Einfuhr  genießen,  neben  den  gebleichten 
Tüchern,  Treillis  und  Boucassins.  Voll  Genugtuung  machte 
Councler  den  Direktorien  und  seinen  Freunden  in  der  Schweiz 
von  diesem  günstigen  Ausgang  Mitteilung  und  empfahl  ihnen 
zugleich,  die  übrigen  Anstände  nicht  ruhen  zu  lassen,  ener- 
gisches Auftreten  der  Eidgenossenschaft  dürfte  hierin  eben- 
falls guten  Erfolg  zeitigen,  gerade  in  dieser  Beziehung  stand 
es  jedoch  bös  bei  den  Ständen.* *) 

Die  Freude  des  Syndikus  wurde  nur  zu  schnell  wieder 
getrübt  durch  allerlei  neue  Belästigungen  seiner  Landsleute 
in  Frankreich  mit  Steuern  und  Abgaben.  Er  mußte  dabei  lei- 
der noch  konstatieren,  daß  selbst  schweizer  Offiziere  der 
Garde  die  Meinung  vertraten,  die  eidg.  Privilegien  in  Frank- 


der  Schweizer  Kaufleute,  wie  auch  der  Stände  hatten  indessen  keine 
Behebung  dieser  Neuerung  zu  erreichen  vermocht  und  scheint  nun 
solche  direkt  prohibitiv  gewirkt  zu  haben,  (vgl  pag.  74.) 

*)  vgl.  D 169,  1742.  AT  VI,  No.  1669/70,  1684/1700,  1702/10.  Absch. 
VII,  pag.  654.  D 7 u.  8,  1741/42.  D 33,  1741/42. 
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reich  beträfen  nur  die  Militärs  und  nicht  den  schweizer  Han- 
del. Vergeblich  suchte  Councler  die  Obrigkeiten  in  der  Hei- 
mat zu  etwas  kräftigerer  Hilfeleistung  zu  bewegen,  er  mußte 
schließlich  seine  Hoffnung  auf  Kromm  in  Paris  setzen,  mit 
der  Erwartung,  es  werde  dessen  Bemühungen  doch  noch  ge- 
lingen, ihnen  Ruhe  von  den  Vexationen  zu  verschaffen.  Gegen 
Ende  1743  scheint  es  mit  den  Belästigungen  etwas  abgeflaut 
zu  haben,  aber  eine  positive  Regelung  der  Verhältnisse  war 
keineswegs  vorgenommen  worden.*) 

Mitte  Januar  1744  erklärte  Councler  seinen  Rücktritt  als 
Syndikus,  um  sich  überhaupt  in  die  Schweiz  zurückzuziehen.**) 
Seine  Demission  berührte  namentlich  in  St.  Gallen  schmerz- 
lich, war  es  doch  ungewiß,  ob  der  Nation  wieder  ein  ebenso 
tüchtiger  Verfechter  ihrer  Interessen  beschieden  sein  werde. 
Zudem  herrschte  um  diese  Zeit  nicht  gerade  bestes  Einverneh- 
men zwischen  Bern,  Basel,  Zürich  und  St.  Gallen  wegen  Neue- 
rungen im  Verkehrswesen.  Am  4.  März  1744  fand  die  Gene- 
ralversammlung der  schweizer  Nation  in  Lyon  statt,  zu  der 
jedes  Schweizerhaus  daselbst,  im  Ganzen  35,  eingeladen  wor- 
den war.  In  einem  Rückblick  auf  seine  Amtstätigkeit  legte 
Councler  dar,  wie  endlich  nach  vielen  Stürmen  etwas  Ruhe 
eingetreten  sei.  Die  kostbaren  Privilegien  seien  das  Objekt 
des  Neides  gewesen,  man  habe  sie  von  allen  Seiten  angegrif- 
fen, mit  Gottes  Schutz,  der  Hilfe  seitens  der  Eidgenossen- 
schaft, sowie  der  Gerechtigkeit  ihrer  Sache  an  sich,  habe 
man  dieses  vorläufige  Ende  erreicht.  Wohl  stelle  es  nur  einen 
teilweisen  Erfolg  dar,  es  sei  aber  zu  hoffen,  daß  mit  einer 
Bundeserneuerung  alle  die  schweizer  Privilegien,  welche  man 
seit  1663  bis  1738  besessen,  neuerdings  in  voller  Integrität 
und  ohne  Differenzierungen  bestätigt  würden.  Wenn  er  auch 
Lyon  verlasse,  so  werde  er  doch  mit  seinen  Gefühlen  bei 
ihnen  weilen  und  würden  seine  Wünsche  stets  die  Nation  be- 
gleiten. In  der  Replik  wurden  die  Verdienste  des  Syndikus 

*)  vgl.  D 169,  1742/3.  A T VI,  No.  1711/18,  1720/51,  1755/58. 
Absch.  VII,  pag.  667.  D 8,  1743.  D 33,  1743. 

**)  vgl.  D 8,  1744.  D 33,  1744. 
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für  das  schweizer  Kommerzium  gefeiert  und  dem  tiefen  Be- 
dauern über  seinen  Wegzug  Ausdruck  verliehen,  worauf  man 
ihm  noch  der  Nation  beste  Wünsche  für  ein  Otium  cum  digni- 
tate  entbot. 

Als  neuer  Syndikus  ging  aus  der  geheimen  Abstimmung 
einmütig  der  St.  Galler  Daniel  Scherer  hervor,  der  das  Amt 
für  drei  Jahre  übernahm.*)  Councler  ließ  es  sich  noch  an- 
gelegen sein,  den  Nachfolger  bei  den  maßgebenden  Behör- 
den, namentlich  auch  bei  seinen  hohen  Gönnern  in  der 
Schweiz,  empfehlend  einzuführen,  worauf  er  seine  vorbild- 
liche, offizielle  Tätigkeit  für  das  gemein  eidg.  Wohl  abschloß 
und  sich  zu  seinem  Schwiegersohn  nach  Wolfenberg  bei  Er- 
matingen  zurückzog. 

Die  Ruhe,  von  der  Councler  gesprochen,  war  von  sehr 
kurzer  Dauer.  Schon  im  ersten  Amtsjahr  hatte  der  neue  Syn- 
dikus Gelegenheit,  für  die  Schweizer  Privilegien  einzustehen. 
Neben  Klagen  aus  Rochelle  wegen  Religionsbelästigungen, 
verursachte  namentlich  die  Tüchereinfuhr  wieder  allerlei  An- 
stände. Speziell  die  Tuchmarkierung  bildete  ein  Motiv,  das 
während  Scherers  Amtsdauer,  d.  h.  bis  1749,  zu  ständigen 
Reibereien  zwischen  der  Nation  und  den  Zollpächtern  Anlaß 
gab.  Ein  temporärer  Konflikt  entstand  1746  wegen  Schließung 
der  Route  über  Seyssel  für  schweizer  Tücher.  Im  ganzen  ge- 
nommen gestaltete  sich  die  Stellung  der  schweizer  Kaufleute 
in  diesen  Jahren  keineswegs  besser  und  auch  1750  unter  dem 
Syndikus  David  Schlumpf  aus  St.  Gallen  mußte  man  sich 
gegen  immer  neue  Eingriffe  des  Fiskus  so  gut  als  möglich 
wehren. 

Die  obigen  Schilderungen  zeigen  uns  deutlich,  daß  alle 
die  einzelnen  Aktionen  der  Kaufleute  und  eines  Teiles  der 
Stände  nicht  aus  dieser  Bedrängnis  führen  konnten.  Das 
einzige  Mittel,  Ruhe  zu  bekommen,  lag  in  einer  allgemeinen 
Neuordnung  der  Handelsbeziehungen  zwischen  den  beiden 
Ländern.  Diese  ihrerseits  hatte  aber  zur  Voraussetzung  eine 
Regelung  der  politischen  Verhältnisse.  Hiezu  würde  die  er- 

*)  vgl.  D 8,  1744.  D 33,  1744. 
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sehnte  Allianzerneuerung  gedient  haben.  Dank  dem  inneren 
Zerwürfnis  in  der  Eidgenossenschaft  hatte  es  damit  indessen 
noch  gute  Weile  und  somit  mußten  unsere  Kaufleute  suchen, 
sich  weiterhin  mit  ihrer  mißlichen  Lage  bestmöglich  abzufin- 
den. Zur  Illustration,  wie  die  Klagen  der  Kaufleute  von  ein- 
zelnen Ständen  aufgenommen  wurden,  seien  hier  Antworten 
einzelner  Orte  an  Zürich  auf  dessen  Anfrage  betreffs  einer 
Recharge  beim  franz.  Gesandten  wiedergegeben.  Luzern 
meint,  schon  mehrmals  habe  es  zu  erkennen  gegeben,  daß, 
weil  es  sich  des  Handels  wenig  annehme  und  niemand  der 
ihrigen  Handel  treibe  in  Frankreich,  es  ihnen  nicht  anstehe, 
sich  der  in  Frankreich  sitzenden  Kaufleute  gar  zu  viel  zu  be- 
lasten, ihre  Sache  immer  zu  empfehlen  und  damit  allzuoft  sich 
überlästig  zu  machen.  Zug  schreibt,  von  den  ihrigen  halte 
sich  niemand  dort  auf,  sie  hätten  auch  keine  Beschwerden  er- 
halten und  stimmten  daher  nicht  bei.  Eine  Reihe  anderer  Orte 
schiebt  die  Sache  einfach  auf  die  lange  Bank.*) 

Nicht  besonders  ergiebig  sind  die  zu  vorliegender  Arbeit 
benutzten  Quellen  hinsichtlich  der  Organisation  der  schwei- 
zer Kaufleute  in  Lyon  und  dem  übrigen  Frankreich.  Die  von 
St.  Gallen  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  gemachten  Ver- 
suche, aus  allen  „Lyonern“  eine  Corporation  mit  fester  Ver- 
fassung zu  bilden,  scheinen  nach  den  damals  mißlungenen 
Resultaten  nicht  mehr  erneuert  worden  zu  sein.  Man  hatte 
im  weiteren  Verlauf  der  Dinge  Mühe  genug,  Angehörige  an- 
derer Kantone  wenigstens  zu  den  Warenabgaben  in  die  Con- 
tributionskasse  zu  bewegen.  Die  Zürcher,  deren  Handel  in 
Seiden-,  Woll-  und  Baumwoll-Tüchern  speziell  den  Zollneue- 
rungen ausgesetzt  war,  zeigten  eben  geringe  Lust  für  Erhal- 
tung von  Privilegien  beizusteuern,  von  denen  sie  fast  nichts 
genießen  konnten.  Die  Notlage  namentlich  seit  der  Law’schen 
Krise,  hat  unsere  Landsleute  doch  zu  engerem  Zusammen- 
schluß veranlaßt  in  der  oben  geschilderten  Periode.  Hiezu 

*)  vgl.  D 169,  1744.  D 170,  1745/6,  1748,  1750.  A T VI,  No.  1759/61. 
Absch.  VIII,  pag.  8,  32,  46.  A 225,  27.  D 8,  1745/47.  D 9,  1748/50.  D 33, 
1745/47.  D 34,  1748/50.  D 71,  1745/50. 
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bildeten  die  St.  Galler  einen  festen  Kern.  Sie  stellten  nach 
wie  vor  das  stärkste  Contingent  der  Kolonie  und  hatten  eben- 
falls die  Führung  derselben  inne.  Outsiders  gab  es  indessen 
immer  noch. 

Im  übrigen  hatten  sich  in  der  Nation  wesentliche  Ände- 
rungen vollzogen  gegenüber  früher.  Sie  präsentiert  sich  uns 
anfangs  des  18.  Jahrhunderts  nicht  nur  stattlicher  punkto 
Größe,  sondern  ihre  Glieder  rekrutieren  sich  nunmehr  noch 
aus  einer  ganzen  Reihe  anderer  Gebiete  als  den  altgewohn- 
ten. So  finden  wir  eine  Eingabe  der  Lyoner  an  die  XIII  Orte 
von  1721  wegen  dem  Billetgeschäft  von  43  Schweizern  unter- 
zeichnet. Nach  Herkunft  setzen  sie  sich  wie  folgt  zusammen: 
17  St.  Gallen,  6 Bern,  je  2 Zürich,  Basel,  Schaffhausen  und 
Appenzell,  3 Lugano,  5 Thurgau  (Bischofszell,  Bürglen, 
Hauptwil),  je  1 Solothurn,  Neuenburg,  Valengin,  St.  Paul. 
Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  einige  St.  Galler  bei  der  Aktion 
fehlten.  Ferner  hatten  sich  bei  diesem  Anlaß  die  Freiburger, 
welche  noch  ein  beachtenswertes  Contingent  stellten,  wie 
schon  so  oft  in  ähnlichen  Fällen  gesondert.  Diese  Herren  Mit- 
eidgenossen huldigten  nach  wie  vor  einer  separatistischen 
Haltung,  was  sie  indessen  nicht  hinderte,  für  ihre  Unkosten 
wegen  Zollstreitigkeiten  an  das  Gemeinschaftsgefühl  der 
Nation  zu  appellieren.*) 

An  der  Vereinbarung  von  1724  für  eine  Contribution  von 
aller  eingeführten  Leinwatt,  Kupfer,  Messing  und  Eisendraht, 
sehen  wir  indessen  nur  23  Firmen  sich  beteiligen.  Wohl  war 
diese  Contributionskasse  zur  Verteidigung  der  allgemeinen 
Privilegien  bestimmt,  verschiedene  Kaufleute  scheinen  aber 
doch  bei  dieser  Gelegenheit  gerne  von  Altruismus  abgesehen 
zu  haben.  Es  muß  allerdings  beigefügt  werden,  daß  einzelne 
Händler  sich  nur  mit  dem  Import  von  Vieh  und  Milchpro- 
dukten beschäftigten.  Sodann  gehörten  der  Lyoner  Kolonie 
ja  nicht  mehr  lediglich  Kaufleute,  sondern  auch  Hand- 
werker an.**) 

*)  Vgl.  D 164;  AT  IV,  No.  898/9. 

**)  vgl.  D 165.  AT  IV,  No.  1116,  1162. 
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Die  meisten  Schweizer,  welche  in  Lyon  Handel  trieben, 
nahmen  dort  gleichfalls  Wohnsitz,  sofern  Alter  und  Gesund- 
heit oder  Staatsämter  sie  nicht  in  die  Heimat  zurückriefen. 
In  diesem  Falle  wurden  ihre  Geschäfte  unter  ihrem  Namen 
durch  Verwandte  oder  Faktoren  weitergeführt.  Die  großen 
Verluste  in  der  Geldkrise  scheinen  selbst  die  ältesten  Häuser 
gefährdet  zu  haben,  einige  sollen  auch  falliert  sein.  Nach 
einer  Steuerliste  von  1734  belief  sich  aber  der  schweizer  Im- 
mobilienbesitz in  Lyon  und  Umgebung  immer  noch  auf  fol- 
gende stattliche  Summen:  In  der  Stadt,  Erwerbs-  oder  Suc- 
cessionspreis  L.  460’000. — mit  L.  19’099. — Einkommen;  in 
den  Vorstädten  und  im  Lyonnais,  Erwerbs-  oder  Successions- 
preis  L.  450’276. — mit  L.  13’306. — Einkommen.*) 

In  den  1730er  Jahren  hat  der  Zusammenschluß  der 
Schweizer,  wenigstens  unter  den  Kaufleuten,  Fortschritte  ge- 
macht. Wie  wir  oben  erwähnten,  nahmen  an  der  Versamm- 
lung der  Nation  vom  Mai  1736,  welche  Councler  zum  Syndi- 
kus wählte,  32  Chefs  de  famille  de  commerce  teil.  Von  diesen 
haben  dann  31  Firmen  der  Erneuerung  einer  freiwilligen  Con- 
tribution  zu  Gunsten  des  Handels,  analog  derjenigen  von 
1724,  zugestimmt.  Es  darf  also  auf  eine  Zunahme  des  Soli- 
daritätsgefühls unter  unseren  Landsleuten  geschlossen  wer- 
den, was  noch  besonders  durch  die  bei  diesem  Anlaß  erfolgte 
Gründung  eines  Unterstützungsfonds  für  arme  durchreisende 
Schweizer  bestätigt  wird.  30  Firmen  und  Einzelpersonen 
steuerten  dazu  bei.  Die  Motivierung  der  genannten  Institution 
mutet  recht  fortschrittlich  an.  Früher  seien  solche  Leute  von 
Haus  zu  Haus  gezogen  und  hätten  dabei  sofort  verzehrt,  was 
sie  zusammengebettelt,  sodaß  sie  dann  bei  ihrer  Weiterreise 
doch  nichts  mehr  besaßen.  Mit  der  neuen  Regelung  nun  hatte 
man  die  Sache  zentralisiert  und  eine  bessere  Controlle  ge- 
schaffen, eine  Art  Natural-Verpflegungs-Organisation.  Leider 
beschränkte  sich  diese  engere  Vereinigung  auf  die  Kaufleute. 
Die  Handwerker,  für  welche  doch  gerade  der  Unterstützungs- 


) vgl.  A T V,  No.  1241. 
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fond  von  besonderem  Interesse  war,  sehen  wir  an  der  Sache 
nicht  beteiligt.  Wenn  auch  in  einem  Bericht  über  die  Ver- 
sammlung mit  Genugtuung  konstatiert  wird,  daß  an  derselben 
viel  Einigkeit  und  Harmonie  zutage  getreten  sei,  so  blieb  doch 
bedauerlich,  daß  die  gemeinsame  Heimat  nicht  die  ganze 
Nation  fester  zu  vereinigen  vermochte.  Allein  wir  wissen  ja, 
daß  Einigkeit  für  die  eidg.  Stände  ebenfalls  nicht  Leitmotiv 
war  damals.  Charakteristisch  für  die  Verhältnisse  der  Lyoner 
Kolonie  ist  zudem,  daß  im  Anschluß  an  diese  Konferenz  von 
nur  13  Firmen,  meist  St.  Galler  Häuser,  noch  ein  Convenium 
für  den  Verkauf  in  Beaucaire  getroffen  wurde,  dabei  ist  aber 
kaum  anzunehmen,  daß  von  den  schweizer  Kaufleuten  nur  so 
wenige  an  den  wichtigen  Beaucairer  Messen  Anteil  nahmen.*) 

Über  quantitative  Veränderungen  in  der  „Nation“,  wäh- 
rend der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  erhalten  wir  noch 
einige  Einblicke  durch  die  Steuerliste  für  die  Capitation.  So 
beobachten  wir,  daß  1738  in  Lyon  53  Schweizer,  einige  Un- 
bemittelte fehlen,  mit  L.  4100. — belastet  wurden,  wozu  noch 
4 Genfer  mit  L.  748.—  und  3 Deutsche  mit  L.  286. — erwähnt 
werden.  Die  Kaufmannschaft  selbst  dürfte  an  diesem  Bestand 
ungefähr  in  gleicher  Größe,  wie  sie  sich  uns  1736  präsentierte, 
partizipiert  haben.  An  ihrer  Generalversammlung  vom  März 
1744  finden  wir  nämlich  35  Firmen  vertreten,  also  nur  eine 
geringe  Vermehrung.**) 

Von  Interesse  ist  es  endlich  feststellen  zu  können,  wie  in 
dem  hier  betrachteten  Zeitabschnitt  in  stärkerem  Maße  als  es 
sporadisch  schon  geschehen,  eine  gewisse  Emanzipation  der 
Nation  von  der  Heimat  erfolgt.  Bereits  Councler  und  dann 
sein  Nachfolger  im  Amt  Daniel  Scherer  haben  den  früheren 
Usus  der  Kaufleute,  ihre  Beschwerden  vor  die  Stände  zu 
bringen  teilweise  aufgegeben.  Die  schleppende  Behandlung 
solcher  Hilfsgesuche  durch  die  Tagsatzung  und  deren  jewei- 
lige magere  Resultate  mögen  hiezu  bestimmt  haben.  Ver- 
geblich hatte  man  die  Stände  wiederholt  gebeten,  für  den  gan- 

*)  vgl.  D 167,  1736.  A T V,  No.  1290,  1299. 

**)  vgl.  D 167,  1738.  A T V,  No.  1457.  D 169,  1744.  A T VI,  No.  1761. 
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zen  Komplex  der  Privilegienfragen  einen  ständigen  Agenten 
in  Paris  zu  halten.  So  hatte  schließlich  Councler  selbst  einen 
ähnlichen  Weg  beschritten,  indem  er  die  Anstände  direkt  zu- 
ständigen Orts  vorbrachte  und  durch  persönliche  Unter- 
stützung seines  Landsmannes  David  Kromm  in  Paris  ver- 
focht. Wie  die  Erfahrungen  zeigten,  durfte  er  sich  von  einem 
solchen  Vorgehen  mehr  Erfolg  versprechen,  als  von  dem  um- 
ständlichen Instanzenzug  in  der  Eidgenossenschaft.  Natür- 
lich vergaß  man  dabei  nicht,  die  Sache  doch  auch  bei  den  Di- 
rektorien zu  Händen  der  Obrigkeiten  anhängig  zu  machen. 

Müssen  wir  also  im  allgemeinen  betreffend  die  Organi- 
sation der  schweizer  Kaufmannschaft  in  Frankreich,  teils  mit 
Vermutungen  verlieb  nehmen,  so  gewähren  uns  anderseits 
die  benutzten  Akten  reichern  Aufschluß  über  die  Entwicklung, 
welche  Handel  und  Gewerbe  seit  1715  in  der  Schweiz  er- 
fahren haben. 

Die  Krisenzeit  der  Banque  Royale  ist  selbstverständlich 
ebenfalls  von  Einfluß  gewesen  auf  den  eigentlichen  schweizer 
Warenhandel.  Zwar  konnten  die  Lyoner  von  der  Ostermesse 
1721  noch  nach  Hause  berichten,  daß  viele  fremde  Kaufleute 
dagewesen  und  große  Quantitäten  seidene,  wollene  und  lei- 
nene Waren  abgesetzt  worden  seien,  was  dem  Handel  wieder 
etwas  Leben  gegeben  habe.  Allein  die  damalige  schlimme 
Ordnung  in  den  finanziellen  Verhältnissen  Frankreichs  mußte 
doch  zu  großen  Stockungen  im  wirtschaftlichen  Verkehr 
führen.  Dementsprechend  lauten  denn  die  Nachrichten  unse- 
rer Landsleute  über  die  Ostermesse  1724  sehr  ungünstig. 
Äußerst  wenig  Ware  sei  aufgeführt  worden,  alle  Fabriken  des 
Landes  würden  eben  veranlaßt,  ihre  Warenvorräte  in  Pro- 
portion zum  Geld  zu  vermindern .*) 

Ein  Konflikt  besonderer  Art,  in  welchen  die  Schweizer 
Kaufleute  während  diesen  Jahren  verwickelt  worden  waren, 
liefert  uns  ein  gutes  Bild  nicht  nur  über  den  Warenaustausch 
zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz,  sondern  allgemein  über 


) vgl.  D 164,  1721.  D 165,  1724.  A T IV,  No.  945. 
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Handel  und  Gewerbe  in  der  Eidgenossenschaft.  Den  Lyonern 
waren  nämlich  Schwierigkeiten  entstanden  durch  die  Import- 
behinderung französischer  Waren  seitens  des  schwäbischen 
Kreises,  unter  dem  Vorwand  von  Verseuchungen  in  Frank- 
reich. Es  hatte  dies  entsprechende  Sperrmaßnahmen  in  der 
Schweiz  selbst,  namentlich  von  Zürich,  veranlaßt.  Auf  Kosten 
des  Zürcher  Direktoriums  wurde  für  nach  Zurzach  kommende 
französische  Waren  in  einem  Wäldchen  zwischen  Weiach 
und  Kaiserstuhl  eine  Quarantänestation,  ein  sog.  „Erluftungs- 
haus“  errichtet.  In  einem  Schreiben  an  die  Sanitätsräte  von 
Zürich,  Bern  und  Basel  trat  Römer  diesen  Berichten  betr. 
Gontagion  entgegen,  da  dieselben  für  Lyon  und  Umgebung 
gar  nicht  zuträfen,  anderseits  der  legitime  Handel  darunter 
sehr  leide,  während  dafür  der  Schmuggel  blühe.  Er  propo- 
nierte  daher,  daß  die  in  Lyon  fabrizierten  Waren  unter  ge- 
wissen Kautelen  wieder  freien  Eingang  erhalten  sollen.  Dabei 
wären  ein  bis  zwei  Personen  nach  Lyon  zu  delegieren,  um 
die  Güter  jeweilen  vor  Abgang  zu  begutachten.  Als  solche 
Importgüter  werden  nun  aufgeführt:  Etoffes  de  soie,  unies  et 
fagonnees,  diejenigen  die  mit  Gold  und  Silber  verarbeitet 
waren,  Gold-  und  Silbergallons,  Seidenbänder  mit  Gold  und 
Silber,  Seidenstrümpfe,  Hüte,  die  in  der  Stadt  hergestellt 
worden,  aller  Art  Quincailleries,  Papier  und  Bücher.  Der 
Syndikus  fand  es  übrigens  erstaunlich,  daß  der  ehrenwerte 
schwäbische  Kreis  so  rigoros  sei,  indem  dessen  Kaufleute 
selbst  in  der  Stadt  Waren  aufgekauft  und  mit  kaiserlichem 
Passeport  über  Straßburg  nach  Deutschland  versandt  hätten. 
Die  angebliche  Seuchengefahr  dürfte  also  dazu  gedient  haben, 
eine  Verkehrs-  und  handelspolitische  Maßnahme  gegen  die 
schweizer  Route,  sowie  den  schweizer  Zwischenhandel  zu 
maskieren.*) 

Der  ganze  Vorfall  ist  für  uns  indessen  noch  aus  einem 
anderen  Grunde  von  Interesse,  denn  die  Angelegenheit  zog 
weitere  Verhandlungen  der  Eidgenossen  mit  Vertretern  des 


) vgl.  D 164,  1721/22.  D 5,  1720. 
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schwäbischen  Kreises  nach  sich,  die  in  Mörsburg  stattfanden. 
Die  Instruktion  nun,  welche  dem  Delegierten  des  zürche- 
rischen Direktoriums,  Salomon  Ott,  an  diesen  Kreistag  mit» 
gegeben  wurde,  gewährt  uns  Aufschluß  darüber,  was  für 
Waren  im  Lande  fabriziert,  wie  diese  verarbeitet  und  woher 
sie  bezw.  ihre  Rohstoffe  importiert  wurden.*)  Diese  Dar- 
legung, die  wir  im  Anhang  in  Copie  wiedergeben,  muß  aller- 
dings mit  der  nötigen  Vorsicht  betrachtet  werden.  Ohne 
Zweifel  ist  darin  der  Anteil  Frankreichs,  sei  es  direkt  am  Ex- 
port oder  nur  als  Transitland,  tendenziös  verkleinert.  Über 
Zürichs  Manufakturen  und  Handel  ist  in  der  vorerwähnten 
Schrift  nichts  spezielles  angeführt,  aus  einem  Schreiben  Rö- 
mers von  1724  wissen  wir  jedoch,  daß  als  Zürcher  Artikel  be- 
sonders in  Betracht  kamen:  soie  ouvree  et  les  greges,  alle 
Arten  Fleurets,  dann  Crepons,  ferner  Persienne,  Indiennes, 
Mousselines,  Mattelotes,  Mouchoirs  de  cotton  et  de  laine, 
rayes  et  imprimes;  alles  Waren,  welche  in  erheblicher  Quan- 
tität in  und  um  die  Stadt  fabriziert  wurden. 

An  Hand  der  erwähnten  Schrift  des  Zürcher  Direkto- 
riums können  wir  aufs  Neue  ersehen,  welch  reiche  Entfaltung 
das  wirtschaftliche  Leben  in  der  Eidgenossenschaft  nur  seit 
der  Epoche  der  1630er  Jahre  erfahren  hatte.  Treibendes 
Moment  hiezu  bildeten  unsere  Kaufleute,  sowohl  in  der 
Schweiz,  als  auch  im  Ausland  namentlich  in  Frankreich.  Sie 
haben  den  Anstoß  zur  Aufnahme  neuer  Artikel  gegeben,  sie 
haben  indessen  gleichfalls  für  den  Absatz  der  steigenden 
heimischen  Produktion  Sorge  getragen.  Die  französisch- 
schweizerischen Handelsbeziehungen  sind  dabei  stets  von 
maßgebendem  Einfluß  gewesen,  ungeachtet  der  zahllosen 
Hemmungen,  denen  sie  im  Laufe  der  Zeit  unterworfen  wur- 
den. Gestützt  auf  die  alten  Handelsprivilegien  hatte  die 
Schweiz  hier  eine  besonders  vorteilhafte  Position  erlangt 
und  teilweise  durch  alle  Stürme  hindurch  zu  behaupten  ver- 
mocht. Wie  groß  das  handelspolitische  Interesse  der  Eid- 
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genossenschaft  an  diesen  Privilegien  war,  erhellt  uns  am 
besten  ein  Memorial,  das  die  Lyoner  1731  an  die  XIII  Orte 
richteten,  als  eine  Allianzerneuerung  mit  Frankreich  in  Dis- 
kussion stand.  Man  überlasse  den  Politicis,  hieß  es  da,  über 
die  Wünschbarkeit  der  Erneuerung  des  Bundes  im  Allgemei- 
nen zu  urteilen.  Desgleichen  übergehe  man,  was  die  militä- 
rische Seite  betreffe.  Hinsichtlich  der  kommerziellen  Seite 
aber  wurden  nun  folgende  Punkte  zur  Berücksichtigung 
empfohlen : 

1.  Die  Nation  genieße  in  genere  im  ganzen  Königreich 
schöne  Exemptionen  gegenüber  den  Einheimischen  und  allen 
Fremden. 

2.  Aus  dem  Kanton  Zürich  werde  mit  Frankreich  ein 
namhafter  Handel  betrieben,  besonders  in  Seide,  Strazze  und 
Floret. 

3.  Aus  dem  Berner  Gebiet  gehe  jährlich  eine  große  Quan- 
tität Leinwatt  und  Tischzeug  nach  Frankreich,  welche  im 
Lande  selbst  fabriziert,  dazu  auch  noch  Käse.  Hierdurch 
komme  viel  Geld  ins  Land  und  finde  eine  große  Anzahl  Ein- 
wohner ihren  Unterhalt. 

4.  Der  Kanton  Solothurn  und  Nachbarschaft  sei  mit  gro- 
ßem Pferde-  und  Vieh-Export  beteiligt. 

5.  Der  Kanton  Freiburg  bringe  durch  alljährliche  starke 
Käseausfuhr  viel  Geld  ins  Land. 

6.  Im  Kanton  Appenzell  werde  eine  nicht  unerhebliche 
Quantität  Leinwatt  fabriziert.  Desgleichen  in  der  Grafschaft 
Thurgau,  im  Rheintal,  der  fürst-äbtlichen  st.  gallischen  Land- 
schaft, im  Toggenburg  und  in  der  Stadt  St.  Gallen.  Dieses 
Negotium  ernähre  viel  tausend  Seelen.  Den  Bauer,  welcher 
Hanf  und  Flachs  pflanze,  dann  die  Weber,  Bleicher,  Färber 
und  alle  übrigen  Arbeitsleute.  Die  Produkte  würden  durch 
Kaufleute  von  St.  Gallen,  Bischofszell,  Arbon,  Trogen,  Ror- 
schach  und  Altstätten  vornehmlich  nach  Frankreich  gesandt. 
Man  habe  auch  bemerkt,  wie  die  Handelskrisen  von  1709, 
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1715  und  1720  in  dieser  Gegend  großen  Mangel  und  Armut 
zeitigten,  erst  als  der  Handel  wieder  einigen  Aufschwung 
genommen,  sei  eine  Besserung  eingetreten. 

7.  Im  Gebiet  der  Städte  Solothurn,  Basel,  Biel  und  im 
Neuenburgischen  werde  jährlich  viel  Eisendraht  hergestellt 
und  nach  Frankreich  exportiert. 

8.  Endlich  komme  aus  dem  Kanton  Glarus  etwas  weni- 
ges Seide,  ferner  Watte,  Tische,  Zieger  und  gedörrte  Kräuter. 

Als  weitere  wichtige  Momente  wurden  noch  angeführt, 
daß  aus  Burgund  und  Elsaß  viel  Wein,  Getreide  und  Salz 
importiert  werde,  letztere  zwei  Artikel  seien  von  besonderer 
Bedeutung  namentlich  bei  allfälliger  Sperre  des  Korn-  und 
Salzpasses  aus  dem  Römischen  Reich.  Den  Warenerlös 
könne  man  in  bar  mittelst  Passeports  heimsenden,  welche 
Ausfuhr  sonst  bei  Leibes-  und  Lebensstrafe  verboten  sei. 
Dieses  Privilegium  habe  zu  verschiedenen  Zeiten  die  Silber- 
und Goldsorten  im  ganzen  Schweizerland  sehr  flüssig  ge- 
macht, selbst  wenn  das  Geld  in  Frankreich  ungemein  rar 
gewesen.  Dann  wurde  noch  auf  die  Franchises  von  je  16 
Tagen  zu  den  vier  Messen  hingewiesen.  Endlich  will  man 
beobachtet  haben,  daß  20mal  mehr  Ware  aus  der  Schweiz 
in  Frankreich  eingeführt,  als  von  da  nach  der  Eidgenossen- 
schaft ausgeführt  und  dort  konsumiert  würden.  Über  diese 
Ungleichheit  hätten  die  Franzosen  schon  oft  Bedenken  ge- 
äußert und  ihre  Kaufleute  beim  Hof  Einsprache  erhoben,  aber 
in  Ansehung  der  Bünde  und  der  daraus  fließenden  Privilegien 
nichts  auszurichten  vermocht.  Kurz,  der  Vorteil  in  kommer- 
ziellen Sachen  liege  völlig  auf  Seiten  der  Schweiz  und  von 
dessen  Fortdauer  hange  die  meiste  Nahrung  und  Wohlfahrt 
großer  Gebiete  und  vieler  Leute  ab,  die  sonst  keinen  anderen 
Nutzen  finden  könnten.  Aller  dieser  aus  dem  Bund  mit 
Frankreich  der  Eidgenossenschaft  zukommende  Gewinn  sei 
wohl  desjenigen  wert,  welchen  die  Krone  dagegen  einzig  und 
allein  aus  den  schweizer  Kriegsvölkern  ziehe,  die  allerdings 
auch  ihre  Vorteile  in  den  königl.  Diensten  fänden.*) 
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Diese  Ausführungen,  speziell  die  Punkte  1 — 8,  bilden  eine 
hübsche  Ergänzung  der  Instruktion  Otts,  sie  sind  aber  zu* 
gleich  eine  Bestätigung  unserer  bezüglichen  Bemerkungen. 
Man  darf  indesen  nicht  übersehen,  daß  auch  dieses  Memorial 
tendenziös  gefärbt  ist.  Wir  haben  ja  bei  der  Betrachtung 
des  Privilegienkampfes  gesehen,  wie  die  Vorrechte  der 
schweizer  Kaufleute  heiß  umstritten  waren  und  bereits  im 
einen  oder  andern  Punkt  Einschränkungen  erlitten  hatten. 
Im  Gegensatz  zu  der  Denkschrift  gab  die  Einfuhr  von  Ge- 
treide aus  dem  Elsaß  gar  oft  Anlaß  zu  Klagen  seitens  Basels. 
Das  Privileg  der  Bargeldausfuhr  war  ebenfalls  öfters  Kon- 
fliktsmotiv, zudem  hatte  es  seit  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
an  Bedeutung  verloren.  Man  bediente  sich  für  die  Ausfuhr 
vielmehr  der  Wechsel.  Nach  einem  Bericht  des  st.  galler 
Direktoriums  verschaffte  man  sich  Amsterdamer,  Augsburger 
oder  andere,  die  in  Lyon  selbst  negociert  oder  über  Zürich, 
Nürnberg,  Augsburg,  Frankfurt  und  andere  caviert  wurden, 
von  wo  man  nebst  Bozen  fast  alle  Contanti  hatte.  Wenn  man 
endlich  die  vielen  Streitigkeiten  unserer  Landsleute  in  Frank- 
reich mit  den  Fermiers  und  dem  Fiskus  durchgeht,  wird  man 
nicht  wohl  sagen  können,  daß  die  französischen  Kaufleute 
und  Industriellen  nichts  gegen  die  eidg.  Privilegien  auszu- 
richten vermochten.  Allein  alles  in  allem  waren  die  fran- 
zösisch-schweizerischen Handelsrelationen  für  Gewerbe  und 
Handel  in  der  Schweiz  doch  von  primärer  Bedeutung  ge- 
blieben.*) 

Trotz  allen  Schwierigkeiten  war  Frankreich  nach  wie 
vor  ein  wichtiges  Absatzgebiet  für  die  sich  immer  stärker 
verbreitende  schweizer  Textilindustrie.  Wohl  wurde  man  im 
einen  oder  andern  Artikel  aus  dem  Feld  geschlagen.  So  wird 
beispielsweise  1736  konstatiert,  daß  seit  einem  Jahr  weder 
Bazins  noch  Futaines  nach  Lyon  gekommen  seien,  wegen  der 
Konkurrenz  durch  französische  Bazins  und  aus  Flandern. 
Dafür  brachten  dann  neue  Importartikel,  wie  Cambrays  fa^on 


) vgl.  D 166,  1730.  AT  IV,  No.  1165. 


139 


de  Mousselines,  Rouens  blancs,  Berner  Tischzeug,  etwelchen 
Ausgleich.  In  Lyon  selbst  scheint  einst  eine  beträchtliche 
Fabrik  für  Bazins  und  Futaines  bestanden  zu  haben  mit  mehr 
als  6000  Arbeitern.  Die  Hemmungen,  welche  man  diesem  In- 
dustriezweig mittelst  Reglementierungen  und  Steuern  berei- 
tete, haben  aber  dessen  Wegzug  ins  Ausland  veranlaßt,  sodaß 
in  den  1730er  Jahren  in  der  Stadt  nur  noch  ca.  200  Personen 
darin  beschäftigt  waren. 

Von  allen  in  der  Schweiz  hergestellten  und  ausgerüsteten 
Tüchern,  deren  Einfuhr  mit  geringen  Ausnahmen,  welche 
durch  die  Franche  Comte  gingen,  über  Lyon  erfolgte,  wurden 
zwei  Drittel  in  Frankreich  konsumiert,  während  das  weitere 
Drittel  durch  Frankreich  nach  Spanien  transitierte.  Diese 
Durchfuhr  bot  den  Franzosen  nicht  geringen  Nutzen.  Auf 
Kosten  Genuas  war  ehemals  von  Ludwig  XIV.  Zollfreiheit 
für  diesen  Verkehr  auf  der  Route  Genf — Marseille  zugestan- 
den worden.  Im  Laufe  der  Zeit  wurden  aber  auch  hier  Zölle 
erhoben,  die  den  Fermiers  einen  beträchtlichen  Ertrag  ab- 
warfen. Ferner  erbrachte  dieser  Transit  den  cochers  royaux 
und  voituriers  jährlich  ca.  15’000  Livres.  Die  Schweizer 
hatten  an  der  französischen  Route  festgehalten,  obwohl  die 
Genueser  3 — 4 % billiger  war,  wegen  der  Schnelligkeit  und 
der  besseren  Verschiffungsgelegenheit.  Erst  die  oben  ge- 
schilderte Belästigung  mit  der  Visitation  hat  dann  1737  zur 
Erwägung  einer  Routen  Verlegung  Anlaß  gegeben.  Die  Trans- 
portkosten eines  Baril  gebleichte  Schweizertücher  von  350 
Pfund  Lyoner  Gewicht,  von  St.  Gallen  oder  Arbon  bis  nach 
Genua,  an  Bord  des  Schiffes,  beliefen  sich  auf  L.  61.13.6, 
nach  Lyon  und  Marseille  aber  kostete  die  gleiche  Balle 
L.  102.19. — Fracht  in  der  Meßzeit,  sonst  L.  13.6. — mehr.*) 

Die  schweizer  Tücher  werden  von  unseren  Kaufleuten 
als  meistens  verschieden  von  den  in  Frankreich  fabrizierten 
geschildert.  Sie  seien  von  geringerem  Wert  als  diese  und 
nötig  für  das  Assortiment.  In  Frage  kamen  um  1737  folgende 
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Artikel:  Cambrays;  Rouens  blancs,  doubles  et  % battus  von 
verschiedener  Breite,  appretiert  und  nicht  appretiert;  Cam- 
braysines;  Toiles  de  Berne  und  linge  de  table  commun; 
Treillis  4 fers  pour  boutonniers  d’habit;  Treillis  pour  coeffes 
de  chapeaux;  Rouens  teints;  Sangalletis;  Toiles  gris  et 
teintes  pour  doublures  von  10  ä 28  s.  per  aune;  früher  gleich- 
falls kleine  Quantitäten  von  Toiles  rayees,  fagonnees,  Bazins 
und  Montbeillards. 

Vergleicht  man  diese  Liste  mit  den  im  vorigen  Kapitel 
aufgezählten  Fabrikaten,  so  kann  eine  wesentliche  Änderung 
festgestellt  werden.  Seiden-  und  Wollwaren  sind  verschwun- 
den, dafür  haben  die  Artikel  in  Leinwand  und  Baumwolle  eine 
Erweiterung  erfahren.  Besonders  erwähnenswert  ist  das  sog. 
Tischzeug.  Dessen  Herstellung  war  eine  Spezialität  der  Ber- 
ner und  zwar  von  der  Gewinnung  des  Rohstoffes  bis  zur  Voll- 
endung der  Ware.  Fast  die  ganze  Produktion  ging  nach 
Frankreich  und  Westindien.  Basel  war  lediglich  an  der  Blei- 
cherei und  am  Handel  beteiligt.  In  St.  Gallen,  Appenzell  und 
anderwärts,  namentlich  auch  in  Frankreich,  fabrizierte  man 
diese  Ware  nicht.  Councler  weiß  von  einem  einzigen  Unter- 
nehmer in  Lyon  zu  berichten,  der  aber  nur  die  gewöhnlichen 
Tischzeuge  herstelle.  Die  ganz  Feinen  bezog  man  aus  Flan- 
dern und  die  Mittleren  stellten  eben  diese  Berner  Produkte 
dar.  Von  Indiennes  und  ähnlichem  wird  in  obiger  Aufzählung 
auch  keine  Erwähnung  mehr  getan.  Die  Druckerei  in  der 
Schweiz  stand  aber  damals  in  großer  Blüte.  Es  mag  deren 
Produktion  nicht  geringen  Anteil  gehabt  haben  an  dem 
starken  Schleichhandel  nach  Frankreich.  Ähnlich  lagen  die 
Dinge  für  den  Zürcher  Handel  in  Trame,  Fleurets  und  Gal- 
lets,  dann  Seidenstoffen,  Sammet,  auch  Wollstoffen  und  Halb- 
seide; diese  Waren  wurden  trotz  den  hohen  Zöllen  oft  in- 
direkt eingeführt.  Daß  man  sich  in  Frankreich  für  diese  Ar- 
tikel nach  wie  vor  interessierte,  beweist  am  besten  ein  Be- 
richt Counclers  von  1741,  wonach  mehr  als  je  viele  franzö- 
sische Händler  zum  Einkauf  nach  Zürich  kämen. 
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Dessenungeachtet  geht  aus  den  Akten  der  1730er  Jahre 
doch  hervor,  daß  der  Verbrauch  an  schweizer  Tüchern  in 
Frankreich  seit  ca.  20  Jahren  bis  auf  die  Hälfte  zurückgegangen. 
Ein  großer  Teil  des  Importes  ging  dabei  in  die  Provence, 
nach  Rochelle  und  Nantes,  für  die  weitere  Verschiffung  nach 
Spanien,  Portugal,  Barbarie  und  aux  Isles  et  Indes  Occiden- 
fales.  Desgleichen  gelangte  ein  Teil  der  in  die  Languedoc 
kommenden  Tücher  nach  Bayonne  und  Ollerons  zum  Export 
nach  Spanien  und  weiter.  Ein  eigentlicher  Konsum  von 
schweizer  Textil-Produkten  fand  nur  in  der  Languedoc,  Dau- 
phine, Franche  Comte  und  im  Vivarais  statt.  In  den  Pro- 
vinzen mit  stark  entwickelten  Tuchmanufakturen,  wie  Nor- 
mandie, Bretagne  usw.  beschränkte  sich  der  Verbrauch  in 
schweizer  Waren  auf  wenige  Teinturailles  und  Treillis,  eben- 
so in  Isle  de  France  und  Guyenne.  Die  Schweizer  verkauften 
dabei  nur  en  gros  an  französische  Händler.*) 

Frankreich  hatte  indessen  nicht  nur  Bedeutung  für  diesen 
Export  an  schweizer  Textilien,  es  war  daneben  noch  starker 
Abnehmer  von  Urprodukten,  wie  Käse  und  Vieh,  aus  ver- 
schiedenen Gebieten  der  Eidgenossenschaft.  Im  Ferneren 
fand  die  junge  Eisenproduktion  der  Westschweiz  bei  den 
Franzosen  gute  Aufnahme. 

Anderseits  muß  hier  beigefügt  werden,  daß  die  Eidge- 
nossenschaft als  Konsument  im  Laufe  der  Zeit  für  Handel 
und  Industrie  der  Franzosen  doch  auch  von  erheblicher  Wich- 
tigkeit geworden  war.  Konnte  zu  Anfang  des  17.  Jahrhun- 
derts schweizerischerseits  auf  eine  recht  günstige  Handels- 
bilanz mit  Frankreich  hingewiesen  werden,  so  hatten  sich 
seit  den  ersten  Jahrzehnten  des  18.  Jahrhunderts  die  Dinge 
wesentlich  verschoben.  Ganz  im  Gegensatz  zu  den  Ausfüh- 
rungen der  „Lyoner“  in  ihrem  Memorial  von  1731,  wonach 
20mal  mehr  Ware  aus  der  Schweiz  nach  Frankreich  gehen 
sollte  als  umgekehrt,  wird  1737  und  später  von  den  Schwei- 
zer Kaufleuten  in  Lyon  erklärt,  daß  die  Handelsbilanz  der 
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letzten  12  bis  20  Jahre  sich  zu  Gunsten  Frankreichs  gewendet 
habe,  indem  die  Schweiz  an  Lebensmitteln  und  anderen 
Waren  mehr  aus  dessen  Gebieten  beziehe,  als  dorthin  expor- 
tiere. Diese  letztere  Ansicht  dürfte  auch  eher  der  Wirklich- 
keit entsprechen.  So  erwähnt  zum  Beispiel  Kromm  in  Paris 
1737,  anläßlich  seiner  Unterhandlungen  für  die  Nation,  daß 
von  Ostern  1736  bis  Ostern  1737  von  den  „Lyonern“  nur 
2948  Ballen  ä 200  Pfund  eingeführt  wurden,  wovon  mehr  als 
ein  Drittel  Transitware.  Die  Balle  ä 500  Livres  geschätzt, 
was  den  gewöhnlichen  Preis  darstelle,  belaufe  sich  also  der 
schweizer  Handel  für  den  französischen  Konsum  auf  ca. 
983’000  Livres.  Demgegenüber  werde  von  den  Schweizern 
viel  Draperie,  Baumwolle,  öl,  Seife,  Zucker,  Safran,  Salz, 
Wein  usw.  ausgeführt.  Für  Wein  allein,  hauptsächlich  aus 
dem  Elsaß,  müsse  man  jährlich  mehr  als  24’000  Louis  d’or 
effectifs  an  Frankreich  zahlen,  neben  den  mehr  als  3 Millionen 
Livres  für  Soyerie  und  Dorure,  sowie  weiteren  ca.  150’000 
Livres  für  Pelleterie  du  Canada.  Um  die  gleiche  Zeit  wird 
vom  Syndikus  Councler  ebenfalls  dargelegt,  wie  ca.  4 — 5 
schweizer  Firmen  allein  jährlich  für  mehr  als  2 Millionen 
Etoffes,  Dorures  usw.,  als  Kommissäre  für  Deutschland,  aus 
Lyon  exportierten.  Auch  1740  kann  Councler  nur  neuerdings 
konstatieren,  wie  die  Handelsbilanz  ganz  zu  Gunsten  Frank- 
reichs stehe.*) 

Diese  Änderung  der  Verhältnisse  führten  sogar  zu  recht 
merkwürdigen  Ansichten  in  der  Eidgenossenschaft.  So  wurde 
1738  aus  schweizer  Kreisen  gegenüber  Beschwerden  der 
Lyoner  Kaufleute  bemerkt,  wenn  die  Schweizerhäuser,  vor 
allem  die  St.  Galler,  sich  in  die  Heimat  zurückzögen  und  also 
keine  mehr  in  Frankreich  niedergelassen  wären,  ließen  sich 
ebensoviele  Geschäfte  abwickeln,  da  ja  ihre  Waren  unver- 
mindert gefragt  bleiben,  wenn  die  freie  Einfuhr  ins  König- 
reich beibehalten  werden  könne.  Der  Absatz  in  Frankreich 
selbst  sei  derart  gering,  daß  es  überhaupt  nicht  lohne,  sich 


) vgl.  D 167,  1737.  D 168,  1740.  A T V u.  VI. 


143 


dem  Risiko  einer  so  schlechten  Behandlung  auszusetzen.  Ihr 
Haupthandel  gehe  nach  Spanien  und  dieser  könne  leicht  über 
Genua  und  das  Meer  betrieben  werden.  Councler  verstand  es 
indessen,  solche  absurde  Meinungen  trefflich  zu  widerlegen. 
Er  machte  dabei  besonders  aufmerksam,  wie  eben  Frankreich 
für  viele  schweizer  Kaufleute,  Fabrikanten  und  Handwerker 
eine  Existenzquelle  bilde.  Theoretisch  sei  eine  andere  Orien- 
tierung ihres  Handels  leicht  zu  propagieren,  bei  einer  prak- 
tischen Durchführung  hätte  man  aber  enorme  Schwierig- 
keiten zu  überwinden.  Spanien  allein  bilde  kein  genügendes 
Absatzgebiet.  Eine  Stockung  des  Handels  mit  Frankreich 
würde  für  weite  Gebiete  der  Heimat  wie  ehedem  schwere 
Folgen  nach  sich  ziehen.  Die  Machtstellung,  zu  welcher 
Frankreich  emporgestiegen,  lasse  es  übrigens  für  ratsam  er- 
scheinen, das  Land  zum  Freunde  zu  besitzen.*) 

Zusammenfassend  können  wir  sagen,  daß  das  heimische 
Gewerbe,  während  dem  geschilderten  Zeitabschnitt,  weitere 
Fortschritte  gemacht  hat.  Nicht  nur  die  Produktion  wurde 
reicher  gestaltet,  sondern  es  erfolgte  auch  eine  Verbreiterung 
der  industriellen  Tätigkeit  in  der  Eidgenossenschaft.  Der 
Handel  steht  trotz  allerlei  Hemmungen  in  hoher  Blüte.  Be- 
sonders rege  sind  die  Beziehungen  zu  Frankreich.  Zwar  bil- 
det dieses  Land  für  die  schweizerischen  Manufakturen  nicht 
mehr  fast  ausschließliches  Absatzgebiet  wie  in  früheren  Zeiten, 
dafür  alimentiert  es  in  steigendem  Maße  einen  lebhaften 
Zwischenhandel  unserer  Landsleute  mit  den  östlichen  Nach- 
barn der  Schweiz. 


) vgl.  D 167,  1738.  AT  V. 


III.  Schluß. 

7.  Zerfall  der  eidg.  Handelsprivilegien  in  Frankreich 

1751/1790. 

Ungeachtet  der  in  Frankreich  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts, als  Folge  der  physiokratischen  Schule,  immer  stär- 
ker hervortretenden  liberaleren  Wirtschaftspolitik,  können 
wir  beobachten,  wie  der  stete  Abbröckelungsprozeß,  welchem 
die  eidg.  Privilegien  unterworfen  waren,  im  vorliegenden 
Zeitabschnitt  weitere  Fortschritte  macht  und  schließlich  fast 
zur  völligen  Aufhebung  dieser  alten  Vorrechte  führt.  Noch 
stehen  den  schweizer  Kaufleuten  eine  ganze  Reihe  namhafter 
Begünstigungen  zu,  allein  in  die  günstige  Position,  welche  die 
„Nation“  ehemals  besessen,  sind  nun  doch  schon  erhebliche 
Breschen  gelegt  worden. 

Für  eine  ganze  Anzahl  von  Waren,  wie  Leinwatt,  Tisch- 
zeug, Drilch,  Käse,  Eisendraht,  Messing  und  Kupfer,  hatte 
man,  wenn  auch  mühevoll,  zollfreie  Einfuhr  zu  behaupten  ver- 
mocht.*) Größere  Zollstreitigkeiten  scheinen  nach  1750  über- 
haupt nicht  mehr  vorgefallen  zu  sein.  Ein  erheblicher  Zoll- 
anstand in  Marseille  wegen  transitierender  Baumwolle  wurde 
binnen  kurzem  von  französischer  Seite  selbst  behoben. 

Schlimmer  stand  es  dagegen  für  unsere  Landsleute  in 
Frankreich  hinsichtlich  der  persönlichen  Abgabenfreiheit.  Wie 
wir  im  vorigen  Kapitel  gesehen,  hatten  die  Schweizer  sich  in 
steigendem  Maße  gegen  Steuerbelastungen  zu  wehren.  Leider 
war  ihnen  dabei  nicht  besonderer  Erfolg  beschieden.  Die  fi- 
nanzielle Lage  der  Krone  zwang  zudem  zu  immer  reicherem 
Steuerbukett.  Daß  der  Fiskus  in  der  Folge  bei  seinen  Er- 


*)  vgl.  Wild,  H.,  1.  c.  Für  diese  Ausführungen  ist  in  der  Haupt- 
sache der  Abschnitt  pag.  258  u.  ff.  benutzt  worden.  Gonzenbach  1.  c. 
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hebungen  nicht  bei  den  Untertanen  stehen  blieb,  sondern 
überhaupt  alle  Einwohner  heranzuziehen  suchte,  ist  begreif- 
lich. Durch  die  Anwendung  des  Repartitionssystems  war  ja 
der  Willkür  der  Herren  Intendanten  Tür  und  Tor  geöffnet. 
Von  Lyon  breitete  sich  diese  Strömung  auf  die  übrigen  Städte 
mit  größeren  oder  kleineren  Schweizerkolonien  aus,  so  nach 
Paris,  Marseille  und  Rochelle.*)  Der  siebenjährige  Krieg 
brachte  noch  eine  Verschärfung  der  Lage  für  die  Kaufleute, 
denn  nach  früher  schon  probiertem  Verfahren  wollte  man  die 
Privilegien  überhaupt  nur  noch  den  Militärs  zugebilligt  wissen. 
Trotz  solchen  flagranten  Verletzungen  der  verbrieften  Privi- 
legien der  Schweizer,  brauchte  man  französischerseits  keine 
Angst  vor  eidg.  Gegenmaßnahmen  zu  haben,  kannte  man 
doch  nur  zu  gut  die  fortwährenden  inneren  Uneinigkeiten  der 
Stände. 

Wiederholte  Hilfsgesuche  der  „Lyoner“  an  die  Eidge- 
nossenschaft, veranlaßten  schließlich  die  Stände  doch, 
Schritte  beim  französischen  Gesandten  zu  unternehmen,  sie 
vermochten  indessen  die  Anstände  nicht  zu  beheben.  Auch 
ein  gemein-eidg.  Schreiben  an  den  König,  anfangs  1762,  er- 
gab kein  besseres  Resultat.  Die  Taxbelästigungen  der 
Schweizer  dauerten  unvermindert  an**)  und  Klagen  der  „Na- 
tion“ schenkte  man  in  der  Heimat  wenig  Gehör.  Die  immer 
unerträglicher  werdende  Situation  in  Lyon  veranlaßte  endlich 
im  Mai  1768  eine  Extrakonferenz  in  Baden,  auf  der  die  eid- 
genössischen Privilegien  in  Frankreich  gründlich  erörtert 
wurden.  Wie  seinerzeit  Councler,  so  assistierte  hiebei  der  Syn- 
dikus Scherb***)  aus  Lyon  mit  den  nötigen  Erläuterungen. 

An  der  Versammlung  herrschte  wohl  Einigkeit  darüber, 
daß  für  diese  alten  Vorrechte  gesorgt  werden  müsse,  über 
das  Wie  gingen  die  Meinungen  aber  auseinander  ganz  analog 

*)  A 225,  27.  D 9,  1751/53;  D 10,  1754/59.  D 34,  1751/53;  D 35, 
1756/7.  D 70,  1755  u.  1757.  D 71,  1751/53. 

**)  vgl.  D 70,  1767. 

***)  vgl.  D 35,  1755/6.  D 70,  1756.  Georg  Scherb  aus  Bischofszell 
ist  der  Nachfolger  im  Amt  von  David  Schlumpf. 
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früheren  Beratungen.  Schließlich  kam  wieder  ein  Interces- 
sionsschreiben  an  den  König  zu  Stande.  Etwelche  Wirkung 
war  ihm  insofern  beschieden,  als  die  nachgesuchte  Unter- 
handlung mit  dem  Gesandten  zur  Regelung  der  Anstände, 
nebst  sonstigen  guten  Zusicherungen,  zugesagt  wurde.  Eine 
unbegreifliche  Gleichgültigkeit  der  Orte,  sowie  weitere  un- 
glückliche Momente,  haben  indessen  die  ganze  Sache  bis  1771 
verschleppt,  damit  war  aber  zugleich  die  gute  Gelegenheit 
verpaßt  worden. 

Dieses  Verhältnis  der  Stände  bewog  die  Schweizer  in 
Lyon,  wieder  einmal  den  Versuch  zu  unternehmen,  ihre  Sache 
auf  eigene  Faust  mittelst  einer  Vertrauensperson  in  Paris  zu 
einer  guten  Lösung  zu  bringen.  Es  war  ihnen  aber  kein  Glück 
beschieden,  ihre  Lage  gestaltete  sich  inzwischen  nur  noch 
prekärer. 

Im  Februar  1774  kam  es  in  der  Privilegienangelegenheit 
endlich  zu  Verhandlungen  zwischen  der  Eidgenossenschaft 
und  dem  französischen  Gesandten.  Fruchtlose  Debatten 
waren  jedoch  das  einzige  Resultat  der  Tagung.  Sie  zeigten 
nicht  bloß  große  Gegensätze  zwischen  den  Auffassungen  der 
beiden  Parteien,  sondern  sogar  die  Stände  untereinander 
vermochten  sich  selbst  über  Prinzipielles  nicht  zu  einigen. 
Französischerseits  wollte  man  die  Begünstigungen  nur  nicht  — 
ansässigen  Kaufleuten  zugestehen.  Auch  sollten  die  Patente, 
Erlasse  und  Entscheide  nach  Ableben  des  Ausstellers  oder 
nach  Gutdünken  des  Königs  kraftlos  werden.  Endlich  for- 
derte man  für  die  gewährten  Privilegien  absolutes  Gegen- 
recht. 

Obwohl  durch  solche  Bestimmungen  die  eidg.  Vorrechte 
äußerst  gefährdet  wurden,  und  trotz  dringenden  Bittgesuchen 
aus  Lyon,  gelang  es  nicht,  die  Stände  zu  gemeinsamer  Oppo- 
sition zu  bewegen.  Selbst  der  Tod  Ludwigs  XV.  im  Mai  1774 
und  die  Thronbesteigung  Ludwigs  XVI.  vermochten  keine 
Änderung  der  Dinge  herbeizuführen.  Auch  an  der  Juli-Tag- 
satzung  1775  zeigte  sich  unter  den  Orten  die  alte  Uneinig- 
keit, einzelne  hatten  vielmehr  von  sich  aus  bereits  offiziell  zur 
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französischen  Auffassung  consentiert.  An  einen  wirksamen 
Widerstand  war  deshalb  je  länger  je  weniger  zu  denken,  man 
scheint  denn  auch  die  Hoffnung  auf  Verhandlungen  zu  einer 
neuen  Allianz,  welche  festere  Gestalt  anzunehmen  begannen, 
gesetzt  zu  haben. 

Die  Geduld  unserer  Landsleute  in  Lyon  war  aber  er- 
schöpft, denn  während  den  zaudernden  Beratungen  in  der 
Heimat  wurden  die  Steuererhebungen  in  Lyon  unerbittlich 
durchgeführt.  Sie  beschlossen,  zur  Selbsthilfe  zu  greifen. 
Syndikus  Scherb  wurde  nach  Paris  delegiert  und  verfocht 
dort  die  Ansprüche  der  „Nation“;  er  mußte  jedoch  unverrich- 
teter Dinge  zurückkehren.  Besser  ging  es  ihm  mit  dem  Ver- 
such, wenigstens  etwelche  Erleichterungen  zu  erwirken,  in- 
dem der  Kolonie  dank  seinen  Anstrengungen  eine  erhebliche 
Reduktion  der  Taxation  pro  1771/75  zugebilligt  wurde,  im 
Prinzip  mußten  die  Schweizer  aber  eine  fixe  Steuersumme 
anerkennen.  Wohl  schweren  Herzens  haben  die  Kaufleute 
schließlich  dieser  Regelung  zugestimmt.  Man  erhielt  so  we- 
nigstens klare  Verhältnisse.  Zwar  opferte  man  damit  wieder 
ein  Privilegium,  allein  man  gab  eben  der  vermeintlich  er- 
langten Sicherheit  den  Vorzug. 

Mittlerweile  wurden  die  seit  mehr  als  einem  halben  Jahr- 
hundert ersehnten  Negotiationen  zu  einer  neuen  Allianz  nach 
dem  Regierungsantritt  Ludwigs  XVI.  zu  Realität.  Dadurch 
bot  sich  den  Eidgenossen  nochmals  Gelegenheit,  die  Privi- 
legienfrage mit  etwelcher  Hoffnung  auf  Erfolg  zur  Diskussion 
zu  bringen.  Was  man  dabei  in  den  kaufmännischen  Kreisen 
erstrebte,  war  lediglich  Anerkennung  ihrer  alten  Vorrechte, 
aber  nunmehr  in  genau  umschriebener  Form.  Bedenklich  war 
es  allerdings  für  die  Schweizer,  daß  sie  sich  für  die  Begrün- 
dung ihrer  Forderungen  zur  Hauptsache  auf  den  „Ewigen 
Frieden“  von  1516  stützen  mußten,  denn  dieser  alte  Traktat 
entsprach  den  neuen  Verhältnissen  nicht  mehr.  Die  damaligen 
bescheidenen  Manufakturen  hatten  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu 
ganz  respektablen  und  reichgegliederten  Industrien  entwickelt. 
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Gerade  den  beiden  Hauptzweigen,  dem  Seiden-  und  Baum- 
wollgewerbe,  wurden  jedoch  von  Frankreich  die  größten 
Schwierigkeiten  bereitet,  einesteils  wegen  der  eigenen  blühen- 
den Seidenmanufaktur  und  andernteils  wegen  den  der  Ost- 
indischen Kompagnie  gewährten  Privilegien.  Wie  wir  oben 
ausgeführt  haben,  waren  auch  im  gegenseitigen  Güteraus- 
tausch tiefgreifende  Änderungen  erfolgt.  Der  ehemals  aktive 
Handelsverkehr  der  Schweiz  mit  Frankreich,  hatte  einer  pas- 
siven Handelsbilanz  Platz  machen  müssen.  Dazu  kam  noch 
als  weiteres  Moment,  daß  das  politische  Verhältnis  der  beiden 
Länder  zu  einander  seit  1516  eine  vollständige  Umkehrung 
erfahren  hatte.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  diese  veränderte 
Sachlage  zu  einer  Neuordnung  der  Handelsrelationen  drängte. 
Die  bisherige  Form  der  Privilegien  konnte  dabei  unmöglich 
genügen,  vielmehr  wäre  jetzt  die  seinerzeit,  1739,  angeregte 
Regelung  wohl  am  zuträglichsten  gewesen.  Leider  hielten  die 
Eidgenossen  aber  am  veralteten  System  fest. 

Der  Hof  seinerseits  hatte  nicht  die  geringste  Neigung, 
von  dem  eingeschlagenen  Weg  zur  Aufhebung  der  schweize- 
rischen Vorrechte  abzuweichen.  Mit  Rücksicht  auf  die  inne- 
ren Divergenzen  zwischen  den  Ständen,  brauchte  er  auch 
nicht  ernstlichen  Widerstand  zu  befürchten.  Früherer  Taktik 
entsprechend,  verstanden  es  die  französischen  Unterhändler, 
die  Frage  der  Handelsfreiheiten  aus  der  eigentlichen  Bundes- 
negotiation auszuschalten,  angeblich  um  das  Hauptgeschäft 
nicht  zu  verzögern.  Nach  großer  Mühe  kam  tatsächlich  Ende 
Mai  1777  eine  Allianz  zu  Stande,  in  dessen  18.  Artikel  sich 
der  König  aber  lediglich  bereit  erklärte,  alle  die  Privi- 
legien, so  die  Kaufleute  und  andere  Schweizer  rechtmäßiger 
Weise  in  Frankreich  erworben  hätten,  beizubehalten.  Voll  des 
gegenseitigen  Vertrauens  sei  man  übereingekommen,  die 
Natur  und  eigentliche  Beschaffenheit  dieser  Vorrechte  innert 
zwei  Jahren  nach  Ratifikation  des  Bundes  auf  Konferenzen 
zu  disputieren,  und  deren  Umfang  nach  den  Regeln  der  Auf- 
richtigkeit und  Billigkeit  festzusetzen.  Die  bezüglichen  Be- 
schlüsse sollten  dann  als  Annex  der  Allianz  deren  Kraft  und 


Gültigkeit  erhalten.  Bis  dahin  durfte  am  derzeitigen  Privi- 
legiengenuß nichts  geändert  werden. 

Die  vorgesehenen  Unterhandlungen  fanden  dann  in  den 
Jahren  1779/81  statt.  Sie  zeigen  uns  schon  bei  Beginn  eine 
trostlose  Situation  für  unsere  Kaufleute  und  bereits  die  erste 
Tagung  läßt  über  den  zu  erwartenden  Ausgang  der  Sache 
keine  Unklarheit.  Unter  den  Ständen  herrschten  nach  wie 
vor  erhebliche  Meinungsverschiedenheiten,  wogegen  die  Ver- 
treter Frankreichs  mit  der  strikten  Verfolgung  ihrer  Tendenz, 
die  alten  Vorrechte  der  Schweizer  möglichst  wegzuräumen, 
leichtes  Spiel  hatten.  Es  ist  deshalb  nicht  überraschend,  daß 
die  gepflogenen  Verhandlungen  zwischen  den  Abgeordneten 
der  Orte  und  dem  französischen  Gesandten  zu  keinem  guten 
Resultat  führten.  Die  Zeit  der  Privilegien  nahte  ihrem  Ende. 
Nach  überaus  mühsamen  Beratungen  machte  ein  Ultimatum 
des  Hofes  im  August  1781  dem  Zaudern  der  Eidgenossen  ein 
Ende.  Die  Stände  hatten  innert  drei  Monaten  über  die  An- 
nahme oder  Ablehnung  der  französischen  Vorschläge  zu  ent- 
scheiden. Da  die  Schweizer  die  Sache  neuerdings  dilatorisch 
zu  behandeln  versuchten,  bewirkte  dies  lediglich,  daß  der 
König  die  ganze  Angelegenheit  durch  ein  Edikt  vom  24.  De- 
zember 1871  einseitig  regelte. 

Wohl  waren  den  Schweizern  durch  diesen  Erlaß  noch 
gewisse  Begünstigungen  zugestanden,  allein  diese  Stipulatio- 
nen beruhten  nun  nicht  mehr  auf  Vertrag,  sondern  trugen  den 
Charakter  eines  königlichen  Gnadenaktes  an  sich,  konnten 
also  nach  Belieben  einseitig  abgeändert  werden.  Was  unseren 
Landsleuten  an  Vorrechten  verblieb,  waren  zudem  nur  küm- 
merliche Bruchstücke  der  einstigen  zahlreichen  Privilegien. 
Die  frühere  günstige  Position  war  durch  obiges  Edikt  den 
eidg.  Kaufleuten  endgültig  verloren  gegangen. 

So  ohne  weiteres  räumten  zwar  die  schweizer  Kaufleute 
auch  jetzt  das  Feld  noch  nicht,  allein  weder  die  Privatinitia- 
tive der  „Lyoner“,  noch  Proteste  der  Stände  vermochten  die 
Neuordnung  abzuändern.  Im  Juli  1785  wurde  daher  dieser 
Gegenstand  aus  Abschied  und  Traktanden  der  Tagsatzung 
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fallen  gelassen.  Scherb  berichtete  Ende  1787  aus  Lyon,  daß 
es  nicht  den  geringsten  Anschein  habe,  daß  man  wegen  den 
alten,  durch  die  letzten  königlichen  Verordnungen  stark  be- 
einträchtigten Privilegien  etwelche  günstige  Änderung  erhof- 
fen könne.  Alle  Umstände  wiesen  vielmehr  auf  eine,  wenn 
nicht  gefährliche,  so  doch  sehr  zweifelhafte  Zukunft  hin.  Und 
ein  Jahr  später  äußerte  er  sich  dahin,  daß  die  Verhältnisse 
seither  weit  gefährlicher  geworden  seien,  trotz  den  schon  im 
vorigen  Jahr  gehabten  schlechten  Aussichten.  Es  sei  gegen- 
wärtig (Ende  1788)  alles  in  großer  Ungewißheit  und  Unruhe, 
auch  betr.  dem  Verhältnis  zum  Vaterland  lasse  sich  nichts 
Bestimmtes  sagen,  indem  ein  widriges  Ereignis  gewöhnlich 
andere  nach  sich  ziehe.  Allein  man  verliert  den  Mut  trotz 
allem  nicht,  vielmehr  schreibt  Scherb  am  Sylvester  1789  dem 
Zürcher  Direktorium,  unter  Bezugnahme  auf  die  Ereignisse  in 
Frankreich,  es  zeige  sich  eine  begründete  Hoffnung,  daß  bald 
wieder  Ruhe  und  Wohlstand  in  Frankreich  einkehren  werde, 
was  auch  die  Wege  gegenseitigen  Vertrauens  und  Handelns 
wieder  eröffnen  dürfte.  Man  sei  in  geduldigem  Erwarten  und 
dankbar,  daß  in  so  vielen  und  großen  Begebenheiten  vielmehr 
Unglück  und  Schaden  abgewendet  worden  sei.*)  Schweize- 
rischerseits  wurde  übrigens  das  Edikt  von  1781  nie  anerkannt, 
weil  im  Widerspruch  stehend  zum  Bündnis  von  1777.  Bevor 
man  sich  aber  in  der  Sache  verständigt  hatte,  trat  in  Frank- 
reich die  republikanische  Regierung  ins  Leben  und  damit  be- 
gann zugleich  eine  neue  Ära  in  der  Regelung  der  Handelsbe- 
ziehungen zwischen  der  Eidgenossenschaft  und  seinem  west- 
lichen Nachbarn. 

Ungeachtet  der  prekären  Situation,  in  welcher  sich  die 
Schweizer  Kaufleute  in  Frankreich  während  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  befanden,  hat  sich  der  Bestand 
der  Kolonie  in  Lyon  bis  zum  Zusammenbruch  des  Ancien 
Regime  nicht  nur  stabil  erhalten,  sondern  sogar  noch  be- 
trächtlich vergrößert.  Zeigt  uns  ein  Memorial  der  Lyoner 


) vgl.  D 70,  1787/89. 
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Kaufleute  an  die  Stände  aus  dem  Jahre  1761  Unterschriften 
von  36  Schweizerfirmen,  was  ungefähr  den  Beständen  der  Na- 
tion von  1736  und  1744  entspricht,  so  werden  für  das  Jahr  1778, 
anläßlich  Steuerstreitigkeiten,  für  Lyon  allein  81  Firmen  kon- 
statiert. Daneben  wird  aber  noch  Erwähnung  getan  von  wei- 
teren kleinen  Schweizerkolonien  an  verschiedenen  andern 
Plätzen  Frankreichs.  Wir  finden  da  aufgeführt:  Bordeaux 
mit  5,  La  Rochelle  mit  6,  Nantes  mit  4,  Marseille  mit  17,  Paris 
mit  8 und  Rouen  mit  einer  Firma.  Im  Verlaufe  der  1780er 
Jahre  setzte  dann  der  Zerfall  ein,  immerhin  hat  die  Schwei- 
zernation in  Lyon  bis  anfangs  der  1790er  Jahre  fortbestan- 
den, den  Umwälzungen  mußte  sie  aber  schließlich  weichen. 


8.  Allgemeine  Betrachtungen* 

An  Hand  der  vorstehenden  Schilderung  haben  wir  die 
Hauptmomente  des  reichbewegten  Lebens  der  schweizer 
Kaufleute  in  Frankreich  an  uns  vorüberziehen  lassen.  Die 
heutige  Auffassung  über  die  Ordnung  von  Handelsrelationen 
zwischen  zwei  Ländern  mußte  uns  dabei  unwillkürlich  den 
Gedanken  aufdrängen,  warum  versuchte  man  nicht,  weder 
schweizerischerseits  noch  von  Seiten  Frankreichs,  durch  Auf- 
richtung eines  speziellen  Handelsvertrages  Abhilfe  von  den 
konstanten  Streitigkeiten  zu  schaffen.  Eine  derartige  Rege- 
lung von  zwischenstaatlichen  Handelsbeziehungen  kannte  ja 
bereits  das  mercantilistische  Zeitalter. 

Wie  wir  gesehen,  waren  im  Kreise  der  schweizer  Kauf- 
mannschaft Ansätze  zu  einem  solchen  Vorgehen  schon  im 
17.  Jahrhundert  vorhanden.  Diese  Bestrebungen  scheiterten 
indessen  aus  verschiedenen  Ursachen.  Vor  allem  muß  auf 
die  eigenartige  Stellung  hingewiesen  werden,  welche  die 
Kaufleute  in  der  Eidgenossenschaft  innehatten.  Die  „Lyoner“ 
standen  in  einem  gewissen  Subordinationsverhältnis  zu  den 
Direktorien  und  diese,  ursprünglich  unter  obrigkeitlicher 
Sanktion  aus  privater  Initiative  hervorgegangen,  waren  mit 
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der  Zeit  zu  offiziösen  Institutionen  geworden.  Für  alle  Maß- 
nahmen hinsichtlich  der  auswärtigen  Handelsbeziehungen 
mußte  man  an  die  gnädigen  Herren  und  Obern  gelangen.  In 
den  Regierungen  aber  herrschte  im  allgemeinen  nur  ganz 
bedingtes  Interesse  für  die  kommerziellen  Angelegenheiten. 
Die  Politik  war  da  dominierend.  St.  Gallen,  das  für  den  fran- 
zösisch-schweizerischen Handel  führende  Stellung  einnahm, 
vermochte  gerade  wegen  seiner  politischen  Stellung  als  zu- 
gewandter Ort  nur  beschränkten  Einfluß  auf  die  Tagsatzung 
auszuüben.  Anderseits  erlangte  das  Zürcher  Direktorium, 
da  der  Stand  Zürich  Vorort  der  Eidgenossenschaft  war,  eine 
besonders  einflußreiche  Position  zur  Vertretung  der  kommer- 
ziellen Interessen,  obwohl  der  dortige  Handel  mit  Frankreich 
eine  nur  sekundäre  Rolle  spielte.  Den  Direktorien  und  der 
Kaufmannschaft  blieb  es  meist  überlassen,  sich  in  all  den 
Konflikten  zu  helfen  wie  es  ging.  Wollten  sie  aber  irgend 
welche  Schritte  bei  den  französischen  Behörden  unternehmen, 
war  man  doch  wieder  gezwungen,  zuerst  obrigkeitliche  Ap- 
probation einzuholen,  also  ein  höchst  umständliches  Verfah- 
ren, umsomehr  als  unter  den  Ständen  große  politische  und 
wirtschaftliche  Gegensätze  herrschten.  War  irgend  ein  wich- 
tiges Postulat  der  Kaufmannschaft  von  der  Tagsatzung 
gegenüber  der  Krone  zu  verfechten,  so  wurden  demselben 
noch  zahlreiche  Sonderwünsche  der  einzelnen  Orte  beigefügt, 
was  jeden  Erfolg  beschwerte.  Frankreich  nutzte  dies  so  aus, 
daß  es,  den  Hauptgegenstand  umgehend,  in  Kleinigkeiten 
nachgab  und  damit  die  einheitliche  Opposition  der  Stände 
sprengte.  Widerstand  einzelner  Orte  wußte  es  dann  schon 
zu  brechen,  wie  beispielsweise  Zürich  hatte  erfahren  müssen. 

Mit  der  besseren  Organisation  der  Schweizerkolonie  in 
Lyon,  namentlich  seit  dem  17.  Jahrhundert,  war  zwar  eine 
Möglichkeit  geschaffen,  direkt  die  Interessen  der  eidg.  Kauf- 
leute und  Gewerbetreibenden  wahr  zu  nehmen.  In  kleineren 
Konflikten  konnten  die  Syndici  auch  wirklich  Erfolge  verzeich- 
nen. Besonders  wenn  mit  „klingenden“  Argumenten  auf- 
gerückt wurde,  zeigten  die  Zöllner  etwelches  Entgegenkom- 
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men.  Für  größere  Streitfragen  blieb  man  aber  auf  die  Unter- 
stützung der  Direktorien  bezw.  der  Eidgenossenschaft  ange- 
wiesen. Die  Direktorien  von  St.  Gallen,  Zürich  und  Basel, 
haben  sich  der  Beschwerden  der  Kaufleute  wohl  angenommen 
und  desgleichen  sind  einzelne  hervorragende  Männer  dafür 
energisch  eingetreten.  Leider  war  jedoch  die  Indifferenz  der 
Mehrzahl  der  Stände  zu  groß,  auch  spielte  das  französische 
Gold  als  Nahrung  der  Opposition  eine  nicht  unerhebliche  Rolle. 
Unsere  Kaufleute  fanden  deshalb  nur  schwachen  Rückhalt 
bei  der  Eidgenossenschaft.  Daneben  war  aber  auch  der  Zu- 
sammenschluß der  schweizer  Kaufmannschaft  ungenügend. 
Das  konfessionelle  Moment  wirkte  hier  ebenfalls  trennend. 
Ferner  divergierten  die  wirtschaftlichen  Interessen.  Zürich 
beispielsweise,  dessen  Industrieprodukten  namentlich  im 
18.  Jahrhundert  der  Privilegiengenuß  versagt  blieb,  hatte  na- 
türlich größere  Lust  zu  einer  handelsvertraglichen  Regelung, 
als  etwa  St.  Gallen.  In  der  Ostschweiz  und  anderwärts  sehen 
wir  denn  auch  stärker  am  alten  System  festhalten,  das  eben 
für  die  dortigen  Fabrikate  noch  Vorteile  bot.  Die  Unkosten 
zur  Verteidigung  der  gemeinsamen  Privilegien  gaben  mehr 
als  einmal  Anlaß  zu  internen  Reibereien.  Man  war  geneigt 
sich  für  Anstände,  welche  nicht  gerade  den  eigenen  Flandel 
berührten,  weniger  intensiv  zu  bemühen  und  deren  Behebung 
den  speziell  Betroffenen  zu  überlassen.  Infolge  der  mangel- 
haften staatlichen  Unterstützung  begann  man  auch  opportu- 
nistischen Regungen  nachzugeben. 

Als  Transitland  par  excellence  und  mit  Rücksicht  auf  die 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  erstandene  hei- 
mische Industrie  huldigte  die  schweizer  Kaufmannschaft  frei- 
händlerischen Tendenzen.  Sie  konnte  dies  umso  eher  als  der 
Handel  in  französischen  Produkten  nach  der  Schweiz  und 
Deutschland  noch  fast  gänzlich  in  ihren  Händen  lag  und 
zudem  gegen  den  schweizer  Export  nach  Frankreich  zurück- 
stand. Im  Verlaufe  des  18.  Jahrhunderts  haben  sich  hierin 
erhebliche  Wandlungen  vollzogen,  weshalb  dann  die  Fran- 
zosen auf  einmal  Reziprozität  zu  fordern  begannen,  was 
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jedoch  heftige  Opposition  schweizerischerseits  hervorrief.  Ir- 
gend welche  zielbewußte  Handelspolitik  wurde  aber  in  der 
Eidgenossenschaft  nicht  getrieben,  dazu  war  die  Conföde- 
ration  zu  locker,  die  Interessen  der  Orte  zu  divergierend.  Von 
der  einstigen  politischen  Machtstellung  um  1500  war  die 
Schweiz  übrigens  immer  mehr  herabgesunken  und  nament- 
lich im  18.  Jahrhundert  ganz  in  Abhängigkeit  von  Frankreich 
geraten. 

Frankreich,  das  natürlich  alle  diese  inneren  Hemmungen 
der  schweizer  Kaufleute  kannte,  verstand  es  deren  Bestre- 
bungen nach  einer  spezifizierten  Regelung  der  Handelsbezie- 
hungen stets  zu  hintertreiben.  So  mußten  unsere  Landsleute 
sich  1777  für  die  Behauptung  ihrer  Privilegien  wiederum  auf 
den  alten  Traktat  von  1516  berufen.  Die  Allianz  von  1663  mit 
den  Beibriefen  wurde  zwar  ebenfalls  zitiert,  war  indessen 
nicht  mehr  rechtskräftig.  Die  allgemeine  Fassung  der  Art.  5 
und  9 des  „Ewigen  Friedens“  bot  jedoch  den  Franzosen  reich- 
liche Handhabe,  die  schweizerischen  Ansprüche  anzufechten. 
Aber  auch  sonst  lagen  die  Verhältnisse  in  Frankreich  derart, 
daß  man  dort  kein  besonderes  Bedürfnis  nach  einer  handels- 
vertraglichen Ordnung  empfand.  Durch  innere  und  äußere 
Kämpfe  hatte  sich  das  Land  zu  einer  mächtigen,  geschlosse- 
nen Monarchie  entwickelt.  Seit  dem  17.  Jahrhundert  bildeten 
die  mercantilistischen  Anschauungen  die  Richtlinien  für  die 
Volkswirtschaftspolitik  ihrer  zentralen  Regierung.*)  In  der 
Folge,  namentlich  nach  dem  Ministerium  Colbert,  wurden  sie 
von  einem  schroffen  Protektionismus  abgelöst.  Kriege  und 
innere  Zerrüttung  brachten  dann  die  Krone  in  immer  größere 
finanzielle  Nöte.  Korruption  begann  in  der  Verwaltung  zu 
regieren,  was  uns  auch  das  eigenmächtige  Handeln  der  Zöll- 
ner erklärt.  Nun  war  allerdings  vom  französischen  Gesandten 
de  la  Barde  1659  den  schweizer  Kaufleuten  empfohlen  wor- 
den, die  Privilegien-Angelegenheit  durch  Verhandlungen  mit 
den  Fermiers  Generaux  und  vertragliche  Fixierung  zu  ord- 


) vgl.  Clement,  1.  c. 
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nen.  Allein,  eine  solche  Regelung  hätte  angesichts  der  Macht- 
ungleichheit der  Kontrahenten  zweifelsohne  zu  einer  ein- 
seitigen werden  müssen  und  zwar  zu  Gunsten  Frankreichs* 
wie  dies  übrigens  auch  in  schweizer  Kreisen  erkannt  wurde. 
Die  Stände  hätten  dazu  schon  aus  ihrer  Indifferenz  und  Zwie- 
tracht heraustreten  und  geschlossen  für  die  Sache  einstehen 
müssen.  Zudem  standen  die  Handelsrelationen  zwischen  den 
beiden  Ländern  damals  überwiegend  zu  Gunsten  der  Eid- 
genossen. Der  Umfang  der  französischen  Einfuhr  hatte  noch 
nicht  die  Bedeutung  erreicht,  wie  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts. Man  hätte  also  bei  allfälligen  Unterhandlungen  nicht 
auf  eine  genügend  gewichtige  Reziprozität  der  Interessen 
hinweisen  können.  So  blieb  es  bei  den  unzulänglichen  alten 
Traktaten. 

Bei  der  Divergenz  der  wirtschaftlichen  Tendenzen  in 
den  beiden  Ländern,  sowie  der  politischen  Verfassung  in 
Frankreich  und  der  Schweiz,  verstehen  wir  daher  diese  un- 
unterbrochenen Streitigkeiten,  denen  unsere  Kaufleute  in  Lyon 
und  andernorts  ausgesetzt  waren.  Wir  erkennen  zugleich, 
daß  die  Entwicklung  zwangsläufig  zur  Aufhebung  der  eidg. 
Handelsprivilegien  führen  mußte.  Es  ist  eben  letzten  Endes 
ein  Kampf  des  erstarkten,  selbständig  gewordenen,  modernen 
Staates  gegen  mittelalterliche  Institutionen,  welche  er  seiner- 
zeit aus  wirtschaftspolitischen  Erwägungen  heraus  sanktio- 
niert hatte.  Durch  den  Gang  der  Dinge  waren  aber  diese 
Privilegien  nicht  bloß  überlebt,  sondern  sie  waren  für  die 
eigene  Volkswirtschaft  direkt  nachteilig  geworden.  Daß  sie 
überhaupt  so  lange  erhalten  werden  konnten,  ist  das  Ver- 
dienst der  wackeren  Schweizerkolonie  in  Lyon,  insbesondere 
deren  Syndici,  wie  eines  Henri  Scherer,  Corneille  Römer  und 
Laurent  Councler,  welche  in  uneigennütziger  Weise  für  das 
Wohl  des  jungen  schweizer  Außenhandels  eingestanden  sind. 
Gewiß  hat  dabei  das  Interesse  für  die  eigenen  Geschäfte  bei 
ihnen  stimulierend  mitgewirkt,  aus  ihren  Berichten  und  Kor- 
respondenzen geht  indessen  doch  hervor,  daß  ihnen  die  Er- 
haltung der  Privilegien  namentlich  mit  Rücksicht  auf  das 
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heimatliche  Gewerbe  und  die  darin  betätigten  großen  Volks- 
schichten am  Herzen  lag.  Die  Würde  eines  Syndikus  der 
Nation  in  Lyon  war  übrigens  eine  sehr  fragliche  Ehre,  und 
darf  füglich  als  Bürde  bezeichnet  werden.  Umso  sympathi- 
scher werden  uns  die  Genannten  und  möchten  wir  unserem 
Lande  nur  wünschen,  daß  es  gerade  in  jetziger  Zeit  über 
solche  Männer  verfügen  könne. 

Ergänzend  muß  noch  beigefügt  werden,  daß  sich  die 
Schweizerkolonie  in  Lyon  trotz  all  ihren  Schwierigkeiten,  wäh- 
rend der  ganzen  Dauer  ihres  Bestandes  je  und  je  namhaft 
in  philantröpischer  Weise  betätigt  hat  und  zwar  nicht  nur 
in  Frankreich  selbst  gegenüber  armen  Schweizern,  sondern 
auch  bei  Unglück  in  der  Heimat  wurde  durch  Geldspenden 
beigesprungen. 

Ungemein  schwer  ist  es  leider,  über  die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  französisch-schweizerischen  Handelsbeziehun- 
gen etwas  genauere  Daten  zu  geben.  Soviel  ist  aber  aus 
den  Akten  erkennbar,  daß  trotz  des  Zusammenschrumpfens 
der  alten  Privilegien  und  der  Verluste  in  der  Law’schen  Krise, 
bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  ein  lebhafter  Güteraustausch 
zwischen  den  beiden  Ländern  vor  sich  ging.  Wir  dürfen  dies 
einmal  daraus  schließen,  daß  trotz  den  konstanten  Beschwer- 
den die  Kaufleute  bis  1790  in  Lyon  aushalten.  Nach  dem 
Verzeichnis  der  beim  Zollamt  in  Lyon  registierten  Namen 
und  Marken  schweizerischer  Kaufleute  haben  in  der  Zeit  von 
1654 — 1788  total  403  Eintragungen  stattgefunden;  über  deren 
Gliederung  nach  Standeszugehörigkeit  und  Zeit  der  Regi- 
strierung gibt  Beilage  III  Auskunft.  Leider  ist  dieser  Zu- 
sammenstellung nur  relativer  Wert  beizumessen,  indem  An- 
gaben über  erloschene  „Zeichen“  fehlen.*)  — Ferner  können 
wir  an  Hand  von  Ballengeld  und  Subventionsrechnung  der 
St.  Galler  feststellen,  daß  es  mit  der  Einfuhr  nach  Frankreich 
doch  nicht  so  schlimm  bestellt  war,  wie  sie  in  ihren  zahl- 
reichen Memorialen  glauben  machen  wollten.  Im  Jahrzehnt 
1617  bis  1627  belief  sich  der  st.  galler  Export  nach  Lyon  auf 


) vgl.  D 145  u.  146. 
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29  068  Ballen  Leinwatt,  Barchent  und  Zwilch,  im  Werte  von 
ca.  8,7  Millionen  Livres  = 52,3  Millionen  Franken,  im  Jahres- 
durchschnitt somit  rund  2900  Ballen  für  5,2  Mill.  Franken. 
Auf  Grund  dieses  Anteils  der  St.  Galler  wurde  der  ganze 
Schweizerexport  nach  Frankreich  auf  jährlich  ca.  Fr.  10  Mil- 
lionen geschätzt,  welchem  für  das  ganze  17.  Jahrhundert  ein 
Import  aus  Lyon  von  höchstens  6 Millionen  Franken  pro 
Jahr  gegenüberstand.*) 

Für  den  Zeitabschnitt  von  1633/43  vermögen  wir  leider 
keine  solche  Berechnung  aufzustellen.  In  dem  bezüglichen 
Konto  wird  nämlich  Ballengeld,  Contribution  und  Käseabgabe 
zusammen  verbucht,  was  weitere  Feststellungen  verunmög- 
licht. Aus  den  vereinnahmten  Summen  läßt  sich  immerhin 
schließen,  daß  die  Einfuhr  nach  Lyon  nicht  zurückgegangen 
ist.  Wurden  1617/27  für  die  29  068  Ballen  rund  L.  22  000.— 
an  Ballengeld  entrichtet,  so  beliefen  sich  die  Einnahmen  aus 
Bailengeld,  Contribution  und  Käseabgabe  für  die  Periode 
1633/43  auf  ca.  L.  59  700.—.**) 

Noch  dürftiger  sind  die  Angaben  für  die  folgenden  zwei 
Jahrzehnte.  Hier  können  wir  an  Hand  des  Extra-Contribu- 
tions-Buch  lediglich  anführen,  daß  von  Ende  März  1655  bis 
Ende  März  1656  für  1443%  Centner  Kupfer,  sowie  185% 
Centner  Draht,  Blech  und  Zinn  gesteuert  wurde.  Für  die 
Zeit  von  Ende  März  1657  bis  Ende  Mai  1658  verteilt  sich  die 
Contribution  auf  529  Centner  Kupfer  und  Blech,  52  Centner 
Blei,  815  Centner  Draht  und  16  Centner  Zinn.***) 

Etwas  besser  gestellt  sind  wir  für  den  Abschnitt  von  1667 
bis  1720.t)  Hier  liefern  uns  die  Einnahmen  der  Subventions- 
rechnung etwelche  bestimmtere  Daten  über  die  Einfuhr. 
Diese  „Subvention“  entsprang  einer  der  zahlreichen  Verein- 
barungen, welche  die  „Lyoner“  zur  Erhaltung  der  Privilegien 
untereinander  getroffen  haben  im  Laufe  der  Zeit.  An  Stelle 

*)  Vgl.  D 185/6.  W i 1 d , E.,  1.  c.  pag.  160  u:  ff. 

**)  vgl.  D 181  a u.  D 187. 

***)  vgl.  D 183  a. 
f)  vgl.  D 182/3. 
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einer  offiziellen  Abgabe  hatte  man  sich  mit  den  Behörden  der 
Stadt  auf  jährliche  Pauschal-Verehrungen  geeinigt.  So  figu- 
rieren in  den  Ausgaben  obiger  Rechnung  als  regelmäßige 
jährliche  Posten  L.  2000. — für  die  Stadt,  L.  1232. — für  den 
Erzbischof  und  dessen  Sekretär  und  4 — 500  Livres  für  die 
Zollintendanten.  Eine  Ausnahme  bildet  das  erste  Jahr  1667, 
wo  dem  Erzbischof  allein  L.  5500. — ausbezahlt  wurden.  Die 
gewöhnlichen  Unkosten  beliefen  sich  somit  wenigstens  auf 
L.  4000. — pro  Jahr.  Für  die  Leistung  dieser  Beträge  waren 
zu  Beginn  des  Conveniums  von  den  vier  st.  galler  Firmen 
Joach.  Lor.  und  David  Zollikofer,  Schlapprizi  und  Hochreu- 
tiner, Hans  Jakob  und  Barth.  Gonzenbach  und  Anthon 
Locher,  je  L.  2000. — vorgeschossen  worden.  Diese  Darlehen 
sollten  monatlich  zu  % % verzinst  werden  und  die  gesamten 
eidg.  Kaufleute  pro  rata  dafür  Bürge  sein.  Zur  weiteren  Auf- 
bringung der  nötigen  Summen  für  die  Geschenke  und  Zinsen 
hatte  man  verabredet,  von  allen  eingeführten  Waren,  als 
Leinwatte,  Eisendraht,  Kupfer,  Messing  u.  a.  eine  Gebühr  in 
eine  gemeinsame  Kasse  zu  entrichten. 

Die  Zahlen,  die  wir  nun  nachstehend  wiedergeben,  konn- 
ten allerdings  erst  mittelst  mühsamen  Berechnungen  kon- 
struiert werden.  Die  Verbuchungen  der  Einnahmen  der  Sub- 
vention von  1667 — 1720,  welche  einen  stattlichen  Folianten 
füllen,  sind  nämlich  nicht  in  übersichtlicher  Weise  erfolgt, 
Gewöhnlich  wurde  nur  die  Ballenzahl  angeführt,  ohne  nähere 
Angaben  über  den  Inhalt.  Die  Stückzahl  der  einzelnen  Balle 
wird  zwar  auch  aufgezeichnet,  sie  ist  aber  so  variabel,  daß 
sich  daraus  punkto  Qualität  der  Ware  doch  nichts  sicheres 
schließen  läßt.  Im  allgemeinen  wird  nur  zwischen  Tüchern 
und  Metallen  unterschieden.  Bei  letzteren  findet  dann  mei- 
stens Spezifikation  in  Eisendraht,  Kupfer  etc.  statt;  wie  die 
Tabelle  zeigt,  hat  jedoch  in  den  späteren  Jahren  hier  gleich- 
falls eine  Zusammenziehung  Platz  gegriffen,  die  das  sta- 
tistische Bild  etwas  verwischt.  Man  scheint  überhaupt  bei 
unseren  Landsleuten  noch  kein  besonderes  Gewicht  auf  Buch- 
führung und  Handelsstatistik  gelegt  zu  haben,  so  wurden  denn 
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auch  lediglich  die  Geldbeträge  ohne  Unterschied  fortlaufend 
eingetragen  und  dann  in  höchst  unregelmäßigen  Zeiträumen 
mal  addiert. 

Um  nun  die  Zahlen  unserer  Aufstellung  zu  erlangen, 
boten  sich  zwei  Wege.  Man  konnte  einfach  die  Addition  der 
Ballen  etc.  vornehmen,  wozu  indessen  die  formell  schlechten 
Aufzeichnungen  nicht  besonders  verlockten.  Oder  die  in  rela- 
tiv viel  geringerer  Anzahl  vorhandenen  Posten  betr.  Metalle 
wurden  herausgeschrieben  für  einen  Rechnungsabschnitt,  ihr 
Gebührenanteil  ausgerechnet  und  vom  Gesamtertrag  der 
fraglichen  Periode  subtrahiert;  der  verbleibende  Einnahme- 
rest dividiert  durch  den  Satz  für  das  Ballengeld  z.  B.  30  sols 
ergab  dann  die  Anzahl  der  eingeführten  Ballen.  Neben  der 
letzteren  einfacheren  Methode  mußte  auch  nach  dem  ersteren 
Verfahren  vorgegangen  werden.  Die  Gebühr  belief  sich  an- 
fänglich auf  folgende  Sätze: 

Für  1 Ballen,  unbekümmert  um  die  Stückzahl,  welche  sie 


Für 

1 Ballen  Serges  oder  Burat  . . . 

» 

5. 

5. 

LI 

1 Ballot  „•  „ „ ... 

2. 

12. 

6 

1 „ von  150  Pfund  .... 

— . 

16 

6 

tf 

1 Charge  von  3C0  Pfund  .... 

» 

1. 

13. 

9 

n 

1 Zentner  Draht  oder  Kupfer  . . 

— . 

15 

— 

n 

1 „ Zinn 

„ 

1. 

2. 

6 

Später  gab  es  einheitlichere  Sätze,  z.  B.  für  1668  pro 
Balle  271/ 2 sols  und  per  Zentner  Metall  17%  sols.  1669  wurde 
das  Ballengeld  auf  30  s.  festgesetzt,  1679  sogar  auf  40  s.,  um 
1681/3  aber  wieder  auf  30  und  dann  25  s.  reduziert,  während 
nun  für  die  Metalle  eine  temporäre  Erhöhung  auf  20  sols  er- 
folgte. 1685  zahlte  man  30  und  35  s.  pro  Balle,  sowie  17%  s. 
für  die  Metalle,  1688  30  bezw.  15  sols,  1697  erfolgt  weitere 
Reduktion  auf  22%  bezw.  15  und  10  sols  und  1719  beträgt 
die  Abgabe  nur  noch  15  s.  pro  Balle  und  5 s.  per  Zentner. 

Alle  diese  Änderungen  sind  bei  der  Berechnung  mitbe- 
rücksichtigt worden,  die  nachstehenden  Ziffern  dürften  daher 
den  Hauptteil  des  schweizer  Importes  in  Lyon  während  der 
beobachteten  Periode  ziemlich  genau  widerspiegeln. 
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Zentner, 

Zeitraum 

Ballen 

Zentner 

Zentner 

Zentner 

gemischt 

Draht, 

Varia 

Leinwat 

Draht 

Kupfer 

Messing 

Kupfer, 

Messing 

r\2  Ztr.  Zinn 

3.  XI.  1667 

I 16  Fäßlein 

bis  13.  III.  1668 

ri05V2 
65 '[2* 

90 

110 

| 

— 

{ Weißblech 

1 Ballot  weiß. 

v Faden 

"6  Ztr.  Zinn 

15.  III.  1668 
bis  Ende  III.  1670 

9713 

7:/2* 

1375 

492 

— 

— 

Vk  Ztr.  Mer- 
cerie  d’allem. 
4 ’/«  Ztr.  Stahl 
702  Ztr.  unbe- 
^ stimmt 

1.  IV.  1670 

bis  11.  IV.  1672 

5’905 

1743 

522 

— 

— 

13  Ztr.  Stahl 

- IV.  1672 
bis  Ende  III.  1675 

7’128 

1355 

1522 

9 

1 193 



17.  IV.  1675 

j 

bis  9 IV.  1678 

7’576 

1’529 

434 

28 

28 

1 Ztr.  Stahl  u. 

13.  IV.  1678 

8 „ Zinn 

bis  26.  IV.  1679 
28.  VI.  1679 

2703 

588 

582 

165 

— 

bis  3.  II.  1681 
11.  II.  1681 

4’247 

1’385 

534 

114 

20 

bis  5.  II.  1683 

5’958 

996 

276 

81 

— 

— 

9.  II.  1683 

bis  8.  IV.  1688 

13’844 

2765 

1’437 

342 

11 

16  Ztr.  Argent  faux 

13.  IV.  1688 

6 Ztr.  Stahl 

bis  9.  IX.  1697 

22’992 

5249 

l’373'/2 

1 ’296 1/2 

2’521 

7 Ztr.  Zinn 

— IX.  1697 
bis  Ende  IX.  1702 

17’855 

4791 

1’847 

1753 

1’523 



28.  IX.  1702 
bis  1.  XII.  1708 
1.  XII.  1708 

21764 

6720^2 

285^2 

2610Va 

2737 

— 

bis  3.  I.  1714 

20’431 

4’440 

T2201 2 

1 ’894 

l’2521/2 

— 

1.  II.  1714 

bis  8 I.  1717 

12’818 

2’447l/2 

160 

l’224l/2 

891 

— 

12.  I.  1717 

bis  3.  I.  1719 

5’347 

1’324 

95 

1’338 

446 

— 

5.  I.  1719 

bis  2.  IX.  1720 

3784 

1774 

5 

973 

599 

— 

Total 

162’643l,2 

1 37’372 

10’895'/2 

ll’828l/2 

10’221  V* 

— 

* Serges  und  Burat. 
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An  Hand  der  obigen  Tabelle  für  52  Jahre  kommen  wir 
also  auf  einen  durchschnittlichen  Import  von  3’128  Ballen 
Tuch,  sowie  T387  Zentner  Draht,  Kupfer  und  Messing  pro 
Jahr.  Nach  einer  von  der  Nation  anfangs  des  18.  Jahrhun- 
derts dem  Intendanten  in  Lyon  eingereichten  Evaluation  der 
schweizer  Waren  berechnete  man  eine  Balle  Tuch  ä 700  L., 
ein  Quintal  Eisendraht  mit  60,  ein  Quintal  Kupfer  oder  Mes- 
sing zu  100  L.,  eventuell  ein  Baril  der  drei  Metalle,  ca.  6 
Zentner  enthaltend,  wurde  auf  500  L.  geschätzt,  ein  Baril 
Käse  zu  120  L.  und  ein  Ballot  Zürcher  Fleurets  ä 900  Livres. 
Nun  wissen  wir  allerdings  nichts  näheres  über  den  Inhalt  der 
betreffenden  Ballen.  Zürcher  Fabrikate  dürften  indessen  nur 
in  verschwindender  Anzahl  in  Frage  kommen,  Burat  und 
Serges  wird  lediglich  während  den  ersten  Jahren  und  in  ganz 
kleinen  Quantitäten  angeführt.  In  der  Hauptsache  wird  es 
sich  vermutlich  um  die  alten  St.  Galler  Produkte  Leinwatt, 
Barchent  und  Zwilch  handeln,  die  natürlich  im  Laufe  der  Zeit 
Qualitativ  eine  große  Gliederung  erfahren  haben,  die  st.  galler 
Firmen  bildeten  ja  das  Gros  der  Subventionspflichtigen.  Wenn 
wir  also  für  die  Balle  einen  Wert  von  700  L.  annehmen  und 
die  Metalle  in  Barils  ä 6 Zentner  zu  500  L.  berechnen,  so  re- 
präsentiert obige  durchschnittliche  Jahreseinfuhr  einen  Wert 
von  rund  2,3  Millionen  Livres  oder  das  Pfund  zu  Fr.  6. — ge- 
setzt, 13,8  Millionen  heutige  Valuta. 

Wie  bereits  erwähnt,  betreffen  die  angeführten  Zahlen 
leider  recht  ungleiche  Zeiträume  von  1/3  bis  9%  Jahren,  so- 
daß  sie  für  die  Bildung  einer  Importkurve  nicht  dienlich  sind. 
Um  aber  über  die  Schwankungen  der  Einfuhr  doch  noch 
etwas  besseren  Aufschluß  zu  erlangen,  mag  eine  ergänzende 
Aufstellung  folgen,  in  welcher  wir  den  Jahresdurchschnitt 
jeder  einzelnen  Rechnungsperiode  festgestellt  haben,  wobei 
wir  der  Einfachheit  halber  die  Metalle  in  einer  Summe  an- 
führten. Wir  erhalten  so  nachstehendes  Bild: 


li 
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Zeitraum 

Jahre 

Total 

der 

Ballen 

Durch- 
schnitt 
pro  Jahr 

Total  der 
Metalle 
in  Ztr. 

Durch- 
schnitt 
pro  Jahr 

3.  XI.  1667  bis  13.  III.  1668 

1/3 

1171 



212 

_ 

15.  III.  1668  bis  EndeIII.1670 

2 

9720 

4*860 

1*877 

938 

1.  IV.  1670  bis  11.  IV.  1672 

2 

5’905 

2’952 

1’678 

839 

— IV.  1672  bis  Ende  III.1675 

3 

7’128 

2’376 

3’079 

1*026 

17.  IV.  1675  bis  9.  IV.  1678 

3 

7*576 

2525 

2’028 

676 

13.  IV.  1678  . 26.  IV.  1679 

1 

2703 

2703 

1335 

1*335 

28.  VI.  1679  „ 3.  II.  1681 

l1/* 

4*247 

2’831 

2*053 

1*368 

11.  II.  1681  . 5.  11.1683 

2 

5*958 

2’979 

1353 

676 

9.  II.  1683  „ 8.  IV.  1688 

5 

13’844 

2768 

4*577 

915 

13.  IV.  1688  „ 9.  IX.  1697 

9l/a 

22’992 

2’420 

10*447 

1*099 

— IX.  1697  bis  Ende  IX.  1702 

5 

17*855 

3’571 

9*914 

1*982 

28.  IX.  1702  bis  1.  XII.  1708 

6 

21164 

3*527 

12*353 

2*058 

1.  XII.  1708  „ 3.  1.1714 

5 

20*431 

4*086 

8*807 

1*761 

1.  Ii.  1714  , 8.  I.  1717 

3 

12818 

4’272 

4*723 

1*574 

12  I.  1717  „ 3.  I.  1719 

2 

5’347 

2’673 

3*203 

1*601 

5.  I.  1719  „ 2.  IX.  1720 

l3/4 

3784 

2162 

2751 

1*572 

Aus  vorstehenden  Zahlen  ergibt  sich,  daß  der  stärkste 
Tuchimport  während  der  beobachteten  Periode  Ende  der 
1660er  Jahre  stattgefunden  hat.  Es  ist  dies  umso  bemerkens- 
werter, als  diese  Zeit  in  die  Ära  des  Residenten  Mouslier 
fällt,  in  welcher  die  „Lyoner“  speziell  unter  allerlei  Zoll- 
schwierigkeiten zu  leiden  hatten.  Wenn  nun  trotzdem  so  viel 
Leinwatt  nach  Lyon  ging,  so  haben  offenbar  die  Allianz- 
erneuerung von  1663/4  und  die  bei  jenem  Anlaß  gepflogenen 
Verhandlungen  betr.  den  Handel  (Gesandtschaft  Hochreutiner 
und  Escher)  zu  diesem  Ergebnis  mit  beigetragen. 

Was  den  Rückgang  in  den  1670er  Jahren  betrifft,  so 
dürfte  solcher  namentlich  durch  die  damaligen  kriegerischen 
Ereignisse  verursacht  worden  sein,  nach  dem  Frieden  von 
Nimwegen  1678  tritt  wenigstens  wieder  eine  Besserung  des 
Importes  ein. 

Eine  erhebliche  Senkung  bringen  dagegen  die  folgenden 
beiden  Jahrzehnte,  wozu  die  politischen  Verhältnisse  in 
Frankreich  wohl  Hauptveranlassung  gegeben  haben  werden. 
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Durch  den  Frieden  zu  Ryswick  1697,  der  dem  Lande  wieder 
etwas  Ruhe  brachte,  scheint  der  Handelsverkehr  neuerdings 
angeregt  worden  zu  sein. 

Um  die  Wende  des  17.  Jahrhunderts  können  wir  ein  ganz 
beträchtliches  Anschwellen  der  Einfuhr  konstatieren  und  zwar 
sowohl  in  Textilprodukten  als  auch  in  Metallen.  Während  der 
Tuchimport  aber  die  hohe  Jahresquote  von  1669  nicht  zu  er- 
reichen vermag,  so  finden  wir  1702/08  für  Metalle  nunmehr 
die  stärksten  Einfuhrziffern.  Wie  bekannt,  fällt  diese  Zeit  für 
Frankreich  in  eine  Epoche  großer  außenpolitischer  Verwick- 
lungen. Aus  den  früheren  Darlegungen  wissen  wir  jedoch, 
daß  damals,  trotz  der  Kriege,  durch  Vermittlung  unserer 
Kaufleute  der  französisch-deutsche  Handel  doch  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  aufrecht  erhalten  wurde.  Diese  Steigerung 
des  schweizer  Importes  in  Lyon  um  1700  darf  daher  als  eine 
eigentliche  Kriegskonjunktur  bezeichnet  werden. 

Interessant  ist  endlich  zu  beobachten,  wie  die  Tuch- 
einfuhr während  der  Regentschaft  des  Duc  d’Orleans  eine 
recht  empfindliche  Reduktion  erleidet.  Wenn  dabei  der  Me- 
tallimport sich  gleichwohl  auf  einer  konstanten  Höhe  zu  halten 
vermochte,  so  liegt  die  Erklärung  hiefür  vermutlich  darin, 
daß  diese  Produkte  für  den  französischen  Heeresbedarf  in 
Frage  kamen,  der  ja  gerade  in  jenen  Zeiten  besonders  groß 
gewesen  sein  muß. 

Natürlich  haben  neben  den  skizzierten  politischen  Mo- 
menten auch  die  früher  geschilderten  Zoll-  und  Steuer-Kon- 
flikte zu  den  Schwankungen  der  Einfuhr  erheblich  beige- 
tragen. Da  aber  näherer  Aufschluß  über  die  Qualität  des 
Tuchimportes  fehlt,  lassen  sich  leider  die  Wirkungen  jener 
Streitigkeiten  nicht  speziell  feststellen. 

Bei  alledem  ist  indessen  noch  zu  berücksichtigen,  daß 
obige  Quantitäten  lediglich  einen  Teil  des  schweizer  Importes 
nach  Frankreich  darstellen.  So  mußte  der  erhebliche  Anteil 
des  Käse-  und  Viehexportes  mangels  bestimmteren  Angaben 
außer  Betracht  gelassen  werden.  Ferner  konnte  die  Quote 
der  Zürcher  und  basier  Manufakturen  aus  gleichen  Gründen 
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nicht  berücksichtigt  werden.  Desgleichen  bleibt  der  Anteil 
des  schweizer  Handels,  der  über  das  Elsaß  nach  Frankreich 
ging,  unbekannt.  Die  aufgestellte  Fiktion,  daß  um  1620  die 
st.  gallische  Einfuhr  die  Hälfte  des  gesamten  schweizer  Im- 
portes darstelle,  durfte  nicht  übernommen  werden  im  Hin- 
blick auf  die  Entwicklung,  welche  Handel  und  Gewerbe  in  der 
Eidgenossenschaft  seit  jenem  Zeitpunkt  erfahren  hatten. 
Obige  Zahlen  genügen  uns  indessen  zur  Erkenntnis,  daß  der 
Handelsverkehr  mit  Frankreich  in  diesem  halben  Jahrhundert 
für  unser  Land  von  großer  Bedeutung  gewesen  sein  muß. 
Ohne  Zweifel  stellt  dieser  Abschnitt  von  1667  bis  1720, 
welcher  sozusagen  mit  der  Regierung  Ludwigs  XIV.  zusam- 
menfällt, die  Blütezeit  der  französisch-schweizerischen  Han- 
delsbeziehungen dar,  wenn  auch  unsere  Landsleute  in  Frank- 
reich in  diesen  Jahren  allerlei  Beschwerden  ausgesetzt  waren. 
Es  darf  dies  aus  den  spärlichen  Angaben  über  den  Handels- 
verkehr im  weiteren  Verlauf  des  18.  Jahrhunderts  geschlossen 
werden. 

So  wird  1737  die  Jahreseinfuhr  der  „Nation“  auf  2’948 
Ballen  Tuch  beziffert  und  deren  Wert  auf  ca.  IV2  Millionen 
Livres  berechnet,  wobei  man  allerdings  aus  besonderen  Grün- 
den die  Balle  nur  zu  500  L.  schätzte.  Für  das  Jahrzehnt 
1746/51  reduzierte  sich  der  Import  auf  16’841  Ballen,  d.  h. 
2’806  Ballen  pro  Jahr,  welche  ä L.  600. — einen  Wert  von 
L.  1’683’600. — repräsentierten.  Dazu  kamen  noch  durch- 
schnittlich 1,3  Millionen  L.  für  Käse  und  Metalle,  total  also 
eine  Einfuhr  von  rund  3 Millionen  Livres.  Für  1770/76  da- 
gegen berechnet  man  die  durchschnittliche  Tucheinfuhr  pro 
Jahr  auf  2’172  Ballen,  während  an  Käse  und  Metallen  in  dieser 
Zeit  eher  mehr  als  für  1,3  Millionen  L.  jährlich  importiert 
worden  sein  dürfte.  Zieht  man  noch  die  Entwertung,  welche 
die  französische  Valuta  im  Laufe  dieser  Jahre  erfahren  hatte, 
in  Betracht,  so  kann  aus  Vorstehendem  ersehen  werden,  daß 
der  direkte  schweizer  Import  nach  Frankreich  seit  Anfang 
des  18.  Jahrhunderts  langsam  an  Bedeutung  verliert.  Na- 
mentlich die  Tucheinfuhr  erreicht  um  1770  knapp  die  Quote 
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der  Krisenjahre  1719/20.  Käse  und  Metalle  anderseits  bleiben 
in  steigendem  Maße  begehrt.*)  Es  muß  indessen  beigefügt 
werden,  daß  neben  diesem  offiziellen  Import  noch  ein  um- 
fangreicher Schleichhandel  blühte.  Zudem  wissen  wir,  daß 
z.  B.  bedruckte  schweizer  Tücher  das  von  der  Ostindischen 
Kompagnie  erwirkte  Einfuhrverbot  durch  indirekten  Import 
über  England  zu  umgehen  wußten.**)  Daneben  darf  dann 
nicht  unberücksichtigt  gelassen  werden,  daß  seit  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts  der  französische  Export  nach  der  Schweiz 
erheblich  zugenommen  hat,  wobei  er  allerdings  nicht  mehr 
wie  ehemals  fast  ausschließlich  in  den  Händen  der  eidg. 
Kaufleute  gelegen  haben  dürfte.  Alles  in  allem  bildete  Frank- 
reich somit  im  18.  Jahrhundert  doch  noch  ein  wichtiges  Ge- 
biet für  die  Alimentation  von  schweizer  Handel  und  Gewerbe. 

Was  die  Entwicklung  der  schweizer  Produktion  betrifft, 
so  haben  uns  die  früheren  Darlegungen  gezeigt,  wie  die 
heimischen  Manufakturen  aus  ihrem  bescheidenen  Rahmen 
zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  im  weiteren  Verlauf  der  Zeit 
herausgetreten  sind.  Die  zwei  Beilagen  aus  der  Zeit  um  1670 
und  von  1722  lassen  erkennen,  daß  das  in  der  zweiten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  wiedererwachte  gewerbliche  Leben  der 
Heimat  im  geschilderten  Zeitraum  nicht  nur  eine  starke  Ver- 
breitung in  den  Hauptgebieten  der  alten  Eidgenossenschaft 
erfahren,  sondern  durch  zahlreiche  Neuerungen  eine  reiche 
Gliederung  in  die  mannigfaltigsten  Produkte  erhalten  hat. 
Neben  der  Umgestaltung  der  politischen  Richtlinien  in  der 
Schweiz  seit  dem  16.  Jahrhundert  und  der  sog.  Refugianten- 
industrie,  haben  hiezu  die  Handelsprivilegien  in  Frankreich  in 
besonderem  Maße  beigetragen.  Wie  wir  eingangs  erwähnten, 
sind  diese  Vorrechte  einst  handelspolitischen  Motiven  der  fran- 
zösischen Krone  entsprungen.  Es  war  nun  ein  Glück,  daß 
diese  Begünstigungen  von  den  Schweizern  frühzeitig  durch 
Staatsvertrag  wenigstens  einigermaßen  gesichert  wurden. 


*)  vgl.  Wild,  H.,  l.c.  pag.  281,  371. 

**)  vgl.  G e e r i n g II,  1.  c. 
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Mit  aus  diesem  Grunde  vermochte  man  in  der  Folge  den  Be- 
strebungen Frankreichs,  diese  ihm  lästig  werdenden  Stipu- 
lationen aufzuheben,  so  lange  zu  widerstehen. 

Daß  dieser  Privilegienkampf  schweizerischerseits  wäh- 
rend 300  Jahren  mit  einem  gewissen  Erfolg  durchgefochten 
werden  konnte,  ist  indessen  das  Hauptverdienst  unserer  Aus- 
landspioniere, der  schweizer  Kaufleute  in  Lyon.  Durch  die 
zähe  Verteidigung  ihrer  Vorrechte  haben  sie  namhaft  mitge- 
wirkt zur  Hebung  des  wirtschaftlichen  Lebens  in  der  Eidge- 
nossenschaft. Als  um  1790  die  letzten  Glieder  der  „Nation“, 
unter  Preisgabe  der  einstigen  günstigen  Position,  sich  in  die 
Heimat  zurückziehen  mußten,  war  auch  ihre  teils  wohl  unbe- 
wußte Mission  erfüllt.  Das  heimische  Gewerbe  hatte  sich  zu 
konkurrenzfähigen  Industrien  entwickelt,  die  Absatzgebiete 
waren  erschlossen,  die  Handelsrelationen  zwischen  den  bei- 
den Ländern  aber  hatten  sich  inzwischen  derart  gestaltet, 
daß  jede  Partei  erhebliches  Interesse  an  deren  ungestörten 
Aufrechterhaltung  hatte.  Diese  Reziprozität  konnte  für  die 
verlorenen  Privilegien  insofern  etwelchen  Ersatz  bieten,  als 
dadurch  der  Boden  zu  einer  handelsvertraglichen  Neuord- 
nung geschaffen  wurde,  zu  der  nunmehr  beide  Kontrahenten 
gewichtige  Momente  in  die  Wagschale  zu  werfen  hatten. 


Beilage  I. 


Zürcher  Staatsarchiv:  Beziehungen  zum  Aus- 
land, Frankreich,  1671  — 1680.  A.  225,  17. 

Wolmeinliche  Deduction-Schrift,  darinnen  kurtzlich  vor  äugen 
gestelt  wirt,  us  was  Ursachen  die  Handels-Freyheiten  in  Franck 
Reich  von  einer  hochlobl.  Eydtgnosschaft,  als  ein  allgemeines 
Standts-Interesse  solle  embrassiert,  angesechen  und  vertädiget  wer- 
den. Den  hochen  Oberkeiten  besagter  lobl.  Eydtgnosschaft,  von 
Ihren  gesampten  angehörigen  Kauf-  und  Handels  Lüthen,  zu  gegen 
wärtigen  Zeiten  darumb  nothwendig  remonstriert  und  zu  reiflichem 
bedencken  angelegenlich  und  in  underthenigkeit  vorgestelt  damit 
sie  nit  allein  Ihrer  Schuldigkeit  und  eignem  gewüssen  ein  genügen 
thun,  sondern  auch  uf  allen  widrigen  erfolg  gegen  jedermennigklich, 
bevorab  aber  der  lieben  posteritet  hierdurch  entschuldiget  verblei- 
ben mögind. 


Nach  demme  Unsere  frommen  Altforderen  je  unnd  allwegen  weiss- 
lich  behertziget,  was  grosses  und  wichtiges  Ihrem  gemeinen  Eydtgn. 
Stand  und  wesen  an  den  freyen  handel-  und  begangenschaften,  gelegen, 
haben  sie  nächst  verfächtung  Ihrer  wolhargebrachten  Stand-  und  Landts 
Freyheiten  sich  hochangelegen  sein  lassen  die  Kaufmannschaft  und  Hand- 
lungen gegen  umbliegenden  Fürsten  und  Ständen  insgemein:  besonder- 
bar aber  gegen  der  Cron  Franck  Rych  zu  pflantzen  und  zu  erhalten, 
und  obwolen  Sie  gegen  andren  Orthen  auch  erträgliche  gwerb  und 
handelschaften  hetten  anstellen  können,  so  haben  sie  gleichwolen,  theils 
wegen  bequemer  landtsgelegenheit,  theils  wegen  von  seiten  der  Cron 
Franck  Rych  jeder  Zeith  angesuchter  enger  fründtschaft  und  Verbindung 
auch  anerbotener  vortheilhafter  Immuniteten  und  Handlesfreyheiten  sel- 
bige Handlungen  allen  anderwertigen  gelegenheiten  vorgezogen,  gestal- 
ten sie  vor  mehr  als  200  Jahren,  und  seith  selbiger  Zeith,  insonderheit 
A°  1515  und  16  under  Francisco  I bei  anlaas  des  Ewigen  Fridens,  und 
volgendts  confirmative  under  Henrico  II  A°  1552  und  53,  solche  Immuni- 
teten, Handels  Freyheiten  und  vortheil  usgewürckt,  dass  die  gemein- 
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nützigen  Commerden  in  mercklichen  aufgang  gebracht,  und  als  die  vor- 
nemmste  gnussame  von  der  Frantzösischen  Fründtschaft  und  Pündtnuss 
jederweilen  gehalten  und  angesechen  worden:  gestalten  dan  wolge- 
dachte  Fromme  Vorderen  wan  ihnen  hierinnen  eintrag  beschechen  wol- 
len, sich  allweg  dapfer  widersetzt,  und  von  allen  hernach  gefolgten  Kö- 
nigen, welche  die  Eydtgn.  Fründtschaft  und  gute  verstandtnuss  theür 
und  werth  gehalten,  ansehenliche  patentes,  kreftige  cofirmationen,  gün- 
stige Urthlen  und  vorsprüch  erlanget,  und  hierinnen  weder  müeh  noch 
umbkösten  gespahret. 

Under  dem  dissmahls  regierenden  König  in  Franck  Rych,  hat  man, 
uf  vernommene  Infractiones  und  einbrüch,  auch  nichts  verabsäumet,  und 
sonderlich  bie  der  jüngst  erfolgten  Pundts-erneüwerung  die  Handles- 
freyheiten  in  und  us  Franck  Rych,  als  einem  Vornemmen  essential  und 
haupt-puncten  des  Pundts,  in  zimmlicher  acht  gehalten,  auch  deswegen 
würcklich  eine  königliche  bestetigungs  patente  erhebt:  was  maasen  aber 
siderhar  dis  Edle  Kleinot  gleichsamm  in  das  Koth  getruckt,  die  Zohls, 
und  andere  Handelsfreyheiten,  mehr  als  jemahlen,  durch  allerhand  un- 
erträgliche neuwerungen  und  beschwerden,  sonderlich  diser  Zeith,  durch 
einen  ohnerhörten,  überaus  steigenden  Zohl  von  30  p cento  belegt  und 
beschwert,  die  ansechenliche  alt-  und  neuwe  freyheits  Brief  geschwecht, 
und  wan  man  dan  das  Recht  hierumb  zu  suchen  begehrt,  wider  den  hei- 
teren buchstaben  und  innhalt  der  königl.  patente  von  A°  1658  die  Sach 
für  einen  ungünstigen  und  unbefuegten  Richter  gezogen,  und  also  eine 
lobl.  Eydtgnosschaft  nach  und  nach  der  von  so  langer  Zeit  har  mit  treu- 
wen  Diensten  gepflantzten,  mit  vil  müeh  und  kosten  in  gang  gebrachter, 
und  bis  dato  eiterigst  vertädigten  Handelschaften  gegen  Franck  Rych 
und  dem  Eisass,  beraubet  werden  wollind,  ligt,  leider!  nur  all  zu  heiter 
am  tag. 

Wirt  deswegen  eine  hoche  nothwendigkeit  sein,  dass  bie  so  be- 
wandten  Dingen,  eine  gesambte  lobl.  Eydtgnosschaft  nach  den  ruhm- 
würdigen Exempel  Ihrer  Voreltern  mit  einhelligem  Schluss  sich  dahin 
möglichster  maasen  befleisse,  daß  dis  hoch  importierende  geschäft,  mit 
neuwem  eifer  behertziget  und  reassumiert,  zermahlen  nach  heilsamm 
und  bequemen  mitlen  getrachtet  werde,  daß  nicht  etwan  disser  hochlobl. 
Standt,  zu  seiner  beschimpfung  und  nachtheil  umb  dissen  imm  Ewigen 
Friden  und  allen  Pündtnussen  jewylen  vorbehaltenen  und  wol  verseche- 
nen  vortheil  gebracht,  und  die  handelsgelegenheit  anderswo,  mit  neuwer 
müeh  und  kosten  zubewerben  benöthichet  werde. 

Und  dass  umb  so  vil  desto  mehr,  wylen  gewüsslich  nicht  nur  dem 
ein  oder  anderen  Orth  und  Stadt  lobl.  Eydtgnosschaft,  sondern  allen  ins 
gemein,  und  einem  jeden  derselben  insonderheit  hieran  ein  sehr  wich- 
tiges glegen,  Gestalten  ein  jeder,  der  mit  Vernunft  und  etwelcher  Landts- 
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erfahrenheit  begaabet,  theils  bie  ihme  selbsten  leichtlich  ermessen,  theils 
uss  hernach  kürtzlich  eingefüehrter  Deduction  und  Erzehlung  augen- 
scheinlich zu  ersechen, 

Daß  ein  lobl.  Stadt  Zürich  bie  erhaltung  der  Zohls  und  Handels- 
freyheiten  in  FranckRych,  wegen  des  dessnacher  erhebenden  Gleit-  und 
Brüggen  gelteren  bekanter  Handelschaften,  dardurch  sich  bie  ihnen  und 
andern  Orthen  so  vil  mangelbare  Lüth  ernehren,  und  anderer  bekanter 
nutzbarkeiten,  nit  ein  merkliches  Interesse  habe,  wirt  niemand  ab  sein. 

Eine  lobl.  Stadt  Bern  ist  ebenmessig  hierin  hoch  interessiert,  nit 
allein  wegen  dess  neuwlich  in  ihrer  Landtschaft  entstandnen  Lyn- 
w a 1 1 gewerbs  und  fabric,  sondern  auch  wegen  ihres  dessnachen  zeu- 
chenden  nammhaften  Gleits,  Bruggen-gelteren,  großen  Passes  und  tran- 
sits  aller  hand  Wahren  uss  übrigen  Orthen  der  Eydgnosschaft,  Item 
Käs-Butters  und  andren  verschlisses,  so  gegen  FranckRych  ohne 
underlaas  gebrucht  wirt. 

Eine  lobl.  Stadt  L u c e r n hat  hierinnen,  auch  ihren  mercklichen  an- 
theil,  theils  wegen  ihres  bewußten  gespunstwesens,  von  S y d e n 
und  Wullen,  im  Merrischwand,  Rothenburg  und  anderen  Aempteren, 
sonderlichen  auch  wegen  ihres  neuwlich  angehebten  Lynwatt-ge- 
w e r b s by  Münster  herumb,  item  des  P f e r d t und  Vychhandels 
und  anderer  kommlichkeiten. 

Ein  lobl.  Orth  U r i hat  auch  nit  geringe  ertragenheiten  von  dem 
berüemten  Pass,  über  den  Gotthart  us  Italien,  und  starcken  pass,  fracht 
und  transport,  der  in  der  Eydtgnosschaft  fabricirt  und  gearbeitetten 
wahren,  danachen  dissem  Orth  erkleckliche  Weg-  Gleit  und  Bruggen- 
gelter fallen,  und  eine  erspriessliche  wasserfahr  verursachet  wirt. 

Daß  lobl.  Orth  Schwytz  hat  bie  solchem  gescheft  auch  ein  son- 
derbares interesse,  wylen  es  nit  allein  in  der  Marek,  Gaster  und  den 
Höfen  der  zürichischen  Handelschaft  von  der  Baumwollen -ge- 
s p u n s t , zu  gutem  seiner  Landts  Liithen  geniesst,  sondern  auch  von 
den  frachten  zu  Wesen  und  Grynauer,  dessgleichen  von  den  Recker-  und 
Schiffmeistereyen  gegen  dem  Zürich  und  Wallenstadter  See,  nit  gerigen 
nutzen  bezücht,  zemahlen  zu  Brunnen  und  anderer  Orthen  erspriessliche 
Brugg-  und  Gleitgelter  erheben  thut. 

Und  obwolen  es  scheint,  ein  lobl.  Orth  Underwalden  habe  bie 
dissen  Handles  Freyheiten,  die  wenigste  genussame,  so  befindt  es  sich 
glychwolen  nit  minder  in  dissem  allgemeinen  interesse  verknüpft,  theils 
wegen  habenden  antheils  an  beherschung  der  gemeinen  Herrschaften, 
welche  hieraus  ihre  ohnentberliche  nothdurft  zeuchen,  und  denen  diss 
lobl.  Orth,  so  wol  als  andere  Mitregierende,  mit  hoch  oberkeitlichen 
pflichten  zu  allem  guten  verbunden,  zugeschweigen  dess  particular- 
nutzens,  so  es  gleicher  gestalten  von  lydenlichem  wynzohl  in  den  El- 
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sassischen  Landen,  darus  Underwalden  sich  auch  versechen  thut, 
haben  kan, 

Ein  lobl.  Stadt  und  Ampt  Zug,  hat  hievon  auch  nit  geringe  nutz- 
barkeiten,  theils  wegen  der  durch  ihre  Landschaft  gebruchende  Durch- 
fahrt und  trachten,  theils  wegen  der  Syden,  wullen  und  baum- 
wullengespunsten  zu  Mentzingen,  Aegeri  und  anderen  Aemp- 
teren,  darvon  vil  der  ihrigen  gnussamlich  erhalten  werden. 

Das  lobl.  Orth  Glarus,  bezeuchet  hiervon  auch  eine  ansehenliche 
nutzbarkeit,  wegen  des  in  ihrem  Land  wachsenden  flachses,  und  dess- 
nacher  erspriesslich  spysen  Lynwaat  gwerbs,  dessgleichen  wegen 
dess  Bruggen-gelts  by  der  Zieglbrugg,  der  Schiffmeisterey,  dess  fre- 
quentierten transport  viler  kaufmanns  güeteren  und  andres  der  gleichen. 

Eine  lobl.  Stadt  Basel  hat  hierbie  ein  bekantes  und  in  keinen 
Zweifel  zeuchendes  interesse,  nit  allein  wegen  dess  gegen  dem  Eisass 
ohnablesslich  gebruchenden  Zohl-wesens,  sondern  auch  wegen  ihrer  Bür- 
gerschaft absonderlichen  Handlungen,  item  der  Frachten,  Brüggen-  Gleit 
und  anderer  hiervon  erschiessender  gelteren  und  Emolumentea 

Welcher  maassen  eine  lobl.  Stadt  Freyburg,  wegen  habender  er- 
tragenlicher  Tuch-  und  Käs  Handlungen,  item  wegen  dess 
Ross  - und  Vych  gwerbs,  der  Gleitgelteren  und  stettigen  transports 
der  wahren,  von  dissem  allgemeinen  interesse,  auch  nit  ussgeschlossen 
werden  könne,  gibt  die  Vernunft  zu. 

Eben  so  wenig  kan  eine  lobl.  Stadt  Solothurn  hierin  vorbie  ge- 
achtet werden,  wegen  bekanter  Situation  zu  immerwehrender  Durchfuhr 
der  in  FranckRych  gehenden  kaufmanns  güeteren,  der  desswegen  be- 
zeuchenden  Gleit-  und  Bruggen-gelteren,  in  gleichem  wegen  ihrer  parti- 
cular  handlungen,  mit  Tüecheren,  Vych,  und  anderen  Sachen. 

Eine  lobl.  Stadt  Schaffhausen,  hat  bie  jetzt  erzelten  Emolu- 
menten nit  geringen  antheil,  sonderlichen  wegen  der  Kupf  er-hand- 
1 u n g,  des  transits  und  Durchfuhr  viler  wahren,  frachten,  und  anderer 
ertragenheiten  von  der  Rhynfarth. 

Die  drü  lobl.  Orth  Appenzell,  Abt  und  Stadt  St.  Gallen, 
sind  bie  dissem  allgemeinen  interesse,  theils  wegen  jetzt  angedüther 
Ursachen,  theils  aber  und  insonderheit,  wegen  des  berüemten  so  nutz- 
baren Lynwattgwerbs  mercklich  engagiert. 

Also  dass  kein  Orth  uss  gantzer  lobl.  Eydtgnosschaft  zu  benennen, 
das  nit  seine  besonderbare  nutzbar-  und  erspriesslichkeiten,  an  und  bie 
dissen  Handelsfreyheiten  gegen  FranckRych  habe. 

Ins  gemein  habend  bie  demselbigen,  ihre  Hoch-Oberkeitliche  pflich- 
ten und  obligenheit  die  lobl.  Acht  Alten  Orth,  wegen  ihrer  beherschen- 
den  gemeinen  underthanen  imm  Thurgöw,  Rhynthall,  Sar- 
gans,  Baden  und  den  Freyen  Aempteren,  welche  mehrentheils 
ihre  nahrung,  von  den  handelschaften,  sonderlich  dem  L y n w a 1 1 - 
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gwerb  und  den  gespunsten  dergestalten  schöpfen,  daß  ohne  die- 
selbige  ein  guter  theil,  disser  armen  Lüthen  üssersten  Hunger  und  maugel 
leiden  müessten.  Und  gewüsslich,  im  grund  darvon  zu  reden,  wan  sich 
die  handlungen  steckhen  oder  gar  verlieren  solten,  worvon  wolte 
der  beste  theil  der  underthanen  unnd  angehörigen  viler  Orthen 
leben?  welch  ein  erbärmlicher  Schwall  viler  Armen  und  mangel- 
barer Lüthen  würde  nit  den  hochen  Oberkeiten  über  den  Hals 
wachsen?  welche  Klöster,  Aempter  oder  jährliche  einkommen  wolten 
gnugsamm  sein,  so  vil  hungerstottige  arme  angehörige,  welche  ohne 
die  Gwerb-  und  handlungen  kein  stuckh  brots  zugewinnen  wüssen, 
zu  erhalten,  welch  einen  mercklichen  abgang  müessten  nit  alle  und  jede 
Oberkeiten  an  ihrem  Gleit-pass  und  fracht-wesen  erleiden?  anderer  und 
anderer  nutzbarkeiten  und  Profits,  so  man  jedermennigklichem  selbs  zu 
behertzigen  überlast,  zu  geschweigen. 

Nach  welchen  hoch  bedrucklichen  angelegenheiten  und  bisshar  er- 
zelltem  allgemeinen  und  sonderbaren  interesse  eine  lobl.  Eydtgnosschaft 
ohnvermydenlich  wirt  verleitet  werden,  diss  gescheft  als  ein  allgemeines 
Vatterländisches  Standts  und  Landts  Interesse  ein  müethig  zu  erkhen- 
nen:  alle  mittel  und  gelegenheiten  umb  allen  schädlichen  neuwerungen 
und  beschwerden  eiterigst  zu  steüren  und  zu  wehren,  fürderlichst  zu  er- 
greiffen,  und  mit  gesamptem  Rath  und  ein  müethigem  Schluss  ohnab- 
lessliche  nachtrachtung  zu  pflegen,  wie  das  zu  Zerrüttung  sinckende 
frantzösische  Zohl-  und  Handelswesen,  (wie  dann  jetzige  Zeit,  eingangs 
behörter  massen,  von  vilen  in  der  Eydtgnosschaft  fabricirten  wahren  der 
dritte  theil  des  Werths  von  den  Zollern  abgeforderet  und  exigiert  wirt), 
widerumb  in  besseren  zustand  zu  richten,  die  würckliche  geniessung  so 
viler  herrlicher  Freyheiten,  exemtionen  und  verkommnussen  zu  erhalten 
und  alle  widrige  bosshafte  einströuwung  abzu  lennen  sein  möchte. 

Und  weilen  die  erfahrung  von  geraumer  Zeit  haro  bezeuget,  dass 
ein  solches  weder  durch  vilfaltige  sehr  kostbare  Gesandtschafften,  Depu- 
tationen, noch  durch  öftere,  mehrtheils  ohnbeantwortete  oder  eludierte 
Sendschreiben,  noch  durch  expresse  ausgefertigte  Courriers  und  Post- 
läuffer,  zu  wegen  zu  bringen  gewesen,  sondern  die  Sache  dardurch 
nur  noch  ärger  und  böser  worden,  zu  empfindlich  Beschmähung  des  lobl. 
Eydtgnössischen  Standts,  und  grossem  nachtheil  desselbigen  gemeinen 
Interesses,  wirt  hochnothwending  sein  nach  irgend  einem  anderen  be- 
quemer und  heilsammeren  mittel  zu  trachten  und  hierdurch  zu  disem  so 
erwünschten  Zweck  befröuwlich  zu  gelangen.  Gestalten  man  dann  an 
bester  Zuneigung  zu  einem  so  wichtigen  und  höchst  erforderlichen  Ge- 
schefft  das  beste  vertrauwen  traget,  und  an  weisen,  glückselig  und  ge- 
segneten Rathschlägen  keinen  Zweifel  haben  thut.  Den  Allerhöchsten 
bittend,  Er  das  Geschefft  selbs  mit  gnaden  leiten,  heilsame  consilia  ein- 
geisten  und  alles  zu  erwünschtem  usstrag  verleiten  wolle! 
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Beilage  II. 

Zürcher  Staatsarchiv:  Missiven-Protokoll  des 
Direktoriums  Zürich.  D31a. 

Instruktion  auf  den  woledlen,  vesten  Herren,  Haubtmann  und 
Direktor  Salomon  Ott,  was  derselbe  in  löbl.  Directorii  allhiesiger 
Kaufmannschaft  Namen,  auf  dem  den  26.  dis  lauffenden  Monats  an- 
gesetzten Kraystag  zu  Mörspurg  zu  verrichten  hat. 


Nachdeme  die  traurige  Contagion  in  Frankreich  annoch  immer  an- 
halt  dardurch  ein  und  ander  Ohrt  zu  mehreren  Versorgungen,  ja  sogar 
mit  vorhabender  Spehr  des  Handels  und  Wandels  aufgeweket  wird,  wie 
dann  ein  solche  von  Seithen  des  Schwäbischen  Crayses  gegen  der  lobl. 
Eydtgnosschaft  vorzunehmen  entschlossen  anscheinen  wollen,  so  Ur. 
Gn.  HH.  allbereith  durch  vor  einich  Wochen  zu  abhebung  eines  so  höchst 
schädlichen  Bahns,  mit  einer  absendung  an  die  zwey  ausschreibende 
Crays-Fürsten,  landsvätterlich  behertziget  und  aber  nicht  völlig  zu  er- 
halten vermögen,  gleichwohlen  die  fehrnere  verhör  nicht  gäntzlich  abge- 
schlagen, sondern  auf  dem  den  26.  dis  in  Mörspurg  angesetzten  Crays- 
Tag,  mit  nachrichtlich  verlangenden  Informationen  gestattet  werden 
solle,  da  nun  Ur.  Gn.  HHrn.  abermahlen  gnd.  geneigt,  einen  Ihrer  Hrn. 
Rahts  Secretarien,  zur  behandlung  der  Expedientien,  wie  die  Commercien 
gegen  einanderen  frey  und  offen  bleiben  mögind,  dahin  auf  obbedeutete 
Zeit  abzuordnen,  Wann  nun  in  ansehung  der  allhiesigen  Fabriquen  be- 
schaffenheit  und  wohar  alle  darzu  brauchende  ingredientia  auch  wie  sel- 
bige in  Verarbeitung  tractirt  werdind,  die  vollständige  berichte  von- 
nöhten  und  begehret  werden,  darzu  dann  vor  erforderlich  befunden  wor- 
den, damit  dasselbige  auf  alle  etwann  sich  zutragende  Objectiones  desto 
gründlicher  erfolgen  möge,  ein  Ehrengliedt  aus  der  Kaufmannschaft 
nebent  dem  Hrn.  Rahts  Substitut,  der  demselbigen  mit  allen  die  kauf- 
mannschaftliche wüssenschaft  ansehenden  berichten  assistieren  thüge, 
abzuschicken,  als  wird  Euch  meinem  hochg.  Herrn  hiermit  aufgetragen, 
auf  die  bestimmte  Zeit  abzureisen  und  nach  Mörspurg  Euch  zu  verfügen, 
da  dann 

1.  Was  immer  wegen  allhiesigen  Fabriquen  und  Handelschaft,  dem 
Hrn.  Rahts  Substitut,  vor  Rahteinschlägen  und  Nachrichten,  zu  seiner 
behandlung  und  kaufmannschaftlichem  besten,  nützlich  und  beförderlich, 
vonnöthen  seyn  möchte  nach  Euver  davon  besitzender  schöner  wüssen- 
schaft  in  allem  zu  ertheilen  habend. 
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2.  Auch  habend  Ihr  Hern  Rahts  Substitut  bey  der  audienz  und  jn- 
formation  der  anwäsenden  Fürstl.  Crays-  und  anderen  Ministren  zu  assi- 
stieren und  der  Fabriquen  halben  wie  auch  wegen  du  crü  du  Pais  oder 
was  hier  im  landt  wachset  die  erforderliche  remonstrationes  wie  her- 
nach folgend  und  wie  Euch  sonsten  am  aller  besten  bekannt,  auf  erfor- 
derenden fahl  abzulegen. 

3.  Demnach  wohar  der  Fabriquen  ingredientia  kommen,  und  was 
aus  selbigen  fabricirt  werde,  werdend  Ihr  vorstellen. 

Wullen,  so  hier  in  dem  land  falt,  dannethin  aus  Schwaben  und 
anderer  Ohrten  Teutschlands  und  Saxen  und  Italien,  keine  aber  aus 
Frankreich  hieher  gebracht  werde.  Aus  selbiger  werde  fabricirt 
Crespon,  krause  und  glatte  Burath,  Calamanque,  Scotti,  Sargen,  Ette- 
minen,  Beutel,  Sommer-  und  Winter  Strümpf,  Kappen,  Carpetten  und 
andere  Gattung  wullene  auch  zum  theil  halb-leynenen  Zeug. 

S y d e n , welche  aus  Italien  und  zum  theil  aus  Holland  indianische 
Seyden  anhero  gebracht  werde.  NB.  keine  aber  aus  Frankreich.  Aus 
selbiger  werde  fabricirt,  Tramen,  Filadi,  Organzin,  Seyden,  die  hernach 
zu  Silber  und  Gold  gebraucht  werde,  Stäpp-  und  Näh-Syden,  aus  wel- 
chen qualiteten  zum  theil  gemachet  werdint,  Flor,  Crepes,  allerhand 
seydene  Mouchoirs,  Taffet,  Sammet,  Damast,  Gaasen,  allerhand  seydene 
Zeug,  Floret  und  Taffet-Band,  seydene  Strümpf  und  Kappen. 

F 1 o r e t , welches  ein  abgang  seye  von  Seyden,  der  nur  aus  Italien 
zu  uns  gebracht  werde.  Aus  selbigen  werde  folgendes  fabricirt,  Floret- 
band,  allerhand  Floret-Zeug,  Garn,  Watten,  Seyden  Stumpen,  Strümpf 
und  Kappen. 

Lein  - und  Hanff:  welcher  in  unseren  landen  wachse  oder  aus 
dem  Marggraffen  landt  und  Breysgeuw  hiehar  gebracht  werde,  dannet- 
hin werde  auch  Garn  aus  Niderlandt  und  Schlesien  zu  uns  gebracht.  Aus 
welchem  allem  fabricirt  werdint,  Schnupf-Tücher,  halb  seyden  und  halb 
bauwelene  Zeug. 

Kameelhaar  - oder  Arabisch  Geisshaar:  dergleichen  aus  Italien 
und  Holland  in  das  land  gebracht  werde.  Aus  selbigen  werdint  mit 
Seyden-  und  Wullen  vermengte  Zeug  fabriciret. 

Gold  und  Silber:  aus  welchen  fabricirt  werdint  wie  unter 
Titul  Seyden  begriffen:  Gold-  und  Silber-Faden,  Spitz.Porten,  Galaunen, 
Dressen,  Fransen  etc. 

Baum-Wullen:  welche  allhero  gebracht,  von  Venedig,  Hol- 
land, Engelland,  und  Hamburg,  keine  andere  auch  hinein  gelassen  wer- 
den. Es  seye  demnach  in  unsere  Landt  keine  andere  Baumwullen  aus 
Frankreich  eingelassen,  als  die  etliche  Monat  vor  der  Zeit  der  Cantagion 
in  Frankr.  in  das  Landt  kommen,  als  welche  über  das,  nicht  in  die 
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Stadt  admittiert  worden,  als  nach  ausgehaltener  ordentlicher  Quaran- 
taine  in  dem  angelegt  gehabten  erluftungshaus.  Aus  selbiger  werdint 
fabricirt,  allerhand  weisse  gebleickte  Hals-Tücher,  Musselinen,  Schleyer, 
gefärbte  Schnupftücher,  Zeug  oder  so  genante  Indienen,  Gansauer, 
und  andere  bauwelene  Zeug,  auch  Seydene  und  halb-bauwelene  Schnupf- 
Tücher,  allerhand  Strümpf  und  Kappen. 

"Wann  dann  obige  Waaren  hier  verfabricirt  werdint,  geschehe  es 
folgender  gestalten: 

a.  Die  Wullen  werde  sortiert  oder  erläsen,  geschlagen,  gekämblet, 
gesponnen,  gewäben,  dan  purgirt  oder  gewaschen,  gefärbt,  und  jedes 
nach  seiner  qualitet  appretirt. 

b.  Die  S e y d e n,  werde  gebunden,  gezwirnt,  abgesotten,  oder  ge- 
färbt, gezettlet,  gewäben,  fehrners  auch  zerschidenlich  appretirt. 

c.  Der  F 1 o r e t werde  gekämblet,  gesponnen,  zum  theil  gefärbt  und 
hernach  zum  Gwäb,  zu  allerleiy  Banden,  Zeug,  Strümpf  etc.  gebrauchet. 

d.  Der  Lyn  - und  Hanff  werde  gesponnen,  gewäben,  gebleickt, 
gefärbt  und  appretirt. 

e.  Das  Kameelhaar  werde  gezwirnt,  gefärbt  und  verwäben, 
und  die  darvon  gemachte  Zeug  appretirt. 

f.  Die  Baum-Wullen;  werde  erläsen,  gekämblet,  gesponnen, 
gewäben,  gebleickt  oder  gefärbt,  und  hernach  jedes  nach  seiner  arth 
appretirt. 

Aus  obigem  allem  seye  nun  klar  zu  ersehen,  dass  alles  dasjenige 
was  hier  im  Land  fabricirt  werde,  aus  Materien  bestehe,  die  aus 
Teutschland,  Italien,  Holl-  und  Engelland  hiehar  gebracht  und  kein  einig 
ingrediens  aus  Frankreich  darzu  gebraucht  werde. 

4.  So  viel  von  anderen  Fabriquen  übriger  lobl.  Eydtgnössischer 
Ohrten  bekannt,  seyind  folgende, 

Bern,  Wullen,  Seyden,  Floret-seydene  Strümpf,  Flor-  und  Taffetband, 
seydene  mouchoirs,  leinerne  Waar,  Hüet,  Indienen,  bauwelene 
Schnupf  Tücher,  allerhand  gantz-  und  halb-seydene  Zeug. 

L u c e r n,  Floret  und  wullene  Strümpf. 

Glarus,  halb  wullen  und  halb  leinerne  Zeug,  auch  ganz  wullen  Zeug 
und  Tuch. 

Basel,  Floret-  und  Taffetband,  seydene  und  halb-seydene  Zeug,  Floret 
und  wullene  Strümpf. 

Solothurn,  Wullene  Strümpf. 

Schaffhausen,  allerhand  Strümpf  von  Seyden  und  Floret. 
Appenzell,  St.  Gallen,  Thurgöw,  Toggenburg  und 
Rheynthall:  allerhand  Lynwatt  und  Flor. 
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5.  Wegen  dem  cru  du  Pais  oder  was  hier  im  landt  wachset  und 
falt,  werdent  Ihr  folgende  Species  anzeigen: 

Butter,  Käs,  Ziger,  geräucherte  Ochsenzungen,  Wein  und  andere 
Yictualien. 

In  unserem  landt  demnach  fallindt  an  Bältzwaar,  laut  beigefugtem 
Memoriale:  Fuchs,  Steinmarter,  Edelmarter,  Iltes,  Lämly  und  andere 
Fähl,  item  Menschen-Haar,  Geyss  und  Ross-Haar  zu  Perruquen. 

6.  Wann  diesemnach  in  anseheung  der  frantzösischen  Stoffe  was 
einwurff  geschehen  sollte,  könnend  Ihr  auch  wohl  sinceriren,  dass  der- 
gleichen keine  mehr  eingelassen  werdind. 

Routte  und  Quarantaine  Ohrt  zu  behandlen  ansehende,  werdent 
Ihr  nebst  ertheilenden  einschlag,  Hrn.  Raths  Substitut  zu  negotieren 
überlassen. 

Es  wird  übrigens  zu  Ewer  anwohnender  prudenz  und  Dexteritet 
das  beste  vertrauen  zu  erwünschter  verleithung  dieseres  so  wichtigen 
Geschäfts,  gesetzet,  darzu  Euch  aller  himmlischer  Säegen  und  glückliche 
Hin  und  Har  reiss  angewünschet  wird.  Act.  Freytags  den  23.  Jan.  1722. 

Coram  Directorio 


sig.  Hess  Mgst. 


Beilage  III. 


Zürcher  Staatsarchiv:  Statistik  der  in  Lyon  ein- 
getragenen Handelszeichen  von  Schweizer 
Kaufleuten.  1654  — 1788.  D 145—146. 


